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Vorrede. 



Vorliegende Schrift ist eine Ende December 1891 abge- 
schlossene Concnrrenzarbeit zu der vom Ansschnsse der n.-ö. 
Advocatenkammer, als Curatorium der Dr. Leopold Anton nnd 
Marie Dierl'schen Preisaufgabenstiftung, im Jahre 1890 aus- 
geschriebenen ersten juristischen Preisaufgabe: „Eine mono- 
graphische Darstellung der Sequestration nach öster- 
reichischem Rechte." (Vgl. Juristische Blätter. 1890, Nr. 26^ 
36, 47.) Der Umstand, dass dieselbe mit einem Preise bedacht 
wurde (Juristische Blätter. 1893, Nr. 17), veranlasst mich zu 
deren Veröffentlichung. 

Die Sequestration ist nicht nur nach österreichischem, 
sondern auch nach ausländischem und nicht minder nach römischem 
und gemeinem Rechte ein noch unklares, der juristischen Präci- 
sirung bedürftiges Institut und dies sonderbarer Weise, trotz Dem, 
dass dieselbe ein uraltes und in der Praxis häufig gehandhabtes 
processualisches Rechtsmittel ist. Der Grund hiervon liegt in 
ihrer bisherigen Vernachlässigung seitens der juristischen Wissen- 
schaft, und darin ist auch die Erklärung zu suchen für die Un- 
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IV Vorrede. 

Sicherheit der Praxis und die Verschiedenheit der Meinungen 
auf diesem Gebiete. 

Angeregt durch das Preisthema, aber auch in wohlthätiger 
Weise durch dasselbe beschränkt, unternahm ich den Versuch, 
die Sequestration zu construiren, wie sich dieselbe auf Grund 
der positivrechtlichen Bestimmungen des österr. Rechtes, mit 
Berücksichtigung ihrer historischen Grundlage ergibt, glaubte 
aber der gestellten Preisaufgabe im Uebrigen am besten dadurch 
gerecht werden zu können, wenn ich neben der Kritik und 
der systematischen Darstellung des Stoffes zugleich ein Werk 
liefere, in welchem alles auf die österreichische Sequestration 
Bezügliche aufgefunden und ohne des weiteren Hilfsmittels einer 
juristischen Bibliothek zu bedürfen — die ja dem Praktiker 
ohnehin in den selteneren Fällen zu statten kommt — unmittel- 
bar benützt und verwerthet werden könne. 

Dieser Gesichtspunkt veranlasste mich zunächst zur voll- 
ständigen Auftiahme aller auf die österreichische gerichtliche Se- 
questration bezughabenden „Hofdecrete, Resolutionen etc.", 
und zwar nach Ueberschrift, Wortlaut und Interpunction (auch 
Rechtschreibung) in authentischer Form, so wie sie in der 
officiellen Justizgesetzsammlung enthalten sind, da alle diese 
Momente für die richtige Interpretation und die Beurtheilung 
des Geltungsgebietes dieser Novellen von Bedeutung sein können 
und es immerhin als ein Mangel der M anzusehen Gesetzesaus- 
gaben bezeichnet werden muss, dass in denselben diese Hof- 
decrete etc. nicht nur nicht vollzählig aufgeführt, sondern 
auch in abgekürzter und häufig modernisirter Form wieder- 
gegeben sind. 
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Dass die vorhandene Literatur und die österr. Judi- 
catur eingehend berücksichtigt werden mussten, verstand sich 
von vorneherein von selbst; aber auch in dieser Beziehung 
v^ar der obenerwähnte, mich leitende praktische Gesichtspunkt 
für die Methode dieser Berücksichtigung insoferne massgebend, 
als ich mich — wie dies gewöhnlich geschieht, und bei der 
wissenschaftlichen Bearbeitung grösserer Rechtsgebiete auch 
kaum anders möglich ist — nicht darauf beschränkte, die be- 
treffenden Literatur- oder Quellenstellen und die Judicate blos 
zu citiren oder nur ihrem wesentlichen Lihalte nach anzuführen : 
sondern es mir vielmehr angelegen sein liess, dieselben, wo sie 
irgend von Bedeutung sind oder eine gegentheilige Ansicht zum 
Ausdrucke bringen, nach ihrem authentischen Wortlaute mit- 
zutheilen, zugleich aber auch mich mit denselben auseinander 
zu setzen. Denn blosse Citate, wie beispielsweise die Citirung der 
röm. Rechtsquellen nur nach der Stelle, wo dieselben im corpus 
juris aufzufinden sind, ohne ihre eigene Anführung, oder Citate 
wie: „Anderer Ansicht Exner, a. a. 0. S. 276" — sind für den 
Praktiker in der Regel von sehr geringem Werthe. 

Es ist nicht zu leugnen, dass durch diese Methode der 
^wörtlichen Citirung" die Art und Weise der Darstellung eine 
gewisse Breite erhalten hat , wohl nicht zum Vortheile des 
Autors, keineswegs jedoch, wie ich glaube, zum Nachtheile der 
Brauchbarkeit und Handlichkeit des Buches selbst, welches den 
Praktiker eben dadurch in die Lage versetzt, sich über alle 
Fragen der Sequestration leicht und sicher ein wohlbegründetes 
und selbständiges TJrtheil zu bilden. 

Sollte vorliegende Arbeit zur Klärung oder Festigung der 
Ansichten über die vielfachen , die österr. Sequestration be- 
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treffenden Fragen etwas, beitragen, so würde das für mich die 
werthvoUste Genugthunng für meine hierauf aufgewendete Mühe 
sein. Und so übergebe ich denn vorliegendes Buch hiermit der 
Oeffentlichkeit in der Hoffnung, das juristische Publicum werde 
die mancherlei Schwächen und Mängel desselben, deren ich mir 
wohl bewusst bin, mit Nachsicht beurtheilen. 

Prag, am 14. December 1893. 

Der Verfasser. 
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EINLEITUNG. 



Die Sequestration nach römischem Recht. 

Die Sequestration ist so alt wie das Processverfahren selbst. 
Mit derselben Naturnothwendigkeit , wie sieh die wesentlichen 
Formen des Processes sozusagen aus sich selbst, aus der Natur 
der Sache entwickelt haben, so hat sich gleichzeitig auch die 
Sequestration als das einfachste und zunächstliegende Sicher- 
stellungsmittel der im Streit befindlichen Parteien herausgebildet. 
Was lag auch näher, wenn über eine Sache ein Streit entstand, 
als sie zum Obersten oder Aeltesten des Stammes oder Volkes 
zu bringen, damit er den Streit entscheide und sie sofort dem- 
jenigen zuweise, dem sie gebühre, oder als sie, wenn dies nicht 
sofort geschehen konnte , mittlerweile bis dahin einem Dritten 
in Verwahrung zu geben. Und in der That hat nach den ältesten 
Zeugnissen für den Gebrauch des Wortes Sequester dieses die 
Bedeutung: „Schiedsrichter, bei dem die streitige Sache deponirt 
wird", damit sie dem obsiegenden Theile ausgeantwortet werde,"^) 
Etwa schon seit Cicero wurde aber dieser Ausdruck auch auf 
andere Mittelspersonen , Vermittler , Versöhner , Unterhändler 
angewendet, ohne dass dabei an eine Deposition gedacht wurde. ^) 
Später kam jedoch die ursprüngliche Bedeutung dieses Wortes, 



^) S. die bei Dr. Theod. Muther, „Sequestration und Arrest im römischen 
Recht", Leipzig 1856, S. 9 — 32, angeführten Belege aus Plautus, Festus, 
Servius, Lactantius Placidus, Gellius etc. Auch für die weiteren Aus- 
führungen ist diese schätzbare Arbeit Muther's zur Grundlage genommen. 

^) Tertullian (De resurrectione carnis c. 52): — jyJesv^ — Hie Se- 
quester dei atque hominum appellatus." 

Schubert, Die Sequestration. 1 
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2 Einleitung. 

wenigstens im juristischen Sinne, wieder zur Geltung, wenn auch 
die schiedsrichterliche Function des Sequesters als Depositars 
in den Hintergrund trat und sich mitunter nur darauf reducirte, 
dass der Sequester zu entscheiden hatte, welchem der Deponenten 
er die Sache zu restituiren habe. 

Für den juristischen Charakter der Sequestration nach 
römischem Recht sind in den Justinianischen Digesten be- 
zeichnend die Stellen: Fr. 110 de verb. sign. (6 0, 16)^), — 
Fr. 6 dep. (16, 3)^), — Fr. 17 pr. ibd.^) 

Hiernach war die Sequestration ein qualificirtes Depositum. 
Dann lag nämlich Sequestration vor, wenn Zwei oder Mehrere 
eine (regelmässig in Streit befangene) Sache bei einem Dritten 
deponirten, damit er dieselbe bewahre und bei Eintritt einer 
bestimmten Bedingung (regelmässig im Obsiegensfalle) an einen 
(in solidum) der Deponenten herausgebe. Es lagen aber bei der 
Sequestration nach römisch rechtlicher Auffassung nicht etwa so 
viele Depositionen einer und derselben Sache vor, als Deponenten 
vorhanden waren, in der Art, dass bei jeder derselben die Ver- 
pflichtung des Depositars zur Rückerstattung der deponirten 
Sache an den Deponenten an eine Resolutivbedingung geknüpft 
gewesen wäre, wie es scheinen könnte^), sondern es lag nur 

3) Fr. 110 de verb. sign. {50, 16): Sequester dicitur apud quem 
plures eandem rem, de qua controversia est, deposuerunt, dictus ab eo, quod 
occurenti aut quasi sequenti eos, qui contendunt committitur, 

*) Fr. 6 dep. (16, B): Proprie autem in sequestre est depositutn, quod 
a pluribus in solidum certa conditione custodiendum reddendumque traditur. 

5) Fr. 17 dep. (16, 3): Licet deponere tarn plures, quam umis possunt, 
attamen apttd sequestrem non nisi plures deponere possunt, nam tum id fit, 
quum aliqua res in controversiam deducitur, itaque hoc casu in solidum unus 
quisque videtur deposuisse, quod aliter est, quum rem communem plures 
deponunt. 

^) Diese Construction macht in der That Mut her, a. a. 0. S. 37 und 38 
allerdings mit der damit in Widerspruch zu stehen scheinenden Bemerkung, 
dass „an solidarische Obligationen überall nicht gedacht werden darf". Aber die 
Consequenz dieser Construction wäre, dass, gegen allen Zweck der Sequestration, 
jeder der Deponenten für sich allein bis zum Eintritte der Resolutivbedingung, 
also bis zur (gewöhnlichen Bedingung der) Entscheidung des Processes, die Sache 
vom Sequester zurückfordern könnte. Würde aber die Bedingung bei den ein- 
zelnen Solid ardepositionen als eine Suspensivbedingung gefasst werden, 
dann würde wieder, wenn es zu einer Processentscheidung nicht mehr kommen 
könnte, weil der eine der Deponenten das Recht des anderen anerkannt, oder 
sich mit ihm ausgeglichen hat, die Sache vom Sequester nicht zurückverlangt 



Digitized by VjOOQ IC 



Einleitung. 3 

Eine Deposition vor, jedoch mit der Nebenbestimmung, dass bei 
Eintritt einer bestimmten Bedingung es so angesehen werden 
sollte, wie wenn Jeder in aolidum mit einer resolntiv bedingten 
Restitutionspflieht des Verwahrers deponirt hätte. Mit Eintritt 
dieser Bedingung erlosch daher die Pflicht zur gemeinschaft- 
lichen Restitution. Bei Eintritt einer bestimmten Bedingung 
sollte an den oder die Deponenten, bei denen die Bedingung 
existirte, in solidum geleistet, somit die Restitutionspflicht gegen- 
über jenen Deponenten, bei denen sie deficirte, resolvirt werden. 
Die Bedingung musste daher auch immer eine solche sein, dass, 
wenn sie bei dem einen eintrat, sie nothwendigerweise bei dem 
andern vereitelt wurde. Eine solche Bedingung war nun unter 
allen Umständen das Obsiegen im Streite und letzteres war es 
auch, was die regelmässig bei der Sequestration gesetzte Be- 
dingung gebildet hat. 

Die Klage des Deponenten gegen den Sequester im Ob- 
siegensfalle auf Restitution der deponirten Sache war daher die 
Depositalklage, näher bezeichnet die actio depositi sequestraria. ^) 

Wenn aber die Parteien eine zwischen ihnen streitige 
Sache bei einem Dritten mit dem Auftrage deponirten, die Sache 
zu verkaufen, den Erlös zu verwahren und denselben sodann 

werden können, weil dieser nnr unter der Bedingung des gerichtlichen Sieges 
die Sache dem, bei welchem dies zutrifft, zu restituiren verpflichtet wäre, so 
dass also die Parteien, trotz der aussergerichtlichen Beilegung des Streites, die 
Entscheidung des Richters dennoch zu provociren genöthigt wären. Nach der 
oben im Texte gegebenen Construction kann aber der Absicht der Parteien und 
dem Zwecke der Sequestration entsprechend, nur im Falle des Obsiegens im 
Streite der Obsieger allein, sonst aber können wann immer alle Deponenten 
gemeinschaftlich die Sache vom Sequester zurückfordern. Diese Auffassung 
verträgt sich at^ch vollkommen mit dem Fr. 6 dep, (16, 3). Diese Stelle sagt 
imr, dass certa conditione in solidum deponirt sei. In Fr, 17 dep. (16, 3) 
heisst es dann : „itaque hoc casu in solidum unus quisque videtur deposuisse". 
Diese Bestimmung bezieht sich auf den Zeitpunkt des Eintrittes der Resolutiv- 
bedingung für die gemeinschaftliche Restitutionspflieht und will sagen : in diesem 
Falle ist es so anzusehen^ als ob jeder in solidum deponirt hätte, bei denjenigen 
aber, bei welchen die Bedingung deficirt ist, die Restitutionspflicht erloschen 
wäre. Die Bedingung bei der Sequestration war daher eine resolutive bezüglich 
der Restitutionspflicht an einen oder den anderen der Deponenten überhaupt 
und eine suspensive bezüglich der restitutio in solidum, 

') Fr. 5, §, 1 dep. (16, 3): In sequestrem depositi actio comx)€tit. 
Fr. 12, §. 2 (eod): Cum sequestre rede agetur depositi sequestraria actione, 
quam et in heredem ejus reddi oportet. 

1* 
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dem Sieger im Streite herauszugeben, so lag eigentlich nach 
römischer Anschauung mandatum nicht depositum vor.^) 

Nichtsdestoweniger wird dieser Fall in den Quellen: 
Fr, 9 §,2 de dolo mala (4, 3) als Sequestration bezeichnet. 0) 

Aus dieser Digestenstelle muss daher gefolgert werden, 
dass den Römern in allmäliger Fortentwicklung des Begriffes 
„Sequestration" auch ein anderer Vertrag als das ursprüngliche 
depositum als „Sequestration" galt, sobald demselben nur die 
vorhin beschriebene bedingte alternative Restitutions-, beziehungs- 
weise Leistungspflicht beigesetzt war. 1®) 

Immer aber blieb noch das deponere im weiteren Sinn, die 
Hingabe einer Sache gegen Restitution derselben oder des Ent- 
geltes Voraussetzung. 

Die Sequestration konnte daher nicht blos mandatum^ 
z. B. wenn dem Dritten der Verkauf, die Verwaltung oder eine 
andere Verfügung mit der Sache aufgetragen wurde, sondern 
insbesondere auch locatio conductio, so, wenn dem Dritten für 
die Verwahrung ein Entgelt gezahlt werden sollte oder dieser 
die Benützung der Sache zugleich gegen Entgelt gemiethet 
hatte, sie konnte aber auch, obwohl die gemeinrechtlichen Schrift- 
steller nur das mandatum und die locatio conductio — und zwar 
letztere, ungeachtet dessen, dass in den Quellen kein Beispiel 
vorkömmt, in welchem der Vertrag zwischen den Parteien und 
dem Sequester „locatio conductio^ wäre, — als diejenigen Verträge 
insbesondere hervorheben, deren Natur die Sequestration annehmen 

®) Fr. 1j §.12 dep. (16, 3): Quodsi rem tibi dedi, ut, si Titius rem 
non recepissetf tu custodires, nee eam recepit, videndum est , utrum depositi 
tantum, an et mandati actio sit. Et Pomponius dubitat, puto tarnen, mandati esse 
actionem, quia plenius fuit mandatum habens et custodiae legem. 

*) Fr. 9, §, 3 de dolo mala (4, 3): Labeo libro trigesimo septimo 
Fosteriorum scribit: si oleum tuum, quasi suum defendat Titius et tu hoc 
oleum deposueris apud Sejum, ut his hoc venderet et pretium servßret, donec 
inter vos dijudicetur, cujus oleum esset, neque Titius velit Judicium accipere, 
quoniam neque mandati, neque sequestraria Sejum convenire potes, nondum 
impleta conditione depositionis, de dolo adversus Titium agendum. Sed Pomponius 
libro vicesimo septimo, posse cum sequestre praescriptis verbis actwne agi, 
vel si is solvendo non sit, cum Titio de dolo; quae distinctio vera esse videtur. 

^^) Dies wird allgemein anerkannt. Vgl. Arndt 's, Pandekten, §. 287; 
Puchta, Pandekten, §.322; Mühlenbruch, Pandekten, §. 387; Glück, Pan- 
dekten, Comm. Bd. XV, S. 235 ff.; Sintenis, Das prakt. gem. Civilrecht. , II, 
S. 558 ff. U.A. 
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könne, ebensogut commodatum oder ein anderer mit Hingabe 
einer Sache verbundener Vertrag, ja selbst emtio-venditio sein. ^^) 
Die praktische Seite der Frage aber, ob ein Vertrag zu- 
gleich Sequestration war oder nicht, bestand darin, dass bei der 
Sequestration dem durch Existentwerdung der Bedingung Be- 
rechtigten sowohl die Klage aus dem betreffenden Contracte, als 
auch die actio sequestraria gegen den Sequester auf Restitution 
der Sache, beziehungsweise Leistung des Entgeltes zustand ") und 



^^) Denn was insbesondere die emtio-venditio anbelangt, bestellt in dem 
oben hervorgehobenen entscheidenden Punkte der bedingten alternativen Leistnngs- 
pfllcht, welche offenbar das charakteristische Merkmal der Sequestration bildet, 
zwischen dem Falle des Fr. 9, §. 3 de dolo malo (4, 3), d. i. wenn dem Dritten 
der Auftrag gegeben wird, die Sache zu verkaufen und den Kaufpreis für den 
Sieger aufzubewahren und dem Falle, wenn dem Käufer der Sache die Ver- 
pflichtung auferlegt wird, nur dem Sieger den Kaufpreis auszufolgen, kein 
Unterschied. In beiden Fällen kann mit gleicher Berechtigung — wenn über- 
haupt von dem strengen Begriff des Depositums abgesehen wird — der Kaufpreis 
als dem Dritten in Verwahrung gegeben gelten. Mit sich selbst in Widerspruch 
geräth daher Sintenis, wenn er a.a.O. Note 60 sagt: „Der Sequestration 
bleibt es, wie dem Depositum wesentlich, dass sie unentgeltlich geschehe; durch 
Lohn oder Honorar geht sie in locatio conductio operarum über; da nun heut- 
zutage gerichtlich angeordnete Sequestrationen selten oder nie ohne ein solches 
übernommen zu werden pflegen, so folgt von selbst, dass diese Verhältnisse dann 
gar nicht eigentlich Sequestrationen, sondern nach anderen Grundsätzen zu be- 
urtheilen sind." Gesteht doch Sintenis selbst zu, dass die Sequestration einen 
anderen Charakter, namentlich den „des Auftrages" annehmen könne. Warum 
also gerade nicht den der locatio conductio? 

^2) Dies scheint mir wenigstens die ungezwungenste Interpretation des 
vielfach ausgelegten Fr. 9, §. 3 de dolo malo (4, 3) zu sein. Die dort erwähnte 
actio sequestraria ist nicht, wie angenommen wird, die actio mandati seque- 
straria, sondern kann nur die im Fr. 12, §. 2 dep. (16, 3) angeführte depositi 
sequestraria actio sein. Dies geht nicht nur aus der Entgegenstellung der actio 
mandati und der actio sequestraria unter dem gemeinsamen Merkmal, dass für 
beide Klagen die Bedingung noch nicht erfüllt ist, in der erst erwähnten Stelle, 
sondern auch aus dem äusseren Umstände hervor, dass die Quellen einer actio 
mandati sequestraria oder locati sequestraria oder (der von Glück, Pan- 
dekten, Comm., Bd. XV, S. 238 angenommenen) praescriptis v er bis seque- 
straria nirgends ausdrücklich Erwähnung thun, sowie endlich aus der ausdrück- 
lichen Hervorhebung des Umstandes hervor, dass die Bedingung der Deposition 
(nicht des Mandates) noch nicht erfüllt sei. Es mag bei der Sequestration eben 
der Gesichtspunkt der „Verwahrung" immer vorgewaltet und die (depositi) 
sequestraria actio als allgemeine Sequestrations- und irreguläre Depositalklage 
neben der ordentlichen Contractsklage gegeben gewesen sein. Vgl. auch Heimbach 
in Weiske's Rechtslexikon, X, S. 350, Note 3. 
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dass der Sequester regelmässig — nämlich wenn die Sequestration 
ommittendae possessionis causa und nicht blos custodiae causa 
erfolgte, an der sequestrirten Sache wirklichen sogenannten 
„abgeleiteten" Besitz erlangte.^') 

Die Sequestration des Streitobjectes scheint im römischen 
Legisactionen- und Formularprocess die sonst zu leistenden 
Processcautionen ersetzt und dadurch eine grössere Rolle gespielt 
zu haben. ^*) Eine solche, an Stelle der Leistung der Process- 
caution vorgenommene Sequestration, wenn sie auch vom Prätor 
angeordnet gewesen sein sollte, war aber doch immer noch eine 
freiwillige, den Parteien überlassene. Der Sequester wurde 
nicht vom Prätor ernannt, sondern frei von den Parteien 
gewählt. ^'^) 

Jedoch schon im Fr. 22 [23] §. 8 soluto matrimonio 
(24, 3) ^«), wenn diese Stelle nicht eine Interpolation ist^^) und 
sonach einem erst späteren Entwicklungsstadium des Instituts 
der Sequestration vorgreift, stossen wir auf eine Bedeutung des 
Ausdruckes „sequestrare^ , welche von der bisher gekennzeichneten 
wesentlich abweicht. Die Worte: „oportet tunc dotem sequestrari" 
besagen nach dem ganzen Zusammenhange der Stelle, dass dem 
Manne einer wahnsinnigen Frau, der die dos erwiesenermassen 
verschwendet, der Besitz und die Verwaltung der dos entzogen 



") Fr. 17y §, 1 dep. (16, 3), — Fr. 39 de adquir. poss. (41, 2), v. Savigny, 
Besitz, S. 125 ff., S. 346; Bruns, Das Recht des Besitzes, S. 346; Böcking, 
Pandekten, Institutionen. Bd. I, §. 123, Note 18, S. 452. 

'*) S. die Ausführungen Muther's, a. a. 0. §§. 43—76. 

^*) Im alten römischen Processe galt überhaupt den Parteien gegenüber 
das Princip des indirecten Zwanges. Wurden die Processcautionen nicht geleistet, 
beziehungsweise die dieselbe ersetzende Sequestration des Streitobjectes nicht 
vorgenommen, so traten für den Cautionspflichtigen die Rechtsnachtheile der 
fehlenden Defension, missiones in possessionem etc. ein. Vgl. Puchta, Institu- 
tionen, Bd. II, §.160, S. 81; Keller, Rom. Civilprocess, §. 49, S. 200, §.65, 
S. 264, §. 77, S. 318, §. 84, S. 341. 

") Fr, 22 (23), §. 8 soluto matrimonio (24, 3): .... Sin vero 
dotem ita dissipaturus manifestus est, ut non hominem frugi: oportet tunc 
dotem sequestrari, quatenus ex ea mulier competens habeat solatium una cum 
sua familia, pactis videlicet dotalihus , quae inter eos ab initio nuptiarum 
inita fuerint, in suo statu durantibus , et alterius exspectantibus Sanitätern 
aut mortis eventum. 

*') Wie Scipio Gentilis, De donationlb. inter virum et uxorem. Francof. 
1606, III, 24 meint. Vgl. Muther, a. a. 0. S. 212, Notel. 
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und einem Dritten übertragen werden soll. Diese Sequestration 
war nicht mehr eine freiwillige, sondern musste auch gegen den 
Willen des Mannes auf Antrag des Curators der Frau oder 
ihrer Verwandten (Fr, 22 [23] §. 8 eod . . . tunc licentiam habeat 
vel curator furioaae, vd cognati adire judicem competentem . . ,) durch- 
gesetzt werden können. Die Aufgabe des Sequesters war auch 
oiFenbar nicht so sehr das „certa conditlone cicstodtendum reddendum- 
que^, als die „Verwaltung'* der dos und die Verwendung der 
Einkünfte zur Bestreitung des Unterhaltes der wahnsinnigen 
Frau und ihres Hausstandes {Fr. 22 [23] §. 8 eod .... quatenm 
ex ea mulier competena habeat solatium una cum sua familia). 
Und so kann behauptet werden, dass — wenn, wie gesagt, die 
gedachte Digestenstelle nicht eine Interpolation ist — wir schon 
im classischen römischen Recht einer nebenher laufenden Auf- 
fassung der Sequestration begegnen, welche mit der ihr im 
modernen Rechte zugewiesenen weiteren Function, wie sie 
namentlich in der sogenannten executiven Sequestration 
zum Ausdruck kommt, im Wesentlichen übereinstimmt. 

Dafür, dass die Pandektenjuristen in der That zwischen 
einer Sequestration im strengen, eigentlichen Sinne und einer 
weiteren oder modificirten Auffassung derselben unterschieden, 
kann auch das oben citirte Fr, 6 deposüi (16, 3) : Proprie autem 

in sequestre est depositum, quod selbst herangezogen werden, 

weil die mit diesen Worten gegebene Begriffsbestimmung offen- 
bar im Gegensatze zu einer „uneigentlichen Sequestration" 
gedacht erscheint. Nicht minder ist auffallend, dass Ulpian in 
der oberwähnten Stelle das Wort „sequestrare^ gebraucht, während 
sonst in den Pandekten nur die Ausdrücke: „apud sequestrerrt 
deponere^ — „in sequestre deponere^ — „sequestro ponere^ vor- 
kommen. ^®) 

Die oben erwähnte Sequestration der dos wurde allerdings 
vom Magistrate im öffentlichen Interesse angeordnet ^»^^ sie geschah 
im officiösen und nicht im Processwege. Das classische Recht 



*^) Hervorgehoben von Muther, a. a. 0. S. 77, Note 2 und S. 295. 

*®) Fr. 1 solut. matrim. (24y 3): Dotium causa semper et ubiqiie 
praecipua est, nam et publice interest, dotes muUebribus conservari, cum do- 
tatas esse foeminas ad sobolem procteandaniy replendamque liberis civitatem 
maxime sit necessarium. — Fr. 2 de jure dotium (23, 3): Ret publicae 
interest, mulieres dotes salvas habere, propter quas nubere possunt. 
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kennt aber auch schon eine zwangsweise Sequestration im 
Processe, und zwar während des Appellationszuges, indem die 
Kaiser Marc Aurel und Verus laut Fr, 21 §, 3 de appellat. 
(49, 1)^^) ein Rescript erliessen, daliingehend, dass, obwohl es 
nicht üblich sei, dass die Früchte eines Ackers nach der 
Appellation deponirt würden, diese Früchte doch dann bei einem 
Sequester zu deponiren seien, wenn der Gegner dieselben ver- 
wüstete. Diese Deponirung der Früchte bei einem Sequester war 
offenbar eine zwangsweise. Freilich war das noch eine Aus- 
nahmsbestimmung. Sonst fand nämlich im classischen Recht, 
wie vorcitirtes Rescript selbst anerkennt, während der Appellation 
keine zwangsweise Sequestration statt. Wie es bei der Appellation 
überhaupt gehalten wurde, lernen wir aus dem Fr. 5, §. 1 
legatorum (36, 3) des Papinian kennen. In dieser Digesten- 
stelle wird nämlich von der Appellation, und zwar in einem 
Streite über eine Fideicommisssache gesprochen, aber diesbezüglich 
nur bestimmt, dass der Appellant und Besitzer der Sache dem 
Appellaten Caution leisten müsse, bei sonstiger translatio 
possessionis der Sache auf den Appellaten, wenn dieser seinerseits 
cavirt und dass, wenn auch der Appellat nicht caviren könne, 
die Sache entweder zu deponiren oder der Rechtssprechung 
freier Lauf zu lassen sei. Es herrschte also bei der Appellation 
sonst noch vollständig, das alte Princip der Processcautionen 
mit ihrem indirecten Zwange. Denn auch bei der hier von 
Papinian blos eventuell getroffenen Entscheidung wegen der 
Deponirung der streitigen Sache ist nur an eine freiwillige 
Sequestration derselben zu denken, deren indirecter Zwang eben 
in der sonst einzutreten habenden denegatio der Sentenz II. Instanz 
zu bestehen hatte. 

Den Uebergang in der Entwicklung der Sequestration 
von ihrer alten Form eines Rechtsgeschäftes zu einem Process- 
institute und zu der Gestaltung, welche sie im heutigen Rechte 
einnimmt, weist uns aber eigentlich erst das neuere römische 
Recht auf, wie es uns in dem Codex Theodosianus überliefert 
ist. Die früher mit Ausnahme des im Fr. 21, §. 3 appell. (49, 1) 

^^) Fr. 21, §.3 de appellationih. (49, 1): Idem (seil. Imperator es 
Antonius et Verus) rescrijyserunt : Quamvis usitatum non sit post appella- 
tionem fructus agri, de quo disceptatio si*, deponi: tarnen, cum populitarentur 
ah adversario, aequm sihi videri fructus apud sequestres deponi. 
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erwähnten Falles nur freiwillig von den Litiganten vorgenommene 
„Sequestration des Streitgegenstandes" war zur Zteit des Rechtes 
des Codex Theodostanus bereits regelmässig zu einer zwangs- 
weisen geworden, d. h. die Sequestration des Streitgegenstandes 
wurde über Antrag eines Streittheiles unter bestimmten Voraus- 
setzungen von dem Richter decretirt und eventuell im Wege 
richterlichenZwanges durch Wegnahme der zu sequestrirenden 
beweglichen Sache durch das officium judicis und Hinterlegung 
derselben bei einem Sequester oder in einer aedes sacra durch- 
gesetzt. 

Viele Stellen des Codex Theodosianus deuten auf eine solche 
zwangsweise Sequestration des Streitgegenstandes hin. Besonders 
prägnant wird dieses Verhältniss in der C 6 (Gothofred 2) CTh, 
de liberal, causa (4y 8), die auch in den Codex Justinianeus 
theilweise aufgenommen ist, als C 3, C. I quibus ad libertatem 
proclamare (7, 18) ausgesprochen. In dieser Constitution wird 
der Fall der proclamatio in libertatein einer bisher im Sclaven- 
verhältnisse gestandenen Person behandelt und bestimmt, dass 
sämmtliche zwischen dem in libertatein Proclamirenden und dem 
bisherigen dominus bezüglich des Eigenthums streitigen Sachen 
nach Beendigung des Freiheitsprocesses, in welchem sie von den 
nicht streitigen zu trennnen sind, in Sequestration gezogen 
werden sollen, damit, nachdem der Besitz dieser Sachen 
beidenTheilen entzogen und dieselben(bei demGerichte?) 
erlegt worden, jeder Streittheil sein Eigenthumsrecht an den- 
selben vertheidige. 2^) 

Ebenso ordnet die von der Appellation gegen executivische 
Verfügungen handelnde C. 25 C. TL (11, 36), beziehungsweise 
die C. 5, C I quorum appellationes non recipiuntur (7, 66) 
an, dass, wenn die Appellation gegen die Execution wegen einer 
zu restituirenden res mobilis gerichtet ist, diese dem Besitzer 
(und Appellanten) entzogen und bei einem tauglichen 
Sequester (an einem zweckmässigen Orte?) hinterlegt 
werden soll, wenn aber gegen eine Execution wegen Besitzes 
oder Eigenthums eines (xrundstückes appellirt wird, alle zur 

^*) C. 3y C. I quih. ad lihert. procl. (7jl8) , . . Qttae tarnen universal 
exacto lihertatis judicio, quatenus a supradictis rehtis discerniintiirj in se- 
questro esse oportety ut, his ah utroque deductis atqne in media 
jure collocatiSy ad eorum proprietatem uterque contendat. 
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Zeit der Einlegung der Appellation schon eingeernteten, sowie 
alle nach der Appellation gezogenen Früchte in deposüum gegeben 
werden sollen, wobei das Grundstück selbst bei dem Appellanten 
zu verbleiben habe, ^s) 

In der ersten dieser beiden Stellen haben wir den klaren 
Fall einer zwangsweisen (provisorischen) Sequestration 
des Streitgegenstandes, in der zweiten den einer Execution 
zur Sicherstellung durch Sequestration des Streitgegen- 
standes pendente appellatione vor Augen, wie wir sie aller- 
dings im Fr. 21, §. 3 de appell, (39, 1) auch schon im classischen 
Rechte angetroffen haben. 

In dem Rechtszustande, wie er uns im Codex Tlieodosianus 
überliefert ist, ist aber auch unser moderner Executivprocess 
bereits vorgebildet. Ein Beweis dafür die in den Codex Justin, 
nicht übergangene C, 1 C. Th, st certum petatur de chiro- 
graphis (2, 27). Nach dem Inhalte dieses Edictes sollten die 
Erben aus Schuldverschreibungen Verstorbener inter 
absentes innerhalb 5 , inter praesentes innerhalb 2 Jähren bei 
sonstigem Verluste des Klagerechtes belangt werden. Wurde 
nun innerhalb dieser gesetzlich bestimmten Frist die Klage ein- 
gebracht — heisst es weiter — , so soU der Kläger, ehe irgend 
einer Sequestration stattgegeben werde, vorher die Echtheit 
der Handschrift des Verstorbenen beweisen.'^) Wenn aber 
aus der Schuldverschreibung eines noch Lebenden geklagt 
wird und die Schuldverschreibung noch vor Erlass dieses Gesetzes 
ausgestellt ist, dann soll, wenn der Schuldner die Echtheit leugnet 
und inter praesentes noch nicht 20, inter absentes noch nicht 



*^) C. 5, C / quor. appellat. non recip. (7, 65) . . . J quo si fuerit 
appellatumj exsecutione suspensa decern^ndum putatnus, ut, si res mobilis est, 
ad quam restituen^am exsecutoris opera fuerit indulta, appellatione suscepta, 
possessori res eadem detrahatur et (sequestro) idoneo collocetur, 
reddenda ei parti, pro qua aacer cognitor judicaverit. Quodsi de 
possessione vel de fundis exsecutio (cessaverit), et eam suspenderit provocatio, 
fructus omnes, qui tempore interpoaitae provocationis capti vel postea nati 
erunt, in deposito collocentur, jure fundi penes eum, qui appellaverit, 
constituto. 

2*) C ly C. Th. si certum petatur de chirographis (2, 27): 
....§. 1. • Hie tarnen si intra tempora constituta processerit, absque ullo 
Sequestration is objectu prius manum defuncti probare jubeatur. 
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Einleitung. 1 1 

30 Jahre verstrichen sind, von dem Beklagten die Streitsumme 
sequestrirt werden. 2*) 

Eine Sequestration einer Summe Geldes konnte aber nur 
durch Abforderung der zu deponirenden Summe von dem 
Schuldner durch die Officialen des Richters, eventuell durch 
pignoria capto erzwungen, beziehungsweise ersetzt werden. 2*^) 

Und so sehen wir, dass das Recht des Codex Theodosianus 
in gewissen Fällen auch schon die Execution zur Sicher- 
stellung bei Klagen aus Schuldurkunden analog unserem 
Executivprocess kannte. 

Die Kaiser Honorius und Theodosius haben im Jahre 
422 die Sequestration bei Klagen auf Geldleistungen (oder 
Quantitäten) aus was immer für Contracten durch die G. un, 
C. Th. de pecuntae sequestrationeproktbita (2,28) ^ beziehungs- 
weise die C. un, C. I de prohibita sequestratione pec, (4, 4)^^) 
allerdings verboten und damit die bestandenen Fälle des Executiv- 
processes (auf Grund von Schuldurkunden) aufgehoben 2') ; aber 
daraus muss andererseits wieder geschlossen werden , dass die 
Sequestration strittiger Geldsummen bei Contractsklagen auch 
ohne Schuldurkunde vorgekommen sein musste, weil sich die 
Constitution mit ihrem Verbote sonst nur auf den Fall der 
Klagen ex chirographo hätte beschränken müssen. Ebenso geht 
aus dem ganzen Zusammenhange der Stelle hervor, dass die 
genannten Kaiser die bei Contractsklagen auf Leistung einer 



^*) flbidj §. 3. Sed si viventis ante hanc legem facta cautio proferatur, 
quam suam neget ille, qui petitur, sequestret pecuniam litigaturus ex 
falso. Cavendum est enim, ne inficiandi fomitem ministremus ohnoxiis. Quod 
tamen tunc conveniet custodiri , si inter pi'oesentes utrosque Vivantes necdum 
viginti anni, inter absentes necdum triginta doceantur emensi. Aliqui, si chiro- 
graphi fides sub silentio judiciaHae conventionis statutum tempus excesserit 
prohari prius, debitum conveniet, tunc reposci, sequestrationis necessitate 
summota. 

*^) Bethmann-Hollweg, Gerichtsverfassung und Process, S. 339. 

**) C. un. C. I de prohibita sequestratione pec. (i, 4): Impp. 
Honorius et Theodosius A. A, Joanni Pf. P. Quoties ex quolibet contractu 
pecunia postulätur, sequestrationis necessitas conquiescat. Oportet 
enim debitorem primo convinci et sie ad solutionem pulsari. Quam rem non 
tantum juris ratio, sed et ipsa aequitas persuadety ut probationes secum afferat 
debitoremque convincat pecuniam petiturus. Vgl. auch Mtihlenbruch, Pan- 
dekten, Bd. ir, §. 389. 

") Muther, a. a. 0. S. 278, behauptet das Gegentheil. 
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12 Einleitung. 

Summe Geldes oder einer Quantität zulässige Sequestration nicht 
überhaupt aufheben, sondern nur aus dem Stadium des Erkenntniss- 
verfahrens in das Rechtsmittelstadiujn- verlegen wollten, denn 
der Beweis der Schuld (ut probationes secum afferat debitoremque 
c(mvincat) ist wohl erst durch die Verurtheilung des Beklagten 
als erbracht anzusehen. Hiemach kann also behauptet werden, 
dass zur Zeit des Codex Theodosianus die zum Process- 
institute, d. h. zur zwangsweisen richterlichen Ver- 
fügung im Laufe des Processes sich herausgebildete 
Sequestration in folgender Form bestand: 

1. Als zwangsweise Sequestration der im Streit befangenen 
individuell bestimmten beweglichen Sache während des Er- 
kenntnissverfahrens (provisorische Sequestration, Real- 
arrest), 

2. als Execution zur Sicherstellung über Klagen auf Geld 
(oder Quantitäten), insbesondere auf Grund von Schuld- 
urkunden durch Abforderung des eingeklagten Betrages 
vom Beklagten durch das officium judicia behufs Deposition 
desselben eventuell durch pignoris capto der beweglichen 
Sachen (Executivprocess), 

3. als Execution zur Sicherstellung pendente appella- 
tione, und zwar sowohl a) als Sequestration des individuell 
bestimmten beweglichen wie unbeweglichen Streitobjectes, 
als auch b) als gerichtliche Abforderung des schuldigen 
Betrages (der Quantität) vom verurtheilten Beklagten zum 
Behufe der Deposition desselben, beziehungsweise als 
pignoris capio, 

lieber die rechtliche Stellung des vom Richter ernannten 
Sequesters sprechen sich die Quellen nicht aus. 

Wie aber der Vorgang war bei der angeordneten Sequestration 
einer Summe Geldes oder einer Quantität oder eines fundus, 
darüber gibt uns die 0,20 G. de agricolis censitis et colonis 
(Lly 47)^^) einigen Aufschluss. 



2®) C. 20, C. de agricolisy censitis et colonis (11,47): . . .§.1. Si 
autem hoc coloni minime facere voluerint vel potuerint, iunc iidem reditus per 
officium judicis annui exigantur per solita tempora, in quae etiam dominis 
dependebantur, et deponantur in aede sacra i. e. in cimelarchio civitatis, suh 
qua posessio sita est, vel, si localis ecclesia ad stisceptionetH pecuniarum 
idonea non sit , in metropolitana ecclesia remaneant cum omni cautela, et 
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Einleitung. \ 3 

Wenn nämlich, heisst es in dieser Constitution, die Colonen 
gegen ihren bisherigen Pa^ro;iwÄ Klage erhoben auf Anerkennung 
ihres Eigenthumes an dem von ihnen besessenen Grunde, so 
sollen sie nicht gehalten sein, während der Dauer des Processes 
ihrem Herrn den bisherigen canon zu leisten, dagegen abei' 
fideicommissarische Caution für denselben bestellen. Wenn sie 
dies aber nicht thun wollten oder könnten, dann sollen die 
Abgaben zu der Zeit, in welcher sie an den Herrn entrichtet 
zu werden pflegten, von dem officium des Richters ihnen ab- 
gefordert und in eine aedes sacra, d. i. in dem Cimdarchium 
(der bei der Kirche regelmässig bestandenen Schatz- und Auf- 
bewahrungskammer) des Staates oder wenn die Localkirche zu 
ihrer Aufnahme nicht geeignet wäre, bei der Metropolitankirche 
bis zur Beendigung des Streites deponirt werden. Wenn jedoch 
dieser canon nicht in Geld, sondern in bestimmten Früchten 
bestünde, dann sollen ebenfalls wieder durch das officium judicis die 
Früchte im Ganzen oder zum Theile verkauft werden und der 
Erlös soll in der vorbesagten Weise deponirt werden. 

Dieser Vorgang wird im §. 4 dieser Constitution ausdrücklich 
als Sequestration bezeichnet. 

Von einer Einsetzung des Sequesters in den Besitz und 
die Verwaltung der zu sequestrirenden unbeweglichen Sache, 
wie sie heutigen Tages erfolgt, ist hier keine Rede. Dennoch 
muss sie aber in anderen Fällen vorgekommen sein, wofür wir 
einen Beleg haben in dem oberwähnten Fr, 22, §. 8 soluto matrimonio 
(24, 3), wenn nämlich für die dos der wahnsinnigen Frau wegen 
Verschwendung des Mannes ein Sequester bestellt wurde, weil 
hier die stattgefundene zwangsweise Entziehung des ganzen 
beweglichen und unbeweglichen Dotalvermögens aus dem Besitze 



'post plenissimam definitionem vel dominis dentur vel colonis restituantur. 
§. 2. Sin autem reditus non in auro, sed in speciehus inferuntur, vel in totum 
vel ex parte , Herum per officium judicis fructua vendantur, et pretia eorum 
secundum praedictum modum deponantur .... §,4. Sin autem fideiussione 
cessante ad sequestrationem res veniant , et pecuniae deponantur, ex earum 
summa tantam judices separare, quanta ad puhlicas sufficiat functiones , et 
eam disponere dominum accipere, quatenus ipse eam persolvens puhlicas 
accipiat securitates, reliqua quantitate, quae in reditus puros remanet, in tuto 
colocanda et litis terminum exspectante, nullo praejudicio sive colonis sive 
dominis ex hujusmodi fidejussione vel sequestratione vel publicarum functionum 
solutione generando. 
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14 Einleitung. 

und der Verwaltung des verschwenderischen Ehemannes noth- 
wendigerweise vorausgesetzt werden muss. 

Allerdings wurde diese Sequestration der dos, wie bereits 
erwähnt, nicht im Process- oder Executionswege , sondern im 
öffentlichen Interesse durch den Magistrat angeordnet. 

An diesen eben geschilderten, zur Zeit des Codex Theodo- 
sianus bestandenen Formen der zwangsweisen Sequestration 
hat auch das Justinianische Recht nichts geändert, sie bilden 
den Abschluss der Entwicklung dieses Institutes im römischen 
Recht. Auf dieser Grundlage hat dann unter dem Einflüsse des 
römisch- canonischen Processes die Sequestration als Process- 
institut auf dem Gebiete des gemeinen Rechtes ihren weiteren 
Ausbau erhalten 2 ö), bis sie in den einzelnen Particularrechten 
ihre neuerliche positivrechtliche Normirung fand. 



^^) Von gemeinrechtlichen Darstellnngen der Sequestration wären zu er- 
wähnen: Strauss, De sequestrationihus, arrestis et repressaliis. 1737; Tren 
delenburg, De sequestratione curatitis ßnienda. 1766; Glück, Erl. der Pand, 
Bd. XV, S. 233— 238; Gönner, Handb. des gem. deutschen Processes. Bd. IV, 
S. 368—391; Schmid, Handb. des gem. deutschen Civilpr. Bd. III, S. 126—129 
Claproth, Summarische Processe, §.112 ff. ; Banz, Summ. Processe, §. 120ff. 
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ALLGEMEINER THEIL. 

Begriff, Wesen und Eintheilung der Sequestration 

nach österreichischem Recht. 

Es hält einigermassen schwer, eine allgemeine, alle einzelnen 
nach österreichischem Rechte bestehenden Sequestrationsarten 
in sich schliessende Definition der Sequestration zu geben, und 
dies deshalb, weil, wie sich in der Folge zeigen wird, die ein- 
zelnen Sequestrations- Arten , streng genommen , kein einziges 
nothwendiges gemeinsames Merkmal besitzen, i) 

Die Folge davon ist, dass eine allgemeine Definition der Se- 
questration nach österreichischem Rechte sozusagen nur durch eine 
Aneinanderreihung der wesentlichen Merkmale der einzelnen ge- 
setzlich bestehenden Sequestrationsarten aufgestellt werden kalin. 

Das Gesetz selbst enthält nirgends eine allgemeine Begriffs- 
bestimmung der Sequestration. 

Der §. 968 a. b. Gr. B. gibt nur den Begriffsinhalt einer 
einzelnen Sequestrations art, nämlich der „Sequestration des 



^) Nicht einmal die Uebergabe und Uebemahme einer Sache in Verwahrung 
und Verwaltung oder auch nur Verwahrung ist ein gemeinsames Merkmal der 
Sequestration. Man denke nur an die executive Sequestration einer Advocatie 
(G. Ü. 6616), eines concessionirten Gewerbes (G. U. 351, 465, 4095, 
4099, 8507), bei welchen Sequestrationen die Thätigkeit des Sequesters weder 
in einer Verwaltung, noch in einer Verwahrung, sondern lediglich im Sinne des 
§. 320 a. G. 0. (422 W. G. 0.) in der „Einhebung von Einkünften" besteht. 
Die Verwahrung der eingehobenen Einkünfte kommt erst in zweiter Linie in 
Betracht. 
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16 i^. 1. Begriff, Wesen und Eintheilung der Sequestration. 

Streitgegenstandes". Ebenso beschränken sich die Commentatoren 
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches nur auf eine Begriffs- 
bestimmung dieser Sequestrationsart anlässlich der Besprechung 
des §. 968 a. b. G. B. ^) 

Auch die Bearbeiter der allgemeinen Gerichtsordnung 3) 
haben eine allgemeine Definition der Sequestration nicht auf- 
gestellt. 

Gspan*) gibt folgende Definition: Unter Sequestration 
versteht man jene gerichtliche Verfügung, vermöge welcher ein 
fremdes oder streitiges, bewegliches oder unbewegliches Ver- 
mögen von einer dritten gerichtlich aufgestellten Person — 
Sequester — zu dem Ende verwaltet wird, damit die hiervon 
entfallenden Einkünfte aus der freien Disposition des Eigen- 
thümers(?) entzogen und dem Zwecke der eingeleiteten Sequestra- 
tion zugeführt werden. 

Diese Definition, so lang sie auch ist, ist offenbar zu eng, 
einmal weil sie nicht die freiwillige (§. 968 a. b. G. B.) und 
nicht die politische Sequestration umfasst, sodann aber, weil 
die Thätigkeit des Sequesters nicht noth wendig eine „Verwaltung", 
noch der Zweck der Sequestration immer eine Perception von 
Früchten und Einkünften sein muss. 

Aus denselben Gründen zu eng, obwohl kürzer, ist die Defi- 
nition Prockner's im Jurist, Bd. VIII, S.33 : „Unter Sequestration 
versteht man die von Seite einer Person in Folge gerichtlichen 
Auftrages übernommene Verwaltung einer fremden Sache, oder 
auch nur deren Einkünfte (?), wodurch sie der freien Disposition 



^)Es ist daher unrichtig, wenn Stubenrauch (ad §. 968: „Die üeber- 
gabe eines Gegenstandes in die Verwahrung eines Dritten, um streitige Ansprüche 
daran zu sichern, heisst Sequestration") und Kirchs tetter (ad §.968: „Die 
Uebergabe einer Sache an einen Dritten zur Bewahrung um streitige oder sonst 
noch nicht realisirbare Rechte daran sicher zu stellen, heisst Sequestration"), 
diese Definition der Sequestration des Streitgegenstandes", beziehungsweise 
„der provisorischen Sequestration" als Definition der Sequestration überhaupt 
hinstellen. 

8) Nippel, Erläut. d. allg. G. 0. Wien 1845; Beidtel, Das ord. Verf. 
in Streitsachen. Wien 1853 ; Ullmann, Das österr. Civilprocessr. Prag-Leipzig 1855 ; 
V. Canstein, Das Civilprocessr. Berlin 1885; Dr. Ant. Menger, System des 
österr. Civilprocessrechtes. Wien 1876. 

*) Peter Erasmus Gspan, Abhandlung über die gesetzmässige Be- 
friedigung con currirender Gläubiger. Grätz 1837. 
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§. 1. Begriff, Wesen und Eintheilung der Sequestration. 17 

der im Streite befangenen Theile entzogen wird. Diese 
Definition ist übrigens auch deshalb mangelhaft gefasst, weil 
sie eigentlich nur die Sequestration des Streitgegenstandes zum 
Inhalte hat, doch aber andererseits wieder von der „blossen 
Verwaltung der Einkünfte" einer fremden Sache spricht, welche 
nur bei der executiven Sequestration (§.320 a. Gr. 0., 422W. G. 0. 
vorkommen kann. 

Verhältnissmässig am richtigsten und allgemeinsten ist 
noch die durch entsprechende Abänderung vorstehender Definition 
Prockner's gebildete Definition Nippel's a. Gr. 0. zu §. 292: 
„Die Sequestration, worunter man die von Seite einer Person 
in Folge eines ämtlichen Auftrages übernommene Verwaltung 
einer fremden Sache oder auch nur der Einkünfte derselben, 
wodurch sie der Disposition einer anderen Person entzogen wird, 
versteht." — Aber auch diese Definition ist zu eng, da sie nicht 
die freiwillige Sequestration und nicht den Fall der Sequestration 
eines ganzen Vermögens in sich schliesst und auch nicht richtig ge- 
fasst, weil der Sequester da, wo ihm nicht die Verwaltung der Sache 
übertragen wird, nicht zur „Verwaltung", sondern zur „Einhebung'' 
von Einkünften bestellt wird (§. 320 a. G. 0., 422 W. G, 0.).^) 

Charakteristisch für alle Sequestrationsarten ist allerdings 
das Eine Moment, dass in allen Sequestrationsfällen Jemandem 
zum Behufe der Sicherung oder Durchsetzung fremder Rechte 
auf legalem Wege einstweilig die Dispositionsbefugniss und die 
Dispositionsmöglichkeit über sein Vermögen oder einen Theil 
desselben theilweise dadurch entzogen wird, dass die Verwaltung 
oder auch nur die Verwahrung dieses betreftenden Vermögens 
einer dritten Person übertragen wird. 

^) Nicht zutreffend und zu eng ist auch in der neuesten Publication über 
Sequestration von Bock, k. k. Landesgerichts- Adjuncten in Brunn: „Beiträge 
zur Lehre von der Sequestration nach Österreichischem Recht", in Geller's Centralbl., 
1891, S. 208 die Definition der Sequestration, „als jener Vorkehrung, vermöge 
deren eine von Zwei oder Mehreren in Anspruch genommene Sache einem un- 
betheiligten Dritten mit der Abrede übergeben wird, sie bei Eintritt bestimmter 
Bedingungen der im Voraus bestimmten Person herauszugeben und bis zu diesem 
Zeitpunkte zu verwahren". — Diese Definition ist eigentlich nur die auf die 
Streitsache eingeschränkte Definition der freiwilligen Sequestration nach römischem 
Recht in mangelhafter Fassung. Die erwähnte „Abrede" ist nicht einmal dem 
österreichischen Begriffe der freiwilligen Sequestration wesentlich (§. 968 b. G. B.), 
geschweige denn findet sie bei der zwangsweisen Sequestration — weder explicit(; 
noch implicite — statt (vgl. unten S. 21, Note 2, S. 23, Note 6, dann S. 50, Abs. 8). 

Schubert, Die Sequestration. 2 
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18 §• 1- Begriff, Wesen und Eintheilung der Sequestration. 

Wenn es sich um blosse Kennzeiclinung des inneren Wesens 
und Zweckes der Sequestration handeln würde, könnte diese 
Hervorhebung genügen. Allein eine Definition der Sequestration 
erfordert die Angabe der concreten Merkmale, durch welche 
dieselbe im Rechtsleben in die Erscheinung tritt und hier be- 
gegnen wir eben der schon Eingangs hervorgehobenen Schwierigkeit, 
dass die nothwendigen concreten Merkmale der verschiedenen 
Sequestrationsarten wesentlich von einander verschieden sind 
und deshalb eine Zusammenfassung derselben zu einer einfachen 
und einheitlichen Definition, die mehr sein würde als eine, wir 
möchten sagen, blosse Aneinanderreihung der wesentlichen 
Merkmale der einzelnen Sequestrationsarten, kaum zulassen. 

Mit Rücksicht auf diese Schwierigkeit könnte als allgemeine 
Definition der Sequestration nach österreichischem Recht allen- 
falls folgende aufgestellt werden : 

Sequestration ist die Uebergabe einer in Streit 
befangenen Sache seitens der Streittheile in die Ver- 
wahrung eines Dritten, sowie jede Verfügung der 
Behörde, durch welche die Verwahrung und Verwaltung 
einer Sache oder eines ganzen Vermögens oder die 
Einhebung bestimmter Einkünfte einer Person zur 
Sicherung oder Durchsetzung der Rechte eines Anderen 
an eine von der Behörde hierzu bestellte dritte Person — 
den Sequester — übertragen wird. 

Hiemach ergibt sich von selbst die Eintheilung der 
Sequestration in die: 

I. freiwillige Sequestration (sequestratio volantaria), wenn 
eine in Streit befangene Sache von den Streittheilen in die 
Verwahrung eines Dritten gegeben wird (§ 968, a. b. G. B.)^, 
und in die: 

II. zwangsweise Sequestration (sequestratio necessaria), wenn 
die Verwahrung und Verwaltung einer Sache oder eines ganzen 
Vermögens oder die Einhebung bestimmter Einkünfte einer 
Person von der Behörde an eine hierzu bestellte dritte Person 
übertragen wird. 

Je nachdem die Behörde , welche diese Verfügung trifft, 
ein Gerieht oder eine Verwaltungsbehörde ist, ist die 
zwangsweise Sequestration entweder: 

Ä, eine gerichtliche oder B. eine poli tische. 
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§. 1. Begriff, Wesen und Eintheüung der Sequestration. ]9 

Die gerichtliche Sequestration stellt sich weiter dar ent- 
weder als eine: 

Aa) Provisorische, welche nur eine mittlerweilige Sicher- 
stellung bezweckt, oder als eine: 

Ab) Executive, welche die zwangsweise Befriedigung fest- 
gestellter Forderungen aus den Früchten oder Einkünften eines 
Vermögens des Schuldners zum Zwecke hat, oder endlich 

Ac) als Sequestration zum Behuf e der Aufhebung einer 
Obligation. 

Aa) Die provisorische Sequestration zerfällt wieder in die 
provisorische Sequestration : 

/. Im strittigen (contentiosen) Verfahren und diese 
wieder in: 

1, die Sequestration des Streitgegenstandes, und zwar 
entweder : 

a) im possessorischen Stritte®) oder 

ß) im petitorischen Stritte ^ oder 

Y) pendente appellatione oder reviaione^)^ 

2, die Sequestration in Bestandstreitigkeiten^), 

5. die Sequestration des Nachlasses im Erbrechtsstreite ^^j , 

4. die Deckungssequestration ^0. 

0. die Sequestration der feilgebotenen Liegenschaft i^) und in 
die provisorische Sequestration. 

//. Im ausserstrittigen Verfahren, als welche im 
Gesetze vorgeschrieben ist: 

1. die Sequestration des Vermögens eines Deserteurs ^3), 

2. die (amtswegige) Sequestration eines F ideicommisses ^*) 



«) §. 292 a. G. 0., 387 W. G. 0., §. 347 b.G.B., §. 10 Beaitzst. V. (K. Verdg. 
vom 27. October 1849, Nr. 12 R. G. Bl). 

^) §. 293 a. G. 0., 388 W. G. 0. 

8) §§. 259, 260, 261 a. G. 0. Hofdecr. vom 18. April 1785, Nr. 409 
J. G. S. — §§. 339, 340, 341 W. G. 0., Hofdecr. vom 31. October 1800, Nr. 512 
J. G. S. 

ö) Hofdecr. vom 31. October 1800, Nr. 512 J. G. S., §.14 Bestand. V. 
(K. Verdg. vom 16. November 1858, Nr. 213 R. G. B.). 

^ö) §. 127 k. Pat. vom 9. August 1854, Nr. 208 R. G. Bl. 

") §. 389 W. G. 0. 

^^) §.17 der Executionsnovelle (Ges. vom 10. Juni 1887, Nr. 74 R. G. Bl.). 

^«) §. 8 des Hofdecr. vom 24. Februar 1842, Nr. 599 J. G. S. 

") §. 254 des Pat. vom 9. August 1854, Nr. 208 R. G. Bl. 

2* 
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20 §• 1- Begriif, Wesen und Eintheilung der Sequestration. 

Ab) die executive Sequestration ist entweder: 

1, executive Sequestration zur Sieherstellung^^) oder 

2. executive Sequestration zur Befriedigung. ^ß) 
Keine Sequestration ist und daher der Beurtheilung nach 

selbständigen Grundsätzen unterliegt: die Transferirung 
§. 343 a. G. 0. (456 W. G. 0.), die Beschlagnahme 
(Privilegiengesetz vom 1 5. August 1 852, Nr. 1 84, R. G. B. §§. 38 - 50, 
Straf. -Proc. §§. 143-146, 487—491), die Separatio bonorum 
(§. 812 a. b. G. B.)^^), die Vermögensverwaltung durch 
einen Vormund oder Curator überhaupt (§§. 228, 233, 282 
a. b. G. B., §. 77, 78 k. Pat. vom 9. August 1854, Nr. 208 
R. G. B.), die executive Verpachtung (Art. IV, lü. b der 
Verdg. vom 28. October 1865, Nr. 110 R. G. B. — §. 40 des 
Statutes der österr.-ung. Bank — Art. 112 des Statutes der 
österr^ Bodencreditanstalt — Hofdecr. vom 16. December 1841, 
Nr. 577 J. G. S.). 



^') §§. 298 a. G.O, 397, 398 W. G. 0., — Hofdecr. vom 7. Mai 1839, 
Nr. 358 J. G. S. — K. Verdg. vom 21. Mai 1855, Nr. 95 R. G. ßl. — J. M. V. vom 
18. Juli 1859, Nr. 130 R. G. Bl. — §. 8 Wechsel- V. (J. M. V. vom 25. Jänner 1850, 
Nr. 52 R. G. B!.). 

*«) §§. 320, 321 a. G. 0., 422—425 W. G. 0., Hofdecr. vom 27. Februar 1784, 
Nr. 248 J. G. S. — Resol. vom 31. October 1785, Nr. 489 J. G. S., lit. ff und zz. — 
Hofdecr. vom 4. Juni 1792, Nr. 22 J. G. S. 

^') Rücksicbtlich deren Bock a. a. 0. S. 257 bemerkt, dass der Curator 
nach §. 812 im Grunde nichts Anderes ist als ein Sequester (?). 
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BESONDERER THEIL. 

L Hauptstück. 
Die freiwillige Sequestration. 

§.2. 

1. Begründung des Verhältnisses. Nach dem §. 96S 
a. b. G. B. besteht die freiwillige Sequestration darin, dass eine 
in Anspruch genommene Sache von den streitigen Parteien 
Jemandem in Verwahrung gegeben wird. Dass hierbei ausdrücklich 
bedungen worden sein müsse, dass der Verwahrer oder Sequester die 
Sache nur dem Obsieger im Streite herauszugeben haben werde, im 
Sinne der römischen rechtlichen Auffassung: „Proprie auteni in 
sequestre est depositumfi, quod a plurihus in solidum certa conditione 
custodiendum reddendumque tradittir^ ^) — wird vom Gesetz als 
Requisit der Sequestration nicht aufgestellt. 2) 

Nichtsdestoweniger muss behauptet werden, dass dem Ver- 
trage mit dem Sequester diese Bedingung ausdrücklich oder doch 
wenigstens stillschweigend (§. 863 b. G. B.) beigesetzt sein muss, 
wenn die freiwillige Sequestration nicht illusorisch werden, ja 
in das Gegentheil des von ihr beabsichtigten Zweckes ausschlagen 
soll und dass daher nur in diesem Falle von einer eigentlichen 
freiwilligen Sequestration die Rede sein kann. 

Fr, 6 dep. (16, 3). 

■'*) Mit Unrecht legt daher Koch, Recht der Forderangen, Berlin 1859, 
S. 479, Note 1 diese Norm auch dem §. 968 a. b. G. B. zu Grunde. — Ebenso 
Bock, Beiträge zur Lehre von der Sequestration nach österr. R. in Geller's 
Centralbl. 1891, S. 208. 
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22 §• 2. Die freiwillige Sequestration. 

Denn wenn die Streittheile gemeinschaftlich den Streit- 
gegenstand bei einem Dritten ohne weitere Bedingniss wegen 
der Restitution desselben hinterlegen, so kann kein Streittheil 
für sich allein 8), also auch der Sieger im Streite nicht, von 
dem Verwahrer die Herausgabe der Sache verlangen, selbst auch 
nicht mit der Besitzstörungs-, respective Besitzentsetzungsklage 
(§, 346 a. b. G. B.) *) oder der Eigenthumsklage (§. 375 a. b. 
Gr. B.). **) Ebensowenig kann er die Sache im Executionswege 
dem Dritten wegnehmen lassen (§§. 305, 306 a. G-. 0.). Er hätte 
also wohl durch die Sequestration den Zweck erreicht, dass der 
Streitgegenstand der Disposition des Processgegners entzogen 
wurde, aber bezüglich der Erlangung des Gegenstandes wäre 
er übler daran als ohne alle Sequestration, ja er hätte 
sich durch die gemeinschaftliche bedingungslose Hinterlegung 
der Sache bei einem Dritten in die rechtliche Unmöglichkeit 
oder wenigstens in die denkbar ungünstigste Lage versetzt, 
um im Falle des Obsiegens im Streite, zum Besitze der Sache 
wirklich zu gelangen. 

Anzunehmen aber, dass, wenn eine in Anspruch genommene 
Sache von den Streittheilen Jemanden in Verwahrung gegeben 



^) Das preussische L. R., Th. I, Tit. XIV bestimmt in seiner Casuistik 
ganz genau: §. 63. Ist eine Sache von Mehreren gemeinschaftlich niedergelegt 
worden : oder durch Erbgangsrecht an mehrere Erben gediehen : so muss der- 
jenige unter denselben, welcher sie zurückfordert, Vollmacht von den übrigen 
beibringen. — §.64. Hat aber der Verwahrer einen schriftlichen Elmpfang- 
schein an den Erblasser ausgestellt: so ist er befugt, die Sache an den zurück- 
zugeben, der sich nur überhaupt als Miterbe legitimirt und den Empfangschein 
in Händen hat. — §. 65. Wenn auch die Sache theilbar wäre, so ist dennoch 
der Verwahrer mit einzelnen Interessenten über die Rückgabe sich 
einzulassen nicht schuldig. — §. 66. Doch kann jeder einzelne Interessent 
die gerichtliche Niederlegung der ganzen Sache verlangen. 

*) So Randa, Besitz, S. 208 und S. 224, Note. 32 bj und Burkhard, 
System des österr. Privatr., III, S. 72 ff. mit Recht gegen v. Canstein, in 
Grünhut's Zeitschrift, IV, S. 138 ff. 

^) lieber die Bedeutung und Wirkung der laudatio auctoris im Eigen- 
thums- und Besitzprocess vgl. Randa, Prävo vlctstnick^, §. 39, S. 146; Randa, 
Besitz, §. Id}, S. 239; v. Canstein, in Grünhut's Zeitschrift. VI, S. 140 ff. — 
Krainz-Paff, System des österr. allgemeinen Privatrechtes. I, §.180, S. 477; 
Burkhard, a. a. 0. §. 143, S. 74, §. 154, S. 130 und Unger, System. II, S. 550, 
Note 52. Vgl. auch Entsch. G. U. 7876, mit welcher die Eigenthumsklage 
gegen den executiven Sequester Mangels Passivlegitimation abgewiesen wurde. 
Vgl. auch weiter unten S. 36 ff. 
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wird, im Sinne des Gesetzes schon vermöge des offenbaren 
Zweckes des Geschäftes die Bedingung, dass der Verwahrer die 
Sache nur dem Obsieger im Streite herauszugeben haben werde, 
als stillschweigend beigesetzt gelte, ist — so entsprechend dies 
der Natur der Sache auch zu sein scheint — dennoch unstatthaft. 
Denn da ein anderer Zweck der Verwahrung der Streitsache durch 
die Streittheile bei einem Dritten als der, dieselbe dem Obsieger 
im Streite zu sichern, immerhin gedacht werden kann, würde 
obige Annahme die Behauptung einer praemmtio juris begründen. 
Eine praesumtio juris bedarf aber zu ihrer Geltung der aus- 
drücklichen positiven Vorschrift des Gesetzes, die hier nicht vor- 
liegt. Ob daher der freiwillige Sequester die bei ihm in Ver- 
wahrung gegebene Streitsache nach der Entscheidung des Proicesses 
dem Obsieger im Streite allein oder auch dann noch nur beiden 
Streittheilen gemeinschaftlich zu restituiren habe, wird davon 
abhängen, ob bei der Verwahrung diese alleinige Restitutions- 
pflicht an den Obsieger vereinbart wurde. Ob sie aber vereinbart 
wurde, ist eine nach §. 863 b. G. B. zu beurtheilende Thatfrage. «) 



^) Ungenau und unbestimmt ist die Bemerkung Stubenrauch's, Comm. 
b. G. B., III, §. 968, Z. 3, S. 160: „Doch liegt es in der Natur der Sache (?), 
dass die Zurückstellung nur dann erfolgen kann, wenn die Bedingung der 
Sequestration (welche ?) eingetreten ist, oder wenn diese durch ein neuerliches 
Uebereinkommen der Parteien, oder durch eine richterliche Verfügung wieder 
aufgehoben wurde." — Noch verschwommener sagt Winiwarter, Comm. zu 
§.968, IV, §.102, S. 156: „Das aus der Verwahrung fremder Sachen ent- 
springende Rechts verhältniss tritt auch ein, wenn ein Gegenstand, auf welchen 
Mehrere einen sich widersprechenden Anspruch machen, von den Parteien selbst 
oder von dem Gerichte Jemanden zur Obsorge so lange (!) anvertraut wird, bis 
über die widersprechenden Ansprüche entschieden, und derjenige bestimmt 
ist, der ein vorzügliches und ausschliessendes Recht auf die Sache hat." — 
üeberhaupt wird der §. 968 a. b. G. B. von unseren Commentatoren sehr stief- 
mütterlich behandelt. Zeiller, III, ad §. 968, S. 205 und 206 und Nippel, 
VI , ad §. 968 , S. 287 if. behandeln zu demselben nur die Fälle , „in welchen 
auf Ansuchen einer oder beider Parteien, oder auch von Amtswegen — 
eine gerichtliche Verwahrung angeordnet wird", — berühren also gar nicht 
den Fall der freiwilligen Sequestration. — Kirchstetter, Comm., S. 439 stellt 
sich ohne weitere Auseinandersetzung auf den römischen Standpunkt. 

Interessant ist auch die mit den textlichen Ausführungen im Einklang stehende 
Bestimmung der böhmischen Stadtrechte, H. XLIII (deutsche Ausgabe Wien, 
Georg Lehmann, 1721) : „Wann zwischen denen Parthen irgend ein Streit/ es sey um 
Geld / oder sonst andere Sachen fürfället / und das Geld wird bei einem Vertrauten / 
(welchen man Sequester nennet) um den sich die Parthen gutwillig verglichen 



Digitized by VjOOQ IC 



24 §• 2. Die freiwillige Sequestration. 

2. Abgrenzung des Begriffes. Das österreichische Recht 
schränkt den Begriff der freiwilligen Sequestration auf ,.die 
Inverwahrnnggebung einer Streitsache" ein (§. 968 a b. Gc. B.). 
mag man nun darunter eine schon eingeklagte oder noch im 
Stadium des aussergerichtlichen Streites sich befindliche Sache 
verstehen. 

Die üebergabe einer Sache seitens Mehrerer an einen 
Dritten in solidnm certa conditione custodiendum reddendmnqfie, 
also gerade das, was die Sequestration als Rechtsgeschäft zur 
Sequestration macht, ist nach österreichischem Recht, soweit es 
sich um keine Streitsache handelt, nicht Sequestration, sondern 
nur qualificirtes Depositum. Gewiss ist das verfehlt. Denn 
das Wesen der Sequestration als Rechtsgeschäft beruht nicht 
in der Beschaffenheit des von Mehreren in Verwahrung gegebenen 
Gegenstandes, sondern in der stipulirten bedingten und 
alternativen Solidar - Restitutionspflicht des Ver- 
wahrers.') 

Ebenso fällt auch nicht die nach Analogie der executiven 
Sequestration etwa vom Schuldner dem Gläubiger oder einem 
Dritten für ihn freiwillig zu dem Behufe überlassene Verwaltung 



hätten / hinter legt / die Parthen aber hätten kein gewiss Ort ernennet / wann 
der Streit zwischen ihnen verglichen / wo er das Geld wiederleget / oder wem 
er es zustellen solle / so ist dem Sequester am sichersten / dass er das Geld 
in die Gerichte einlege / wann aber zwischen denen Parthen um die strittige 
Sache (welche genannt wird res litigiosa) eine solche Vergleichung geschieht / 
dass es dem Theil / welcher gerecht bleibt / gegeben werden solle / als dann 
verhalte sich der Sequester also / und überantworte es dem / welcher Theil 
gerecht verblieben ist." 

"*) Das btirgerl. Gesetzb. hat sich hierbei übrigens nur der gemeinrecht- 
lichen Anschauung angeschlossen, denn auch die gemeinrechtl. Schriftsteller haben 
allmälig den Begriff der Sequestration unrichtiger Weise auf die Uebertragung 
der Verwahrung einer Sache an einen Dritten ^in einem Rechtsstreite" 
oder wenigstens (um auch die executive Sequestration unterzubringen) „aus 
Veranlassung eines Rechtsstreites" eingeschränkt. Vgl. insbes. Gönner, 
Handb. des deutschen gemeinen Processes. 1805, Bd. IV, S. 370—372. — 
Heimbach, in Weiske's Rechtslexikon, Bd. X, S. 349 sagt geradezu: „Als eine 
Unterart des Depositum ist sequestrum kurz deflnirt depositum rei liti- 
giosae^, wobei er freilich nur an die freiwillige Sequestration denkt; so 
auch Koch, Recht der Forderungen nach gemeinem und preussischem Rechte, 
S. 479: „Sequestration, sequestrum, sequestre, abgeleitet von sequi, ist Ver- 
wahrung eines von Zwei oder Mehreren angesprochenen Gegenstandes durch 
einen Dritten (Sequester).^ 
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einer ihm gehörigen nutzbringenden Sache, damit aus dem Eriöse 
der Nutzungen seine Schuld an dem Gläubiger getilgt werde, — 
obwohl man dieses Verhältniss ganz gut als „freiwillige 
Sequestration zur Befriedigung" bezeichen könnte — unter den 
Begriff der freiwilligen Sequestration nach österreichischem 
BiCchte. Sie wäre nach diesem blos Mandat. 

Diese Untersuchung ist allerdings von keiner praktischen 
Bedeutung, da für das entspringende Rechtsverhältniss immer 
die concrete Vereinbarung des betreffenden Vertrages massgebend 
bleibt, sondern dient nur zur Feststellung des Inhaltes des 
technischen Ausdruckes „freiwillige Sequestration" nach öster- 
reichischem Recht. 

3. Juristischer Charakter derselben. Es fragt sich nun 
weiter, ob nach österreichischem Recht der Vertrag der Streit- 
theile mit dem Sequester nur der Verwahrungs vertrag sei, 
oder ob er, wie nach römischem, auch die Natur eines anderen 
Vertrages haben oder annehmen könne ?^) 

Massgebend für die Beantwortung dieser Frage ist der 
§. 968 a. b. G. B. 

Wenn eine in Anspruch genommene Sache von den streitenden 
Parteien Jemanden in Verwahrung gegeben wird, so heisst 
— nach §. 968 a. b. G. B. — der Verwahrer Sequester und , wie 
hinzugefügt werden kann, dieses Verhältniss „Sequestration". 
Die Rechte und Verbindlichkeiten des Sequesters, bestimmt der 
§. 968 weiter, „werden nach den hier festgesetzten Grundsätzen 
beurtheilt". 

Unter dem „hier" ist offenbar das ganze XIX. Hauptstück 
des bürgerl. Gesetzbuches „vom Verwahrungsvertrage" ge- 
meint und nachdem in diesem Hauptstücke Grundsätze auf- 
gestellt werden, wann der Verwahrungsvertrag in einen anderen 
Vertrag übergehe (§. 959) , und wann trotz einer Uebergabe in 
die Verwahrung ein anderer Vertrag als der Verwahrungvertrag 
begründet werde (§. 960), müssen diese Grundsätze auch bei 
der Sequestration zur Anwendung kommen, woraus folgt, dass 
die Sequestration nicht nothwendig ein Verwahrungsvertrag 
sein müsse, obwohl bei derselben ein „in Verwahrung geben" 



«) Vgl. Einleitung, S. 4 ff. 
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26 §• -• I^i« freiwillige Sequestration. 

nothwendig stattfinden muss. Hieraus erhellt zugleich, dass die 
Worte „in Verwahrung geben" im §. 968 a. b. G. B. nicht 
den Abschluss eines Verwahrungsvertrages im streng juristischen 
(also exclusiven) Sinne, sondern nur einen Auftrag zur Verwahrung 
im Allgemeinen, wie er mit verschiedenen Verträgen verbunden 
sein kann , bedeutet , in welchem Sinne ja auch der Ausdruck 
„in Obsorge geben" im §. 960 d. G. 0. gebraucht wird. 

4. Was die Aufhebung des durch die freiwillige Seques- 
tration begründeten Rechtsverhältnisses anbelangt , so können : 

a) wenn nach dem Vertrage mit dem Sequester nicht zur 
Bedingung gesetzt erscheint, dass derselbe die Streitsache nur 
dem Obsieger im Processe zu restituiren habe (uneigentliche 
freiwillige Sequestration), die Streittheile die Rückstellung der 
Streitsache vom Sequester wann immer, also auch vor Beendigung 
des Processes (§§. 962 und 963 a. b. G. B.) jedoch nur gemein- 
schaftlich verlangen und durch diese Rückstellung die Auf- 
hebung des Sequestrationsverhältnisses herbeiführen, wenn aber 

b) jene Bedingung dem Vertrage mit dem Sequester bei- 
gesetzt erscheint (eigentliche freiwillige Sequestration), dann 
kann die Aufhebung des Sequestrationsverhältnisses nur durch 
die Restitution der Streitsache an den Obsieger oder durch ein 
neuerliches Uebereinkommen zwischen den Streittheilen herbei- 
geführt werden. Es scheinen zwar die Streittheile den Sequester 
nicht zwingen zu können, ihnen, selbst auch nur gemeinschaftlich, 
die Streitsache vor dem Eintritte der Bedingung , d. i. vor der 
rechtskräftigen Entscheidung des Processes zurückzustellen, weil 
seine Restitutionspflicht eben nur eine bedingte und alternative 
ist. so dass zu einer einverständlichen Lösung des Sequestrations- 
verhältnisses in diesem Falle nicht der consensus der Streittheile 
allein genügen zu können , sondern auch der des Sequesters 
hinkommen zu müssen scheint. Dennoch wäre dieser Schluss 
verfehlt. Denn da die Sequestration nur Eine Deposition ist, 
aber mit alternativer Restitutionspflicht, der Sequester daher 
jedenfalls, aber nur dem einen oder dem anderen zu restituiren 
hat, ist dessen Restitutionspflicht gegenüber beiden Deponenten 
zusammen eine unbedingte undnurdem einzelnenDeponenten 
gegenüber eine bedingte. Beide Deponenten zusammen können 
daher auch während der Pendenz der Bedingung für die alternative 
Restitution an einen von ihnen die gemeinschaftliche Rück- 
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Stellung der Sache an sie vom Sequester verlangen (vgl. Ein- 
leitung, S. 3). 

5. Bedeutung der freiwilligen Sequestration. 
Die freiwillige Sequestration des Streitgegenstandes hat für 
den heutigen Reehtazustand gar keine Bedeutung mehr, sie 
kommt im praktischen Rechtsleben sozusagen gar nicht mehr 
vor. Dieselbe bildet ein von den Redactoren des a. b. Gr. B. 
trotz dem die Redactionsgeschichte desselben beherrschenden 
Streben nach Emancipation vom römischen Rechte^), und 
trotzdem das preussische Landrecht, welches dem bürgerl. 
Gesetzbuche doch in so vielfacher Beziehung zum Muster ge- 
dient hat, von einer freiwilligen Sequestration des Streit- 
gegenstandes keine Erwähnung thut, — aus dem römischen 
Rechte, wo sie allerdings eine hervorragende Stellung ein- 
nahm i°), ohne alles Bedürfniss und daher wohl nur aus doctri- 
nellen Gründen herübergenommenes für uns todtes Institut. 
Wer wird sich auch heutzutage der Vortheile des Besitzes 
einer Sache, wegen eines von anderer Seite auf dieselbe 
erhobenen Anspruches, freiwillig entschlagen? Der denkbare 
Zweck einer freiwilligen Sequestration des Streitgegenstandes 
für den Besitzer könnte heutzutage nur der sein, die Haftung 
für die von anderer Seite in Anspruch genommene Sache oder 
deren Nutzungen oder für den Zufall, der sie bei ihm treffen 
könnte (§. 338 a. b. G. B.), von sich abzuwälzen. Denn die 
Haftung für die Sache übergeht durch die freiwillige Se- 
questration derselben nach Massgabe des der Sequestration zu 
Grunde liegenden Vertrages mit dem Sequester (deyositum, 
mandatum, commodatum^ locatio conductio etc.) auf den Sequester, 
und zwar gegenüber beiden Sequestranten. Der bisherige Be- 
sitzer haftet nicht aus der Person des Sequesters, da die Aus- 
wahl und Bestellung desselben von beiden Theilen gemeinschaftlich 
erfolgt, beziehungsweise von beiden Parteien ein verständlich ein 
selbständiger Vertrag üb(3r die Sache mit dem Sequester ab- 
geschlossen wird. 



^) Vgl. Pfaff & Hofmann Comm., I, 1. Abtheilung, S. 0—35. 
^«) Vgl. Einleitung, S. 6. 
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IL Hauptstück. 
Die zwangsweise Sequestration. 



I. Abtheilung. Die gerichtliche Sequestration. 

I. Abschnitt. Die provisorisclie Sequestration. 

Erstes Capitel. Die provisorische Sequestration im strittigen 

Verfahren. 

Erster Titel. Allgemeine Grundsätze. 

I. Zweck und Bedeutung der provisorischen Sequestration im strittigen Verfahren 
im Allgemeinen und die durch dieselbe gewährte Sicherstellung. 

§.3. 

Unter zwangsweiser Sequestration versteht man, wie bereits 
bemerkt, die behördliche Uebertragung der Verwahrung und 
Verwaltung einer Sache oder eines ganzen Vermögens oder der Ein- 
hebung bestimmter Einkünfte einer Person an eine von der 
Behörde hierzu bestellte dritte Person, Sequester genannt. Eine 
zwangsweise ist diese Sequestration, weil sie nicht durch den 
freien Willen der Parteien zu Stande kommt, sondern Kraft des 
Gesetzes auch gegen den Willen der durch sie betroffenen Partei 
von der hierzu competenten Behörde angeordnet und nöthigenfalls 
durch die gesetzlichen Zwangsmittel in Vollzug gesetzt 
werden kann. 

Die behördliche Uebertragung dieser Functionen an eine 
dr ittePerson besagt, dass es sich bei der zwangsweisen Sequestration 
immer um zwei an der betreffenden Verfügung interessirte 
Parteien ^) handelt, denen der bestellte Sequester als unbetheiligte 
dritte Person gegenübersteht. 

Je nachdem die Behörde, von welcher die Sequestrations- 
anordnung ausgeht, ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde 

^) Dass bei der executiven Sequestration nach der Resol. v. 31. October 
1785, Nr. 489 J. G. S. der Exequent selbst zum Sequester bestellt werden 
könne, ist eine Anomalie, die ihre Rechtfertigung nur darin findet, dass die 
ausdrückliche Zustimmung des Executen hierzu erforderlich ist. Aber auch in 
diesem Falle ist immer die doppelte Eigenschaft des Exequenten als „Exequent" 
und als „Sequester" juristisch streng auseinander zu halten. Vgl. hierzu auch 
V. Limbeck, Ueber die exec. Sequestration in Haimerl's Magazin, VIII, 
S. 181. 
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ist, wird die zwangsweise Sequestration in die gerichtliche 
und in die politische Sequestration unterschieden. 

Die gerichtliche Sequestration bezweckt nun entweder blos 
die Realisirung eines noch ungewissen Anspruches auf eine 
individuell bestimmte Sache oder auf einen ganzen Vermögens- 
complex, oder die Befriedigung einer noch ungewissen Forderung 
aus dem Vermögen des Schuldners bis zur Feststellung dieses 
Anspruches, beziehungsweise der Forderung, zu sichern, und 
heisst dann provisorische Sequestration, — oder aber hat 
sie die Befriedigung einer bereits feststehenden Forderung aus 
den Früchten oder Nutzungen eines Vermögens des Schuldners 
oder aus seinen Einkünften unmittelbar zum Gegenstande und 
heisst dann executive Sequestration. 

Die Sicherstellung der provisorischen Sequestration ist mehr 
eine thatsächliche, als eine rechtliche zu nennen. Der 
Sequestrant erlangt durch die provisorische Sequestration noch 
kein dingliches (auch nicht bedingtes) Recht an der sequestrirten 
Sache oder an ihren Früchten und Nutzungen ^) und der Sequestrat 
verliert durch dieselbe wohl den Besitz und das Verwaltungs- 
recht, aber nicht die rechtliche Dispositionsbefugniss über die 
Substanz der Sache ^), noch auch erleiden die Executions- oder 



*) Vgl. V. Canstein, Civilprocessrecht. I, S. 185, 189; Uli mann, 
a.a.O. S. 505. Schon zu Beginn der Berathangen der von Maria Theresia im 
Jahre 1753 eingesetzten Compilationscommission zur Ausarbeitung einer all- 
gemeinen Gerichtsordnung wurden über Antrag Ho lg er 's mehrere Vorfragen 
über Punkte , in denen das österreichische und böhmische Processrecht sich 
gegenüber standen aufgestellt, die dann der Kaiserin zur Beschlussfassung vor- 
gelegt wurden. Auf diese Art wurde unter Anderem bestimmt: „Der Kummer 
(Realarrest) gewährt kein Pfandrecht." Vgl. v. Canstein, Lehrbuch der 
Geschichte u. Theorie d. österr. Civilproc. I, §. 13, S. 166. Vgl. auch rück- 
sichtlich des Verbotes die ausdrückliche Bestimmung des Hofdecr. vom 
5. April 1791 , Nr. 134 : „An das Böhmische Appellationsgericht, c) Durch 
ein Verbot auf bewegliche, in den Händen eines Dritten befindliche Güter kann 
das Recht des Executionswerbers , wenn auch das Executionsgesuch später ein- 
gereicht worden wäre, nicht beirret werden." 

*) Ran da, „Von den Veräusserungsbeschränkungen" , in Jurist. Blätter, 
1877, Nr. 34, S. 430 sagt: „Auch die (provisorische oder executive) Sequestration 
hindert die Veräusserung des sequestrirten unbeweglichen Gutes nicht; wohl 
aber hat die provisorische Sequestration von Mobilien die ünveräusserlichkeit 
derselben zu Gunsten des Sequestrationswerbers zur Folge (§. 293 a. G. 0.)", 
und Uli mann, a. a. 0. S. 505 tritt dieser Behauptung bei. — Allein der für 
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sonstigen Rechte dritter Personen gegen den Sequestraten durch 
die provisorische Sequestration in Ansehung der sequestrirten 
Sache eine andere Beeinflussung, als dies die Thatsache der ge- 
änderten Inhabung der Sache nach dem Gesetze von selbst 
herbeiführt 

Die dem Sequestranten durch die provisorische Sequestration 
gewährte thatsächliche Sicherung besteht aber darin, dass durch 
dieselbe dem Sequestraten einstweilen die Detention der Sache 
entzogen und letztere unter eine fremde ordentliche Verwaltung 
gestellt wird und dass durch dieselbe dem Sequestranten die 
rechtliche Möglichkeit vermittelt wird, nach Feststellung seines 
Rechtes in die Detention der Sache zu gelangen oder seine 
Befriedigung aus derselben erhalten zu können. 

Welche Bedeutung nun diese so geartete Sicherung der 
provisorischen Sequestration für den Sequestranten nach öster- 
reichischem Rechte hat, beziehungsweise welchen Schutz ihm 
dieselbe 

1. gegen Handlungen des Schuldners (Sequestraten) 
in Ansehung der sequestrirten Sache, 

2. gegen die Geltendmachung von Rechten dritter 
Personen auf die sequestrirte Sache und 

3. in Beziehung auf die Erlangung des physischen 
Besitzes an der sequestrirten Sache oder der Befriedigung 
aus derselben gewährt, soll der Gegenstand der nachfolgenden 
Untersuchung sein. 

1. Was zunächst den Schutz der provisorischen 
Sequestration gegen Handlungen des Sequestraten an- 
belangt, so wird der Sequestrationswerber gegen Deteriorirung, 
Misswirthschaffc oder Vernachlässigung der sequestrirten Sache 
und gegen den Bezug der Nutzungen von derselben seitens des 
Sequestraten in Folge der durch die provisorische Sequestration 

diese Behauptung angezogene §. 293 a. G. 0. vermag eine solche Unterscheidung 
zwischen „beweglichen nnd unbeweglichen" Sachen nicht zu rechtfertigen. Ent- 
weder begründet der §. 293 a. G. 0. ein Veräusserungsverbot , dann gilt es 
für bewegliche, wie für unbewegliche Sachen, oder er begründet keines, dann 
lässt es sich auch nicht für bewegliche Sachen behaupten. Es lag daher für 
Ran da kein Anlass vor, von dem von ihm dargelegten Grundsätze, dass es 
nach österreichischem Recht kein absolut wirkendes richterliches Veräusserungs- 
verbot gäbe, eine Ausnahme bezüglich der provisorischen Sequestration von 
Mobilien zu statuiren. 
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vermittelten Uebertragung der Inhabung und Verwaltung dei* 
Sache an den Sequester allemal geschützt. Aber auch die Alienation 
der sequestrirten beweglichen wie unbeweglichen Sachen wird 
dem Sequestraten durch die Entziehung der Detention der- 
selben nicht nur sehr erschwert, sondern es wird ihm durch 
die mangelnde physische Dispositionsmöglichkeit über die Sache 
wenigstens bei beweglichen Sachen die Bestellung eines 
Eigenthums- oder anderen dinglichen Rechtes bezüglich derselben 
an Dritte geradezu unmöglich gemacht. * ) 

Was also der Sequestrat durch Veräusserung, Vertauschung, 
Verschenkung, Verpfändung etc. der sequestrirten bewegliehen 
Sache an einen Dritten bewirken kann, ist immer nur die Be- 
gründung eines obligatorischen Anspruches des Dritten gegen 
ihn in Ansehung der sequestrirten Sache, welcher obligatorische 
Anspruch aber weder das dingliche, noch das persönliche ß-echt des 
Sequestrationswerbers auf die Sache unter der Voraussetzung, 
dass er nach Erweisung seines Rechtes wirklich in den Besitz 
derselben gelangt, zu gefährden oder zu beeinträchtigen im 
Stande ist. 

Anders allerdings bei unbeweglichen Sachen, wenn der 
Sequestrat zugleich Tabularbesitzer ist. (Ist er nicht Tabular- 
besitzer, ist die Alienation durch denselben ohnehin schon dadurch 
ausgeschlossen.) In diesem Falle vermag die provisorische Seque- 
stration die Veräusserung, Verpfändung etc. des unbeweglichen 
Gutes seitens des Sequestraten und sohin die Erwerbung des Eigen- 
thums oder eines anderen dinglichen Rechtes an der sequestrirten 
unbeweglichen Sache seitens eines Dritten nicht zu verhindern. 
Verfolgt der Sequestrationswerber das Eigenthum an der 
sequestrirten unbeweglichen Sache, klagt er also nicht blos auf 
Uebergabe der Sache aus einem persönlichen Titel, z. B. den 
Kauf, der Miethe oder dem Pachte, dann gewährt ihm aller- 
dings die nach den §§. 61 — 71 G. G. zulässige „Streitanmerkung" 



*) Dies mag Ran da bei dem von ihm aufgestellten Satze (s. oben S. 29, 
Note 3) vor Augen gehabt haben. Alsdann gilt aber die Unveränsserlichkeit. i. e. 
die thatsächliche Unmöglichkeit der dinglichen Eigenthnmsübertragnng seque- 
strirter Mobilien seitens des Sequestraten sowohl für die provisorische wie für 
die executive Sequestration. Von seiner obigen Ansicht ist Randa 
übrigens in seinem „Eigenthumsrecht nach österr. R.", Leipzig 
1884, S. 192, Note26, wieder abgegangen. 
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die rechliche Möglichkeit, sich auch gegen die Alienation des 
Sequestraten als Tabularbesitzers zu schützen. Dies setzt aber 
voraus,' dass der Sequestrationswerber durch die Einverleibung 
des Eigenthumsrechtes des Sequestraten „in seinem bücherlichen 
Rechte verletzt erscheint" (§. 61 G. Gr.), also dass er schon 
vor dem Sequestraten bücherlicher Eigenthümer des Immobile 
war und „die Einverleibung (des Sequestraten) aus dem Grunde 
der Ungiltigkeit im Processwege bestreitet", oder dass er seinen 
dinglichen Eigenthumsanspruch auf den Titel der „Ersitzung" 
stützt (§. 70 G. G.). In diesen FäUen ist es aber die „Streit- 
anmerkung" und nicht die „provisorische Sequestration", 
welche den Sequestranten gegen die Alienation des Sequestraten 
als Tabularbesitzers sicherstellt. ^) 

*) Mit Unrecht sagt daher v. Canstein, Civilproc. R. , I, S. 190: 
„Ist die sequestrirte Sache ein Grundbuchsobject, so kann um die grundbücher- 
liche Anmerkung der Sequestration angesucht werden, welche die Wirkung hat, 
dass die freiwillige Veräusserung der sequestrirten Sache durch 
den Beklagten den Sequestrationsleger nicht hindert, künftig die 
Execution auf die sequestrirte Sache auch gegen Dritte zu führen, 
§§. 20 lit. b, 52 fl. 60 Grundbuch sges." Das ist doch gewiss nicht die rechtliche 
Wirkung der grundbücherlichen Sequestrationsanmerkung. Freilich behauptet 
dies Cans tein a. a. 0. nur von der provisorischen Deckungssequestration, welcher 
er jedoch eine über das Geltungsgebiet der Westg alizischen Gerichtsordnung 
hinausreichende Wirksamkeit beilegt. Die provisorische Sequestration und daher 
auch die provisorische Deckungssequestration ist überhaupt kein Gegenstand der 
bücherlichen Anmerkung nach §. 20 Ut. b G. G., weil dieselbe weder nach den 
Vorschriften der Civilprocessordnung, noch nach denen des Grundbuchsgesetzes 
eine rechtliche Wirkung hervorzubringen geeignet ist. Die im §. 20 lit. b ge- 
dachte Anmerkung der Seques tration bezieht sich deshalb nur auf die executive 
Sequestration nach §§. 320 a. G. 0., 422 W. G. 0. Derselben Ansicht Randa, 
,,Eigenthumsrecht", S. 192, Note 26. Die rechtliche Wirkung dieser An- 
merkung ist aber die, dass der Erwerber des sogenannten Pfandrechtes ad 
fnictus das Recht erlangt, dass aus dem Ueberschusse der Sequestrationseinkünfte 
auch seine Capitalsforderung berichtigt werde, welches Recht den nicht- 
seqiiestrirenden Hypothekaren nicht zusteht (vgl. Entsch. v. 29. März 1883, 
Geller's Centralbl., IIJ, Nr. 414 und v. Canstein, Civilpr. R., II, S. 611) 
und dass die grundbücherlich angemerkte executive Sequestration gegen jeden 
Nachfolger im Eigenthum des sequestrirten Gutes wirksam ist, beziehungs- 
weise gegen denselben in Vollzug gesetzt werden kann. (§. 6 der Verordn. des 
Just.-Mini. vom 19. September 1860 , Nr. 212 R. G. Bl.) Eine Rechtswirksam- 
keit gegen Dritte kommt zwar auch der sicherstellungsw eisen Sequestration zu, 
welche bücherlich nicht anzumerken ist, aber nur als eine Rechtsfolge der Ein- 
führung des Sequesters in den Besitz, wie weiter unten sich näher ergeben 
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2. Was die Geltendmachung der Rechte dritter 
Personen auf die sequestrirte Sache anbelangt, so vermag, 
wie bereits oben bemerkt, die provisorische Sequestration die 
Geltendmachung der Rechte Dritter nur insoferne zu behindern, 
als sich dies als eine Folge der geänderten Inhabung der 
Sache ergibt. In dieser Beziehung ist nun zunächst zwischen der 
Geltendmachung von Executionsrechten dritter Personen 
einerseits und der von Klags- und Sicherstellungsrechten 
derselben andererseits zu unterscheiden. 

A. Bezüglich der Geltendmachung von Executionsrechten 
dritter Personen gegen den Sequestranten oder Sequestraten auf 
die sequestrirte Sache hat man wieder eine Scheidung zwischen 
der Execation von Ansprüchen, die nicht in Geld- 
forderungen bestehen und der Execution wegen Geld- 
forderungen und bezüglich der Universalexecution der Gläubiger- 
schaffc oder dem Concurse eintreten zu lassen. 

a) Belangend die Execution von Ansprüchen, die 
nicht in Geldforderungen bestehen, kann auf Grund eines 
diesbezüglichen Executionstitels eines Dritten gegen eine der 
Sequestrationsparteien, also auf Grund eines eine der Sequestra- 
tionsparteien zur Herausgabe einer unbeweglichen oder beweglichen 
Sache condemnirenden Urtheils oder sie hierzu verpflichtenden 
execution sfähigen Vergleiches die Immission in den Besitz der 
unbeweglichen oder die executive Abnahme der individuell oder 
generell bestimmten beweglichen Sache dem Dritten gegen den 
in der Inhabung derselben sich befindlichen Sequester nicht 
bewilligt, und wenn sie gegen eine der Sequestrationsparteien 
bewilligt worden wäre, gegen den Sequester nicht in Vollzug 
gesetzt werden, weil die §§. 305 und 307 a. G. 0. (405, 407 
W. G. 0.) die executive Wegnahme der beweglichen Sache nur 
„gegen den Beklagten" gestatten, gegen einen Dritten aber, „in 
dessen Hände sie gekommen wäre", ausdrücklich (§. 306 a. G. 0. 
406 W. G. 0.) ausschliessen, welcher Grundsatz analoger Weise 
auch bei unbeweglichen Sachen bezüglich der zwangsweisen Ein- 



wird. — Auch V. Limbeck, Die executive Sequestration in Haimerl's Magazin, 
VIII, S. 175, Note * ist der Ansicht, dass die sicherstellungsweise (provisorische) 
Sequestration gleichfalls in dem öffentlichen Buche angemerkt werden muss. Vgl. 
auch unten bei der execativen Sequestration. 

Schubert, Die Sequestration. 3 
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Weisung in den Besitz derselben in Vollzug eines TJrtheiles oder 
Vergleiches zur Anwendung kommen muss, weil dieser concrete 
Fall bezüglich unbeweglicher Güter im Gesetze nicht ausdrück- 
lich entschieden ist, indem die §§. 302 und 303 a. G. 0. (402 n. 
403 W. G. 0.) die Einweisung des Klägers in den Besitz des 
ihm adjudicirten unbeweglichen Gutes nur im Allgemeinen an- 
ordnen, zwischen dem Vollzuge eines TJrtheils durch Wegnahme 
einer beweglichen und durch Wegnahme einer unbeweglichen 
Sache aus der Inhabung eines Dritten (der nicht Execut ist) 
vollkommene Aehnlichkeit besteht (§. 437 a. G. 0., 575 W. G. 0.), 
und die ratio juris des §. 306 a. G. 0. für die Geltung derselben 
auch bei unbeweglichen Sachen streitet. Wenn über diese analoge 
Anwendbarkeit des §. 306 a. G. 0. auch auf die Fälle der §§. 302 
und 303 a. G. 0. noch ein Zweifel erübrigen könnte, wird er 
durch das Hofdecret vom 2. August 1811, Nr. 952 
J. G. S. ausgeschlossen. ^) (Vgl. hierzu auch die Entscheidungen 
des obersten Gerichtshofes über die executive Einweisung des 



^) Dieses Hofdecret lautet: Hofdecret vom 2. August 1811, an das 
Galizische AppeUationsgericht, t in verständlich mit der Hofcommission in Justiz- 
Qesetzsachen. (Nr. 952, J. G. S.) 

^lieber Anfrage: Ob die in Galizien bestehenden Intromissionen, das ist, 
die Einführung in den Besitz von Realitäten durch die Gränzkämmerer : wenn 
sie ausser dem Executionswege von dem Richter begehrt worden, noch ferner 
beibehalten werden sollen ? wird hiermit bedeutet : dass die Intromissionen durch 
die Gränzkämmerer ausser den Executions fällen, gleichwie sie in keinem 
Gesetze gegründet sind, und in keiner anderen deutscherbländischen Provinz 
bestehen, auch in Galizien gänzlich abzustellen seyn. 

Bey den im Executionswege denselben aufzutragenden Besitzein- 
führungen sey ihnen jedoch zu verordnen : dass solche in Gemässheit der bereits 
in den Jahren 1802, 1803 und 1806 ergangenen Verordnungen nur gegen den- 
jenigen, wider welchen sie bewirket worden, nicht aber gegen andere, 
wider welche kein Besitzrecht erstanden worden, wirken und vorgenommen, 
hiermit von den Gränzkämmerem sich mit den nicht ausdrücklich zu- 
erkannten Rechten wider Nachbaren oder Unterthanen nicht befasset; sondern 
derjenige, der wider solche ein ßesitzrecht anspricht, und geltend machen will, 
auf die gesetzlichen Wege gewiesen werden solle." 

Dieses Hofdecret, obwohl es nur an das galizische AppeUationsgericht 
erlassen ist, gilt, da es eine Interpretation von der allgemeinen und westgalizischen 
Gerichtsordnung gleichen gesetzlichen Bestimmungen zum Gegenstande hat, auch 
für den Bereich der allgemeinen Gerichtsordnung. Vgl. Pf äff & Hof mann, 
Comm., S. 139—141. 
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Erstehers und des Vermiethers in den Besitz gegen Dritte auf 
S. 41, Note 12 und S. 43, Note 13. 



^) Durch Nichts motivirt ist es, wenn v. Canstein, Civilproc. -R., 
II, S. 583 sagt: „Gegen den Sequester kann aber die Execution — natürlich 
unbeschadet der Rechte jener , für welche der Sequester bestellt wurde (?) — 
auch ohne dessen Zustimmung stattfinden^, und wenn ebenso üllmann, D. 
österr Civilproc.-R. , 2. Aufl., 1887, S. 683, Note 13 die Bemerkung macht: 
„Der Sequester gilt nicht als solcher Drittbe8itzer(!)'^ — Die allgemeine 
Textirung: „Wäre dieses Gut in die Hände eines Dritten gekommen" in den 
§§. 306 a. G. 0., 406 W. G. O. gestattet überhaupt nicht unter dem Dritten einen 
„Besitzer^, sondern nur einen „Detentoc'' zu verstehen. Welche Bedeutung soll 
aber v. Canstein 's Beisatz: „natürlich unbeschadet der Rechte jener, für welche 
der Sequester bestellt wnrde" bei der provisorischen Sequestration haben? Das 
Recht des Seqnestranten bei der provisorischen Sequestration besteht ja eben 
darin, nach siegreich durchgeführtem Stritte in den Besitz der sequestrirten 
Sache zu gelangen, beziehungsweise sie beim Sequester exequiren zu können. 
Dieses Recht würde durch Gestattung der executiven Wegnahme der Sache vom 
Sequester zu Gunsten eines Dritten, beziehungsweise durch die executive Besitz- 
einweisung dieses letzteren jedenfaUs vereitelt werden. Wie sollte also die 
executive Abnahme der sequestrirten Sache vom Sequester zu Gunsten eines 
Dritten, beziehungsweise die Immission des letzteren in den Besitz unbeschadet 
der Rechte des Seqnestranten durchgeführt werden können? Auch ist es nicht 
richtig, wenn v. Canstein und Ulimann a. a. 0. die Zulässigkeit der execu- 
tiven Abnahme der beweglichen und der zwangsweisen Immission in den Besitz 
der unbeweglichen Sache gegen den dritten Detentor blos von der Zustimmung 
des letzteren abhängig erscheinen lassen. Sie ist überhaupt nicht zu bewilligen 
nnd gegen die Bewilligung muss nicht nur dem dritten Detentor, sondern auch 
demjenigen, für den dieser detinirt, das Recursrecht zugestanden werden. Jedoch 
werden wir weiter unten Abs. 3, S. 58 sehen, dass v. Canstein's und üllmann's 
Satz in einem Falle, nämlich bei der Execution des Seqnestranten gegen den 
Sequestraten auf Einweisung in den Besitz der sequestrirten Sache seine Be- 
rechtigung hat. 

Nicht zustimmen kann man daher auch der Entsch. v. 16. Februar 
1858, Z. 1224, G. IT. 513, gemäss welcher dem Begehren um executive Ab- 
nahme der in Verwahrung des Bruders des Executen sich befindlichen bestimmten 
Mobilien von allen Instanzen stattgegeben wurde , weil , II. Instanz : „Die An- 
wendung des §. 306 a. G. 0. , welcher vermöge der darin enthaltenen Hin- 
weisung auf die Vorschriften des bürgerlichen Rechtes offenbar voraussetzt, 
dass die dem Kläger zuerkannte Sache aus einem zur Uebertragung des Eigen- 
thums (?) geeigneten Titel in die Hände des Dritten gekommen ist^ und weil, 
in. Instanz : „Den Recnrrenten (Executen und Dritten) zwar zustand, bei der 
vom Gerichtsabgeordneten vorgenommenen Ausführung der Execution allenfällige 
Ansprüche, insbesondere des Dritten, anzubringen, dies jedoch nicht geschehen, 
noch weniger ein derlei Anspruch bescheinigte.) worden ist." — Umgekehrt! 
Die executive Abnahme hat gegen den Dritten gar nicht bewilligt werden sollen 

3* 
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Ist der dritte Inhaber nicht Sequester, so steht dem 
Exequenten in diesem Falle nur bevor, nach Vorschrift des 
§. 306 a. Gr. 0. den dritten Inhaber — „nach Massgabe der 
bürgerlichen G-esetze" um die Sache zu belangen. Dies kann er 
aber in der Regel nur dann, wenn ihm ein dingliches Recht 
an der Sache, welches die Verpflichtung zur Herausgabe, be- 
ziehungsweise zur Besitzüberlassung derselben auf Seite jedes 
dritten Inhabers derselben nach sich zieht, also das Eigenthums- 
recht oder die persönliche Servitut der Fruchtniessung , des 
Gebrauches oder der Wohnung zusteht. Insbesondere kann sich 
der vom Exequenten belangte dritte Inhaber der Sache gegen 
die Eigenthums- und überhaupt dingliche Klage des Exequenten 
durch die laudatio oder nominatio auctoris nach §. 375 a. b. G. B. 
dann nicht schützen, wenn der Execut, in dessen Namen der 
Dritte detinirt aus diesem dinglichen Rechte des Exequenten 
an der Sache zur Herausgabe derselben an den letzteren bereits 
verurtheilt worden ist. Denn ist der Eigenthums- und beziehungs- 
weise dingliche Process zwischen dem Exequenten als Kläger 
und dem Executen als Geklagten und aicctor des Dritten bereits 
durchgeführt, und das dingliche Recht des Exequenten an der 
Sache gegen den Executen durch Urtheil anerkannt worden, 
dann hätte die laudatio auctoris des Diitten keinen Sinn und 
keinen Zweck mehr und ist nicht mehr zulässig. Denn der 
§. 375 a. b. G. B. verfolgt bei seiner Bestimmung nur den 
Zweck, „dass der Eigenthumsprocess gegen den Besitzer" und 
nicht gegen den Detentor geführt werde, geht somit offenbar 
von der Voraussetzung aus, dass dieser Process gegen den Be- 
sitzer vom Kläger noch nicht durchgeführt ist. Fällt daher 
diese offenbare Voraussetzung des §. 375 b. G. B. weg, so ent- 
fallt damit auch die Bestimmung des §. 375 b. G-. B. selbst 
und es kommen die Bestimmungen der §§. 366 und 369 b. G. B. 



und der formelle Protest des Dritten und des Executen musste daher genügen. 
Im §. 306 a. G. 0. ist keineswegs femer die executive Abnahme der Sache von 
einem Dritten principiell zugelassen und nur im Falle eines bescheinigten oder 
wenigstens angemeldeten Anspruches des Dritten auf die Sache ausgeschlossen, 
vielmehr ist sie principiell ausgeschlossen und nur die Eigenthums-, beziehungs- 
weise dingliche Klage gegen den Dritten gestattet. Dagegen hat 0. G. H. in 
G. ü. 9546 die ünzulässigkeit der executiven Abnahme eines in den Händen 
eines Dritten befindlichen Schuldscheines anerkannt. (§. 314 a. G. 0.) 
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zur Geltung, denen zufolge der Eigenthümer seine ihm vor- 
enthaltene Sache ,,von jedem Inhaber" durch die Eigenthums- 
klage gerichtlich zurückfordern kann und nur den Beweis 
zu führen hat, dass der Geklagte die Sache „in seiner Macht habe^ . ^) 



8) Sehr richtig bemerkt daher Nippel, Erläut. d. a. G. 0., I, S. 306, 
Z. 1 : „Der dritte Besitzer der dem Kläger zuerkannten Sache kann nur dann 
belangt werden, wenn der Geklagte aus einem dinglichen Rechte des Klägers, 
z. B. dem Eigen thumsrechte , zur Uebergabe der Sache verpflichtet worden ist. 
Ist er aber blos aus einem persönlichen Rechte des Klägers zur Uebergabe der 
Sache verpflichtet worden, z. B. aus einem Kauf- oder Tauschvertrage, so kann 
der dritte Besitzer in der Regel nicht belangt werden." Den Grund hiervon 
führt Nippel allerdings nicht an. Ich kann ihn nur in der dem Dritten sonst 
zustehenden laudatio auctoris finden. 

Wenn man freilich die Nominatio auctoris nur als Anwendungsform der 
Streit Verkündigung hinstellt und daraus die Un Veränderlichkeit der Processsubjecte 
folgert, wie neuerer Zeit Kannegiesser, Die processhindernde Einrede (1878), 
S. 11 ff. thut, — dem auffallenderweise auch Ran da, Besitz, S. 236 ff. mit den 
Behauptungen: Durch die Nomination höre der beklagte Inhaber nicht auf, 
Processsubject zu sein , die Nomination sei nach §.42 a. G. 0. in der Einrede 
geltend zu machen und das Wort „ausweisen" im §. 375 b. G. B beziehe sich 
nur auf die Verständigung des Nominirten, — sich anschliesst, nachdem er noch 
in seinem Prdvo vlastnickS (1871), S. 145 und 146 der herrschenden Ansicht 
gemäss, dem Nominanten das Recht des „Klagsrückerlages" nach Analogie 
des §. 40 a. G. 0. zugestand und ihm die „Beweispflicht", dass er alieno 
nomine besitze, auferlegte, — dann sind die im Texte gegebenen Erörterungen 
allerdings gegenstandslos. Aber dann entkleidet man auch die Nomin. auct. 
ihrer historischen selbständigen Stellung und nimmt dem §. 375 b. G. B. jede 
Bedeutung. Wenn Randa, Besitz, S. 237, Note 15, weiter anführt, auch im 
römischen Recht sei gemäss c. 2 C. ubi in rem a. 3, 19 der Nominant nach der 
Streiteinlassung des Auetors (wenigstens formell) (?) Partei geblieben, so lässt 
sich das wohl kaum aus c. 2 C. 5, 19 herauslesen. — Gegen Kannegiesser 
vgl. die Hand- und Lehrbücher des gem. d. Civilprocessrechtes von Wetzeil, 
§.7, Nr.3; Renaud, §.51; Bayer, §.48; Endemann, §.78; Osterloh, 
§. 175; Schmid, §. 66; Gönner, I, Bd. XVI, S.340 ff. Gegen Randa insbeson- 
dere V. Canstein in Grünhut's Zeitschrift, VI, S. 149 — 150. Auch die deutsche 
Civilproce.<»sordnung vom 30. Jänner 1877 (§§. 69—73) und der öster- 
reichische Entwurf einer Civilprocessordnung vom Jahre 1881 (§§-95 — 98) 
trennen ausdrücklich in ihren Bestimmungen die Litisdenuntiatio von der 
Nominatio auctoris. — Vgl. auch unten im Texte Absatz B. — Unter Umständen 
kann aber die im §. 306 a. G. 0. gedachte Klage des Bxequenten gegen den 
Dritten auch eine persönliche sein, z. B. A gibt dem B eine Sache in Verwahrung, 
welche von dem letzteren dem C geliehen wird. C von A mit der Eigenthums- 
klage belangt und zur Herausgabe condemnirt, stellt vor Execution des Urtheils 
die Sache dem B wieder zurück. Da hat A wider B die persönliche Klage auf 
Herausgabe der Sache aus dem Verwahrungsvertrage; — und umgekehrt kann 
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Wollte man auch in dem hier vorausgesetzten Falle des 
vom Kläger gegen den Geklagten bereits ersiegten dinglichen 
Rechtes an der Sache dem dritten Inhaber derselben gegen die 
nach §. 306 a. G. 0. vom Kläger gegen ihn erhobene dingliche 
Klage noch die laudatio auctoris zugestehen, dann würde in der 
That die Uebertragung der Detention einer Sache an einen 
Dritten, die Vindication derselben nach österreichischem Rechte 
geradezu illusorisch machen. 

Beim Sequester steht die Sache aber wesentlich anders. 
Der Sequester detinirt nicht blos für diejenige Sequestrations- 
partei, gegen welche dem Exequenten die executive Abnahme 
der Sache oder die executive Einweisung in den Besitz der- 
selben bewilligt worden ist, sondern auch für die andere Seque- 
strationspartei, die nicht exequirt ist, er detinirt nicht blos für 
den Sequestranten, sondern auch für den Sequestraten. 

Dem Sequester kommt daher auch da, wo nach dem Vor- 
hergehenden der vom Exequenten nach §. 306 a. G. 0. belangte 
dritte Inhaber der Sache der dinglichen Klage des Ersteren die 
laudatio auctoris nicht entgegen setzen kann, weil das dingliche 
Recht des Exequenten gegen den Executen als auctor des Dritten 
bereits ausgetragen ist, diese laudatio zu statten, weil der 
Sequester auch noch im Namen der anderen Sequestrationspartei 
besitzt, gegen welche dieses dingliche Recht des Exequenten 
eben noch nicht ausgetragen erscheint. 

Um also die im §. 306 a. G. 0. (406 W. G. 0.) gedachte 
dingliche Klage gegen den Sequester anstellen zu können, müsste 
der Exequent vorher sein dingliches Recht auf die sequestrirte 
Sache gegen beide Sequestrationsparteien im Processwege durch- 
geführt haben. 

Da femer der im §. 306 a. G. 0. normirte Schutz der 
Detention eines Dritten gegen die executive Wegnahme der 

dem Exequenten gegen den Dritten die dingliche Klage zustehen, trotzdem der 
Execut nur aus einem persönlichen Anspruch des Exequenten zur Herausgabe 
der Sache verurtheilt worden ist , z. B. B von A mit der Pfandklage belangt 
und zur Rückstellung des Pfandes wegen getilgter Schuld verurtheilt, kann die 
Restitution nicht leisten, weil ihm das Pfand von C als dessen Eigenthum eigen- 
mächtig entzogen worden ist. Hier steht dem A gegen C die Eigenthumsklage zu, 
obwohl der B nur aus einem persönlichen Ansprache des A (dem Pfandvertrage) 
zur Herausgabe der Sache verartheilt worden ist. Die Beifügung der Worte „in 
der Regel" oben im Texte, wie bei Nippel a. a. 0. hat daher ihre Berechtigung. 
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detinirten Sache offenbar nicht blos dem Detentor, sondern 
auch demjenigen, für den dieser detinirt, zu statten kommen soll, 
so muss auch diesem letzteren und somit auch der nicht exe- 
quirten Sequestrationspartei neben dem Sequester der Recurs 
gegen die executive Entziehung der sequestrirten Sache aus der 
Detention des letzteren zustehen. 

Ebenso ist der Sequester für die Submission auf die ding- 
liche Klage des Exequenten, beziehungsweise für die unterlassene 
Nomination der .Sequestrationsparteien diesen gegenüber nach 
allgemeinen Grundsätzen verantwortlich. 

Und so bietet denn die provisorische Sequestration 
dem Sequestranten und beziehungsweise beiden Seque- 
strationsparteien einen bedeutenden Schutz gegen die 
executive Greltendmachung von auf die Herausgabe der 
sequestrirten Sache gerichteten urtheilsmässigen An- 
sprüchen dritter Personen. 

Die executive Einverleibung des Eigenthums- oder eines 
anderen dinglichen Rechtes auf die in Sequestration befindliche 
unbewegliche Sache ist einem Dritten gegen die im Tabular- 
besitze derselben befindliche Sequestrationspartei nach Vorschrift 
der §§. 302 und 303 a. G. 0. (402 und 403 W. G. 0.) allerdings 
ungeachtet der provisorischen Sequestration ohne Weiteres zu 
bewilligen, aber die executive Einweisung desselben in den 
physischen Besitz der sequestrirten unbeweglichen Sache wird 
durch dieselbe gehindert. ^) 



*) Auch die deutsche C. P. 0. schützt den dritten Inhaber einer heraus- 
zugebenden Sache gegen die unmittelbare Execution durch Wegnahme derselben, 
indem nach §. 772 derselben in diesem Falle dem Grläubiger auf dessen Antrag nur 
der Anspruch des Schuldners auf Herausgabe der Sache zu überweisen ist. 

Nach der deutschen C. P. 0. saccedirt daher der Exequent in den ding- 
lichen oder persönlichen Anspruch des Executen auf Herausgabe der Sache gegen 
den Dritten, während nach der österreichischen G. 0. der Exequent die Herausgabe 
der Sache von einem Dritten nur dann erlangen kann, wenn ihm an der Sache 
ein dinglicher, gegen den auctor des Dritten bereits ausgetragener Anspruch oder 
ein unmittelbarer persönlicher Anspruch gegen den Dritten auf Herausgabe der- 
selben zusteht (vgl. oben S. 37, Note 8 i. f.). 

Dass die Bestimmung der deutschen C. P. 0. eine nach allen Richtungen 
hin befriedigendere ist, als die der österr. G. 0. und selbst als die Bestimmung des 
österr. Entwurfes vom Jahre 1881, welcher die executive Abnahme der heraus- 
zugebenden Sache von einem Dritten nur mit dessen Zustimmung gestattet, 
braucht wohl nicht erst hervorgehoben zu werden. 



Digitized by VjOOQ IC 



40 §• 3. Die durch die Sequestration gewährte Sicherstellung. 

b) Bei der Execution wegen Geldforderungen 
sichert dagegen die provisorische Sequestration die Sequestrations- 
parteien vor der executiven Entziehung der sequestrirten beweg- 
lichen oder unbeweglichen Sache aus der Detention des Sequesters 
im Wege der Zwangsveräusserung nicht. 

a) Was zunächst die Immobilarexecution wegen Geld- 
forderungen anbetrifft, so hat die Einverleibung des executiven 
Pfandrechtes, beziehungsweise die bücherliche Anmerkung der 
Execution, ohne alle Rücksicht darauf, in wessen physischen 
Besitz sich das unbewegliche Gut befindet, gegen denjenigen 
statt, der als bücherlicher Besitzer derselben erscheint, also 
auch gegen jene Sequestrationspartei, in deren Tabularbesitz 
sich das sequestrirte unbewegliche Gut befindet, mag diese sonst 
Sequestrant oder Sequestrat sein. Auch in Beziehung auf die 
executive Abschätzung und Feilbiet ung unbeweglicher Güter 
enthalten weder die Gerichtsordnungen, noch deren Novellen 
eine Bestimmung, der zufolge der Umstand, dass das unbeweg- 
liche Gut nach der Einverleibung des executiven Pfandrechtes, 
beziehungsweise der Anmerkung der Execution in den physischen 
oder bücherlichen Besitz einer anderen Person als des ursprüng- 
lichen Executen übergegangen ist, die Bewilligung oder die 
Vornahme der executiven Abschätzung oder Feilbietung des 
Gutes behindern oder beeinflussen würde. Vielmehr erscheint 
nach den §§. 323 und 326 a. G. 0. (427, 428 und 432 W.G.O.) 
die executive Abschätzung und Feilbietung des unbeweglichen 
Gutes als die auf die Sache selbst, als solche, also absolut ohne 
alle Rücksicht auf die Person ihres Besitzers zugestandene 
Durchführung der Execution zum Behufe der B/calisirung des 
auf die Sache erworbenen executiven Pfandrechtes. 

In dieser Beziehung hat also der §. 6 der Verordnung 
des Justizministeriums vom 19. September 1860, Nr. 212 
R. G. Bl. durch die Bestimmung, dass, wenn das Pfandgut 
wegen einer Forderung bereits in Execution verfallen war, 
wegen dieser Forderung die Executionsschritte auf das ver- 
pfändete Gut ungeachtet einer später erfolgten Veräusserung 
auch gegen jeden neu eintretenden Eigenthümer (und Besitzer) 
desselben fortgesetzt werden können, — keinen neuen Rechts- 
zustand geschaffen. Was aber die Einweisung des executiven 
Erstehers in den physischen Besitz des von ihm er- 



Digitized by VjOOQ IC 



§. 3. Die durch die Sequestration gewährte Sicherstellung. 41 

standenen Gutes anbelangt, so gründet sich dieselbe auf die 
Bestimmung des §. 339 a. Gr. 0. (452 W. G. 0.), der zufolge 
das erstandene Gut dem Ersteher nach Erlegung des Kauf- 
schillings in das Eigenthum zu übergeben ist, worunter 
die Vermittlung der vollen rechtlichen und factischen Herrschaft 
über die erstandene Sache, also bei unbeweglichen Gütern nicht 
blos die Uebergabe in den bücherlichen Besitz, sondern auch 
in den physischen Besitz derselben zu verstehen ist. 

Die Norm des §. 339 a. G. 0. gehört noch zum Feilbietungs- 
acte selbst. Sie ist die Schlussmassregel des Zwangsverfahrens 
zur Realisirung des Pfandrechtes ^°), welches, wie gezeigt, eine abso- 
lute gegen jeden Dritten wirksame Geltung in Anspruch nimmt. 

Es ist Pflicht des ex auctoritate civitatw^^) verkaufenden 
Gerichtes, den Ersteher an den Besitz und das Eigenthum des 
ihm verkauften Gutes zu bringen. Zwischen der Einweisung 
des Erstehers, der ja überhaupt keinen Executionstitel hat, in 
den Besitz und dem Vollzuge eines den Beklagten zur Besitz- 
einräumung condemnirenden Urtheils nach §. 302 a. G. 0. [402 
W. G. 0.], (welches nach Analogie des §. 306 [406 W. G. 0.] 
gegen jemanden Anderen als den Executen nicht in Vollzug 
gesetzt werden kann) besteht eben deshalb keine Analogie. Es 
kann daher von einer analogen Heranziehung der Bestimmung 
des §. 306 a. G. 0. auf die Besitzeinweisung des Erstehers keine 
Rede sein, vielmehr ist dieser gegen jeden mittlerweiligen 
bücherlichen oder physischen Besitzer in den physischen Besitz 
des von ihm erstandenen Gutes durch das Gericht einzuweisen, 
also auch gegen den provisorischen Sequester des 
Gutes. 12) Eine Ausnahme scheint hiervon jedoch bezüglich des 



'") Vgl. Gl. U. 3457. 

") Dieser Ausdruck dürfte eher mit den Ausführungen Exner's, D. 
österr. Hypothekenrecht, S. 234 ff. , vereinbarlich sein, der in der executiven 
Feilbietnng überhaupt keinen Kauf, sondern ein eigenartiges Geschäft „vendi- 
tionis instar" erblickt, und diese Ansicht durch gewichtige Gründe unterstützt. 
Aber selbst vom Standpunkte Exner's aus muss die oben erwähnte Ver- 
pflichtung des Gerichtes anerkannt werden. 

^*) Damit stimmt auch überein, wenn üllmann, S. 551, die (executive) 
Sequestration durch zwangsweise Versteigerung der sequestrirten Sache erlöschen 
lässt. — Die Spruchpraxis ist bezüglich der Zulässigkeit der Besitzeinweisung 
des executiven Erstehers gegen dritte Besitzer des unbeweglichen Gutes schwankend. 
Für unzulässig erklären sie: Die in das Spr. Rep. unter Nr. 24 eingetragene 
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Bestandnehmers gemacht werden zu müssen, indem dieser 
nach den §§. 1120 und 1121 a. b. G. B. dem Ersteher nur „nach 



Entsch. G. U. 4760, dann die Entscheidungen G. U. 2580, 4933, 6174, 
7968, 10662, 11321 und die Entsch. v. 11. December 1884, Z. 13756, 
C. IV, Nr. 52 und v. 12. December 1885, Z. 14300, C. IV, Nr. 127 — für 
zulässig wird sie erklärt in den Entsch. G. U. 3293, 6038, 7166, 
10764, welche letztere dem Dritten das Recursrecht abspricht und in der 
E. V. 23. Jänner 1883, C. 450. In G. ü. 3328 wurde dem einge- 
führten Ersteher die Delogirung des Dritten bewilligt, weil dieser von der 
Besitzeinführung verständigt, dagegen keine Beschwerde erhoben hat; in G. U. 
5369 wurde dem eingewiesenen Ersteher die spätere Delogirung des 
Miethers verweigert; in G. ü. 9610 wurde die Vollziehbarkeit des Räumnngs- 
auftrages gegen den Singularsukcessor des Miethers und in 9274 die Vollstreck- 
barkeit eines Erkenntnisses auf Wiederherstellung des Besitzes (executive Besitz- 
einweisung) wider den inzwischen vom Beklagten in den Besitz gesetzten Dritten 
ausgesprochen. — Vgl. auch Randa, Besitz, S. 243, Note 25 über den vorliegenden 
Fall einer Besitzstörung bei executiver Einführung in den Besitz gegen einen 
dritten Besitzer (Eigenmacht?). 

Der österr. Entwurf zu einer C. P. 0. 1881 behandelt in den §§. 910 
und 977 speciell die Besitzeinweisung, sowohl des executiven Erstehers einer 
Liegenschaft als auch des urtheilsmässig zur Uebergabe derselben in seinen Besitz 
berechtigten Klägers und nimmt im ersteren Paragraph insbesondere auch auf 
eine bestehende Sequestration Rücksicht; er entscheidet aber nicht direct die 
Frage über die Zulässigkeit der Besitzeinweisung gegen Dritte und selbst nicht 
einmal gegen den Sequester. 

Nach der Fassung jener Paragraphe scheint zwar, obwohl die Motive der 
Regierungsvorlage darüber nichts enthalten, der Entwurf von einer durch die 
Detention Dritter und daher auch des Sequesters unbeirrten Besitzeinweisung 
auszugehen, allein diese praktisch hochwichtige Frage erfordert eine directe, 
klare und präcise gesetzliche Regelung und darf in der neuen Processordnung 
nicht unbestimmt gelassen werden. Während nämlich die deutsche C. P. 0., 
§.771 bestimmt : „Hat der Schuldner eine unbewegliche Sache oder ein bewohntes 
Schiff herauszugeben , zu überlassen oder zu räumen , so hat der Gerichtsvott- 
zieher den Schuldner aus dem Besitze zu entsetzen und den Gläubiger 
in den Besitz einzuweisen" , — lautet der §. 977 des Entw. wesentlich anders : 
„Ist der Executionsfuhrer berechtigt, die Uebergabe in den physischen Besitz oder 
die Räumung einer Liegenschaft, eines Gegenstandes des Bergwerkseigenthums 
oder einer Räumlichkeit ganz oder theilweise zu begehren, so erfolgt die Execution 
dadurch, dass der Vollstreckungsbeamte die Uebergabe an den Executionsfuhrer 
vornimmt, und die zu diesem Zwecke erforderliche Entfernung von 
Personen oder Sachen bewirkt." Dies deutet auf eine absolute auch gegen 
jeden Dritten wirksame Besitzeinweisung. 

Die Besitzeinweisung speciell des executiven Erstehers regelt die deutsche 
C. P. 0. nicht, sondern verweist im §. 757 bezüglich der Zwangsvollstreckung 
in das unbewegliche Vermögen auf die Landesgesetze. 
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der gehörigen Aufkündigung" zu weichen hat. ^8) Allein 
diese Interpretation ist nicht haltbar, der §. 1120 a. b. G. B. 
macht von einer Kündigung keine Erwähnung und der Grund- 
satz des §. 339 a. G. 0. (§. 452 W. G. 0.) lässt die analoge 



^^) Dies ist wenigstens seit Zeiller Comm. II, S. 454 ad §. 1121: „Die 
gehörige Aufkündigung musste auch in diesem Falle beobachtet werden (§. 1120, 
Nr. 1)", — dem alle Commentatoren des bürgerlichen Gesetzbuches hierin gefolgt 
sind — die in der Theorie und Praxis herrschende Ansicht. Gestützt wird sie 
durch den sprachlichen Zusammenhang der §§. 1120 und 1121 und die Analogie 
(so in der Entsch. G. U. 8149), sowie durch die Autorität Zeiller 's und 
die Erwägung, dass kein Grund vorliegt, anzunehmen, dass das Gesetz dem 
Bestandnehmer gegenüber dem executiven Ersteher habe gar keinen Schutz 
angedeihen lassen wollen. (?) Gegen sich hat sie den Wortlaut des §. 1121 -und 
die nicht abzuleugnende Mötclichkeit, dass die Auslassung der Worte des §.1120 
„nach der gehörigen Aufkündigung" im §. 1121 nicht auf einer blos nach- 
lässigen Bedaction dieses Paragraphen zu beruhen braucht, sondern auch auf Ab- 
sicht im Interesse der Execution sich gründen kann. Und in der That hat 
der 0. G. H. — obwohl derselbe sonst an dem im Texte aufgestellten Satze 
festhält — in G. ü. 9364 der Ansicht Ausdruck gegeben, dass im Falle des 
§. 1121 a. b. G. B. eine Aufkündigung gar nicht nothwendig ist, und im G. U. 
€038 die von den Uniergerichten im Grunde des §. 1121 a. b. G. B. erlassene Ver- 
ordnung, dass dem Ersteher die zu dem erstiegenen Gute gehörigen Grund- 
parcellen ohne Rücksicht auf etwaige Rechte der Pächter übergeben werden, 
mit der Begründung bestätigt, „dass, wenn auch bei einer nothwendigen gericht- 
lichen Feilbietung eines unbeweglichen Gutes dem Bestandnehmer die Gewährung 
einer entsprechenden zur Wegräumung seiner auf dem Pachtgute befindlichen 
Fahrnisse nothwendigen Frist füglich nicht verweigert werden kann, die Recur- 
renten in dem vorliegenden Falle seit der mit dem erstrichterlichen Bescheide 
verfügten Expossessionirung der Pächter der einzelnen Grundparcellen hierzu 
ohne Zweifel genügende Zeit gehabt haben". Auch die BerathungsprotokoUe 
zum a. b. G. B. lassen keinen Schluss darauf zu, dass dem Ersteher gegenüber 
dem Bestandnehmer eine Aufkündigungspflicht auferlegt werden wollte. Denn 
nachdem in der Sitzung vom 15. December 1806 bei der Berathung des §. 523, 
m des Entwurfes (Urentwurf) der, bis auf den in demselben nicht enthaltenen 
Passus wegen der Kündigung , mit §. 1120 a. b. G. B. im Wesentlichen gleich- 
lautend ist, die Aufnahme des Beisatzes „nach der gehörigen Aufkündzeit '^ 
angenommen worden war, führte der Referent hier noch an : „Der Entwurf rede 
nur von einer freiwilligen Veräusserung , das Nämliche müsse aber wohl auch 
von einer nothwendigen gerichtlichen Veräusserung gelten", nur könne man, — 
wie der Referent weiter ausführt — dem Bestandnehmer, auch wenn sein Recht 
in den öffentlichen Büchern eingetragen sei, nicht das Recht zagestehen, dass 
er dem Ersteher nicht weichen müsse. (Ofner, Der Urentwurf und die Berathungs- 
protokoUe des österr. allg. bürg. Gesetzb. , II , S. 314.) Von einer Kündigung 
geschieht in diesen weiteren Ausführungen keine Erwähnung. Was ist nun unter 
dem „nämlichen" zu verstehen, was, nach Ansicht des Referenten wohl auch 
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Anwendung des §. 1120 a. b. G. B. auf den Fall des §. 1121 
ibid. nicht zu. Der executive Ersteh er ist daher auch gegen 
jeden Bestandnehmer in den Besitz des erstandenen unbeweg- 
lichen Gutes, eventuell unter Dejection des letzteren einzuführen, 
ohne dass ersterer dem letzteren vorher gehörig aufkündigen 
müsste. Warum sollte auch der Bestandnehmer in dieser Be- 
ziehung günstiger gestellt sein als der Usufructuar, TJsuar oder 
Ausgedinger ? 

Ebenso steht die provisorische Sequestration einer unbeweg- 
lichen Sache der Bewilligung der executiven Sequestration 
derselben gegen die im Tabularbesitz derselben befindliche Seque- 
strationspartei nicht entgegen, weil gegen letztere ihrem 
Gläubiger nach §. 320 a. G. 0. (422 W. G. 0.) das Pfandrecht 
auf die Früchte ohne Weiteres zu ertheilen ist. Der provisorische 
Sequester wäre in diesem Falle nach Analogie des Hofdecretes 
vom 6. Mai 1814, Nr. 1085 J. G. S. nur anzuweisen, auch auf 
die bewilligte executive Sequestration Bedacht zu nehmen. ^*) 

von einer nothwendigen Veräusserung gelten müsse? Das „Nämliche", was der 
Entwurf (§. 253, III) sagt, der von einer Kündigung nichts enthält, d. i. dass 
Kauf Miethe breche, wenn dem Bestandinhaber kein Pfandrecht zu statten 
komme, oder das „Nämliche'*, was bezüglich des §. 253, III beschlossen wurde, 
also, dass der Bestandinhaber nur gegen Kündigung zu weichen habe ? Nach dem 
sprachlichen Zusammenhang bezieht sich „das Nämliche" auf den Inhalt des 
Entwurfes. Bei dieser Sachlage kann man doch dem §.1120 in Verbindung 
mit §. 1121 a. b. G. B. keine derogirende Kraft bezüglich des Fundamental- 
grundsatzes des §. 339 a. G. 0. (§. 452 W. G. 0.) zuerkennen! 

^*) In dem umgekehrten Falle, nämlich wo die provisorische Sequestration 
einer bereits executiv sequestrirten Liegenschaft von dem das Eigenthum der- 
selben in Anspruch nehmenden Kläger begehrt wurde, haben beide unteren 
Instanzen dem Kläger neben dem bereits bestellten executiven Sequester (für die 
Früchte) einen zweiten Sequester für die Substanz der Liegenschaft und nach 
dem Aufhören der executiven Sequestration auch für die Früchte derselben gegen 
den Widerspruch des Geklagten, der sich auf die Unzulässigkeit der Bestellung 
zweier Sequester nach dem Hofdecrete vom 6. Mai 1814 , Nr. 1085 J. G. S, 
berief, bestellt, weil dieses Hofdecret nur für die executive Sequestration gelte, 
bei der durch die Streitigkeit des Eigenthums der Sache veranlassten Sequestra- 
tion derselben, der für die Einhebung der Früchte bestellte Sequester in keinem 
directen Verhältnisse zu dem Eigenthumskläger stehe und dem Letzteren die 
Möglichkeit auf die Verwaltung der vindicirten Sache einen Einfluss zu nehmen, 
nicht eröffnet ist, wogegen eben die Sequestration nach §. 388 W. G. 0. (§. 293 
a. G. 0.) Abhilfe schaffen soll, indem derjenige , welcher auf die Substanz der 
Sache einen Anspruch erhebt, gegen die im §. 388 bezeichneten Gefahren durch 
die Aufstellung des Sequesters für die Früchte keineswegs geschützt wird. 
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ß) Was aber die Mobiliarexecution wegen Geldfor- 
derungen anbelangt, so geht aus der Textirung der §§. 342 — 344 
a. Gr. 0. und den wörtlich gleichlautenden §§. 455 — 457 W. G. 0. 
hervor, dass die executive Pfändung nur bezüglich der in der 
Wohnung und Behausung oder dem Geschäftslocale und über- 
haupt in der Detention des Executen sich befindlichen Mobilien 
(der Gerichtsbediente soll sich „zu dem Beklagten" begeben), 
rücksichtlich dieser aber auch ohne weitere Unterscheidung, also 
auch ohne Rücksichtnahme auf Besitzrechte oder Ansprüche 
Dritter, somit insbesondere auch rücksichtlich der an der Person 
des Executen selbst, wo immer derselbe angetroffen werden mag ^^)^ 

Der oberste Gerichtshof bestätigte die untergerichtlichen Verordnungen 
mit Bezugnahme auf die vorstehende Motivirung (Entsch. v. 12. Juli 1871, 
Z. 8449, G (J. Nr. 4225). Allein der Umfang der Befugnisse des Sequesters bei 
der provisorischen wie bei der executiven Sequestration ist derselbe» in beiden 
Fällen wird der bisherige Besitzer der sequestrirten Sache des Besitzes der- 
selben entsetzt, und diese der physischen Herrschaft des Sequesters überantwortet. 
Durch die Anweisung des executiven Sequesters auch auf die bewilligte provi- 
sorische Sequestration Bedacht zu nehmen , wird er zugleich zum provisorischen 
Sequester und dem Eigenthumskläger, wird also allerdings dadurch nicht nur die 
Möglichkeit eröffnet, auf die Verwaltung Einfluss zu nehmen, sondern er ist 
auch hierdurch gegen die im §. 388 W. G. 0. bezeichneten Gefahren ebenso 
geschützt, wie bei Aufstellung eines besonderen provisorischen Sequesters. 

Die Aufstellung eines Sequesters für die Substanz und eines Sequesters 
für die Früchte widerspricht überhaupt dem Begriffe des Sequesters, mit welchem 
die ausschliessliche physische Herrschaft über die Sache und die alleinige Ver- 
waltungsbefugniss bezüglich derselben verbunden ist, welche daher das Neben- 
einanderbestehen von zwei Sequestern ausschliesst und entspringt nur aus einer 
irrthümlichen Auffassung des §. 320 a. G. 0. (422 W. G. 0.), wie später noch bei 
der executiven Sequestration gezeigt werden soll. Der im vorerwähnten Falle 
aufgestaute Sequester für die Substanz neben dem bestehenden executiven 
Sequester für die Früchte war in der That nur ein Sequester dem Namen nach. 
Dagegen hat 0. G. H. bei der exec. Sequestration in G. U. 4946 und 6632 
späteren Executionsführern die Bestellung eines anderen als des schon bestehenden 
Sequesters (und trotzdem dieser die Gattin des Executen war) verweigert. — Vgl. 
auch Bock, a. a. 0. S. 370 und 374. 

^5) In G. U. 9906 hat der 0. G. H. die Vornahme der Leibespfändung 
in den Localitäten der Frucht- und Mehlbörse zugelassen und dem Vorstande 
dieser Börse die Legitimation zur Einbringung des Recurses abgesprochen, 
„weil ein privatrechtliches Interesse des Beschwerdeführers durch die an. 
gefochtene Entscheidung in keiner Weise berührt wird". — Die Unzulässig- 
keit der Pfändung von in den Räumlichkeiten eines Dritten sich befindlichen 
Fahrnissen des Executen beruht auch keineswegs auf dem etwaigen Gesichts- 
punkte eines Schutzes „des Hausrechtes", sondern lediglich auf dem des 
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vorgefundenen Fahrnisse zu bewilligen und beziehungsweise 
vorzunehmen ist. Damit stimmen auch die späteren Hofdecrete 
vom 19. November 1829, Z. 6649 und vom 25. Jänner 1823, 
Nr. 1921 J. Gr. S. überein. Uebrigens geht aus §. 340 a. G. 0. 
(453 W. G.O.) und dem Hofdecrete vom 5. April 1791, Nr. 134 
J. G. S. lü. e, welches lautet: „durch ein Verbot auf beweg- 
liche, in den Händen eines Dritten befindliche Güter kann das 
Recht eines Executionswerbers, wenn auch das Executionsgesuch 
später eingereicht worden wäre, nicht beirrt werden" — hervor, 
dass auch die executive Pfändung der in der Hand eines Dritten 
befindlichen Fahrhabe des Schuldners principiell zulässig war. 
An diesem Stande der Dinge hat das bekannte Hofdecret 
vom 29. Mai 1845, Nr. 889 J. G. S. insoferne eine Aenderung ein- 
tretenlassen, als es einerseits die Pfändbarkeit der in der Detention 
des Executen vorgefundenen Fahrnisse auf diejenigen einschränkt, 
welche auch in seinem „Besitze" befindlich angesehen werden 
können und die Entscheidung dieser Frage der Beurtheilung 
des Gerichtsdieners, im Zweifel desselben aber einer prima fade 
Cognition des Executionsgerichtes überweist (§. 1) und als es 
andererseits auch die executive Pfändung von in den Händen 
eines Dritten angeblich befindlichen Mobilien zu bewilligen an- 
ordnet, aber die Zulässigkeit des Vollzuges der bewilligten 
Pfändung von der Zustimmung dieses Dritten abhängig macht, 
welcher dagegen, wenn er die Pfandungsvornahme nicht zulässt, 
von der Zeit der an ihn zu bewerkstelligenden Zustellung der 



Schutzes „des Besitzes (recte der Detention) an der Sache", welcher 
Schatz bei beweglichen Sachen freilich soweit geht, dass ohne Zastimmung des 
Drittbesitzers (Detentors) das Execntionsrecht an denselben nicht erworben werden 
kann, während bei unbeweglichen Sachen — als eine Conseqnenz des Institutes 
der öffentlichen Bücher — für die Frage der Erwerbung des Executionsrechtes 
auf dieselben der Tabularbesitz allein entscheidet, der physische Besitz an den- 
selben dagegen gänzlich in den Hintergrund tritt. Mit der Cassationsentsch. 
G. U. 10360 wurde das Gesuch um Vornahme der executiven Leibespfändung 
bei dem Executen „an jedem Orte innerhalb der Linien Wiens, wo der Letztere 
anzutreffen ist", und in G. ü. 10867 die Pfändung des im Locale der Frucht- 
börse befindlichen Vermögens des Execut«n, insbesondere der aus seinen dortigen 
Geschäftsbüchern resultirenden Forderungen und die sogenannte Taschenpfändung 
bewilligt , allerdings in beiden Fällen u. a. auch mit der nicht ganz richtigen 
Motivirang, dass es an einer gesetzlichen Bestimmung fehlt, welche den Vollzug 
einer Execution auf die Wohnung oder das Geschäftsiocale des Schuldners 
beschränkt. (?) 
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Pfändungsverordnung „dem Kläger, der ihn jedoch im Rechts- 
wege belangen muss, für das erweisliche Eigenthum des Ge- 
klagten verantwortlich ist" (§. 4). 

Das Pfändungsverweigerungsrecht des Drittbesitzers be- 
schränkt sich aber nur auf die Vornahme der ersten Pfändung bei ihm. 
Denn liegt einmal ein Pfändungsprotokoll vor , so können nach dem, 
zwar nicht in die Justizgesetzsammlung aufgenommenen, aber 
von der Praxis allgemein anerkannten Hofdecret vom 19. November 
1829, Z. 6649 — weitere Pfändungen durch einfache Vormerkung 
des Beitrittes in dem bestehenden Pfändungsprotokolle ohne alle 
Zustimmung des Drittbesitzers bewilligt und vollzogen werden. 

Der Drittbesitzer gibt sonach durch die einmalige Ge- 
stattung der executiven Pfändung der von ihm detinirten Sachen 
des Schuldners dieselben sozusagen dem Executionsrechte der 
Gläubiger desselben preis. 

Selbstverständlich ist der Drittbesitzer, wenn er gesetzlich 
die Vornahme der executiven Pfändung an den bei ihm befind- 
lichen Sachen des Executen zu verweigern berechtigt ist, auch 
berechtigt, sich der engen Sperre oder Transferirung dieser 
Sachen zu widersetzen, und selbst dann, wenn er die Pfändung zu- 
gelassen hat. (So entschieden in G. U. 10231.) Auch kann ihn 
bei gestatteter Pfändung für die blosse Verweigerung der engen 
Sperre und Transferirung nicht die im §. 4 des citirten Hof- 
decretes norndrte Verantwortlichkeit treffen, weil er hierdurch 
allein noch nicht das Executionsrecht des Gläubigers behindert. 

Ist aber das executive Pfandrecht einmal erworben, dann 
steht wie bei unbeweglichen Sachen der Fortsetzung der Execution 
auf die executiv gepfändeten Fahrnisse bis zur Realisirung des 
executiven Pfandrechtes, also bis zur executiven Feilbietung 
derselben, die Detention eines Dritten nicht im Wege. Denn 
der §. 347 a. G. 0. (460 W. G. 0.) verordnet, dass „wegen 
Schätzung, Einantwortung, Feilbietung und Versteigerung der 
gepfändeten fahrenden Güter eben das zu beobachten ist, was 
in Betreff der liegenden Güter verordnet worden ist" — und 
bezüglich der liegenden Güter haben wir oben gesehen, dass im Sinne 
der allg. G. 0. nach Einverleibung des executiven Pfandrechtes 
die Execution auf dieselben ohne Rücksichtnahme auf Dritt- 
besitzer durchzuführen ist. Eben deshalb kann aber auch der 
§. 4 des Hofdecretes vom 29. Mai 1845, Nr. 889, der ausdrück- 
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lieh von der „Pfändung" spricht, nicht analog auf die weiteren 
Executionsschritte der Schätzung und Feilbietung ausgedehnt 
werden. ^^) 

Die analoge Anwendung der im §. 4 des Hofdecretes vom 
29. Mai 1845 , Nr. 889 R. G. Bl. rücksichtlich der Pfändung 
getroffenen Bestimmung auch auf die weiteren Executionsschritte 
würde in der That die Möglichkeit der Durchführung einer 
Mobilarexecution ganz problematisch machen, sie würde dahin 
führen, dass die Weiterführung, beziehungsweise Durchführung 



^«) Was unrichtigerweise in den Entsch. G. U. 6166 und 11721, dann 
8577 und 9015 angenommen wird. In den ersteren beiden Entscheidungen 
wurde die executive Schätzung und beziehungsweise Feilbietung von sowohl 
nach als vor der Pfändung vom Executen einem Dritten verkauften Mobilien 
nach §. 4 des citirten Hofdecretes nicht bewüligt und in den beiden letzteren 
wurde die executive Feilbietung einer von einem anderen Gläubiger als Faust- 
pfand verwahrten, bei demselben aber ohne dessen Einsprache executiv ge- 
pfändeten Sache mit Hinweisung auf §. 4 citirten Hofdecrets verweigert. 

Aber der Exequent von in der Verwahrung eines Faustpfandgläubigers 
sich befindlichen und bei demselben gepfändeten und geschätzten Mobilien be- 
findet sich genau in derselben Lage, wie der Exequent von gepfändeten und 
und geschätzten Mobilien, welche von einem anderen executiven Pfandgläubiger 
transferirt worden sind. Ist daher die Fortsetzung der Execution auf die bei 
dem Faustpfandgläubiger in Execution gezogenen Mobilien ohne dessen Zustimmung 
einem späteren executiven Pfand gläubiger nicht gestattet, dann kann sie auch 
nicht einem späteren Gläubiger rücksichtlich der von einem früheren Gläubiger 
executiv gepfändeten und zu einem Dritten transferirten Mobilien ohne Zustimmung 
dieses Dritten, beziehungsweise des executiven Pfandgläubigers der zu seinen 
Gunsten die Transferirung erwirkt hat, gestattet sein, was aber mit der allgemein 
anerkannten Praxis, welche die Weiterführung der Execution auf die trans- 
ferirten Mobilien seitens jedes executiven Pfandgläubigers ohne weiteres zulässt, 
in Widerspruch stünde. 

Dagegen hat der 0. G. H. in G. U. 5874 die Vornahme der executiven 
Mobilarfeilbietung bei dem Dritten bewilligt , „weil das Hofdecret vom 29. Mai 
1845, Nr. 889, welches das Verfahren bei der Vornahme der executiven 
Pfändung zum Gegenstande hat, auf den Vollzug der executiven Feilbietung 
keine Anwendung findet, da der Executionsführer durch die rechtskräftig be- 
willigte und vollzogene executive Pfändung bereits das dingliche, somit gegen 
den Dritten wirksame Recht erlangt hat, aus den gepfändeten Sachen seine 
Befriedigung zu suchen". — Auf demselben und insbesondere auch auf dem 
weiteren im Texte vertretenen Standpunkte steht auch die Entscheidung der 
II. Instanz in der oben citirten Entscheidung G. ü. 11726. — Ebenso hat 
0. G. H. in G. U. 6757 die executive Schätzung der als Pertinenz einer Fabrik 
gepfändeten, später in einer anderen Fabrik untergebrachten Maschinen in dieser 
letzteren bewilligt. 
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der Execution auf die gepfändeten Fahrnisse, wenn sie nicht 
transferirt worden sind, vom Schuldner jedesmal durch die Ueber- 
fiihrung derselben in den Besitz eines ihre weitere Execution 
nicht zulassenden Vertrauensmannes vereitelt, wenn sie aber trans- 
ferirt worden sind, nur mit Zustimmung desjenigen, zu dem sie 
transferirt worden sind, vorgenommen werden könnten. 

Die im §. 4 des citirten Hofdecretes gedachte Klage 
gegen den Dritten böte dagegen keinen Schutz, denn diese 
Klageist nichtetwa, wie v. Canstein, Civilprocessrecht, IL S. 592» 
Note 9 meint, die Klage „auf Herausgabe der in Execution 
zu ziehenden Sachen" oder auf Gestattung ihrerPfändung, 
sondern nur die Klage auf Ersatz des durch die Verweigerung 
der Zulassung der Executionsvomahme dem Exequenten ent- 
standenen Schadens (Entsch. vom 11. September 1884, Z. 8187 
Gr. TJ. 10152). Dieser Schade kann möglicherweise Null sein, 
wenn bei dem Executen beispielsweise genug sonstiges exequirbares 
Vermögen vorhanden ist und diese Klage ist zwecklos, wenn 
der Dritte kein Vermögen besitzt. Es ist daher nach der Gerichts- 
ordnung die executive Abschätzung und Feilbietung der ge- 
pfändeten Fahrnisse auch gegen jeden dritten Inhaber derselben 
und demgemäss auch in dessen Wohnung oder in dessen 
Räumlichkeiten zu bewilligen und zu vollziehen. ^7) 

^^J Die Praxis ist auch bezüglich der Zulässigkeit der Mobilarpfändnng 
wegen Geldforderungen gegen Dritte sehr unsicher und schwankend: Conform 
den im Texte dargelegten Grundsätzen hat der 0. G. H. in G. ü. 1219, 1828, 
2166, 2254, 2522, 4215, 5359, 6207, 6648, 7073 und 9846, dann in der 
Entsch. vom 16. Jänner 1884, Spruchpr. S. 230 die exec. Pfändung 
der in den auch von anderen Personen bewohnten oder benützten Localitäten 
der Behausung des Executen vorgefundenen Mobilien, als nicht im Be- 
sitze des Executen befindlich (§.1 Hofd. v. 29. Mai 1845, Nr. 889 
J. G. S.), — wobei die Besitzfrage freilich nicht immer gleichmässig gelöst wurde, 
und in den Entsch. G. U. 1766, 2287, 3000 und 10765 die ausserhalb 
der Behausung des Executen, also an einem dritten Orte vorgenommene 
exec. Pfändung — über den Recurs oder die blos auf die verletzten Besitzrechte 
gestützte Exscindirungsklage der dritten Besitzer, beziehungsweise Inhaber der 
gepfändeten Sachen (§. 4 cit. Hofdecr.) aufgehoben, dagegen in G. U. 2013, weil 
die gepfändeten Sachen sich nur in der Verwahrung des Dritten befinden, also 
im Besitze des Executen stehend anzusehen seien, und in 9124 umgekehrt, 
„weil es sich nicht sofort aussprechen lässt, dass es sich hier um Gegenstände 
handle, welche sich nicht im Besitze des Executen, sondern in Verwahrung eines 
Dritten befinden", — die an einem dritten Orte (in G. U. 1160 in der früheren 
Wohnung des Executen) gegen einen Dritten vorgenommene exec. Pfändung auf- 

Schnbert, Die Sequestration. 4 
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Diese eben erörterten bezüglich der Mobilarexecution wegen 
(xeldforderungen gegen Dritte geltenden Grundsätze auf die 
provisorische Sequestration angewendet, ergeben, dass auch die 
sequestrirte und in der Inhabung des Sequesters befindliche be- 
wegliche Sache ohne Gestattung des Sequesters nach §. 4 des 
Hofdecr. vom 29. Mai 1845, Nr. 889 nicht executiv gepfändet 
werden kann und dass in der prov. Sequestration daher auch 
die Möglichkeit gegeben ist, die sequestrirte bewegliche Sache 
während der Sequestrationsdauer vor dem Zwangsverkaufe 
zu bewahren. Freilich kann man dem Sequester nicht zumuthen, 
dass er durch Verweigerung der Zulassung der executiven 
Pfändung die im §. 4 des cit. Hofdecretes normirte Verant- 
wortlichkeit für das erweisliche Eigenthum des Executen an 
der sequestrirten Sache freiwillig auf sich nehme. Der Sequester 
wird also regelmässig die executive Pfändung zulassen, jedoch 
ist immerhin jeder Sequestrationspartei, welcher an der Ver- 
hütung des Zwangsverkaufes der sequestrirten beweglichen 
Sache gelegen ist, die Möglichkeit gegeben, allenfalls durch 
Uebernahme der Haftung für die erwähnte Verantwortlichkeit 
des Sequesters oder auf anderem "Wege den letzteren im Vor- 
liinein dazu zu bestimmen, keine Pfändung an der sequestrirten 
Sache zuzulassen. Natürlich steht aber auch dann, wenn der 
Sequester die Pfändung zugelassen hat, der nicht exequirten 
Sequestrationspartei das Recht zu, die Aufhebung der Execution 
wegen ihres Eigenthumes an der sequestrirten Sache im Wege 
der Exscindirungsklage geltend zu machen. Dagegen kann ihr 
ein Recursrecht gegen die mit Zustimmung des Sequesters an 
der sequestrirten Sache vollzogene Pfändung nicht zugestanden 
werden, weil dieser Vollzug eben nur von der Gestattung des 
Detentors abhängig gemacht ist. 

Ganz dasselbe, was von der Pfändung überhaupt, gilt auch 
rücksichtlich der Pfändung der vom Sequester eines unbeweglichen 
Gutes separirten und auf dem Gute befindlichen Früchte oder 
Erzeugnisse seitens eines Gläubigers einer der Sequestrations- 
parteien. 

recht erhalten. Wohl mit Unrecht. Die Pfändung war in allen diesen Fällen nach 
§. 4 cit. Hofd. gegen den Widerspruch des Dritten nicht zu vollziehen. Wegen 
der Fortsetzung der Execution gegen Dritte siehe die Entscheidungen 
auf S. 48, Note 16. 
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Die execiitive Pfändung der separirten Erzeugnisse des 
sequestrirten Gutes kann bewilligt, jedoch ohne Zustimmung des 
Sequesters nicht vollzogen werden (§. 4 cit. Hofdecr.). ^^) 

Dagegen kann die executive Sequestration einer 
provisorisch sequestrirten fruchttragenden beweglichen Sache 
gegen keine der Sequestrationsparteien bewilligt werden, weil 
bezüglich derselben keine der Sequestrationsparteien sich im 
Besitze derselben befindet (§. 1 Hofdecr. vom 29. Mai 1845, Nr. 889 
J. G. S.). Derselbe Grundsatz muss gelten rücksichtlich der 
executiven Einantwoj^tung oder Pfändung von Forde- 
rungen , welche sich als Forderungen aus der nutzbaren Ver- 



*®) Eine diesbeztlgliche Entscheidung in Ansehung der provisorischen 
Sequestration ist mir nicht bekannt geworden. Rücksichtlich der executiven 
Sequestration liegen ebenfalls widersprechende Entscheidungen vor. Zu- 
gelassen wurde die Pfändung in die executiv sequestrirten Früchte: in G. ü. 
9305, gegen den Recurs des Sequesters, weil die von einem Gläubiger erwirkte 
Sequestration der Nutzungen einer Sache einem dritten Gläubiger nicht hinderlich 
sein kann, an diesen noch immer dem Executen gehörigen Nutzungen gleichfalls 
ein Pfandrecht zu erwirken und der Bestand der Sequestration in dem Bescheide 
durch den Beisatz: „unbeschadet der früheren Pfandrechte des Sequestranten" 
hinreichend berücksichtigt ist, — dann in der Entsch. G. U. 11731, mit 
welcher die a. o. Revisionsbeschwerde des Sequesters gegen die von den Unter- 
gerichten, und zwar von der II. Instanz mit der Motivirung: dass der 
Sequester nur Verwalter des Schuldners sei , kein Eigenthumsrecht an den 
Ziegeln erwiesen habe , höchstens ein Pfandrecht an denselben habe , wodurch 
allein das prätorische Pfandrecht nicht aufgehoben wurde, — zurückgewiesene 
Klage des Sequesters auf Entpfändung der mit Aufwendung aus seinen Mitteln 
vom Sequestrationsobjecte gewonnenen Erzeugnisse (Ziegel) abgewiesen wurde 
und in G. U. 8356, „weil zur Sequestrationsmasse" nur jene Früchte gehören, 
welche während der Sequestrationsdauer erzielt werden, femer in den Entschei- 
dungen G. U. 3018 und v. 13. Februar 1883, G. H. 1884, Nr. 3. Nicht zu- 
gelassen wurde sie in den Entscheidungen G. ü. 5890 und 9100, weil die 
zu pfändenden Producte „zur Sequestrationsmasse" gehören. 

Allein es besteht nach dem Gesetze keine „Sequestrationsmasse", gegen 
welche, wie bei der „Concursmasse" (§. HC. 0.) eine Executionsführung aus- 
geschlossen wäre. Der richtige Abweisungsgrund war der, dass die in Sequestration 
befindlichen Erzeugnisse nicht mehr im Besitze des Executen stehen, wenn sie 
auch noch auf dem sequestrirten Gute des Executen vorgefunden wurden. Richtig 
hat daher auch der 0. G. H. in G. U. 9482 unter ausdrücklicher Anerkennung 
des Recursrechtes des Sequesters die Pfändung eines Geldbetrages des Sequesters 
aus dem Grunde aufgehoben, weil dieser Betrag nicht ein frei verfügbares Ver- 
mögen des Executen ist, und derselbe sich nicht „im Besitze" desselben befindet 
Vgl. auch die Entsch. v. 8. Mai 1883, G. H. Nr. 11. 

4* 
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Wendung und Verwaltung der (auch executiv) sequestrirten 
bewegliehen oder unbeweglichen Sache, z. B. als Mieth- oder 
Pachtzinse, Kaufschillinge für veräusserte Früchte etc. darstellen, 
weil bezüglich solcher Forderungen keine der Sequestrations- 
parteien als im Besitze derselben stehend angesehen werden kann 
(§. 1 cit. Hofdecr.). ^^) — Uebrigens kann durch die executive 
Einantwortung einer Sequestrationsforderung, als Forderung 
einer Sequestrationspartei, in Execution gegen letztere weder 
dem Klagerechte des Sequesters rücksichtlich dieser einge- 
antworteten Forderung, noch dem der anderen Sequestrations- 
partei, welcher diese eingeantwortete Forderung nach beendigter 
Sequestration zufällt, ein Abbruch geschehen, weil der Schuldner 
der eingeantworteten Forderung sich durch die Einwendung 
der Zahlung an den Rechtsnachfolger einer zur Einklagung 
derselben nicht legitimirt gewesenen oder zu derselben überhaupt 
nicht berechtigten Partei nicht liberiren kann. 

Es erübrigt noch die Erörterung des Falles, wenn die 
provisorisch sequestrirte bewegliche Sache in der Execution 
gegen den provisorischen Sequester, als dessen Sache exe- 
cutiv gepfändet oder sequestrirt worden ist. Lässt der Sequester 
die Execution zu, so wird er den Sequestrationsparteien hierfür 
verantwortlich , die Sache selbst aber kann aus der Execution 
gegen den Sequester nur im Wege der Exscindirungsklage aus- 
geschieden werden, insofern einer der Sequestrationsparteien ein 
Exscindirungsanspruch zusteht. 

Bezüglich der executiven Einantwortung oder Pfändung 
einer Sequestrationsforderung in Execution gegen den Sequester, 
als dessen Forderung, gilt dasselbe. 



lö) Mit Recht hat daher in G. U. 7899 die II. und III. Instanz die in 
I. Instanz einem Hypothekargläubiger bewilligte executive Einantwortung der 
vom Sequester eingeklagten Pachtschillingsforderung aufgehoben mit der aller- 
dings etwas matten Begründung, „weil der Pachtschilling eines unbeweglichen 
und in Sequestration gezogenen Gutes von einem Gläubiger des Verpächters 
nicht abgesondert in Mobilarexecution gezogen werden kann"^. Ebenso in G. U, 
2386 die Pfändung von Miethzinsen eines sequestrirten Hauses. — Nicht 
zustimmen kann man dagegen der Entsch. in G. Ü. 2618, wo ohne den 
Fall einer vorliegenden Sequestration die executive Einantwortung der von Haus- 
antheilen des Schuldners für diesen abfallenden Miethzinse abgewiesen wurde, 
weil hierdurch das Sequestrationsrecht der Hypothekargläubiger vereitelt 
würde (!?). 
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Ziehen wir das Resultat der Untersuchung über den Schutz 
der provisorischen Sequestration gegen die Geltendmachung von 
Executionsrechten dritter Personen auf die sequestrirte Sache, 
so ist es kurz folgendes: 

Auf Grund eines nicht gegen ihn, sondern gegen 
eine der Sequestrationsparteien gerichteten, auf die 
Herausgabe der Sache lautenden Urtheils kann der 
Sequester aus dem physischen Besitz der sequestrirten 
beweglichen oder unbeweglichen Sache im Executions- 
wege nicht gesetzt werden, wohl aber in Folge Zwangs- 
verkaufes der sequestrirten Sache wegen einer Geld- 
forderung, dagegen kann eine Pfändung an der seque- 
strirten beweglichen Sache oder an den separirten 
Erzeugnissen einer sequestrirten unbeweglichen Sache 
ohne Zustimmung des Sequesters nicht vollzogen wer den, 
wohl aber die Einverleibung des executiven Pfand- 
rechtes auf die sequestrirte unbewegliche Sache oder 
die executive Sequestration derselben gegen diejenige 
Sequestrationspartei, welche sich im Tabularbesitze 
derselben befindet. 

Eine executive Sequestration einer provisorisch 
sequestrirten beweglichen Sache oder eine executive 
Einantwortung oder Pfändung einer Sequestrations- 
forderung ist überhaupt nicht zulässig. 

Das Recursrecht steht in allen diesen Fällen sowohl 
dem Sequester als der nicht exequirten Sequestrations- 
partei zu. Hat aber der Sequester eine Pfändung, gleich- 
giltig, ob in Execution gegen eine der Sequestrations- 
parteien oder gegen ihn selbst zugelassen, so kann die 
Ausscheidung der gepfändeten Sache aus der Execution 
nur im Wege der Exscindirungsklage erfolgen, sofern 
einer der Sequestrationsparteien ein Exscindirungs- 
anspruch zusteht. 

c) Die Eröffnung des Concurses über das Vermögen einer 
der Sequestrationsparteien bleibt auf den Bestand der provi- 
sorischen Sequestration in der Regel ohne Wirkung, da kein 
Gesetz mit der Eröffnung des Concurses die Aufhebung der bis 
dahin erworbenen provisorischen Sicherstellungsmittel als Rechts- 
folge der Concurseröffnung verbindet, die Concursordnung viel- 
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mehr im §.11 die Erwerbung von Executionsrechten und 
Sicherstellungsmitteln nur nach der Concurseröfihung auf das 
in die Concursmasse gehörige Vermögen ausschliesst. 

Wurde über das Vermögen des Sequestranten, also des 
Klägers, der Concurs eröffnet, so hat die Concursmasse nach 
§. 10 C. 0. das Recht, in den Process einzutreten. Macht sie von 
diesem Rechte Gebrauch , so kommt ihr die gegen den Geklagten 
(Sequestraten) erwirkte provisorische Sequestration der Streit- 
sache selbst zu statten, — Tritt sie aber in den Process nicht 
ein, dann entfällt die rechtliche Grundlage für den Fortbestand 
der provisorischen Sequestration deswegen noch nicht und der 
Sequestrat ist nicht berechtigt, um die Aufhebung der Seque- 
stration anzusuchen, weil alsdann der Cridatar den Process 
weiter zu fuhren berechtigt ist. 

Wurde aber über das Vermögen des Sequestraten, also 
des Geklagten, der Concurs eröffnet, dann bleibt bei ßesitz- 
und Eigenthumsstreitigkeiten (§§. 292 und 293 a. G. 0., 387, 388 
W. G. 0.) wie zuvor zu Gunsten der Concursmasse gegen den Se- 
questraten nun zu Gunsten des Sequestranten gegen die Con- 
cursmasse die provisorische Sequestration der Streitsache auf- 
recht, und der Fortbestand dieser provisorischen Sequestration 
hat zur Folge, dass sie den Sequestranten vor dem Reali- 
sirun'gsrechte des Masseverwalters in Ansehung der sequestrirten 
Sache bis zur rechtskräftigen Entscheidung des Processes schützt, 
schon deshalb, weil die sequestrirte Sache durch die Detention 
des Sequesters ausserhalb der physischen Macht und der Dis- 
positionsbefagniss des Masseverwalters gesetzt ist^o), und es in 
diesen Fällen überhaupt noch strittig ist, ob die Sache über- 
haupt zu dem Concursvermögen gehört. 

Wenn aber nur aus einem persönlichen Rechte, z. B. nur 
aus dem Titel der Schenkung oder des Kaufvertrages, auf die 
Uebergabe der sequestrirten Sache geklagt worden ist, ver- 
wandelt sich der Anspruch des Klägers (des Sequestranten) 
nach den §§. 22 lit. h, c, dann 6, 7, 11, 26, 30, 42, 48 und 137 
CO., in einen der Anmeldung im Concurse unterliegenden Ent- 
schädigungsanspruch, und es kann daher in diesem Falle der 



*°) Die ünzuläsaigkeit der Einbeziehung in dritter Hand befindlicher 
Sachen in das Cont ursin ventar ist ausgesprochen in G. U. 5452. 
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Concursmasseverwalter aus dem angegebenen Grunde um die 
Aufhebung der provisorischen Sequestration ansuchen. 

B. Die G-eltendmachung von Klags- und Sicher- 
stellungsrechten dritter Personen auf die sequestrirte 
Sache. 

1. Klagerechte können unbehindert durch die provisori- 
sche Sequestration auf die sequestrirte Sache von dritten Per- 
sonen geltend gemacht werden, nur können sie, wie wir in dem 
vorstehenden Absätze 2, Aa gesehen haben, soweit sie gegen 
eine der Sequestrationsparteien gerichtet sind, nicht zum 
Ziele, d. h. zur executiven Entziehung der sequestrirten Sache 
ans der Detention des Sequesters führen und selbst gegen die 
gegen den Sequester auf Besitzeinräumung an der sequestrirten 
Sache gerichtete dingliche Klage dritter Personen sind die Se- 
qnestrationsparteien durch die dem Sequester zustehende und ihm 
obliegende nominatio auctoris geschützt. Die dingliche Klage 
muss daher, wie gezeigt, sowohl gegen die Sequestrationspar- 
teien, und zwar gegen beide als auch gegen den Sequester siegreich 
durchgeführt sein , damit der Dritte zur executiven Einräumung 
des Besitzes an der sequestrirten Sache gelange. Dass bei der 
provisorischen Sequestration die Sequestrationsparteien nicht als 
„Sachbesitzer" der sequestrirten Sache angesehen werden können, 
ist für die nominatio auctoris von keiner Bedeutung, denn der 
§. 375 a. b. G. B. setzt nur den Fall voraus, dass der Beklagte 
die vindicirte Sache nicht „für sich" besitzt, sondern „sie für 
einen Dritten" detinirt, gleichviel ob dieser Dritte selbst Sach- 
besitzer ist oder nicht. Die Sache kann dem Beklagten auch 
von einem Dritten, der nicht Sachbesitzer ist, z. B. vom Ver- 
wahrer derselben, in die Detention gegeben worden sein. Damit 
stimmt auch die c, 2 C. ubi in rem actio 5. 19 überein : „ Si quis 
alt er ins nomine quolihet modo possideus .... debet statim 
in judicio dominum (i, e. auctorem nicht possessorem) naminare,^ 

Keinen Unterschied kann es auch machen, wenn (wie bei 
der provisorischen Sequestration) dem Beklagten die Detention 
der Sache für einen oder mehrere Dritte vom Gerichte auf- 
getragen worden ist. Obwohl nämlich in diesem Falle der Be- 
klagte die Detention nicht unmittelbar von diesem Dritten ab- 
leitet, diese somit nicht als seine Auetoren im gewöhnlichen 
Sirme erscheinen, so sind dieselben doch die domini der Sache, 
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die ein rechtliches Interesse an dem Besitze haben und für die 
der Beklagte detiniit, worauf es allein nur ankommen kann. 
Wenn freilich das auf die sequestrirte bewegliche Sache 
von dritten Personen geltend gemachte persönliche oder ding- 
liche Klagerecht sich von dem Sequester selbst ableitet und 
dieser der Klage seine mangelnde Dispositionsbefugniss über 
die Sache nicht entgegensetzt, dann muss allerdings die Klage 
die executive Entziehung der Sache aus der Detention des Se- 
questers zur Folge haben, und sind die Sequestrationsparteien 
gegen diese Untreue des Sequesters nur durch dessen civilrecht- 
liche oder strafrechtliche Verantwortlichkeit geschützt, wenn 
nicht eine derselben in der Lage ist, die Sache vom Dritten zu 
vindiciren. 

2. Von provisorischen Sicher Stellungsmitteln 
kommen nur das Verbot und die provisorische Sequestra- 
tion in Betracht. Beide können bezüglich der sequestrirten 
Sache von dritten Personen erwirkt werden, das erstere dahin 
gehend, dass dem Sequester aufgetragen werde, der Partei die 
sequestrirte Sache, wenn sie obsiegt, nicht auszufolgen, das 
letztere mit der Massgabe, dass der Sequester angewiesen werde, 
die Sache nun auch für den neuen Sequestranten zu detiniren 
(Analogie des Hofdecretes vom 6. Mai 1814, Nr. 1085 J. G. S.). ^0 

3. Wie gelangt der Sequestrant nach Feststellung 
seines Rechtes auf die Sache in den Besitz derselben? 

Dieselbe Frage kann auch bezüglich des Sequestraten auf- 
geworfen werden. Wie erhält dieser den Besitz der Sache 
wieder, wenn sein Gegner, der Sequestrant, mit seuiem behaup- 
teten Rechte auf die Sache unterlegen ist? Steht den Seque- 
strationsparteien in dem einen oder anderen Falle ein Klage- 
recht gegen den gerichtlich bestellten Sequester auf Herausgabe 
der Sache oder ein Executionsrecht zu , und wenn nicht, welchen 
Weg haben die Parteien zu beschreiten, um in den Besitz der 
sequestrirten Sache zu gelangen, beziehungsweise wieder zu 
gelangen? 

Wir werden weiter unten bei Besprechung der rechtlichen 
Stellung des provisorischen Sequesters sehen, dass den Parteien 
ein solches Klagerecht gegen den Sequester nicht zusteht. 



'^) Vgl. oben S. 44, Note 14, und S. 51. 
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Ebenso steht fest, dass die Sequestrationsparteien kein 
Executionsrecht gegen den Sequester haben, und dass auch dem 
siegreichen Sequestraten als Geklagten auf Grund des Urtheils, 
mit welchem die Klage des Sequestranten abgewiesen wurde, 
kein Executionsrecht auf Herausgabe der Sache gegen den Se- 
questranten erwächst. Wohl muss dies aber umgekehrt vom 
siegreichen Sequestranten gegen den Sequestraten behauptet 
werden. Es fragt sich nur, ob das Urtheil auf Herausgabe der 
Sache vom Sequestranten gegen den Sequestraten mit Rücksicht 
auf die Bestimmung des §. 306 a. G. 0. (406 W. G. 0.) auch 
gegen den Sequester in Vollzug gesetzt werden kann? 

In dieser Beziehung muss nun erwogen werden , dass dem 
Kläger die provisorische Sequestration und damit die Uebör- 
tragung der von ihm angesprochenen Sache in die Inhabung 
eines Dritten nur zu dem Zwecke bewilligt wird, damit er im 
Falle der Behauptung seines Rechtes in den Besitz der Sache 
gelange; es kann daher, wenn dieser Fall eintritt, diese In- 
habung des Dritten nicht wieder ein gesetzliches Hindemiss 
für den Kläger bezüglich der Erlangung des Besitzes bilden, 
weil sonst das Gesetz mit sich selbst in Widerspruch gerathen 
und eine ganze Institution, wie die der Sequestration ist, hin- 
fällig werden würde. Es muss vielmehr in dem Falle, wo die 
eingeklagte Sache nur zu dem Zwecke in die Hände eines Dritten 
gelangt ist, damit das eventuelle Executionsrecht des Klägers 
auf die Sache gesichert werde, bei Geltendmachung dieses Exe- 
cutionsrechtes selbstverständlich eine Ausnahme von dem im 
§. 306 a. G. 0. (406 W. G. 0). niedergelegten Grundsatze ge- 
macht werden. Dies folgt aus allgemeinen Interpretations- 
grundsätzen, ergibt sich aber auch aus einer restrictiven Inter- 
pretation des Wortes „Dritter" im §. 306 a. G. 0. Denn 
wenn auch nicht geleugnet werden kann, dass unter dem Worte 
„Dritter" im §. 306 a. G. 0. jeder vom Exequenten und Exe- 
cuten verschiedener Inhaber der Sache verstanden werden muss, 
so ist doch andererseits klar, dass der §. 306 a. G. 0. nur das 
rechtliche Interesse Dritter an der Inhabung der im Exe- 
cutionswege abzunehmenden Sache zu schützen beabsichtigt, 
mag dieses auf Seite des unmittelbaren Detentors oder seines 
Auetors vorhanden sein. Weil aber der Mangel eines solchen 
rechtlichen Interesses des Dritten an der Inhabung der Sache 
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bei der Exeeutionsbewilligimg nicht sofort erkennbar ist, hiefür 
auch die Angaben des Exequenten allein nicht massgebend sein 
können, schützt das Gesetz jede dritte Inhabung vor der 
Execution durch Besitzentziehung. Wenn aber schon bei der 
Bewilligung der Execution selbst auf eine unzweifelhafte Weise 
erkennbar ist, dass der dritte Inhaber weder selbst ein recht- 
liches Interesse an der Inhabung der Sache hat, noch für 
einen vom Exequenten und Executen verschiedene dritte Person 
detinirt, wie dies der Fall ist bei dem Executionsbegehren des 
Sequestranten gegen den Sequestraten wegen executiver Abnahme 
der vom Sequester (nur für die beiden Streittheile) detinirten 
Sache, dann liegt ein „an der rechtlichen Inhabung 
interessirter dritter Inhaber der zu exequirenden Sache'' 
eben nicht vor und die Execution ist deshalb auch gegen den 
nur im Interesse des Executen allein oder dieses und des Exe- 
quenten detinirenden Dritten zu bewilligen und in Vollzug 
zu setzen. 

Von diesem Gesichtspunkte aus Hesse sich auch die Ent- 
scheidung des obersten Gerichtshofes G. U. 513 (siehe oben 
Seite 35j Note 7) rechtfertigen und in diesem Falle kann man 
auch V. Canstein und Ullmann zustimmen, dass der Seque- 
ster nicht als Dritter im Sinne des §. 306 a. G. 0. anzusehen 
und seine Zustimmung zur executiven Besitzentziehung der 
sequestrirten Sache nicht nothw endig ist; keineswegs aber dann, 
wenn von einem Dritten gegen eine der Sequestrationsparteien 
die Execution durch executive Abnahme der in den Händen des 
Sequesters befindlichen Sache geführt werden wollte. 

Es erübrigt nun noch die Entscheidung der Frage, wie 
der siegreiche Sequestrat den Besitz der sequestrirten Sache 
zurückerhält ? 

Wenn es auffallend erscheinen mag, dass die Gerichts- 
ordnung hierüber keine Bestimmung enthält, so muss darauf 
hingewiesen werden, dass auch bezüglich der „Einführung des 
Sequesters" in den Besitz der zu sequestrirenden Sache die Gerichts- 
ordnung gar keine Vorschrift erlassen hat und dass nichtsdesto- 
weniger die gerichtliche Einführung des Sequesters, beziehungs- 
weise, die gerichtliche Wegnahme der zu sequestrirenden Sache 
aus den Händen ihres Besitzers und die Uebergabe derselben in 
die Verwahrung des Sequesters nicht nur dem Gerichtsgebrauche 
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entspricht, sondern aueli im Sinne der Gerichtsordnung als zu 
Recht bestehend anerkannt werden muss. 

Wenn nun aber der Richter Kraft des Gesetzes in Voll- 
ziehung der von ihm bewilligten provisorischen Sequestration 
berechtigt ist, den Besitzer der Sache seines bisherigen Besitzes 
an derselben zu entsetzen und diese der Obhut eines Dritten 
anzuvertrauen, so muss er nothwendigerweise auch berechtigt 
sein, dieses von ihm selbst geschaffene Verhältniss wieder auf- 
zulösen, d. h. die sequestrirte Sache dem Dritten wieder abzu- 
nehmen und sie dem früheren Besitzer derselben wieder zurück- 
zustellen. 

Wenn daher der Klagsanspruch des Sequestranten auf die 
sequestrirte Sache rechtskräftig abgewiesen wurde, kann der 
Sequestrat bei dem Richter, der die Sequestration bewilligt hat, 
um die Aufhebung dieser getroffenen provisorischen Massregel 
und sohin um den Auftrag an den Sequester ansuchen, dass 
dieser die sequestrirte bewegliche Sache ihm wieder zurücker- 
statte oder den Besitz der unbeweglichen Sache ihm wieder 
einräume, eventuell beim Widerstände des Sequesters be- 
gehren , dass er gegen denselben zwangsweise in den Besitz der 
sequestrirten Sache wieder eingesetzt werde. 

II. Die Bestellung des provisorischen Sequesters. 

§.4. 

1. Competent zur Bestellung des provisorischen Seque- 
sters ist nach §. 46 der Jur. Norm vom 20. November 1852, 
Nr. 251 R. G. Bl. nach der Wahl des Klägers entweder das in 
der Hauptsache zuständige Gericht oder dasjenige, auch städtisch 
delegirte Bezirksgericht, in dessen Sprengel die provisorische 
Sequestration vollzogen werden soll. Vollzogen wird die pro- 
visorische Sequestration aber durch die gerichtliche Einführung 
des Sequesters in den Besitz. 

2. Die Bestellung des provisorischen Sequesters 
erfolgt nicht vom Gerichte, welches die provisorische Sequestra- 
tion bewilligt hat von Amtswegen und zugleich mit dieser Be- 
willigung, sondern über Vorschlag der Parteien. 

Nach den §§. 294 und 295 a. G. 0. (390 und 391 W. G. 0.) 
sollen nämlich sich die Parteien über den aufzustellenden 
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Sequester vergleichen und denselben binnen 14 Tagen nach der 
an sie geschehenen Zustellung der Verordnung oder des Er- 
kenntnisses über die bewilligte provisorische Sequestration dem 
(sc. bewilligenden) Gerichte vorschlagen, i) Aus dem Gebrauch 
des Wortes „vorschlagen" statt „anzeigen" oder „namhaft 
machen" geht hervor, dass der Richter die Bestellung auch 
eines von den Parteien einverständlich vorgeschlagenen Seque- 
sters ablehnen kann, was namentlich dann zu geschehen hätte, 
wenn die Parteien zum Amte des Sequesters eine hierzu voll- 
ständig untaugliche Person, z. B. einen Minderjährigen, einen 
Taubstummen, einen Blinden, einen verurtheilten Verbrecher etc. 
vorgeschlagen haben würden. 2) Frauen sind aber nicht schon 
deshalb von dem Amte des Sequesters ausgeschlossen, weil das 
Gesetz nur von „dem" Sequester redet, da dasselbe nur dem 
Sprachgebrauche folgt, wenn es das Rechtssubject nur mit dem 
männlichen Geschlechtsworte bezeichnet. ^) So muss unter dem 
Ausdruck „Verwahrer" oder „Verwalter" gewiss auch eine Frau 
begriffen werden, wenn diese verwahrt oder verwaltet. Findet 
der Richter den einverständlich vorgeschlagenen Sequester nicht 
zu bestellen, so hat er nicht einen anderen Sequester von Amts- 
wegen aufzustellen, weil dies nur im Falle des §. 295 a. G. O. 
(391 "W. G. 0.) stattzufinden hat, sondern die Parteien zum 
neuerlichen Vorschlage eines solchen aufzufordern. 

Haben aber die Parteien innerhalb der ihnen laufenden 
vierzehntägigen Frist dem Gerichte, welches die Sequestration 

*) Nicht richtig, sagt v. Canstein, Civil pr.R., S. 189: „Der Se- 
quester ist auf Grund einer binnen 14 Tagen nach Bewilligung der Seque- 
stration abzuhaltenden mündlichen Verhandlung der Parteien zu bestellen." 
Es entspricht zwar der Praxis „eine Tagfahrt zur Wahl des Sequesters" anzu- 
ordnen und in Erledigung der bei derselben gepflogenen mündlichen Verhandlung 
erst den Sequester zu bestellen. . Vorgeschrieben ist aber eine solche Tagfahrt, 
beziehungsweise vorausgehende Verhandlung vom Gesetze keineswegs. Vgl. auch 
Nippel, II, S. 144. — Ganz irrig hält Bock, a.a.O. S. 371 und 372 den 
3. Absatz des §. 17 der Executionsnovelle, für eine allgemeine Norm („in 
allen Fällen" . — welche sich doch nur auf die Fälle des §.17 beziehen) 
bezüglich der Bestellung des Sequesters. 

^) Jedoch kann man Nippel vollständig beistimmen, wenn er a. a. 0. II. 
S. 144 sagt, dass man wohl berechtigt ist zu schliessen, dass der Richter von dem 
einverständlichen Vorschlage der Interessenten wenigstens in der Regel nicht 
abweichen könne. 

^) So entschieden in G. U. 4946. 
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bewilligt hat, einen Sequester, auf welchen sie sich geeinigt 
haben, nicht vorgeschlagen, mögen sie nun gar keinen oder 
jede einen anderen oder nur eine einen solchen vorgeschlagen 
haben , so hat der Richter den Parteien einen Sequester von 
Amtswegen auf ihre gemeinsame Gefahr aufzustellen (§. 295 
a. Gr. 0., 391 W. G. 0.) und ist hierbei in der Auswahl der Person 
des Sequesters nicht beschränkt, so dass er auch die nur von einer 
Partei vorgeschlagene Person zum Sequester bestellen kann. *) 

Der bestellte Sequester ist sodann von dem Gerichte jeder- 
zeit mit einem Anstellungsdecrete zu versehen und in diesem 
anzuweisen, „die sequestrirte Sache oder Gerechtsame als ein 
guter Hauswirth zu besorgen und die Nutzungen da zu erlegen, 
wo es der Richter zur Sicherheit und nach Vernehmung beider 
Theile verordnen wird" (§. 296 a. G. 0., 392 W. G. 0.). 

Einen Zwang zur Uebemahme des Amtes des Sequesters 
statuirt das Gesetz nicht, jedoch muss auch der bestellte Se- 
quester ebenso wie der Vormund oder Curator, wenn seine 
Entschuldigungsgründe vom Gerichte nicht anerkannt werden, 
verpflichtet erachtet werden, dieses ihm übertragene Amt auf 
sich zu nehmen. '^) 

Ist ein Sequester bereits bestellt, so ist bei Bewilligung 
einer weiteren Sequestration nicht ein neuer Sequester zu be- 
stellen, sondern es ist nach dem Hofdecrete vom 6. Mai 1814, 
Nr. 1085'') nur der bereits bestellte Sequester vom Gerichte 
anzuweisen, bei der Verwaltung des Gutes und Legung der 
Rechnung auch auf die weitere Sequestration Bedacht zu 
nehmen. Ist die hangende Sequestration eine politische, so 
muss nach dem Hofdecrete vom 17. November 1798, Nr. 440 
J. G. S. ^) der Sequestrationswerber, ehe zur Bestellung des 

^) So entschieden in Gr. ü. 8956. Dagegen liegt es keineswegs, wie 
Nippel, a. a. 0. II S. 145 meint, in der Natur der Sache, dass der Richter ohne 
gewichtige Gründe von dem nnr einseitigen Vorschlage bei der wirklichen Er- 
nennung des Sequesters nicht abzugehen habe. 

5) Ebenso Bock, a. a. 0. S. 371. In G. ü. 10645 wurde der zum 
Sequester (recte Verwalter §. 836 b. G. B.) bestellte Notar von beiden ünter- 
gerichten unter Androhung von Geldstrafen zar Annahme der Verwaltung 
angehalten, und dies vom 0. G. H. bestätigt. 

*) Siehe dieses weiter unten, S. 104, Note 24. 

') Hofdecret vom 17. November 1798, an das Ost-Galizische Gubernium 
und Appellations-Gericht, über des letzteren Anfragsbericht vom 16. October 1798 
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gerichtlichen Sequesters geschritten werden kann, nicht mehr 
darthun, dass die zu sequestrirende Realität von der politischen 
Sequestration frei sei »), weil diesem Hofdecrete durch das vor- 
citirte Hofdecret vom 6. Mai 1814, Nr. 1085 J. Gr. S., welches 
durch Hofdecr. vom 20. Januar 1834, Nr. 2638 J. G.S. ausdrücklich 
auch auf politische Sequestrationen anwendbar erklärt worden 
ist , in dieser Beziehung derogirt wurde. ^) Dem entsprechend 
wurden auch neuerer Zeit die Gerichte I. Instanz mit der Ver- 
ordnung des Justizministeriums vom 25. September 
1888, Z. 1288^0) angewiesen, von jeder gerichtlichen Seque- 
stration einer Liegenschaft, sowie von jeder Veränderung in der 



(Nr. 440): „Ueber eine gestellte Anfrage in Rücksicht des Benehmens bei den 
von politischen Behörden verhängten Sequestrationen ward die Weisung dahin 
ertheilet : 

d) Die politischen Sequestrationen der Gerichts-Instanz anzuzeigen , ist 
nicht nothwendig, sondern vielmehr jener, welcher eine gerichtliche Execution 
ansuchet, muss darthun, dass die zu exequirenden Realitäten von der politischen 
Sequestration frey sind. 

8) So entschieden in G. ü. 7502. 

*) Mit Recht hat daher der 0. G. H. in G. U. 7575 erkannt, dass auch 
der politische Sequester bei Bewilligung einer executiven Sequestration vom 
Gerichte im Sinne des Hofd. v. 6. Mai 1814 anzuweisen sei , auch auf die 
gerichtliche Sequestration Rücksicht zu nehmen, und dem Gerichte Rechnung 
zu legen habe. — Derselben Ansicht Uli mann, S. 550, und v. Canstein, 
S. 189, Note 78, welcher letzterer ebenfalls bemerkt, dass das Hofdecr. v. 
17. November 1798, Nr. 440 durch das Hofdecr. v. 20. Jänner 1834, Nr. 2638 
modificirt worden sei. 

^®) Verordnung d. Justizministeriums vom 25. September 1888, 
Nr. 1288 (Verordnungsblatt des k. k. Justizministeriums, 1888, Nr. 41) be- 
treffend die Verständigung der Finanzprocuratur von derBestellung 
und Abberufung eines gerichtlichen Sequesters, sowie von Ver- 
änderungen in der Person desselben. An alle Gerichte I. Instanz: „Um 
den Steuerbehörden in Fällen der gerichtlichen Sequestration einer Liegenschaft 
die rechtzeitige Eintreibung der aushaftenden Steuern und sonstigen ärarischen 
oder gleichgestellten Forderungen zu erleichtern, insbesondere aber um zu ver- 
hüten, dass die Steuerbehörden in ünkenntniss über die bereits erfolgte 
gerichtliche Sequestration einer Liegenschaft, für dieselbe einen politischen 
Sequester bestellen, werden die Gerichte I. Instanz angewiesen, von jedem 
Bescheide, mit welchem für eine Liegenschaft ein Sequester bestellt und ein- 
geführt wird, die Finanzprocuratur ihres Sprengeis zu verständigen. Eine solche 
Verständigung hat auch in allen Fällen der Abberufung eines gerichtlichen 
Sequesters, sowie von Veränderungen in der Person desselben zu erfolgen." 



Digitized by VjOOQ IC 



63 

Person des gerichtlich bestellten Sequesters auch die Finanz- 
procuratur ihres Sprengeis im Interesse der rechtzeitigen Ein- 
treibung der aushaftenden Steuern und sonstigen ärarischen 
oder denselben gleichgestellten Forderungen zu verständigen. 

ni. Die Einführung des Sequesters. 

§•5. 

A. Rechtliche Begründung derselben. Es ist schon 
im vorigen Paragraphe bemerkt worden, dass die Gerichtsord- 
nung keine Bestimmung über die Einführung des Sequesters 
enthält und dass nichtsdestoweniger dieselbe von der Gerichts- 
praxis bei der Sequestration regelmässig gehandhabt wird. Erst 
die Civ.-Jur -Norm vom 20. November 1852, Nr. 251 R. G. Bl. 
macht im §.51 eine Erwähnung von der Einführung des Se- 
questers, indem sie diese den Realacten beizählt und letztere in 
die Competenz der Realinstanz verweist. Der §. 51 Jur.-Norm 
ordnet aber die Einführung des Sequesters nicht erst als neue 
Norm an, sondern stellt dieselbe ohneweiters in eine Reihe 
mit den gesetzlich bestehenden Gerichtsacten der Inventur, 
Schätzung, Feilbietung etc., setzt also ihren gesetzlichen Be- 
stand schon voraus. Und in der That muss die Einführung 
des Sequesters in den Besitz der zu sequestrirenden Sache, und 
zwar auch der beweglichen, als schon durch die Gerichtsordnung 
normirt anerkannt werden. Denn dadurch, dass die Verfasser 
der Josefinischen Gerichtsordnung den Ausdruck „Sequestration" 
in die Gerichtsordnung aufgenommen und im 30. Capitel der- 
selben behandelt haben, ohne zu sagen, was dieselbe sei und 
worin sie bestehe, haben sie offenbar diese Institution, so wie 
sie zur Zeit der Abfassung der Gerichtsordnung gemeinrecht- 
lich ausgebildet war, m toto für dieselbe recipirt, soweit sie 
nicht besondere Anordnungen bezüglich derselben zu erlasseh 
befunden haben. Nun haben wir aber gesehen, dass im römi- 
schen Recht mit der Ausbildung der zwangsweisen Sequestration 
die gewaltsame Wegnahme der zu sequestrirenden Sache aus 
dem Besitze des Beklagten durch die Officialen des Richters 
und die Niederlegung derselben in einer aedes sacra oder in 
horreis oder bei einem vir bonus (Sequester) Hand in Hand 
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ging. Freilich haben wir in den Quellen für diese gewaltsame 
Besitzentsetznng durch die Officialen des Richters bei der Seque- 
stration directe Belege nur rücksichtlich beweglicher Sachen, die 
eben eine depositio zuliessen. Insbesondere enthält die von der 
Sequestration bei dem Streite zwischen dem patronus und dem 
Colonen über das Eigenthum des von letzterem besessenen 
Grundes handelnde Codexstelle c. 20 (11,47)2) keine Bestim- 
mung darüber, dass ein Sequester in den Besitz und die Ver- 
waltung des streitigen Grundes einzuführen sei- Die Sequestra- 
tion bestand hier nur darin, dass die schuldigen Abgaben an 
den Herrn in Geld oder Früchten vom colonus durch die Offi- 
cialen des Richters eingefordert, die Früchte ver äussert und 
sodann die Geldabgaben, sowie die gelösten Summen für die ver- 
ättsserten Früchte von den Officialen deponirt wurden. Dagegen 
liegt in der Digestenstelle fr. 22, §. 8 soluto matrimomo (24, 3) ') 
wieder ein Fall vor, wo wir uns die Durchführung der dort 
angeordneten Sequestration des Dotalvermögens der wahnsinnigen 
Frau, also des ganzen zu demselben gehörigen beweglichen und 
unbeweglichen Vermögens wegen Verschwendung des Ehemannes 
nicht anders vorstellen können, als dass der Ehemann des Be- 
sitzes und der Verwaltung dieses Dotalvermögens zwangsweise 
entsetzt und beides auf den bestellten Sequester übertragen 
wurde. Diese Form der Sequestration eines unbeweglichen Gutes 
durch Entsetzung des bisherigen Besitzers desselben von seinem 
Besitze und Uebertragung des Besitzes, sowie der Verwaltung 
des Gutes auf den Sequester , welche anfänglich wohl nur für 
einzelne Fälle vorgeschrieben war, scheint unter dem Einflüsse 
des römisch-canonischen Processes immer allgemeiner geworden 
zu sein.*) Wenigstens finden wir in der vernewerten Landes- 
ordnung Ferdinand II. für Böhmen vom Jahre 1627, 
welche ja mit zum Theile die Grundlage unserer allgemeinen Ge- 
richtsordnung bildet, und auf welcher die Pragmatica Maria 
Theresia's vom Jahre 1753 noch vollständig fusst, in W VII die 
Besitzentsetzung mit der Sequestration eines unbeweglichen Gutes 



*) Vgl. Einleitung, S. 9 ff., dann insbesonders Muther, a. a. 0. S. 297 ff. 

») Vgl. Einleitung, S. 12 ff. 

8) Vgl. Einleitung, S. 6 ff. 

*) Vgl. Sintenis, II, §. 112 und C. ly X, de Sequestrat 
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bereits gesetzlich verknüpft. *) Und so kann man behaupten, 
dass in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, welcher Zeit 
unsere Gerichtsordnung ihre Entstehung verdankt, mit dem 
Begrifie der zwangsweisen Sequestration auch schon der Be- 
griff der Besitzentsetzung verbunden war, so dass, wenn man 
von angeordneter Sequestration sprach, darunter die zwangs- 
weise Entziehung einer beweglichen oder unbeweglichen Sache 
aus dem Besitze Jemandes durch die Staatsgewalt und die Ueber- 
gabe derselben in die Verwaltung eines Dritten verstanden 
wurde. 

So wie daher die ßedactoren der allgemeinen Gerichts- 
ordnung es überhaupt nicht für nöthig befunden haben, zu 
erklären, was die Sequestration sei, so musste es ihnen auch 
überflüssig erscheinen, erst zu bestimmen, dass dieselbe durch 
die zwangsweise Entziehung des Besitzes in's Werk gesetzt 
werde. 

Trotz dem Mangel einer ausdrücklichen Bestimmung der 
Gerichtsordnung über die Einführung des Sequesters muss 
daher auch nach österreichischem Rechte die Einführung des 
Sequesters in den Besitz der zu sequestrirenden Sache als zu 
Recht bestehend erklärt werden, weil dieselbe schon im Begriffe 
der Sequestration selbst gelegen ist. 



^)Die verneuerte Landesordnung für das Erbkönigreich 
Böhmen ordnet nämlich für den Fall, dass Jemand sich eigenmächtig in den 
Besitz des unbeweglichen Gutes eines Anderen gesetzt hat, in W. VII Folgendes an : 
„Wo offt auch wegen einer solchen unordentlichen eigenmächtigen Ein- 
führung (d. i. Besitzbemächtigung) etwas an Uns / oder in Unserer Abwesenheit 
an unsere Statthaltere gebracht werden möchte ; So soll von Uns / oder Unseren 
Statthalteren / auff vorhergehende Erwögung der Sachen / dem Beklagten solch 
Gutt auß den Händen genommen / und inmittelst biß zur Rechtmäßigen 
Erkandtnuß sequestriret werden / und demjenigen / welcher es also Sequesters- 
weise verwaltet / soll für seine Mühewaltung nach Unserer / oder Unseres Statt- 
halters Erkandtnuß / wann er zuvor von desselben Gutts Einkommen / so viel 
er deren bey Zeit seiner Verwaltung eingenommen / demjenigen / welchem das 
Gutt zugesprochen worden / ordentliche Reittung gethan / eine gebührliche Be- 
soldung gegeben werden: Und der / so sich also unordentlicherweise einem 
andern in sein Gutt eingeführte und eingesetzet / ist schuldig / demselbigen nicht 
allein das / so er dem Verwa^Jer desselbigen Gutts / die Zeit über zur Besoldung 
gegeben / wiederumb zu erstatten / sondern auch alle Schäden und Expens / so 
derowegen ergangen / und so viel deren der Kläger vor denen Unter-Ambt- 
Leuthen bei der LandrTaffel darthuen und erweisen möchte / zu bezahlen. 
Schubert, Die Sequestration. 5 
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Aber wenn man dies auch nicht zugeben wollte, so müsste 
man doch wenigstens die zwangsweise Einführung des Sequesters 
als Executionsinassregel dann zulassen, wenn der Sequestrat 
sich der Ausübung der Sequestration widersetzen würde, da 
sonst die Bestimmungen der Gerichtsordnung über die Sequestration 
gar nicht durchgeführt werden könnten. Dieser Auffassung 
der Einführung des Sequesters in den Besitz, als blosser 
Executionsmassregel für den Fall, als der Ausübung des 
Sequestrationsrechtes des Sequesters von Seite des Sequestraten 
durch Verweigerung der Herausgabe der beweglichen oder des 
Zutrittes zu der unbeweglichen Sache oder in anderer Weise 
Widerstand entgegengesetzt werden sollte, steht aber ein ge- 
wichtiges rechtliches Bedenken entgegen. Sie setzt nämlich voraus, 
dass der Sequester schon in Folge seiner Bestellung befugt sein 
müsste, die zu sequestrirende Sache in Besitz und Verwaltung 
zu nehmen, und dass er nur da, wo seiner Besitzergreifung 
factischer Widerstand entgegengestellt würde, bemüssigt wäre, 
die Hilfe des Gerichtes in Anspruch zu nehmen. Zu einer 
solchen Besitzergreifung könnte aber der Sequester beim Mangel 
einer speciellen Bestimmung des Gesetzes nur dann für legitimirt 
erachtet werden, wenn ihm ein solcher Auftrag vom Gerichte 
gegeben wäre.^) Von einem solchen an den Sequester zu 
erlassenden gerichtlichen Auftrag zur Besitzergreifung enthält 
aber die Gerichtsordnung nichts und ist derselbe auch noch nicht in 
dem dem Sequester nach §. 296 a. G. 0. (392 W. G. 0.) hinaus- 
zugebenden Anstellungsdecrete enthalten : die sequestrirte Sache 
oder Gerechtsame als ein guter Hauswirth zu besorgen und die 
Nutzungen da zu erlegen, wo es der Richter verordnen . . . wird. 

Der Sequester würde sonach durch die eigenmächtige 
Besitzergreifung von der zu sequestrirenden Sache nach materiell 
rechtlichen Grundsätzen sich einer Besitzstörung schuldig machen, 
woraus mit Noth wendigkeit folgt, dass mit der Sequestration 
dem Sequester zugleich auch die Erlangung des Besitzes an der 
zu sequestrirenden Sache durch das Gericht vermittelt werden 
muss, dass er die ihm zur Verwaltung aufgetragene Sache auch 
aus den Händen des Gerichtes zu empfangen hat und dass 
sonach die gerichtliche Einführung des Sequesters in den Besitz — 



«) Vgl. Randa, a. a. 0. S. 164, 240. 



Digitized by VjOOQ iC 



§. 5. Die Einführung des Sequesters. 67 

eine von der Sequestration selbst untrennbare Massregel bildet, 
die nicht erst von einem angezeigten "Widerstände des Sequestraten 
gegen den Sequester abhängig gemacht werden kann. 7) 

B. Form und Inhalt der Besitzeinführung, Aus 
dem Gesagten erhellt, dass das Wesen der Einführung des 
Sequesters in der Entziehung der zu sequestrirenden Sache aus 
der Inhabung ihres bisherigen Besitzers und in der Uebergabe 
derselben in die Detention des Sequesters durch den Richter 
oder dessen Abgeordneten besteht. ^) 



') Wenn in G. ü. 819 die Besitzstörungsklage des nicht eingeführten 
provisorischen Sequesters gegen den Sequestraten vom 0. G. H. mit der Moti- 
virung abgewiesen wurde : „Dass , wenn der Sequester von dem factischen 
Besitzer der zu sequestrirenden Sache an der üebernahme und Ausführung des 
ihm übertragenen ämtlichen Auftrages gehindert wird, er die gerichtliche Hilfe 
zur Beseitigung dieses Hindernisses unmittelbar zu suchen, nicht aber den "Weg 
der Besitzstörungsklage zu betreten hat", — so ist dies richtig und unrichtig. 
Kichtig, dass die Besitzstörungsklage des nicht eingeführten Sequesters abgewiesen 
wurde, richtig dass der Sequester von Amtswegen in den Besitz der sequestrirten 
Sache vom Gerichte zu setzen (d. h. einzuführen) ist, unrichtig aber, dass dies 
erst dann zu geschehen habe, wenn der Sequestrat sich der Üebernahme und 
der Ausführung des Sequesteramtes seitens des Sequesters widersetzt. 

®) Ullmann, a. a. 0. S. 505: „Vollzogen wird die Sicherung, wenn sich 
die Sache zum gerichtlichen Erläge eignet, durch Abnahme derselben und gericht- 
lichen Erlag, anderenfalls durch Uebergabe an den Sequester." — Von einer 
Einführung bei der provisorischen Sequestration erwähnt Ullmann nichts. 
Ebensowenig Nippel, Beidtel. Bezüglich der executiven Sequestration beschränkt 
sich Ullmann, S. 549 und Exner, Hypothekenrecht, II, S. 323 darauf zu 
bemerken, dass der Sequester in den Besitz einzuführen ist. Näher drückt sich 
aus Beidtel, S. 585: „Sobald die Ernennung rechtskräftig ist, nuiss der Sequester 
in die Sequestration eingeführt und ihm das zu sequestrirerde Gut über- 
geben werden. Die Einführung besteht in der Vorstellung des Sequesters 
als solchen an alle jene Personen, welche mit der Verwaltung des in Sequestra- 
tion gezogenen Gutes beschäftigt sind. Diese Personen werden angewiesen, den 
Sequester als jene Person zu betrachten, welche gerichtlich ermächtigt ist, an 
Stelle des Eigenthümers die Früchte und Nutzungen des sequestrirten Gutes zu 
beziehen. Die Uebergabe besteht in dem gerichtlichen Acte, durch welchen 
der Sequester mit den Ertragszweigen des zu sequestrirenden Gutes bekannt 
gemacht und in die Lage gesetzt wird, hiervon die Früchte und Nutzungen zu 
beziehen", — und v. Gans t ein, II, S. 611: „Der Sequester ist mit einem An- 
atellungsdecrete zu versehen und von einem Gerichtsabgeordneten in die Seque- 
stration (Detention) einzuführen, beziehungsweise dem Verwaltungspersonale, 
sowie den Pächtern und Miethern des Sequestrationsobjectes vorzustellen, indem 
gleichzeitig in dem betreffenden Protokolle festgesetzt wird, welche Früchte 
bereits getrennt, und beziehungsweise welche Einkünfte bereits behoben sind 

5* 
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Dadurch bestimmt sich Form und Inhalt der Einführung 
des Sequesters nach österreichischem Rechte. "Was darüber hinaus- 
geht, kann zweckmässig sein, dem Gerichtsgebrauche entsprechen, 
ist aber nicht gesetzlich. Wie aber der Richter oder dessen 
Abgeordneter bei der Besitzentsetzung und der Uebergabe vor- 
zugehen habe, richtet sich nach den Bestimmungen über Besitz- 
verlust und Besitzerwerb, soweit es hierbei auf das corpus 
possessionis ankommt. Dieses coiyus possessionis muss dem bis- 
herigen Besitzer entzogen und dem Sequester verschafft werden. 

Hiemach wird zu unterscheiden sein zwischen beweglichen 
und unbeweglichen Sachen und Grerechtsamen: 

a) Bei beweglichen Sachen, und zwar bei solchen, 
die eine körperliche Uebergabe von Hand zu Hand zulassen 
(§. 426 b. G. B.}, wird der Gerichtsabgeordnete die zu seque- 
strirende bewegliche Sache dem Beklagten . (Sequestraten) 
wegzunehmen und dem Sequester zur Fortschaffung und Be- 
wahrung derselben zu übergeben, bei solchen aber, welche ihrer 
Beschaffenheit nach keine körperliche Uebergabe zulassen (§. 427 
a. b. G. B.), den Sequester durch Uebergabe der Schlüssel oder 
anderer Werkzeuge in den Stand zu setzen haben, ausschliessend 
den Besitz derselben zu ergreifen; wo aber auch dies nicht 
thunlich sein sollte, wird ihm obliegen, durch Aufdrückung des 
Gerichtssiegels oder in anderer Weise die im §. 427 a. b. G. B. 
vorgeschriebene Bezeichnung der zu sequestrirenden Sachen 
vorzunehmen. ^) 



und welche Fruchte und Einkünfte von nun an vom Sequester bezogen werden 
sollen." — Canstein, sowie die übrigen Schriftsteller halten sich bezüglich der 
Besitzeinfährung des Sequesters an die Ausfnhruagen Grspan's , a. a. 0. II, S. 92, 
§. 259, dem sich beispielsweise Beidtel in seinen obigen Bemerkungen nahezu 
wörtlich angeschlossen hat. Nur behandelt Gspan die Besitzeinführung des 
Sequesters trotz seiner Bemerkung: „Dieser Act ist von ausserordentlicher 
Wichtigkeit, und erfordert daher um so grössere Vorsicht und Genauigkeit", — 
äusserst dürftig. 

') Verfehlt ist jedenfalls, den Sequestraten durch Geldstrafen zur 
Herausgabe des zu sequestrirenden Mobile an den Sequester zu zwingen , wie 
dies in G. ü. 4133 geschah. Der 0. G. H. verwarf den vom Sequestraten 
dagegen eingebrachten Recurs in der Erwägung: „dass mit der nach §. 298 
a. G. 0. erfolgten Bewilligung der Sequestration zugleich die Verbindlichkeit 
des Recurrenten znr Herausgabe der zu sequestrirenden Waaren ausgesprochen 
ist (?) und dass bei der Weigerung der Recurrenten ... die mit Strafandrohung 
verbundene Betreibung zu deren Ueberlassung an den bestellten Sequester als 
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b) Bei unbeweglichen Sachen wird man zu unterscheiden 
haben, ob der Besitzer derselben sich auf denselben 
befindet oder nicht. 

a) Im ersten Falle wird von dem Gerichtsabgeordneten 
der Sequester auf das zu sequestrirende Immobile zu führen 
und die eventuell gewaltsame Entfernung des Besitzers von 
demselben zu veranlassen ^^), zugleich aber auch die Intimation 
der Sequestration und des Sequesters, beziehungsweise die 
Bekanntgabe, dass das Immobile fortan der ausschliesslichen 
Verwaltung des Sequesters unterstehe, an alle Personen, welclie 
als Repräsentanten des bisherigen Besitzers, durch welche diesor 
die Detention ausübte, anzusehen sind (Verwalter, Miether, 
Pächter, Dienstleute), mit dem Auftrage vorzunehmen sein, dass 
die dem früheren Besitzer schuldigen auf das zu sequestrirende 
Immobile Bezug habenden Leistungen (Miethe, Pacht, Dienst- 
leistungen) nunmehr ausschliesslich dem Sequester abzuführen, 
beziehungsweise diesem zu leisten sein werden. Von dem Augen- 
blicke dieser behördlichen Intimation an die Detentoren des 
dejicirten bisherigen Besitzers sind diese der juristischen Herr- 
schaft des Sequesters unterworfen und dieser übt nunmehr 
seinerseits durch dieselben als seine Detentoren die factisclie 
Herrschaft über das Immobile aus. Er ist damit und durch die 
Besitzergreifung durch Betretung des Immobile thatsächlich an 
das corpus possesmonis gelangt, ^i) 



ein gesetzliches Mittel zor Durchführung der gerichtlich bewilligten mittler- 
weiligen Vorkehrung sich darstellt" (?). 

*°) Die Einführung des Sequesters in den Besitz (die Detention) einer 
unbeweglichen Sache kann nach Form und Inhalt füglich nicht anders geschehen, 
als die in den §§. 302 und 303 a. G. 0. (402, 403 W. G. 0.) angeordnete exe- 
cutive Einräumung des Besitzes des Gutes an den Kläger. In dieser 
Beziehung sagt schon Nippel, a. a. 0. II, S. 189, 3): „Die executive Einräumung 
der physischen Innehabung geschieht durch Abordnung eines Commissärs, welcher 
den Geklagten als bisherigen Inhaber allenfalls durch Anlegung physischen 
Zwanges nöthigt, seine bisherige Lage, worin er bisher auf die 
unbewegliche Sache einwirkte, zu verlassen, und dagegen den 
Executionsführer in den Stand setzt, nunmehr auf die Sache ein- 
wirken zu können." 

^^) Ob der von der Sequestration verständigte Detentor die Detention 
trotzdem noch weiter für den früheren Besitzer fortsetzen will, ist unentscheidend, 
denn für die Frage, wer durch den Detentor detinire, ist einzig und allein der 
Umstand massgebend, unter wessen rechtlicher Herrschaft der Detentor bezüglich 
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Erforderlich überhaupt ist aber diese Intimation der 
Sequestration und des Sequesters an die Detentoren des früheren 
Besitzers, weil sonst dieser trotz seiner Dejection durch seine 
Detentoren das Immobile weiter detiniren und somit gar nicht 
aus dem Besitze desselben kommen würde. ^^) 

Gefordert muss daher auch werden, dass die Denuntiatio!! 
und Vorstellung an alle unmittelbaren Detentoren des früheren 

der Detention steht. Deshalb ist es auch unentscheidend, ob derjenige, welchen 
der Detentor für den Besitzer hält , auch wirklich der Besitzer sei, und ob der 
Detentor den Besitzer überhaupt kenne. L. 30, §. 6 D, de poss. (41, 2): Si ego 
tibi commodavero, tu Titio qui put et tuum esse, nihilominus ego it possidebo. 
So auch Randa, Besitz, S. 462 und 508, wo es heisst: „Hieraus ergibt sich 
der allgemeine Satz, dass durch blossen vertretungswidrigen Willensentscliluss des 
Repräsentanten .... für den Repräsentirten der Besitz nicht verloren geht." 
Eben deshalb kann aber auch nicht der Besitz für den Repräsentirten durch 
blosses constitutum possessonum des Stellvertreters zu Gunsten eines Dritten 
verloren gehen, wie Randa trotzdem gleich darauf auf S. 509 aufstellt: „wenn 
der Stellvertreter die Sache treuloser Weise dem Dritlen übergibt, beziehungs- 
weise in dessen Namen Besitz von der Sache ergreift (§.428)" (!?). 
*^) Vgl. Savigny, R. d. Besitzes, S. 127 und 362; Randa, Besitz, 
S. 316, 319, N. 8, 351, 500, Z. 3, 506, N. 1. — L, 1, §. 45 D. de vi (43, 16). 
Non allii aufem quam ei qui possidet (qui non possidet muss nach Savigny, 
a. a. 0. S. 127 hier gelesen werden) interdictum unde vi comp tere, argumentum 
praehet, quod apud Vivianum relatum est, si quis me dejecerit, meos non 
dejecerit, non posse me hoc interdicto experiri, quia per eos retineo posse«- 
sionem, qui dejecti non sunt. — Die Dejection ist, wie Randa, a. a. 0. S. 506, 
Kote 1 treffend sagt, in diesem Falle auf halbem Wege stehen geblieben. — 
Wenn der 0. G. H. in G. ü. 8 1 7 3 bemerkt, dass der rechtswirksamen Bestellung 
des Sequesters, der in dem ausserordentlichen Revisionsrecurse hervorgehobeue- 
Umstand, dass eine besondere Einführung desselben nicht stattgefunden hat, nicht 
entgegensteht, weil eine solche vom Gesetze nicht vorgeschrieben ist, 
und weil (!) von der Sequestrationsverhängung der Besitzer und die Wohnparteien 
des Hauses verständigt worden sind, dass also(!) der Sequester als Organ der 
Steuerperceptionsbehörde zur Einhebung von Geldern behufs Berichtigung der 
aushaftenden Steuerrückstände als berechtigt anzusehen isf^, — so setzt er sich 
damit einerseits mit der feststehenden Anschauung der Praxis über die Noth- 
wendigkeit der Einführung des Sequesters in Widerspruch, andererseits leitet 
er aber doch das Recht des Sequesters zur Einhebung der (Mieth-) Gelder von 
der Verständigung des Besitzers und der Wohnparteien ab. — Letzteres ist 
gewiss richtig. Die Einführung war eine unvollständige, der Sequester wrurJe 
nicht auch an den Sachbesitz (die physische Detention) des sequestrirten Hauses 
gebracht, dies benimmt aber der gerichtlichen Intimation der Sequestration an 
die Wohnparteien nicht ihre rechtliche Wirkung, d. h. der Sequester ist schon 
auf Grund dieser Intimation allein zur Einhebung der Miethzinse legitimirt, 
. wenn auch noch nicht zu Besitzhandlungen bezüglich des sequestrirten Hauses. 
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Besitzers erfolgt. Unterbleibt sie rücksiehtlieh einiger, so ist die 
Dejection des früheren Besitzers keine vollständige, derselbe 
daher aus dem Besitze nicht gekommen zu erachten, weshalb 
ihm das ßecht zustehen müsste, den nicht rite eingeführten 
Sequester wegen Besitzhandlungen desselben mit der Besitz- 
störungsklage zu belangen. Sollte diese Tntimation durch den 
Gerichtsabgeordneten an einen Detentor wegen seiner Abwesenheit 
allenfalls nach wiederholtem Versuche nicht vorgenommen werden 
können, so wäre sie durch directe schriftliche Verständigung 
des abwesenden Detentors seitens des Gerichtes zu bewerkstelligen, 
wenn aber auch dies nicht möglich wäre, weil der Aufenthaltsort 
des Detentors unbekannt wäre, dann bliebe wohl nichts Anderes 
übrig, als für den unbekannt wo abwesenden Detentor einen 
Curator zu bestellen. ^^) 

Die Verständigung von der Sequestration und die Bekannt- 
gabe des Sequesters muss femer durch den Gerichtsabge- 
ordneten selbst oder unmittelbar durch das Gericht i*) 
geschehen, denn sie gehört zur zwangsweisen Entsetzung und 
Besitzübertragung, welche kraft des Gesetzes und der staatlichen 
Autorität nur das Gericht allein vornehmen kann. 

Eine Privatanzeige des Sequesters von der Sequestration und 
seine Privatvorstellung als solcher könnte daher die Detentoren 



*') Im Falle der Sequestration von ideellen Antheilen eines Immobile 
sind ausser den unmittelbaren Detentoren (Miethem, Pächtern, Verwaltern) bei 
der Einführung des Sequesters auch die Miteigenthümer desselben zu verständigen, 
da diese ja das Sequestrationsobject auch unmittelbar mit detiniren. Dagegen 
wäre ein Auftrag an die Miether, die auf den Sequestraten entfallende Mieth- 
zinsquote fortan unmittelbar an den Sequester abzuführen, unstatthaft, weil der 
Sequester durch die Einführung nur in das Bechtsverhältniss des Sequestraten 
zu den Miteigenthümem des Sequestrationsobjectes und deren (bezw. zugleich 
seinen) Detentoren eintritt, der Sequester als Miteigenthümer aber nach 
den §§. 833, 836, 837, 839 und 848 b. G. B. nicht berechtigt ist, selbständig 
seine Miethzinsquote von den Miethem einzufordern. So entschieden unter 
gleicher Motivirung in G. U. 7658 und 7792. Nur wenn der Sequestrat selbst 
Verwalter des ganzen Hauses gewesen wäre, wären m. E. die Miethparteien an- 
zuweisen, den (ganzen) Miethzins nunmehr an den an dessen Stelle tretenden 
Sequester abzuführen, unbeschadet des Rechtes der Miteigenthümer, nachträglich 
einen anderen Modus der Zinseinhebung, nach Massgabe der Bestimmiingen des 
XVI. Hptstückes. des b. G. B. herbeizuführen. 

^*) Auch Notare können als Gerichtscommissäre zur Einführung des 
Sequesters verwendet werden. G. U. 8902. 
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seiner Verwaltungsgewalt noch nicht unterwerfen und daher 
auch nicht die Entsetzung des früheren Besitzers herbeiführen. 

^) Befindet sich der bisherige Besitzer nicht auf 
dem zu sequestrirenden Immobile, so hat die Besitz- 
einfährung in derselben Art und Weise, wie unter a) angegeben 
wurde, zu erfolgen, nur dass alsdann die zwangsweise Entfernung 
des Besitzers wegfällt. 

Befinden sich aber auch keine Detentoren des bisherigen Be- 
sitzers auf dem zu sequestrirenden Immobile, weil es sich beispiels- 
weise um die Sequestration eines frei liegenden, von fremdem 
Besitzthum umschlossenen Grundstückes handelt, dann ist ein 
Unterschied zu machen, ob das Grundstück von einem ander- 
wärts wohnenden Detentor des Besitzers oder von diesem selbst 
unmittelbar detinirt werde. Im ersteren Falle müsste die Intima- 
tion der Sequestration an den anderwärts wohnenden Detentor er- 
folgen, da dieser trotz seiner räumlichen Entfernung von dem zu 
sequestrirenden Grundstücke dasselbe dennoch in seiner factischen 
Macht hat und der Gerichtsabgeordnete hätte sich ausserdem 
noch wie oben im Falle a) mit dem Sequester auf das gedachte 
Grundstück zu begeben und ihm hier dasselbe zur Verwaltung 
zu übergeben, weil ausser den Fällen der brevi manu traditio 
und des constitutum possessorium zum Besitzerwerbe, also auch 
zur Erlangung der Detention ein physischer Apprehensionsact 
erforderlich ist, der bei einem unbeweglichen Gute wenigstens 
in der Betretung desselben besteht (§§. 309, 312, 319 b. G. B.). '») 

Im letzteren Falle könnte aber die Intimation der Sequestra- 
tion durch den Gerichtsabgeordneten an den Besitzer in Verbin- 
dung mit der Uebergabe des Grundstückes an den Sequester an Ort 
und Stelle die Depossedirung des Besitzers noch nicht herbei- 
führen, vielmehr müsste unter Intervention des Gerichtsabge- 
ordneten der Besitzer seines Besitzes wirklich physisch entsetzt, 
also eine solche Vorkehrung getroffen werden, dass dieser von 
dem Zutritte zu dem Grundstücke thatsächlich ausgeschlossen 



^^) Randa, Besitz, S. 319 und 334 hält auch für das österreichische Recht 
bei der Tradition die blosse Gegenwart der Parteien auch ohne physischer Er- 
greifung, beziehungsweise Betretung zum Besitzerwerbe far genügend. — Bock, 
a.a.O. S. 372 fordert: „Betretung, Bezeichnung der Grenzen, Uebergabe der 
Schlüssel." 
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wird ^^), was beispielsweise durch die Unterstellung des Grund- 
stückes unter die unmittelbare und gegenwärtige Bewachung 
und Obhut des Sequesters oder seiner Leute bewirkt werden 
kann. Die Intimation der Sequestration an den Besitzer selbst 
durch den Gerichtsabgeordneten wäre nicht nur überflüssig, 
da der Besitzer ohnehin schon vor der Einführung von der 
Sequestrationsbewilligung verständigt sein muss, sondern auch 
wirkungslos. Denn die Intimation der Sequestration hat nur den 
Eintritt des Sequesters in das Rechtsverhältniss des Besitzers 
zu seinen Detentoren zum Zwecke, sie wirkt einerseits wie ein 
gerichtliches Verbot ^^), andererseits wie eine gerichtliche Ueber- 

^®) Randa, a. a. 0. S. 319, Note 8: „Wer hingegen ein Grundstück 
betritt, das in eines Dritten Besitze ist, hat dadurch allein offenbar den Besitz 
noch nicht erworben — hierzu bedarf es sicherlich erst der Vertreibung oder 
Einwilligung des bisherigen Besitzers." — In G.U. 11321 hat 0. G. H. die 
Besitzstörungsklage des bei der Besitzeinführung auch in den Besitz der im 
Besitze des Dritten B befindlichen Parcelle x eingeführten Erstehers A gegen B 
wegen Bearbeitung dieser Parcelle gegen die beiden unteren Instanzen in der 
Erwägung abgewiesen: „dass, wenn gegen die Einsprache, des B und nur auf 
ausdrückliches Verlangen des A der Gerichtsabgeordnete dem A dieses Grund- 
stück in den Besitz übergeben hat, durch diese einfache (! ?) Besitzentsetzung 
des B der Kläger A keineswegs Besitzrechte an der Parcelle erlangt hat, weil 
die Execution nicht gegen den B geführt worden ist". — Darauf, ob 
die Execution gegen B geführt worden ist , kommt es wohl nicht an , sondern 
darauf, ob bei der Besitzeinführung und durch die Art und Weise derselben, 
B seines Besitzes an der Parcelle thatsächlich entsetzt worden ist. Von dem- 
selben Gesichtspunkte war auszugehen in der Eni seh. G. U. 7776, mit welcher 
der Besitzstörungsklage der Eigenthümerin des Pachtgutes gegen den Sequester 
von Pachtrechten stattgegeben wurde, weil der Sequester, obwohl er in die Ver- 
waltung der ganzen Wirthschaft eingeführt wurde, dieselbe doch nur aufc die 
Grundstücke besoiränken sollte, die verpachtet waren. 

^') Die Bedeutung der behördlichen Intimation der Sequestration an die 
Detentoren der zu sequestrirenden Sache als Entsetzung des Eigen thümers derselben 
von seinen Rechten gegenüber den Ersteren durch behördliches Verbot an dieselben 
dem Eigenthümer zu leisten , kam im Falle G. U. 4257 zum präcisen Ausdrucke. 

„Nach Bevdlligung der von A begehrten Sequestration mehrerer Grund- 
stücke des D und iVufstellung des Sequesters bedeutete das Gericht erster Instanz 
durch Bescheid dBm D, daFs er und seine etwaigen Pächter nunmehr jeder 
weiteren Benutzung der sequestrirten Grundstücke sich zu enthalten haben. 
Das an die Pächter gerichtete Verbot wurde auf den Recurs der Pächter B und C 
von dem Oberlandesgerichte beseitigt und dafür denselben aufgetragen , alle 
Zahlungen und Leistungen dem Sequester zu machen und seinen Weisungen 
eben so nachzukommen, als wenn sie von dem Eigenthümer ausgingen. 

Der oberste Gerichtshof bestätigte die Verordnung der zweiten Instanz." 
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tragung der Rechte des Besitzers gegen seine Detentoren auf 
den Sequester. "Wo daher keine Detentoren, auch keine Intimation 
mit dieser Rechtswirkung. 

c) Bei der Einführung des Sequesters in den Besitz von 
Gerechtsamen (§§. 292, 293 a. G. 0., 387, 388 W. G. 0.) kann 
die Besitzeinführung eine verschiedene Gestalt annehmen. Zu- 
nächst wird zu unterscheiden sein, ob mit der Gerechtsame auch 
die Detention einer Sache verbunden ist (wie zum Beispiele 
bei Pachtrechten, Nutzniessungsrechten) oder nicht. Im ersteren 
Falle wird ebenso wie bei der Sequestration von Sachen bei 
der Einführung des Sequesters die Dejection des Sequestraten 
(Pächters, Nutzniessers) aus der von ihm benützten Sache zu 
veranlassen und die Sache dem Sequester zur Ausübung des 
sequestrirten Rechtes zu übergeben sein. 

Im letzteren Falle (z. B. bei dem Rechte des Steinebrechens, 
des Holzschlages, bei einem Jagd- oder Fischereirechte, einem 
Naturalausgedinge) wird sich die Einführung des Sequesters 
darauf beschränken können, dass derjenige, der die der Gerecht- 
same entsprechenden Leistungen zu erfüllen oder die derselben 
entsprechenden Handlungen zu dulden hat, von der Sequestra- 
tion und von der Person des Sequesters mit dem Auftrag ver- 
ständigt werde, dass die Ausübung der fraglichen Gerechtsame 
nunmehr dem Sequester zustehe, beziehungsweise dass nunmehr 
an diesen zu leisten sein werde. 

Denn diese behördliche Intimation hat, wie bereits be- 
merkt, die Natur eines behördlichen Verbotes an den Pflich- 
tigen zur Leistung, beziehungsweise Duldung, wodurch der 
Berechtigte wegen der in Folge dessen eintretenden recht- 
lichen Unmöglichkeit der Rechtsausübung des Besitzes der Ge- 
rechtsame thatsächlich entsetzt wird. ^^) Er kann deshalb nach 
dieser Intimation auch nicht mehr den Sequester wegen der 
von Seite des letzteren hierauf erfolgenden Ausübung der 
sequestrirten Gerechtsame mit der Besitzstörungs- oder Besitz- 
entsetzungsklage belangen. Diese Intimation kann aber an den 
Verpflichteten, wo dieser von vorneherein bekannt ist, auch 
unmittelbar durch das Gericht geschehen, und es entfällt in 
diesem Falle die Nothwendigkeit der Entsendung eines be- 
sonderen Gerichtsabgeordneten zur Besitzeinführung. 

^8) Vgl. Randa, a. a. 0. S. 664, Nr. 13 und Windscheid, §. 163. N. 12. 
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Streng genommen müsste aber, da der Zweck der Besitz- 
einfiihrung der ist, dem Sequester durch Vermittlung des Ge- 
richtes das corpus poaaessionia zu verschaffen, mit der 
Besitzentsetzung des Berechtigten, jedoch der Sequester noch 
nicht den Besitz (die Detention) der betreffenden Gerechtigkeit 
selbst erlangt hat, hierzu vielmehr nur durch thatsächliche Aus- 
übung ihres Inhaltes gelangen kann (§.312 b. G. B.)^®), die 
Einführung des Sequesters in diesem Falle die Form einer be- 
hördlichen Assistenz bei der Ausübung des betreffenden Rechtes 
durch den Sequester selbst annehmen, also z. B. die thatsäch- 
liche Vornahme der Jagd oder der Fischerei des Sequesters unter 
behördlicher Intervention zum Gegenstande haben. 

d) Das Protokoll und die persönliche Vorstellung. 

Dass über die Einfährung des Sequesters ein Protokoll 
aufzunehmen ist, ist selbstverständlich, weil aUe gerichtlichen 
Acte der ProtokoUirang bedürfen. 

Mit der Einführung des Sequesters wird, da dieser hierbei 
ohnehin regelmässig anwesend ist, in der Praxis auch die per- 
sönliche Vorstellung des Sequesters an die Miether, Haus- 
besorger, Verwalter etc. verbunden. Zweckmässig ist es gewiss, 
wenn die Parteien den Sequester zugleich persönlich kennen 
lernen. Nothwendig ist jedoch zur Rechtswirksamkeit der Be- 
sitzeinführung die persönliche Vorstellung des Sequesters nicht. 
Die Bekanntgabe der Person desselben an die Detentoren oder 
Verpflichteten genügt. ^^) 



") Randa, S. 580. 

^®) Wenn v. Canstein, CiviJpr. R. , I, S. 189 sagt: „Der Sequester 
wird in die Sequestration eingeführt (dem Yerwaltungspersonale , den Pächtern 
und Miethem vorgesteUt), so gibt er nur der herrschenden Anschauung Aus- 
druck , welche das Wesen der Einführung des Sequesters in dieser persönlichen 
Vorstellung desselben an die Parteien erblickt. Der persönlichen Vorstellung 
einer Person ist aber im Rechtsgebiete nirgends eine besondere Rechtswirkung 
beigelegt. Auch der Cessus ist an den ihm bekannt gegebenen Cessionar vom 
Augenblicke der Denuntiatlon der Cession rechtlich gebunden, ohne dass dieser 
ihm auch persönlich vorgestellt werden müsste. Wenn 0. G. H. in G. ü. 
5826 die angebliche ünzulässigkeit der gerichtlichen Einführung 
eines vom Sequester bestellten Vertreters desselben damit motivlrt: 
„Dass das Wesen der Einführung des Sequesters darin besteht, dass derselbe 
persönlich den Betheiligten vorgestellt wird, damit die Letzteren über die Person 
des gerichtlich bestellten Verwalters ausser Zweifel seien und den sonst möglichen 
Irrungen und Verwicklungen vorgebeugt werde, welcher Zweck durch die Vor- 
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Ebenso entspricht es der Geriehtspraxis , bei der Einfüh- 
rung des Sequesters in eine Liegenschaft in dem Protokolle 
über die Besitzeinführung auch das sämmtliche dem Sequester 
angeblich übergebene Zugehör an Vieh, "Wirthschaftsgeräth- 
schaften, separirten Bodenerzeugnissen etc. aufzunehmen. 

Nothwendig ist auch dies nicht, weil mit der TJebergabe 
der Liegenschaft an den Sequester auch das Zugehör derselben 
und überhaupt alle auf derselben sich befindlichen, zu derselben 
gehörigen und von dem früheren Besitzer oder seinen Detentoren 
detinirten beweglichen Sachen übergeben erscheinen und in die 
physische Macht des Sequesters gelangen. 2^) Nicht zu leugnen 
ist aber, dass durch diese Gepflogenheit eine sichere Grundlage 
für die seinerzeitige Sequestrationsrechnung und für den Um- 
fang der Restitutionspflicht des Sequesters geschaffen, sowie 
Besitzstreitigkeiten vorgebeugt werden kann , da ja auch an 
Pertinenzen abgesonderter Besitz dritter Personen möglich ist, 
und dass daher die Festhaltung an dieser Praxis nur gebilligt 
werden kann. 

e) Die österreichische Gerichtspraxis scheut sich, 
die Consequenzen der Sequestration und beziehungsweise der 
Besitzeinführung des Sequesters durch physische Dejection des 
Sequestraten zu ziehen, ohne sich hierbei bewusst zu werden, 
dass die Besitzeinführung des Sequesters, wenn man ihr nicht 
die Bedeutung der gerichtlichen Besitzentsetzung und Besitz- 
übertragung beilegt, zu einem blossen Gerichtsgebrauche ohne 
alle legale Grundlage herabsinkt , der sich noch dazu mit der 

Stellung eines Mandatars des Sequestees nicht erreicht werden kann", — so 
sind das Utilitäts-, aber keine Rechtsgründe. Principiell liegt kein Hinderniss 
vor, einen mit Vollmacht sich ausweisenden Mandatar des Sequesters in den 
Besitz einzuführen, weil man auch durch Repräsentanten Besitz ergreifen kann, 
und die persönliche Vorstellung des Sequesters wohl zweckmässig, aber zur 
Rechtswirksamkeit der Besitzeinführung nicht nothwendig ist. Dass bei der 
Einführung des Sequesters die Intimation von der Sequestration das 
Wesentlichste ist, spricht aus die Entsch in Gr. JJ. 8173, siehe oben S. 70, 
Note 12. Siehe auch die Entscheidung G. ü. 7500, weiter unten S. 81, Note 25. 
Vgl auch oben S. 73, Note 17. — In G. ü. 5402 wurde dagegen die Zulässigkeit 
der Substituirung des Sequesters durch einen Bevollmächtigten bei der Besitz- 
einführung ausdrücklich anerkannt. — Gegen die Zulässigkeit einer Substitninmg 
des Sequesters auch Bock, a. a. 0. S. 378. 

^^) Vgl. Randa, *S. 439 und die dort citirten im obigen Sinne ergangenen 
Entscheidungen. 
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klar»'n Absicht des Gesetzes, durch die Sequestration die se- 
questrirte Sache der unmittelbaren Einwirkung des Sequestraten 
zu entziehen (§§. 292, 293, 296 a. G. 0.), in Widerspruch setzt. 22) 



^*) So wurde in den nachfolgenden, allerdings nnr die executivo Seque- 
stration betreifenden Entscheidungen, und zwar: in 6. U. 1484 das Gesuch des 
Sequesters, dass dem Executen (dem gegenüber der Actiengesellschaft A die 
Pfändung mehrerer Liegenschaften desselben und der Früchte bewilligt und C 
als Sequester aufgestellt worden) die Räumung des Dominicalhauses und anderer 
auf den sequestrirten Grundstücken stehenden Gebäude, die er bis nun bewohnte, 
aufgetragen werde , in II. und III. Inst, abgewiesen , weil : „in dem Executions- 
gesuch nur die Pfändung der Realitäten und der Früchte und die Bestellung 
eines Sequesters zu ihrer Einhebung, nicht aber auch die Räumung der vom 
Executen bewohnten Gebäude begehrt worden, in letzterer deshalb eine Er- 
weiterung der Execution läge (?), welche der Sequester zu begehren gar nicht 
berechtigt ist und weil die Dominicalgebäude auf den grossen Landgütern in 
der Umgebung von Triest zur Wohnung der Besitzer und nicht zur Vermiethung 
bestimmt sind, mithin einen Ertrag in der gewöhnlichen Bedeutung des Wortes 
nicht abwerfen" (!), — in G. ü. 5843 die vom Sequester vorgenommene Ver- 
miethung der vom Executen innegehabten, aber in Folge der executiven Trans- 
ferirnng seiner Sachen leer stehenden Tischlerwerkstätte an einen Dritten 
vom 0. G. H. aufgehoben: „in Erwägung, dass der executive Sequester eine 
Realität im Sinne des §. 320 a. G. 0. nur berechtigt ist, an der Stelle des 
Executen als des Eigenthümers der sequestrirten Realität jene Früchte einzu- 
heben , welche der Eigenthümer selbst einheben könnte, nicht auch dem Eigen- 
thümer der Realität, in dessen Namen er die sequestrirte Realität gleichsam 
verwaltet ('?), ohneweiters die Benützung der von demselben zur Zeit der Ein- 
fuhrung der Sequestration innegehabten Localitäten zu untersagen, dass die 
Frage , ob der Execut sich der eigenen Benützung bestimmter Räumlichkeiten 
im Interesse der sequestrirenden Gläubiger zu enthalten und selbe demnach zu 
räumen habe , zwischen dem Execut ionsführer und dem Executen auszutragen 
ist", — in der Entsch. v. 28. August 1888, Z. 10300, Nr. 386 d. Beil. 
d. Verordgsbl. d. k. k. Justiz-M. , endlich die in I. Inst, erfolgte Ab- 
weisnng der Klage des Sequesters gegen den Eigenthümer des sequestrirten Hauses 
auf Räumung der vom letzteren benützten Wohnung, weil dieser den Zins nicht 
zahlt, vom 0. G. H. bestätigt, in der Erwägung, „dass der persönliche Gebrauch, 
welcher der Execut zur Zeit der Bewilligung einer Sequestration innerhalb der Grenzen 
des lieblichen (!) von der ihm gehörigen zu sequestrirenden Sache macht, sich nicht 
zu den einhebbaren Früchten rechnen lässt, welche Gegenstand einer Sequestration 
gemäss §. 320 a. G. 0. bilden können, dass daher in der Fortsetzung dieses Gebrauches 
eine Behinderung der dem Sequester obliegenden Verwaltung, gegen welche 
Behinderung übrigens im Falle ihres Bestandes die im Executionsverfahren zu 
gewährende Abhilfe des Executionsgerichtes anzurufen gewesen wäre(!), keines- 
wegs zu erblicken ist, dass die rechtliche Grundlage für das Bewohnen des 
Geklagten in dem Eigenthumsrechte liegt, dessen Ausübung durch eine Seque- 
stration nicht aufgehoben, sondern nur nach Massgabe des Gesetzes eingeschränkt 
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C, Die rechtliche "Wirkung der Einführung des 
Sequesters. 

Dass die rechtliche Wirkung der Sequestration nicht schon 
mit ihrer Bewilligung eintritt, sondern erst durch ihren soge- 
nannten Vollzug oder die Einführung des Sequesters ^3) hervor- 
gerufen wird, ergibt sich nach dem Vorausgeschickten aus der Natur 
der Sequestration und ist in der Praxis auch allgemein anerkannt. 



wird, und das? es dem Kläger, sowie den Gläubigern, in deren Interesse er 
handelt, an jedem privatrechtlichen Grunde zu dem erhobenen Ansprache auf 
Räumung der in Frage stehenden Wohnung fehlt" (?). — In den beiden letzt- 
genannten Entscheidungen nahm die II. Instanz den im Texte vertretenen 
Standpunkt ein. 

Dagegen hat in dem in G. U. 8726 mitgetheilten Falle, wo der Sequester 
die Executin, weil letztere die verlassene Wohnung einer von ihm delogirten 
l^Iiethpartei eigenmächtig besetzte, in possessorio stimmariissimo wegen Besitz- 
störung belangte , der 0. G. H. die der Klage stattgebende Entsch. d. I. Inst, 
bestätigt. Gründe: „A wurde im Executionsweg gegen die B zur Hereinbringung 
der Forderung per 600 fl. vom Gerichte als Sequester der Realität X und namentlich 
der Einkünfte derselben bestellt und es hat seine Einführung in die Realität statt- 
gefunden. Es wurde somit dem A die Realität gerichtlich und im Executionswege 
in Besitz übergeben und wäre auch ohne diesen Besitz die dem Sequester unter 
den in den §§. 392 und 393 W. G. 0. normirten Verpflichtungen übertragene 
Verwaltung, insbesondere die Erhebung der Einkünfte von den im Hause befind- 
lichen Wohnungen gar nicht durchführbar. Dass A diesen Besitz auch ausgeübt 
hat , ist dadurch erwiesen, dass er die gerichtliche Delogirung des C erwirkte. Da 
nun die B zugesteht, die von C verlassene Wohnung eigenmächtig bezogen zu 
haben , so sind alle in der k. Verordn. v. 27. October 1849, R. G. Bl. Nr. 12, 
normirten Erfordernisse der Zulässigkeit des Klagebegehrens vorhanden. Denn 
wer immer den Sequester in der Aasübung seines ihm gerichtlich übertragenen 
Verwaltnngsrechtes, also in dem Bezüge der Einkünfte aus den Wohnungen der 
sequestrirten Realität und somit in der ihm allein zustehenden Verwendung und 
Vermiethung der Wohnungen hindert oder beschränkt, stört seinen Besitz und 
es macht keinen Unterschied, dass die Störungshandlung vom Eigenthümer der 
Realität ausgeht, weil die Benützung derselben und der Bezug der 
Einkünfte dem Eigenthümer auf die Dauer der Sequestration ent- 
zogen ist, da eben hierin das Wesen der Sequestration besteht." — 
Auch V. Limbeck in Haimerl's Magazin, XIII, S. 317 behauptet: „Dass der 
Sequester ohne Verletzung seiner Pflicht dem Schuldner eine Benützung des 
sequestrirten Gutes, z. B. eine Wohnung, — nur insoweit gestatten dürfe, als 
dieselbe dem Ertrage nicht abträglich ist." — Bock, a. a. 0. S. 380 meint 
ohne zureichende Gründe, dass wohl bei der provisorischen, nicht aber auch bei 
der executiven Sequestration der Sequestrat aus dem von ihm bewohnten seque- 
strirten Hause delogirt werden könne. 

2^) Ausdrücklich ausgesprochen in G. U. 6115. 
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Die rechtliche Wirkung der Einführung des Sequesters 
besteht aber, wie wir gesehen haben, darin, dass 1. einerseits 
der Besitz der sequestrirten Sache auf Seite des Sequestraten 
(corpore) verloren geht, andererseits der Sequester die Detention 
(das corpus possessionis) der sequestrirten Sache erlangt, 2. dass 
mit der Einführung des Sequesters das Verwaltungsrecht des- 
selben seinen Anfang nimmt, das des früheren Besitzers aber 
aufhört, und dass 3. der Sequester in das Rechtsverhältniss des 
früheren Besitzers zu seinen Detentoren (Miethem, Pächtern, 
Verwaltern), beziehungsweise bei der Sequestration von Gerecht- 
samen des Berechtigten zu dem Verpflichteten im Sinne der 
alleinigen und ausschliesslichen Befugniss der Geltendmachung 
der dem Sequestraten aus diesen Rechtsverhältnissen zustehenden 
Rechte eintritt. 2*) 



2*) Dass der Sequester die Bestandzinse einzutreiben berechtigt ist, 
G. ü. 4257 und 7815, ist noch nicht bestritten worden, wohl wurde aber schon 
sein Recht zur vertragsmässigen oder gesetzlichen Aufkündigung der noch 
vom Besitzer abgeschlossenen Miethverträge in Zweifel gezogen, was gewiss 
ganz inconsequent ist. 

Das ausschliessliche Ktlndigungsrecht des (executiven) Sequesters 
^vurde anerkannt in G. ü. 43, 1195,9146, dann in der Entsch. v. 24.0ctober 1882, 
G. H. 97, aberkannt wurde es demselben in G. U. 805 mit nachstehender 
unhaltbarer Motivirung, II. Inst. : „Wenn der Sequester die sequesfrirte Sache 
oder Gerechtsame gleich einem guten Hausvater zu verwalten hat, und deshalb 
auch berechtigt ist, sie einem Dritten in Bestand zu geben ... so folgt daraus 
für ihn nicht auch die Ermächtigung, einen noch von dem Eigenthümer der 
sequestrirten Sache geschlossenen Bestand vertrag aufzulösen. Dem Eigenthümer 
ist zwar jede Handlung untersagt, wodurch der Zweck der Sequestration ver- 
eitelt würde (!); allein es bleibt ihm unbenommen (?), im Vereine (!) mit dem 
Sequester jene Vorkehrungen zu treffen, welche in seinem und im Interesse des 
Sequestrationswerbers zur Erreichung des Zweckes der Sequestration beitragen 
können. Und wenn der Eigenthümer sich weigert, der vom Sequester als zweck- 
mässig erachteten Aufkündigung . . . beizutreten, so hat dieser die Aufkündigung 
auch gegen ihn zu richten (?) . . . (War aber, wie es weiter heisst, in diesem 
Falle die Sequestration nach §. 1135 b. G. B. bewilligt worden, dann konnte der 
Sequester allerdings das emphyteutische Verhältniss, aber nur weil es sich um 
ein solches handelte, nicht durch Aufkündigung lösen.) — Der 0. G. H. bestätigte 
das ürtheil des 0. L. G. aus dessen Gründen. — Vgl. auch Exner, D. öst. 
Hypothekenrecht, S. 337, Note 11. In der Entsch. v. 23. December 1868, 
Z. 12577 (Riehl,'D. a. b. G.B. ad§. 968) wurde wohl mit Recht ausgesprochen, 
dass der Sequester nicht berechtigt sei, selbständig Bestand vertrage auf längere 
Dauer abzuschliessen. — Anerkannt wurde ferner der Eintritt des (executiven) 
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Dies Alles gilt jedoch nur unter der Voraussetzung einer 
vollständigen Einführung. Ist dieselbe aus was immer für 
einem Grunde unvollständig geblieben, entweder weil der Se- 
quester sich nicht an Ort und Stelle begeben und von der zu 
sequestrirenden Sache Besitz ergriffen hat, oder der frühere 
Besitzer nicht als entsetzt gelten kann (siehe oben bei Grund- 
stücken, die dem freien Zutritt offen stehen), oder weil die 
Intimation der Sequestration nicht an alle unmittelbaren De- 
tentoren des Besitzers oder an die zur Erfüllung, beziehungs- 
weise Gestaltung der Gerechtsame Verpflichteten erfolgt ist, 
so kann entweder der nicht aus dem Besitze gekommene Seque- 
strat den Sequester wegen Besitzhandlungen desselben bezüglich 
der sequestrirten Sache mit der Besitzstörungsklage belangen 
oder es kann der von der Sequestration behördlich nicht ver- 
ständigte Miether oder Pächter oder Verpflichtete trotz der 
(unvollständigen) Einführung des Sequesters mit voller Rechts- 
wirkung den Miethzins oder den Pacht oder die sonstige Lei- 
stung an den früheren Besitzer oder Berechtigten zahlen oder 
abführen, sowie andererseits der Sequester vor jener behörd- 
lichen Intimation der Sequestration an den Miether \)ider Pächter 
oder Verpflichteten von diesem den Bestandzins oder die schul- 
dige Leistung einzutreiben nicht legitimirt ist, selbst wenn er 
(der Sequester) diese Personen im privaten Wege von der Seque- 
stration verständigt hätte. Der Uebergang des Rechtsverhält- 
nisses des Sequestraten zu seinen Detentoren, beziehungsweise 
zu dem Pflichtigen auf den Sequester vollzieht sich nämlich, 
wie bereits bemerkt, nicht schon ipso jure mit der Bewilligung 
der Sequestration, sondern erfordert, wie rücksichtlich der zu 
sequestrirenden Sache selbst, so auch rücksichtlich des Rechts- 
verhältnisses des früheren Besitzers zu den Detentoren und 
den ihm Verpflichteten einen Act der Besitzent^etzung und 
Besitzübertragung (hier im Sinne des Verlustes der Befugniss 



Sequesters in das Paehtverhältniss bei Liegenschaften, und zwar sowohl 
bei der Sequestration gegen den Verpächter, als auch gegen den Pächter in 
G. U. 4257, 6059,7505,7740, 8065, 8080, beim Naturalausgedinge in 
G. U. 8907, bei Propinationspachtungen in G. U. 5856, 8987, bei der 
Jagdpachtung in G. ü. 11253. 

Ueber die singulare Bestimmung des §. 1102 b. G. B. bei der executiven 
Sequestration siehe diese. 
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der formellen Geltendmachung dieses Rechtsverhältnisses auf 
Seite des Sequestraten und des Ueberganges der Legitimation 
zur Geltendmachung desselben auf den Sequester), welcher mit 
rechtlicher Wirkung nur von der Behörde vorgenommen werden 
kann, ^ß) 

Dagegen tritt der Sequester mit der Einführung in die 
Sequestration nicht auch schon activ in die Rechtsverhältnisse 
ein, welche der Sequestrat mit dritten Personen, die nicht seine 
Detentoren sind, in Ausübung der bisherigen Verwaltung der 
sequestrirten Sache, z. B. mit Handwerkern, Lieferanten, Bau- 
meistern bezüglich der für das sequestrirte Haus zu leistenden 
Arbeiten, Lieferungen, Baulichkeiten etc. eingegangen hat. Die 
zwischen diesen dritten Personen und dem Sequestraten begrün- 
deten Rechtsverhältnisse bleiben durch die Sequestration un- 
berührt. Der Sequester kann also z. B. den Ofenfabrikanten 
auf Lieferung der vom früheren Besitzer für das sequestrirte 
Haus bestellten Oefen nicht belangen, noch auch braucht er 
andererseits die Setzung der neuen Oefen in dem sequestrirten 
Hause zuzulassen. Die durch den Nichteintritt des Sequesters 
in solche Verträge des früheren Besitzers entspringenden Rechts- 
folgen haben jene dritten Personen gegen den früheren Besitzer 

^^) Die hier erörterte Frage über die rechtliche Wirkung der Besitz- 
einführung bildete den Gegenstand der Entscheidung in G. ü. 7500. Der 
Hypothekar A bemängelte die Sequestrationsrechnung, weil der Sequester an- 
geblich vor der Verständigung der Miethparteien von der Sequestration ein- 
gehobene Miethzinse nicht verrechnet habe und verlangte den Auftrag an den 
Sequester zur Rechnungsablage auch für diese Vorperiode. Die I. Instanz ertheilte 
dem Sequester den Auftrag, „weil nach §. 296 a. G. 0. der Sequester vom Tage 
der Zustellung des Anstellungsdecretes die sequestrirte Sache zu besorgen hat 
und die Ausführung dieser Pflicht durch die gerichtliche Einfuhrung 
durchaus nicht bedingt ist, sondern offenbar nur erleichtert 
wird"(!). In IL Inst, wurde das Begehren des A zurückgewiesen, „weil bei 
der executiven Sequestration einer Liegenschaft die Parteien nicht verpflichtet 
sind, vor ihrer gerichtlichenVerständigungdem SequesterZahlungen 
zu leisten". Die IIL Inst, bestätigte die Entscheidung der I. mit der Be- 
gründung, „dass die Miethparteien eines der Sequestration unterzogenen Hauses 
zwar nicht verpflichtet sind, ehe sie von der Bewilligung der 
Sequestration in Kenntniss gesetzt wurden, die Miethzinse an den 
bestellten Sequester abzuführen", dass aber, wenn dies geschehen, der 
Sequester „von der Zeit an, als ihm das Bestellungsdecret zugestellt worden 
ist, verpflichtet erscheint, auch für diese eingehobenen Miethzinse Rechnung 
zu legen". 

Schubert, Die Sequestration. 6 
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allein auszutragen. Jedoch wird nichtsdestoweniger dem Se- 
quester dennoch obliegen, auch in diese von dem früheren Be- 
sitzer vor der Einführung der Sequestration mit dritten Per- 
sonen in Absicht auf die Verwaltung der sequestrirten Sache 
abgeschlossenen Verträge, und zwar durch selbständiges Ab- 
kommen mit denselben dann einzutreten, wenn dies die ordent- 
liche Verwaltung des zu sequestrirenden Objectes erheischt oder 
wenigstens zulässt, weil z. B. die vom Sequestraten bestellte 
Reparatur des Daches oder die von ihm bestellte Ausmalung 
einer Wohnung wirklich nöthig ist. Denn der Sequester als 
guter Hauswirth muss auch darauf bedacht sein, dem Seque- 
straten durch seine Verwaltung keinen unnöthigen Schaden zu 
verursachen, wofür er ja auch vom letzteren verantwortlich 
gemacht werden kann. Keineswegs könnte der Sequester aber 
verpflichtet erachtet werden, auch in solche Verträge des 
früheren Besitzers einzutreten, welche weder zur Erhaltung der 
Substanz, noch zur Vermehrung der Nutzungen der sequestrirten 
Sache zu dienen, sondern nur ein Luxusbedürfniss oder eine 
Liebhaberei des früheren Besitzers zu befriedigen bestimmt sind, 
so z. B. wenn der frühere Besitzer einen Vertrag über die 
Installirung der Beleuchtung seines ganzen Hauses mit elektri- 
schem Lichte abgeschlossen hätte. 

D. Competenz und Voraussetzung für die Besitz- 
einführung des Sequesters. Im §. 51 der Jurisdictionsnorm 
wird die Einführung des Sequesters ausdrücklich als Realact 
bezeichnet. Die Vornahme der Realacte steht aber nach §. 50 
Jurisdictionsnorm der Realinstanz zu. Handelt es sich daher um 
die Einführung des Sequesters in ein unbewegliches Gut und 
ist das die Sequestration bewilligende Gericht nicht zugleich 
auch Realinstanz bezüglich dieses Gutes, so wird das die Seque- 
stration bewilligende Gericht die Realinstanz um die Einführung 
des von ihm bestellten Sequesters zu ersuchen haben. Aber 
auch bei der Sequestration beweglicher Sachen ist zur Ein- 
führung des Sequesters, beziehungsweise zur Wegnahme derselben 
aus den Händen ihres bisherigen Besitzers und Uebergabe der- 
selben an den bestellten Sequester nach §§. 10 und 69 Juris- 
dictionsnoi-mnur jenes Gericht competent, in dessen Sprengel die zu 
sequestrirenden beweglichen Sachen sich befinden, wo daher diese 
Sicherstellungs- oder Executionsmassregel vorzunehmen ist. 
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Besteht bereits eine, und zwar was immer für eine gerichtliche 
oder politische Sequestration, so hat die Einführung des Sequesters 
zu unterbleiben (siehe oben S. 62 und S. 44, Note 14). Dagegen ist 
es ein unbilliges Verlangen (G.U. 10229), dass der Sequestrations- 
werber auch den Nachweis der Existenz und des Betriebsortes 
der zu sequestrirenden Gewerbsuntemehmung vor der Einführung 
des Sequesters erbringe. Die Angabe im Sequestrationsgesuch 
muss in allen Fällen genügen. Wird bei der versuchten Ein- 
führung die zu sequestrirende Gewerbsuntemehmung nicht vor- 
gefunden, so muss die Einführung eo ipso unterbleiben. 

E, Die Enthebung oder Abberufung des provisori- 
schen Sequesters. Wenn der Zweck der provisorischen Seque- 
stration erfüllt, also der Rechtsstreit rechtskräftig entschieden 
ist, ist die Sequestration über Begehren der einen oder der 
anderen der Sequestrationsparteien aufzuheben und der Sequester 
seines Amtes von dem Gerichte, das ihn bestellt hat, zu ent- 
heben. Wie die eine oder die andere Partei in diesem Falle in 
den Besitz der sequestrirten Sache zu gelangen, beziehungsweise 
wieder zu gelangen hat , wurde bereits oben S. 56 ff. erörtert. 

Es kann aber auch noch während der Dauer der Seque- 
stration sich die Nothwendigkeit oder Zweckmässigkeit einer 
Aenderung in der Person des Sequesters ergeben, wenn z. B. 
der Sequester aus einem in seiner Person eingetretenen Grunde 
die Sequestration nicht mehr fortführen kann und deshalb um 
seine Enthebung ansucht, oder wenn von den Sequestrations- 
parteien einseitig oder einverständlich wegen Misswirthschaft 
des Sequesters, wegen Eröffnung des Concurses über denselben 
oder aus anderen Gründen seine Amovirung und die Bestellung 
eines anderen Sequesters verlangt wird. 

In allen diesen Fällen hat der Richter, der die Sequestration 
bewilligt hat, über das diesfäUige Begehren zu entscheiden. 
Gibt er demselben statt, so ist der frühere Sequester seines 
Amtes zu entheben, der neue aber, ebenso wie der frühere in 
den Besitz der zu sequestrirenden Sache einzuführen, wobei es 
zweckmässig sein wird, eine forndiche Uebergabe und Ueber- 
nahme zwischen dem abtretenden und antretenden Sequester 
zu pflegen, ^e) 



*•) Nicht zustimmen kann man der Behauptung Gspan's, Abhandig" 
über die gesetzm. Befriedigung concurr. Gläubiger, §§. 282 und 283 und nach 

6* 
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IV. Die rechtliche Stellung des provisorischen Sequesters. 

A. Im Allgemeinen. 

§. 6. 

1. Im Verhältniss zu beiden Sequestrationsparteien. 
Ueber die rechtliche Stellung des Sequesters gehen die Meinungen 
auseinander. So wird behauptet, der Sequester sei Mandatar des 
Sequestranten , er sei Mandatar des Sequestraten, er sei Mandatar 
beider Sequestrationsparteien, er sei auch Vertreter der Hypothekar- 
gläubiger, er sei Organ des die Sequestration bewilligenden 
Gerichtes (der Behörde). ^) Dieselbe schwankende Ansicht offen- 
bart sich auch in den oberstgerichtlichen Judicaten. '^) 

Keine dieser Anschauungen kann jedoch als die richtige, 
zum wenigsten nicht als eine die rechtliche Stellung des Seque- 
sters erschöpfende bezeichnet werden. 

Gewiss ist im Sinne der allgemeinen Gerichtsordnung der 
Sequester Organ des die zu sequestrirende Sache gleichsam an 



ihm N i p p e l's , a. a. 0. §. 320 , dass der Sequester auch unter Vorbehalt 
der einem Bevollmächtigten für diesen Fall im §. 1020 b. Gr. B. zugesicherten 
Rechte im Einverständnisse der Parteien sogleich entlassen werden könne und 
dass ein über den Sequester ausgebrochener Concurs nach §. 1024 b. Gr. B. das 
Amt des Sequesters sofort erlöschen mache, so dass der Richter, soferne er 
hiervon Kenntniss erlangt, sogleich von Amtswegen die Aufstellung eines anderen 
Sequesters einzuleiten habe. — Steht ja doch dem Richter auch das Recht zu, 
den ein verständlich von den Parteien vorgeschlagenen Sequester nicht zu be- 
stellen (vgl. oben S. 60). Die Sequestration ist femer ein dem Sequester vom 
Gerichte übertragenes Amt, das so lange fortwährt und dessen gesetzliche 
Verbindlichkeiten der Sequester so lange zu erfüllen hat, bis es von ihm wieder 
genommen ist. Das Mandat der Parteien wird hierbei vom Gesetze nur fingirt, 
und diese Fiction dauert nothwendigerweise so lange fort, so lange das Amt 
selbst dauert, letzteres findet aber nur in der formellen Enthebung des Sequesters 
sein Ende. 

^) Vgl. Mittheilungen des deutschen Juristenvereins in Prag, 
VIII, S. 154, XI, S. 185; v. Canstein, Civilprocessr., U, S. 611; Exner, Oest. 
Hypothekenr., S. 332; Gspan, Abhdlg. über d. gesetzm. Befriedigg. concurr. 
Gläubiger, II, S. 115; v. Limbeck, Ueber die executive Sequestration, Haimerl's 
Magazin, IX, S. 219, XIII, S. 306 ff. 

2) G. U. 8080: Der Sequester ist nur Sachwalter und Machtgeber des 
Executionsführers, — G.U.5605, 5843, 11731: er ist Verwalter des Schuldners, 
G.U. 10.213: er ist Mandatar beider, — G. U. 72.19: er ist Mandatar der 
Hypothekargläubiger, G.U. 587, 746, Entsch. vom I.August 1888, Z. 9158 
(Beilage zum Verordgsbl. d. Just.-M., Nr. 389): der Sequester ist Mandatar, bezw. 
Vollzugsorgan des Executionsgerichtes. 
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sich nehmenden und durch ihn verwaltenden Gerichtes. Er ist 
es aber nicht ausschliesslich. Diese Anschauung waltete ja auch 
im römischen Rechte bei der zwangsweisen Sequestration vor. ^) 
Der Sequester ist — nach der allgem. Gerichtsordnung ge- 
dacht — ein vom Gerichte ernannter, mit einem Anstellungs- 
decrete versehener, bezüglich der Verv^^endung der Nutzungen 
an die Anordnungen des Gerichtes gebundener Verwalter frem- 
den Vermögens, der jedoch für seine Vermögensgebahrung nicht 
dem Gerichte, welches ihn bestellt hat, sondern den Parteien, 
für welche er bestellt wurde, verantwortlich sein sollte, wes- 
halb ihm im §. 2dl a. G. 0. (393 W. G. 0.) die Rechnungsablage 
an die Parteien auferlegt und diesen die Genehmhaltung oder 
Bemängelung derselben zugewiesen wurde. Er steht also auch 
in einem privatrechtlichen Verhältnisse. Das privatrechtliche 
Verhältniss zwischen dem Sequester und den Sequestrationsparteien 
ist jedoch nach der a. G. 0. nicht deutlich umschrieben. Jeden- 
falls besteht es darin, dass der Sequester den Sequestrations- 
parteien für allen Schaden , den er ihnen durch die Ausseracht- 
lassung der ihm nach dem Gesetze oder in Folge richterlichen 
Auftrages obliegenden Pflichten verursachte, nach allgemeinen 
ßechtsgrundsätzen ersatzpflichtig wird. 

Erst mit Erlassung des allgem. bürg. Gesetzbuches wurde 
in dasselbe auch der §. 968 aufgenommen, welcher dieses privat- 
rechtliche Verhältniss zwischen dem Sequester und den Seque- 
strationsparteien bei der Sequestration des Streitgegenstandes 
näher festzustellen bestimmt war. Dass der Schlusssatz des §. 968 : 
„Die Rechte und Verbindlichkeiten des Sequesters werden nach 
den hier festgesetzten Grundsätzen beurtheilt" — sich nicht blos 
auf die freiwillige, sondern auch auf die gerichtliche (zwangsweise) 
Sequestration des Streitgegenstandes bezieht, geht aus dem Zu- 
sammenhange dieses Schlusssatzes mit dem Vordersatze hervor, 
und findet überdies eine indirecte Bestätigung in Zeil 1er, 
welcher in seinem Commentar bei Besprechung des §. 968 aus- 
schliesslich nur von der gerichtlichen Sequestration redet, 
als ob dieser Paragraph mit seiner Bestimmung , dass das recht- 
liche Verhältniss zwischen dem Sequester und den Sequestra- 
tionsparteien als ein „vertragsmässiges" aufzufassen sei (was 



») Vgl. Muther, a. a. 0. S. 298. 
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sich ja für die freiwillige Sequestration ohnehin von selbst ver- 
stand), eigentlich und hauptsächlich nur die gerichtliche 
Sequestration (des Streitgegenstandes) treifen sollte. Ebenso 
ist andererseits klar, dass der §. 968 b. G. ß. mit seiner Bestim- 
mung nicht die Rechte und Verbindlichkeiten des gerichtlichen 
Sequesters lediglich zu einem Gegenstande der freien Verein- 
barung der Sequestrationsparteien mit dem Sequester machen 
wollte. Dies muss schon deshalb abgelehnt werden, weil das 
bürgerl. Gesetzbuch sich nur zur Aufgabe stellte, die pri- 
vatrechtlichen Verhältnisse der Einwohner des Staates unter 
sich zu regeln *). das Verhältniss des Sequesters zu dem ihn bestel- 
lenden Gerichte aber ein öffentlich rechtliches ist, hauptsächlich 
aber aus dem Grunde, weil damit die gajize Institution der gericht- 
lichen Sequestration aufgehoben worden wäre, wenn sie nur 
durch die Vereinbarung der Parteien zu Stande kommen und 
nicht auch gegen den Willen einer Partei erzwungen werden 
könnte , was gewiss nicht die Absicht des §. 968 b. G. B. gewesen 
ist. So sagt ja auch Zeiller zu §. 968: „Die näheren Bestim- 
mungen (so. über die gerichtliche Sequestration) kommen theils 
in der Gerichtsordnung, theils in besonderen Amtsvorschriften 
vor" — womit klar ausgesprochen ist, dass der §. 968 keinen 
wie immer gearteten derogirenden Einfluss auf die Bestimmungen 
der Gerichtsordnung über die Sequestration haben sollte. ^) Soll aber 



*) Vgl. Pfaff und Hofmann, Comment. zu §. 1 a.b. G. B. u. Wagner, 
Das Quellen verhältniss des bürgerl. Gesetzb., S. 139 ff. 

^) Im ürentwurfe zum a. b. G. B. lautete der jetzige §. 968 entsprechend 
dem §.142, III. Theil des ürentwurfes folgendermassen : „Wird eine streitige 
Sache von den streitenden Parteien oder vom Gerichte Jemanden ohne eigent- 
lichen Hinterlegungsvertrag in Verwahrung gegeben , so heisst dieser Verwahrer 
Sequester. Die Rechte und Verbindlichkeiten des Sequesters werden nach den 
bereits festgesetzten Grundsätzen beurtheilt." 

Ueber die Worte : „nach den bereits festgesetzten Grundsätzen" bemerkte die 
jur. Facultät von Innsbruck, dass es nothwendig sei, anzuzeigen, wo diese Grund- 
sätze festgesetzt worden seien; sollte die Gerichtsordnung hierunter verstanden 
werden , so macht diese Comm. die wiederholte Erinnerung , dass Alles , was 
Grundsatz oder Bestimmung des Rechtes ist, nicht dorthin, sondern hierher gehöre. 

Diesen Zweifel zu beheben, glaubte Ref. zu sagen: hier festgesetzten 
Grundsätzen. 

In dieser so geänderten Fassung erscheint dieser Paragraph als §. 99, 
III. Th. des Entwurfes, I.Lesung. Im Revisionsentwurf (§.963) ist das Wort 
„Jemanden" ausgelassen und mit dieser Auslassung kommt dieser Paragraph als 
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das rechtliche Verhältniss zwischen den Sequestrationsparteien und 
dem gerichtlichen Sequester einerseits ein vertragsmässiges und 
nach den in dem XIX. Hauptstücke des bürgerl. Gesetzbuches 
aufgesellten Grundsätzen zu beurtheilendes sein, anderer- 
seits aber die Gerichtsordnung in ihren Anordnungen über 
die gerichtliche Sequestration hierdurch unberührt bleiben, so 
lassen sich diese beiden Grundsätze nur dadurch in Einklang 
bringen , dass man die Norm des §. 968 b. G. B. dahin auffasst, 
dass durch denselben ausgesprochen werden sollte, dass die dem 
gerichtlichen Sequester nach der Gerichtsordnung obliegenden 
Rechte und Verbindlichkeiten als zwischen ihm und den Seque- 
strationsparteien vereinbart gelten sollen, dass also der §. 968 
den Gesammtumfang der dem gerichtlichen Sequester nach der 
Gerichtsordnung zufallenden Rechte und Verbindlichkeiten, als 
zwischen ihm und den Sequestrationsparteien vertragsmässig 
festgesteUt, fingirt. Der Sinn des §. 968 b. G. B. ist sonach 
der: Es soll die gerichtliche Sequestration einer Streitsache in 
Rücksicht auf die Rechte und Pflichten des Sequesters gerade 
so behandelt und aufgefasst werden , wie die freiwillige Seque- 
stration derselben; im rechtlichen Verhältnisse zwischen den 
Parteien und dem Sequester soll in beiden Fällen principiell 
kein Unterschied bestehen, d. h. auch die gerichtliche Seque- 
stration der Streitsache soll als ein zwischen den Parteien und 
dem Sequester abgeschlossener Vertrag gelten. Der Unterschied 
hier und dort besteht nur darin , dass bei der freiwilligen Seque- 
stration der Inhalt des Vertrages von den Parteien selbst verein- 
bart wird , bei der gerichtlichen Sequestration aber ein für allemal 
durch das Gesetz selbst festgesetzt ist, dass ferner bei der frei- 
willigen Sequestration der Sequester lediglich der juristischen 
Herrschaft der Sequestrationsparteien unterworfen ist, dieselben 
sonach wann immer die Herausgabe der sequestrirten Sache 

§. 973 auch im saperrevidirten Entwürfe vor. Die jetzige Gestalt muss der 
«^, 968 sonach erst nach der Superrevision erhalten haben (vgl. Ofner, Ur- 
entwurf. I B, S. CII und II B, S. 62, 766) 

Die Tendenz obigen Monituilis der Innsbrucker jur. Facultät und seiner 
Erledigung geht zweifellos nicht dahin, die Bestimmungen der a. G. 0. über die 
Sequestration irgendwie aufzuheben oder abzuändern, sondern nur dahin, dass 
das privatrechtliche Verhältniss des Sequesters zu den Sequestrationsparteien 
nicht erst aus der a. G. 0. abgeleitet, sondern direct in dem bürgerl. Gesetz- 
buche festgesetzt wer Jen soll. 
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vom Sequester eventuell mittelst Klage verlangen können^), 
während bei der gerichtliclien Sequestration der Sequester nur an 
die Vorschriften des Gesetzes und an die "Weisungen des Richters 
gebunden ist, so dass den Parteien ein Klagerecht gegen den 
gerichtlich bestellten Sequester auf Herausgabe der sequestrirten 
Sache nicht zusteht , weder beiden Parteien zusammengenommen, 
noch dem Obsieger im Streite allein, sondern vom Richter nur 
die Aufhebung der Sequestration und der Auftrag an den 
Sequester wegen Uebergabe der sequestrirten Sache an eine oder 
an beide Sequestrationsparteien verlangt, eventuell die zwangs- 
weise Einführung oder "Wiedereinführung der Partei in den 
Besitz erwirkt werden kann. '^) 

Nach §. 297 a. G. 0. (393 W. G. 0.) und den nachfolgenden 
Hofdecreten bestehen aber die Rechte und Verbindlichkeiten des 
gerichtlich bestellten Sequesters des Streitgegenstandes in einer 
qualificirten Verwaltung der zu sequestrirenden streitigen 
Sache. Diese Verwaltung als Vertragsinhalt aufgefasst, ergibt, 
dass der gerichtlich bestellte Sequester zu den Sequestrations- 
parteien in einem Mandatsverhältnisse steht. Er erwirbt 
durch seine bei der innerhalb der Grenzen des Gesetzes und 
der richterlichen Aufträge ausgeübten Verwaltung mit dritten 
Personen abgeschlossene Rechtsgeschäfte den Sequestrations- 
parteien, und zwar beiden, sowohl dem Sequestranten, als auch 
dem Sequestraten , wie wenn er von beiden das Mandat hierzu 
erhalten hätte, direct Rechte und Verbindlichkeiten gegen jene 
dritte Personen. Die vertragsmässige Uebertragung der Verwal- 
tung einer Sache begründet aber nach österr. Recht zwischen 
den Parteien nicht blos ein Mandatsverhältniss , sondern sie 
involvirt auch die Bestellung einer Arbeit. Der §, 1152 b. G. B. 
bestimmt: „Sobald Jemand eine Arbeit oder ein Werk bestellet, 
so wird auch angenommen, dass er in einen angemessenen Lohn 
eingewilliget habe." Der zwischen den Sequestrationsparteien 
und dem Sequester des Streitgegenstandes Kraft gesetzlicher 
Fiction abgeschlossene Vertrag ist daher nicht blos mandatum, 
sondern er ist auch locatio conductio operarum, Erist ein ausdem 
Bevollmächtigungsvertrage und dem Lohnvertrage zu- 
sammengesetzter Vertrag, wie er im §. 1159 a. b. G. B. 

6) Siebe oben S. 26 und 5(). 
') Siehe oben S. 56, 3 if. 
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anerkannt ist. Eswardaherauch nicht zutreffend, wennZeiller 
zu §. 968 b. G. B. bemerkte: „Die Rechte und Pflichten der ge- 
richtlichen Verwahrer sind im Allgemeinen aus dem gegen- 
wärtigen (XIX.) und, wenn ihnen zugleich eine Verwaltung 
obliegt, aus dem zweiundzwanzigsten Hauptstücke zu ersehen.** 
Diese Auffassung des rechtlichen Verhältnisses zwischen dem 
gerichtlichen Sequester und den Parteien als blossen Bevoll- 
mächtigungsvertrages ist in der That die gangbare geworden, 
weshalb man auch den Anspruch des Sequesters auf Entlohnung 
aus dem jij. 1004 b. G. B. abzuleiten versuchte.®) 

Der Vertrag zwischen Sequester und den Parteien bei der 
gerichtlichen Sequestration der Streitsache muss aber nicht noth- 
wendig der Vertrag des §. 1159 b. G. B. sein. Der Sequester 
wird zwar nach §. -296 a. G. 0. (392 W. G. 0.) immer ohne Unter- 
schied angewiesen: „Die sequestrirte Sache oder Gerechtsame 
als ein guter Hauswirth zu besorgen, und die Nutzungen da zu 

erlegen, wo es der B,ichter verordnen wird", aber wo 

die sequestrirte Sache ihrer Natur nach keine nutzbringende 
ist, also keine Natural- oder Civilfrüchte abwirft, da kann sich 
die Thätigkeit des Sequesters selbstredend nur auf den einen 
Theil seiner Obliegenheit, nämlich nur auf die Bewahrungs- und 
Verwahrungspflicht, welche ja in dem Mandate der Verwal- 
tung mit enthalten ist (§. 960 b. G. B.)^) beschränken, so z. B. 
wenn ein Marmorblock oder ein Oelgemälde sequestrirt worden 
wäre. In diesem Falle ist der Vertrag zwischen dem gericht- 
lich bestellten Sequester des Streitgegenstandes und den Seque- 
strationsparteien nur der Depositalvertrag, und deshalb nur 
nach den für letzteren geltenden Grundsätzen zu beurtheilen. ^o) 

Die bisherige Construction des privatrechtlichen Verhält- 
nisses des Sequesters des Streitgegenstandes zu den Sequestrations- 
parteien stützt sich auf §. 968 a. b. G. B. Es ist aber nicht 
unschwer nachzuweisen, dass man auch ohne §. 968 a. b. G. B. 



®) Exner, Das österr. Hypothekenrecht. II, S. 337. Uli mann, a.a.O. 
S. 550 (beide bezüglich des execut. Sequesters). 

^) Siehe Fr. 1, §. 12 depositi oben Einleitung, S. 4, Note 8. 

") Wenn Gspan, a. a. 0. II , S. 94, bemerkt: „Vermöge der Natur des 
Geschäftes kann der Sequester niemals blosser Verwahrer sein", — so hat er 
für die executive Sequestration, die er nur vor Augen hat, allerdings Recht. 
Ebenso Exner, Oesterr. Hypothekenr., S. 332. 
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lediglich auf Grund der Bestimmungen der a. G. 0. zu demselben 
Resultate gelangen müsste, dass also dieser Paragraph des 
bürgerl. Gesetzbuches nur das explidte darlegt, was implicite 
in der Gerichtsordnung bereits enthalten ist, durch denselben 
sonach das privatrechtliche Verhältniss des Sequesters zu den 
Sequestrationsparteien, wie es nach der Gerichtsordnung noth- 
wendig construirt werden müsste, in keiner Weise alterirt 
worden ist. 

Man kann nämlich mit der oben S. 85 erwähnten civil- 
rechtlichen Haftung des Sequesters für den den Sequestrations- 
parteien durch Nichterfüllung der ihm gesetzlich obliegenden 
oder ihm richterlich aufgetragenen Verbindlichkeiten zugefügten 
Schaden dessen privatrechtliche Stellung im Sinne der Gerichts- 
ordnung nicht für erschöpfend charakterisirt erachten. Wäre sie 
dies hierdurch, dann hätte die Gerichtsordnung den Sequester 
überhaupt in kein privatrechtliches, sondern nur in ein öffentlich- 
rechtliches Verhältniss za den Sequestrationsparteien gestellt. 
Er wäre lediglich „Organ der Justizverwaltung", seine Stellung 
wäre nicht verschieden von der eines jeden Beamten , der ja 
auch wenigstens zur Zeit der Erlassung der a. G. 0. trotz seiner 
öffentlich-rechtlichen Stellung den Parteien für den Schaden, 
den er ihnen durch Vernachlässigung seiner Pflichten zufügte, 
civilrechtlich schadenersatzpflichtig wurde, ^i) Dass die Gerichts- 
ordnung dem Sequester eine solche ausschliesslich öffentlich-recht- 
liche Stellung nicht zugewiesen wissen wollte, geht daraus klar 
hervor, dass nach derselben die Sequestration nicht, wie es sonst 
wohl der Fall sein müsste, einem Organe des Gerichtes übertragen 
wird, sondern einer Privatperson, und dass diese Privatperson (der 



^^) Dies muss für die Zeit bis zur Erlassung des Staatsgrundgesetzes 
vom 21. December 1867, Nr. 145 R. G. Bl. nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
(§. 1294 a. b. G. B.) behauptet werden. Erst durch den Art. 12 des citirten 
Staatsgrundgesetzes wurden zur Geltendmachung der daselbst ausdrücklich aus- 
gesprochenen Verantwortlichkeit sämmtlicher Staatsdiener für die Beob- 
achtung der Staatsgrundgesetze, sowie für die den Reichs- und Landesgesetzen 
entsprechende Geschäftsführung innerhalb ihres amtlichen Wirkungskreises die- 
jenigen Organe der Executivgewalt verpflichtet, deren Disciplinargewalt der be- 
treffende Staatsdiener untersteht. Mit dem Gesetze vom 12. Juli 1872, Nr. 112 
R. G. Bl. über die Syndicatsbeschwerde wurde dann bezüglich der richter- 
lichen Beamten mit einigen Einschränkungen und Modiflcationen zu dem 
früheren Rechtszustande wieder zurückgegriffen. 
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Sequester) auch nicht vom Grerichte bestellt, sondern von den 
Parteien gewählt wird (§§. 294, 295 a. G. 0., 390, 391 W. G. 0.), 
sowie daraus, dass der Sequester nicht dem Gerichte, sondern 
den Parteien Rechnung zu legen angewiesen ist (§. 297 a. G. 0., 
393 W. G. 0.). Nichtsdestoweniger bleibt er den Anordnungen 
und Weisungen des Gerichtes unterworfen (§. 296 a. G. 0., 
392 W. G. 0.). Die Stellung des Sequesters ist daher nach der 
Gerichtsordnung weder eine rein öffentlich-rechtliche, noch eine 
rein privatrechtliche. 

Für die Frage aber nach der Beschaffenheit dieser seiner 
privatrechtlichen Stellung im Sinne der Gerichtsordnung ist 
der Umstand entscheidend, dass der Sequester nach der Gerichts- 
ordnung „Verwalter fremden Vermögens" ist (§. 296 a. G. 0., 
392 W. G. 0.). Mit der Verwaltung fremden Vermögens ist 
nämlich der Abschluss von Rechtsgeschäften unvermeidlich, und 
es muss deshalb — und musste insbesondere nothwendigerweise 
vor dem Bestände des §. 968 a. b. G. B. — auf Grund der Be- 
stimmungen der Gerichtsordnung allein, auch die Frage gelöst 
werden, wer durch die vom Sequester abgeschlossenen Ver- 
waltungsgeschäfte berechtigt und verpflichtet werde? Denn zu 
behaupten, dass durch die vom Sequester abgeschlossenen Rechts- 
geschäfte Privatrechte überhaupt nicht begründet werden, wäre 
eine Absurdität, die zur Grundlage genommen zu haben man 
der Gerichtsordnung umso weniger imputiren könnte, als sonst 
alle Sequestration überhaupt unmöglich würde. Für die Beant- 
wortung obiger Frage gibt es aber nur folgende Möglichkeiten : 
Entweder wird durch die vom Sequester in Ausübung seiner 
Verwaltung abgeschlossenen Rechtsgeschäfte 1. der Sequester 
selbst persönlich berechtigt und verpflichtet, oder es wird es 
2. das Gericht, welches ihm die Verwaltung aufgetragen hat, 
oder es wird es 3. eine der beiden Sequestrationsparteien, oder 
endlich 4. werden beide Sequestrationsparteien hierdurch be- 
rechtigt und verpflichtet. 

Ad 1. Dass der Sequester, durch die von ihm als solcher 
abgeschlossenen Rechtsgeschäfte nicht persönlich berechtigt und 
verpflichtet werden kann, ergibt sich daraus, dass dem Sequester 
die Sache, die er sequestrirt, nicht gehört, dass ihm auf dieselbe 
überhaupt kein Privatrecht zusteht, dass er vielmehr nur an- 
gewiesen ist, sie zu verwalten, und dass er, wenn er als Sequester 
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abschliesst, gar nicht im eigenen Namen handelt. Er könnte 
also durch die von ihm abgeschlossenen Rechtsgeschäfte nur 
„als Sequester" berechtigt und verpflichtet erachtet werden. 
Hier taucht aber sofort wieder die Frage auf: Wer ist der 
materielle Träger jener Privatrechte und Privatverpflichtungen, 
rücksichtlich deren der Sequester „als Sequester" berechtigt 
und verpflichtet wird, wenn er es selber persönlich nicht ist? 

Ad 2. Ebensowenig kann aber das Gericht durch die vom 
Sequester als solchen abgeschlossenen Rechtsgeschäfte berechtigt 
und verpflichtet werden, weil das Gericht überhaupt kein Rechts- 
subject und daher auch nicht fähig ist, Träger von Privat- 
rechten oder -Verpflichtungen zu sein. 

Der Sequester, dem vom Gerichte die Verwaltung der zu 
sequestrirenden Sache aufgetragen wird, ist deshalb auch kein. 
Contrahent und insbesondere deshalb auch nicht civilrechtlicher 
Mandatar des Gerichtes bezüglich der ihm aufgetragenen Ver- 
waltung, was er sein müsste, wenn er dem Gerichte durch seine 
Verwaltung sollte Rechte und Pflichten erwerben können. 

Ad 3. Es bleiben somit nur die Sequestrationsparteien 
selbst als diejenigen möglichen Personen übrig, denen der 
Sequester durch die von ihm als solcher abgeschlossenen Rechts- 
geschäfte Rechte erwerben und Verpflichtungen auferlegen 
kann. Das von der Gerichtsordnung festgestellte gesetzliche, 
bezw. richterliche Mandat des Sequesters muss deshalb noth- 
wendigerweise als ein privatrechtliches construirt werden, ein 
Postulat, dem wir in der Gerichtsordnung auf dem ganzen 
Gebiete des Executionsverfahrens (und die gerichtliche Seque- 
stration des Streitgegenstandes ist eben auch nur ein Zwangs- 
verfahren) begegnen, so bei der executiven Verpfändung (§§. 322, 
341, 342 a. G. 0., 426, 454, 455 W. G. 0.), bei der executiven 
Einantwortung einer Forderung (§§. 314 — 318 a. G. 0., 415 — 419 
W. G. 0.), bei der executiven Sequestration (§. 320 a. G. 0., 422 
"W. G. 0.), bei der executiven Feilbietung einer Liegenschaft 
oder einer MobiUe (§§. 326, 339, 347 a. G. 0., 432, 452, 460 
W. G. 0.). Das Gericht verpfändet, cedirt, verwaltet, verkauft 
und übergibt eine Sache des Schuldners, mit der Rechtswirkung, 
wie wenn er selbst, oder richtiger gesagt, wie wenn das Gericht in 
seinem Namen diese Rechtshandlungen vorgenommen hätte. Zu 
dieser privatrechtlichen Construction sind wir in allen diesen 
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Fällen genöthigt. Nur richtet sich die Legitimation des Gerichtes 
zur Vornahme dieser Rechtshandlungen im Namen des Schuldners, 
und damit ihre Rechtswirksamkeit selbstredend nicht nach den 
Grundsätzen über den Bevollmächtigungsvertrag, sondern nach 
den gesetzlichen Normen über die formelle Berechtigung zu 
ihrer Vornahme und über die Bedinguogen ihrer Giltigkeit. 
Solche richterliche Acte werden insbesondere auch im bürger- 
lichen Gesetzbuche als Privatrechtstitel anerkannt (SS« 424, 449) 
und es ist ohne diese ihre Qualificirung auf privatrechtlichem 
Gebiet ein Auskommen auch nicht zu finden. Wir müssen des- 
halb auch auf Grundlage der Bestimmungen der Gerichtsordnung 
allein den ganzen Umfang der gerichtsordnungsmässigen Rechte 
des provisorischen Sequesters, sowie die ihm ertheilten richter- 
lichen Aufträge als privatrechtlich mandirt auffassen. 

Es fragt sich nur noch, ob auch nach den Bestimmungen 
der Gerichtsordnung dieses Quasimandat ebenso wie nach dem 
§. 968 a. b. G. B. als ein zwischen dem Sequester und beiden 
Sequestrationsparteien abgeschlossenes construirt werden muss, 
oder ob es nach der Gerichtsordnung nicht als ein zwischen 
dem Sequester und blos einer der Sequestrationsparteien abge- 
schlossenes zu gelten hat? 

Man begegnet in der That der Auffassung : der Sequester 
detinire und verwalte daher auch: bei der provisorischen Seque- 
stration für den künftigen Sieger im Processe, bei der executiven 
Sequestration fiir den Executen. ^^) 

Diese Auffassung findet aber in der Gerichtsordnung keinen 
Anhaltspunkt. Wir finden im Gegentheile, dass bei der Sequestra- 
tion des Streitgegenstandes die Gerichtsordnung den Seque- 
stranten und den Sequestraten in ihrem Verhältnisse zum Sequester 
vollkommen gleich stellt, nämlich sowohl bezüglich der Bestellung 
desselben (§§. 294, 295 a. G. 0. , 390, 391 W. G. 0.), als auch 
bezüglich der Rechnungslegung, bezw. bezüglich des Rechtes zur 
Genehmhaltung oder Bemängelung der Rechnung (§. 297 a, G. 0., 
393 W. G. 0.). Muss daher das Verhältniss, in welchem sich der 
Sequester zu einer oder zu beiden Sequestrationsparteien befindet, 
nach dem Vorausgeschickten, als ein quasicontractliches construirt 



") Vgl. Randa, Besitz, S. 20; Bock, a.a.O. S. 376, weiter unten 
S. 97, Note 15. Gegen Randa vgl. unten S. 103, Note 22. 
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werden, so muss es auch für beide Sequestrationsparteien dasselbe 
sein, d. h. beide Sequestrationsparteien müssen als im gleichen 
quasicontractlichen Verhältnisse zum Sequester stehend angesehen 
werden. Diese gerichtsordnungsmässige Gleichstellung beider 
Sequestrationsparteien gegenüber dem Sequester, die insbesondere 
auch darin noch ihren weiteren Ausdruck findet, dass der 
§. 295 a. G. 0. (391 W, G. 0.) anordnet, dass, wenn die Parteien 
sich über den zu bestellenden Sequester nicht verglichen und 
entweder gar keinen oder jeder Theil einen anderen in Vorschlag 
gebracht hätten, der Richter einen auf ihre gemeinsame 
Gefahr aufzustellen habe, ist auch in der Natur der Sache 
begründet, weil vor dem Ausgange des Rechtsstreites es noch 
ungewiss ist, welcher von den streitenden Theilen ein Anspruch 
auf die sequestrirte Sache und die von derselben inzwischen 
bezogenen Nutzungen zusteht. 

Was aber die executive Sequestration (§. 320 a. G. O., 
422 W. G. 0.) anbelangt, fehlt es an jeder näheren Bestimmung 
im Gesetze über die Stellung des executiven Sequesters zu den 
Sequestrationsparteien. Sie muss daher naturgemäss aus den 
Bestimmungen über die provisorische Sequestration (§s$. 292 — 297 
a. G. 0., 387 — 393 W. G. 0.) ergänzungsweise abgeleitet werden. 
Jedenfalls kann man nicht sagen, der executive Sequester ver- 
walte nur für den Executen. Geschieht ja doch die Verwaltung 
durch den executiven Sequester zum Zwecke der Einhebung der 
Einkünfte für den Exequenten. Gewiss verwaltet daher der 
executive Sequester ebensogut für den einen, wie für den anderen. 

Man könnte nun aber der Meinung sein, dieses gemein- 
schaftliche und gleiche Verhältniss, in welchem der Sequester 
nach der Gerichtsordnung zu den Sequestrationsparteien stehe, 
löse sich doch wenigstens mit dem Wegfall des Grundes und 
Zweckes der Sequestration, also mit der rechtskräftigen Ent- 
scheidung des Processes oder mit der Befriedigung des Gläubigers 
von selbst auf, da es dann feststehe, dass einer der Sequestrations- 
parteien ein Recht auf die Sache nicht oder nicht mehr zu- 
komme. Allein das der römisch-rechtlichen Sequestrationsstipu- 
lation wesentlich inhärirende Moment des „deponere a pluribus 
in soUdum certa conditione custodiendum, reddendumque^ ^^), dem- 



3) Fr. 6 dep, (16, 3). Vgl. auch Einleitung, S. 2 ff. 
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zufolge mit der Entscheidung des Processes der Sequester nur 
an den Sieger gebunden, von dem Sachfälligen aber gänzlich 
losgelöst wurde, hat — verfehlter Weise, wie schon oben S. 24 
bemerkt wurde — weder in die Gerichtsordnung, noch in das 
bürgerl. Gesetzbuch (§. 968) Aufnahme gefunden. 

Die Sequestration des Streitgegenstandes nach öster- 
reichischem Rechte löst sich sonach mit der Entscheidung des 
Streites nicht von selbst auf, sondern das durch die Bewilligung 
der Sequestration und die Einführung des Sequesters zwischen 
diesem und beiden Sequestrationsparteien begründete Rechts- 
verhältniss bleibt so lange bestehen, so lange die Sequestration 
nicht durch einen neuen formellen Act wieder aufgehoben wird, 
und selbst dann noch bleibt der Sequester in Ansehung der 
von einer der Sequestrationsparteien gegen ihn etwa noch 
geltend zu machen beabsichtigten Ansprüche in der privat- 
rechtlichen Stellung eines „gewesenen gemeinschaftlichen 
Mandatars". 

Dasselbe gilt von der executiven Sequestration , wie 
weiter unter §. 25 näher gezeigt werden wird. Auch sie behebt 
sich nicht ipso facto mit der Befriedigung des Gläubigers, und 
auch nach ihrer formellen Aufhebung bleibt in Ansehung persön- 
licher Ansprüche gegen den gewesenen executiven Sequester 
das bestandene und durch dieselbe begründete privatrechtliche 
Rechtsverhältniss desselben zu den Sequestrationsparteien mass- 
gebend. 

Ad 4. Und so kommen wir denn zu dem Resultate, dass 
auch nach der Gerichtsordnung das Verhältniss des Sequesters 
zu den Sequestrationsparteien als ein quasicontractliches con- 
struirt werden muss und dass der zwischen dem Sequester und 
den Sequestrationsparteien abgeschlossene Quasicontract als 
mit beiden Sequestrationsparteien gleichmässig abge- 
schlossen zu gelten hat. 

Was aber den Inhalt dieses Quasicontractes anbelangt, so 
führen die Bestimmungen der Gerichtsordnung, wie bereits oben 
S. 88 ff. näher auseinandergesetzt wurde, dahin, dass dieser 
Quasicontract seinem Inhalte nach ein Verwaltungsmandat 
und bezw. da , wo wegen der Beschaffenheit des Seque- 
strationsobjectes eine Verwaltung wegfällt, ein Depositum, 
im ersten Falle aber zugleich auch ein Lohnvertrag ist, 
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bezw. als ein aus einem Lohn- und einem Nebenvertrage, und 
zwar dem Bevollmächtigungsvertrage zusammengesetzter Ver- 
trag, wie ihn der §. 1159 a. b. G. B. erwähnt, behandelt werden 
muss — ein Ergebniss, zu dem wir eben auch oben auf Grund 
des §. 968 a. b. G. B. unter Berücksichtigung der Bestimmungen 
der Gerichtsordnung in Ansehung der Sequestration des Streit- 
gegenstandes gelangt sind, und das den Beweis erbringen soll, 
dass die privatrechtliche Stellung des Sequesters des Streit- 
gegenstandes zu den Sequestrationsparteien, wie sie lediglich 
nach den Bestimmungen der Gerichtsordnung construirt werden 
muss , durch die Norm des §. 968 a. b. G. B. in keiner Weise 
verrückt worden ist. 

Diese Untersuchung und ihr Ergebniss ist insbesondere für 
die seinerzeitige Beurtheilung der rechtlichen Stellung des 
executi ven Sequesters wichtig, für welche der §. 968 a. b. G. B., 
da dieser sich nur auf die Sequestration des Streitgegenstandes 
bezieht, nicht herangezogen werden kann, die vielmehr, abge- 
sehen von späteren Hofdecreten, einzig und allein auf Grund- 
lage des §. 320 a. G. 0. (422 W. G. 0) und der Bestimmungen 
derselben über die provisorische Sequestration vorgenommen 
werden kann, weshalb es hier schon nothwendig war, auch die 
rechtliche Stellung des provisorischen Sequesters festzustellen, 
wie sie, ohne Rücksicht auf §. 968 a. b. G. B., lediglich nur 
nach den Bestimmungen der Gerichtsordnung bestimmt werden 
muss. 

Mit der gerichtlichen Uebertragung der Verwaltung der 
sequestrirten Sache an den Sequester wird aber nothwendiger- 
weise die Verwaltungsbefugniss Anderer bezügl. der Sache 
ausgeschlossen. Das Gesetz würde mit sich selbst in Wider- 
spruch gerathen, wenn es einerseits dem Sequester die volle 
Verwaltungsbefugniss einräumen, auf der anderen Seite aber die 
des Sequestraten fortbestehen oder neben der des Sequesters 
auch die des Sequestranten zulassen würde. Weder der Seque- 
strat, noch der Sequestrant sind daher berechtigt, nach ver- 
hängter Sequestration in die Verwaltung in irgend einer Weise 
einzugreifen, sie können daher auch nicht die durch Verwal- 
tungsgeschäfte des Sequesters als ihres Stellvertreters gegen 
dritte Personen erworbenen Rechte gegen diese selbst geltend 
machen. 
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Die Geltendmachung derselben steht dem Sequester allein 
zu. Der Sequester hat sonach während der Dauer der Seque- 
stration das ausschliessliche Klagerecht aus den von ihm mit 
dritten Personen abgeschlossenen Verwaltungsgeschäften und 
bedarf hierzu eines gerichtlichen Consenses nicht. Er hat dieses 
Klagerecht aber nicht als persönliches Recht, sondern nur als 
Stellvertreter der Sequestrationsparteien, weshalb er hierbei 
auch „als Sequester" aufzutreten hat. — Dagegen kann der Seque- 
ster aus den von ihm als Sequester mit dritten Personen ab- 
geschlossenen Rechtsgeschäften von diesen dritten Personen 
ebensowenig belangt werden, wie er aus den vom Sequestraten 
vor der Einführung des Sequesters mit seinen Detentoren 
(Jliethem, Pächtern, Verwaltern) abgeschlossenen Rechtsge- 
schäften wegen der Verbindlichkeiten des Sequestraten in An- 
spruch genommen werden kann (siehe weiter unten S. 99), 
weil er aus diesen Rechtsgeschäften nicht persönlich verpflichtet 
ist. Erfüllt daher der Sequester die bei der Verwaltung von 
ihm eingegangenen rechtlichen Verbindlichkeiten nicht und kann 
derselbe auch nicht im ausserstrittigen Wege etwa durch einen 
gegen denselben im Sinne des §. 296 a. G. 0. erwirkten Auftrag 
des Gerichtes hierzu verhalten werden , so erübrigt den Contra- 
henten des Sequesters nur, die Sequestrationsparteien selbst, als 
Mandanten des Sequesters, denen er durch seine Verwaltung 
unmittelbar Rechte und Pflichten erworben hat, zu belangen.**) 

Die Sequestrationsparteien können aber ihrerseits den 
Sequester für die Nichterfüllung der ihm als ordentlichen Ver- 
walter obliegenden Verbindlichkeiten bei der Rechnungslegung 
desselben zur Verantwortung ziehen und von ihm den Ersatz 
des ihnen hierdurch zugefügten Schadens verlangen. 

Der Sequester kann sonach aus seinen Verwaltungsge- 
schäften klagen, aber nicht geklagt werden. ''^) Von diesem 

^*) So hat auch der 0. G. H. in G. U. 7176 die Klage gegen den Sequester 
auf Bezahlung der von ihm bestellten Bauarbeiten und in G. U. 7629 die. Klage 
gegen den Sequester auf Rückerstattung des demselben vorausbezahlten Mieth- 
Zinses fär das von ihm vermiethete, jedoch nachträglich abgebrannte Bestand- 
object wegen mangelnder Passivlegitimation abgewiesen. 

*^) Sehr bedenklich und sich widersprechend sind die diesbezüglichen 
Ausführungen Bock's, a.a.O., S. 376: „Habe der (freiwillige provisorische) 
Sequester als solcher contrahirt, dann erscheine der künftige Besitzer der 
Sache als verpflichtete Person, da aber der dritte Contrahent nicht so lange 

Schubert, Die Sequestration. 7 
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Grundsatze muss jedoch eine Ausnahme gemacht werden, wenn 
es sich um eine Leistung, Duldung oder Unterlassung in Be- 
ziehung auf die sequestrirte Sache oder um eine Verfügung 
bezüglich eines seiner Disposition unterstehenden Rechtes han- 
delt, wenn z. B. der Sequester sich einer Miethpartei verpflichtet 
hat, ihr das Zimmer ausmalen zu lassen oder ihr gestattet 
hat, sich eine Thüre durchzubrechen, oder die Verbindlichkeit 
eingegangen ist, eine Baulichkeit nicht vorzunehmen, oder wenn 
eine an ihn bezahlte Forderung quittirt oder cedirt werden 
soll. Denn da den Sequestrationsparteien infolge der Sequestra- 
tion die rechtliche Möglichkeit einer physischen Disposition über 
die sequestrirte Sache und einer rechtlichen Disposition über 
das in die Sequestration fallende Eecht benommen ist, diese 
vielmehr während der Dauer der Sequestration einzig und allein 
dem Sequester zusteht, so ist auch nur der Sequester diejenige 
Person, von welcher die in Rede stehende Leistung, Duldung 
oder Unterlassung, bezw. Verfügung rechtlich in Anspruch ge- 
nommen werden kann und gegen welche daher auch die Con- 
demnation lauten muss. 

2. Im Verhältnisse zum Sequestraten allein. — 
Schon bei Besprechung der Einführung des Sequesters wurde 
auseinandergesetzt, dass die in der Sequestration begrifflich 
liegende Besitzentsetzung es zur Noth wendigkeit macht, dass 
der Besitzer der zu sequestrirenden Sache nicht nur aus der 
physischen Inhabung derselben gebracht, sondern dass, wenn 
es sich um eine unbewegliche Sache handelt, er auch seines 
Rechtsverhältnisses zu seinen Detentoren (Miethern, Pächtern, 
Verwaltern), durch welche er den Besitz an dem zu sequestri- 
renden Immobile auch ohne physische Inhabung desselben aus- 
übt, entsetzt und der Sequester in dieses Rechts verhältniss ein- 
warten könne, so bleibe ihm nichts übrig, als die Klage gegen die Depo- 
nenten selbst als Streitgenossen zu richten. Könne aber der dritte Co ntrahent 
beweisen, dass der Geklagte als Sequester bestellt wurde, dann stehe ihm auch 
die Klage gegen den Letzteren „als Sequester und Repräsentanten 
des künftigen Besitzers" zu, das Petit müsse jedoch auf Execution aus 
dem sequestrirten Objecto gerichtet sein (anal. Anw. des §. 160 C. 0.) und das 
ürtheil wirke dann auch gegen den seinerzeitigen Besitzer!? — Und 
nach diesen Grundsätzen sei auch das Verhältniss des richterlichen Sequesters 
nach Aussen, ebenso seine active und passive Klagslegitimation zu beurtheilen 
(S. 384)? 
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gesetzt werde, und dass dies nur durch einen Act der staat- 
lichen Autorität geschehen kann, welcher eben in der Einfuh- 
rung des Sequesters seinen Ausdruck findet. Dasselbe ist der 
Fall bei der Sequestration von Gerechtsamen. Auch bei 
diesen wird der Sequester in das der Gerechtsame entsprechende 
Rechtsverhältniss des Sequestraten zu dem Pflichtigen durch die 
Einführung eingesetzt. Der Sequester tritt jedoch in diese 
Rechtsverhältnisse durch seine Einführung nur activ und nur 
formell ein, d. h. nur die ausschliessliche Befagniss der Geltend- 
machung der dem Sequestraten aus diesen Rechtsverhältnissen 
entspringenden Rechte geht auf den Sequester über. Dagegen 
vollzieht sich der Eintritt desselben nicht auch passiv oder 
nur formell passiv , d. h. der Sequester wird durch die Ein- 
führung bezüglich dieser Rechtsverhältnisse weder persönlich 
Verpflichteter, noch auch für die Klage aus denselben formell 
passiv legitimirt, wie der Vormund oder Curator bei den Klagen 
gegen den Minderjährigen oder Curanden. Der Sequester kann 
also beispielsweise von dem bisherigen Verwalter nicht auf Be- 
zahlung seines rückständigen Gehaltes oder vom Miether oder 
Pächter auf Ersatz des auf das Bestandobject gemachten Auf- 
wandes (§. 1097 b. G. B.) geklagt werden. Die Klage ist in 
allen Fällen gegen den Sequestraten zu richten. Auch der Um- 
stand, dass der Sequester solche Zahlungen, insoferne sie zur 
ordnungsmässigen Verwaltung gehören, schon Kraft des ihm 
übertragenen behördlichen Verwaltungsauftrages zu leisten ver- 
pflichtet ist, gibt dem Detentor des Sequestraten noch kein 
Klagerecht gegen den Sequester, sondern nur einen eventuellen 
Schadenersatzanspruch gegen denselben, ^ö) 



") V. Limbeck, Haimerl's Magazin. XII, S. 319, Note* bemerkt: „Die 
Meinung, dass der Sequester als Nachfolger des Schuldners in der Verwaltung 
zur Aufkündigung der von dem letzteren geschlossenen Dienst- oder Lohn vertrage 
berechtigt sei , halten wir als eine Absurdität nicht werth einer Erwähnung 
oder Widerlegung und verweisen nur auf die allgemeinen Grundsätze über die 
üebertragung persönlicher Sachenrechte.^ — v. Limbeck übersieht hierbei, dass 
ohne die Construclion des activen Eintrittes des Sequesters in das Rechts- 
verhältniss des Besitzers der sequestrirten Sache zu den Detentoren derselben, 
auch die Legitimation des Sequesters zur Eintreibung der Bestandzinse aus den 
nbch vom Besitzer abgeschlossenen Bestandverträgen oder zur Aufkündigung 
derselben nicht erklärt werden könnte, und dass die Üebertragung der persön- 
lichen Sachenrechte (allerdings nur zur formellen Geltendmachung derselben) 

7* 
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Wo jedoch das Eecht des Sequestraten von einer Gegen- 
leistung desselben bedingt ist, kann selbstverständlich auch 
der Sequester dieses Recht nur gegen Erfüllung der Gegen- 
leistung geltend machen, so wie er sich auch die Compen- 
sation von Gegenforderungen gegen den Sequestraten gefallen 
lassen muss, weil das Eecht des Sequestrat^i eben durch diese 
Gegenforderung beschränkt, bezw. aufgehoben ist.^^) 

Ebenso wird schliesslich der Sequester wie bei den durch 
seine Verwaltungshandlungen begründeten, so auch bezüglich 
der den Detentoren gegen den Sequestraten zustehenden Rechte, 
wenn dieselben eine Leistung, Duldung oder Unterlassung in 
Ansehung der sequestrirten Sache zum Gegenstande haben, oder 
wenn es sich um eine Verfügung bezüglich eines in die Seque- 
stration fallenden Bechtes des Sequestraten, z. B. um die Quit- 
tirung oder Cedirung einer an den Sequester bezahlten Be- 



hier durch die Autorität dos Gerichtes geschieht, v. Limb eck yersprach zwar 
S. 322 in der Fortsetzung den Nachweis über die (auch unsererseits als Ein- 
tritt in dieselbe nicht bestrittene) Verpflichtung des Sequesters zur An- 
erkennung der von dem Schuldner über das exequirte Gut ge- 
schlossenen Mieth- und Pachtverträge zu liefern, diese Fortsetzung ist 
aber nicht erschienen. 

^^) Derselbe Grundsatz muss auch bei der Geltendmachung von Forde- 
rungen des Sequestraten durch den Sequester gegen andere Personen als die 
Detentoren des Ersteren , also z. B. bei der Eintreibung von Forderungen eines 
sequestrirten Handelsgewerbes, zur Anwendung kommen. Mit Unrecht hat daher 
0. G. H. in G. U. 2168, worauf auch v.Canstein, Civilprocessr. S. II, S. 614, 
Note 38 hingewiesen hat, die Compensation von Forderungen gegen den Exe- 
cuten mit der Forderung für die noch vom Execnten verkauften, wenn auch 
erst nach der Sequestration vom Sequester abgelieferten Waaren für unzulässig 
erklärt. — Dagegen hat in dem in den Mitth. d. deutsch. Jur. -Yer. in 
Prag, XII, Jhg. 1880, S. 38 mitgetheilten Falle, wo die von dem executiven 
Sequester A wegen des Pachtzinsrestes per 515 fl. 6 kr. exequirten Pächter 
mittlerweile gegen die Executin P ein Urtheil erwirkten, mittelst dessen Letztere 
als Eigenthümerin des sequestrirten Gutes schuldig befunden wurde, den Pächtern 
an Entschädigung wegen mangelhafter Beschaffenheit des Pachtobjectes 703 fl. 
12^1 2 kr. und 588 fl. zu bezahlen und sich diese Beträge von den fälligen 
Pachtzinsen in Abrechnung bringen zu lassen und sodann auf Grund dieses 
TJrtheils gegen die Execution des Sequesters die Oppositionsklage erhoben^ 
welche die II. Instanz abwies, weil die Pächter ihre Forderungen gegen P, nicht 
gegen die Forderung des A compensiren können , — der 0. G. H. mit der 
Entsch. vom 31. December 1879, Z. 14.304, der Compensation stattge?- 
geben, weil A keine dritte Person, sondern nur eine im Namen der 
P handelnde, ihre Forderungen eintreibende Person ist. 
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Standforderung desselben handelt, für die diesfällige Klage aus 
den ad 1. hervorgehobenen Gründen passiv legitimirt sein, ^s) 

3. Im Verhältnisse zur sequestrirten Sache. 

a) Sachbesitz des Sequesters oder der Sequestra- 
tionsparteien? Der Sequester gelangt zwar (bezw. soll ge- 
langen) durch die Einführung in die Detention oder an das 
corpus possessionis der sequestrirten Sache ; ihm fehlt jedoch der 
animus rem sibi habendi, er wird daher nicht Sachbesitzer. 
Es fragt sich nun, ob sonach der Sequestrat trotz der Seque- 
stration Sachbesitzer bleibt oder ob durch die Apprehension 
und die Detention des Sequesters als Stellvertreters der Seque- 
strationsparteien auch der Sequestrant Sachbesitz an der seque- 
strirten Sache erlangt? 

Was zunächst den Sequestraten anbelangt, so ist ge- 
wiss, dass derselbe durch die Sequestration der physischen In- 
habung oder der Detention der sequestrirten Sache entsetzt 
wird, dass der Besitz für denselben sonach corpore verloren 
geht. 1») 

Auf Seite des Sequestranten kann dagegen wieder der 
zum Besitzerwerbe erforderliche animus dorn int nur dann vor- 
handen sein, wenn der Sequestrant das Eigenthum oder wenig- 
stens den Sachbesitz der sequestrirten Sache in Anspruch nimmt, 
was bei der provisorischen Sequestration nicht nothwendig, bei 
der executiven aber nie der Fall ist. 



18) So hat auch der 0. G. H. in dem in G. ü. 9468 mitgetheilten Falle, 
wo ein Dritter den vom Sequester gegen den Pächter eingeklagten Pachtzins 
für den Pächter bezahlte und hierauf den Sequester auf Abtretung der von dem 
Letzteren gegen den Pächter eingeklagten Pachtzinsforderung belangte, dieser 
Klage des Dritten gegen den Sequester stattgegeben. 

*') Das römische Recht machte bekanntlich die Frage, ob durch die 
Sequestration der Besitz verloren gehe, davon abhängig, ob die Sequestration 
omittendae possessionis caxisa oder blos custodiae causa erfolgte. Fr, 39 de 
acquir poss, (41, 2): Interesse puto, qiia mente apud sequestrem deponitur 
res: nam si omittendae possessionis causa , et hoc aperte fuerit approbatum 
ad usucapionem possessio ejus partihus non procederet, at si custodiae causa 
deponatur, ad usucapionem eam possessionem victori procedere constat. Vgl. 
auch Einleitung, S. 6 und Muther, a.a.O. S. 226 flg. Diese Stelle be- 
zieht sich allerdings nur auf die freiwillige Sequestration. Bei der zwangs- 
weisen Sequestration muss aber die gewaltsame Entsetzung des Besitzes dem 
„omittere xmssessionem^ gleichgeachtet werden. 
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Es ist deshalb nur noch zu untersuchen, ob einerseits der 
Sequestrat trotz seiner Dejection da, wo eben die ebengedachte 
Voraussetzung des animus domini beim Sequestranten nicht zu- 
trifft, also z. B. bei der executiven Sequestration, durch den 
Apprehensionsact des Sequesters den Sachbesitz an der seque- 
strirten Sache nicht wiedererlangt und ob andererseits da, wo 
jene Voraussetzung beim Sequestranten zutrifft, dieser also den 
animus domini hat, wie beim Besitz- und Eigen thumsstreite, 
nicht beide Sequestrationsparteien durch den Sequester an der 
sequestrirten Sache gemeinsamen Sachbesitz erwerben? 

Allein der Sequester kann überhaupt als Repräsentant der 
Sequestrationsparteien, wie er zum Erwerbe des Sachbesitzes 
erforderlich ist, nicht angesehen werden. 20) Er ergreift den 
Besitz weder da, wo der Sequestrant den animus domini nicht 
hat für den Sequestraten, um diesem sofort, nachdem er dejicirt 
worden ist, den Besitz wieder zu erwerben, noch auch da, wo 
der Sequestrant den animus domini hat, für beide Sequestra- 
tionsparteien in dem Sinne, um für sie als Mitbesitzer die Sache 
in seiner Macht zu halten. Er leitet seinen Besitz (recte seine 
Detention) überhaupt nicht von dem Sequestraten oder den Seque- 
strationsparteien ab, sondern hat ihn direct von dem Grerichte 
erhalten und ist bezüglich seiner Detention nicht der privatrecht- 
lichen Herrschaft der Sequestrationsparteien, sondern nur dem 
Gerichte unterworfen, noch auch ist er, wie z. B. der Vater, Vor- 
mund, Curator, sog. nothwendiger Stellvertreter, d. h. Vertreter 
der juristischen Persönlichkeit der Sequestrationsparteien. Dass 
der persönlich bestellte Sequester des Streitgegenstandes nach 
§. 968 a. b. Gr. B. in Verbindung mit den Bestimmungen der 
Gerichtsordnung als Mandatar der Sequestrationsparteien gesetz- 
lich fingirt wird, dass also seine als Sequester vorgenommenen 
Handlungen als von den Sequestrationsparteien mandirt gelten, 
kann nicht als Gegenargument angeführt werden. Denn erstlich 
bezieht sich der §. 968 a. b. G. B. offenbar nur auf die Eechte 
und Pflichten des bereits eingeführten Sequesters, dann aber 
würde dies bei der provisorischen Sequestration, da keine der 
Sequestrationsparteien die Sache nur zum Theile, sondern ganz 
besitzen will, zu einer compossessio plurium in solidnm 



■«) Vgl. Randa, a. a 0. S. 444 flg. 
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durch den Sequester als Detentor fiiLren, welche rechtlich 
nicht möglich ist. 2^) 

Trotzdem detinirt der Sequester im Interesse beider Seque- 
strationsparteien und man kann insoferne sagen für beide, ja man 
kann ihn aus diesem Grunde ohne weiters als Detentor der Seque- 
strationsparteien bezeichnen, obwohl er denselben durch seine 
Apprehension nicht Besitz erwirbt, weil, um Detentor eines 
Anderen zu sein, nicht noth wendig ist, dass man diesem An- 
deren den Besitz auch erworben haben müsse, sondern genügt, 
wenn man die Sache für einen Anderen oder in dessen Interesse 
in seiner physischen Macht hält, ohne selbst den Besitzwillen 
zu haben, oder der Macht eines dritten Besitzers unterworfen 
zu sein. 22) 

Durch die Sequestration verliert daher der Sequestrat den 
Besitz an der sequestrirten Sache corpore, der Sequester aber 
erlangt ihn nicht Mangels des animics domtm, noch auch erwirbt 
der Sequestrant für sich oder erwerben beide Sequestrations- 
parteien gemeinschaftlich durch den Sequester Besitz an der 
sequestrirten Sache, weil der Sequester weder ausschliesslich 
für den Sequestranten, noch auch gemeinschaftlich für beide 
Sequestrationsparteien als Mitbesitzer Besitz ergreift, eine Be- 
sitzergreifung für beide m soUdum aber nicht möglich ist. 

Durch die Sequestration wird die sequestrirte 
Sache somit thatsächlich ausser Besitz gesetzt. 

b) Rechtsbesitz des Sequesters oder der Seque- 
strationsparteien? Eine andere Frage ist es, ob nicht der 
Sequester oder der Sequestrant B.echtsbesitz an der seque- 
strirten Sache erlangt, nämlich den Besitz des Sequestrations- 
oder Verwaltungsrechtes erwirbt? 

") Randa, a. a. 0. S. 399 ff. und S. 418, Note 17. 

**) Nur in diesem Sinne kann ich Randa zustimmen, wenn er a. a. 0. 
S. 19 und 20 sagt: „Insbesondere hat auch der gerichtlich bestellte Sequester 
keinen Besitz: er übt vielmehr den Sachbesitz für einen Dritten (entweder für 
den wirklichen Besitzer, wie z. B. im Falle einer executiven Sequestration oder 
für den künftigen Sieger, wie z. B. im Falle eines Streites um den Besitz, 
§.347 G. B.)." Denn, wenn namentlich im letzteren Falle der Sequester den 
Sachbesitz für den künftigen Sieger ausübt, übt er ihn thatsächlich (wegen der 
begriffsmässigen Ausschliesslichkeit des Besitzes) für keine der Sequestrations- 
parteien aus, weil jede derselben Sieger werden kann , oder es ist compossessio 
in solidum durch den Sequester als Stellvertreter. 
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In Beziehung auf den Sequester muss diese Frage von 
vornherein verneint werden, weil der Sequester das Sequestra- 
tionsreeht nicht als eigenes Recht, als ein ihm zustehendes 
Privatrecht ausübt, sondern als eine ihm vom Gerichte über- 
tragene Verpflichtung. 28) 

Dagegen kann nicht geleugnet werden, dass bei der Seque- 
stration der Sequestrantin der That ein ßecht an fremder Sache 
durch den Sequester ausübt, und zwar ein Verwahrungs- und Ver- 
waltungsrecht und dass er es im eigenen Namen (§. 312 a. b. G. B.), 
d. h. als ein ihm zustehendes ßecht ausübt, weshalb auch be- 
hauptet werden muss, dass der Sequestrant durch die Einfuhrung 
des Sequesters in den Besitz des Rechtes gelangt, die sequestrirte 
Sache durch den Sequester zu detiniren und zu verwalten. Der 
Sequester ist das Mittel und Werkzeug, durch welches der Se- 
questrant dieses Recht ausübt, und deshalb in dieser Beziehung 
sein Repräsentant. Dass dieses Recht kein Privatrecht im Sinne 
des §. 313 a. b. G. B. , d. h. ein durch freiwillige Handlungen 
oder Unterlassungen der Parteien begründete"& , sondern ein 
processualisches, durch die Intervention des Gerichtes vermitteltes 
ist, macht keinen Unterschied, weil dieses Recht nichtsdesto- 
weniger die Befugniss einer fortdauernden mittelbaren Ein- 
wirkung auf eine fremde (im Besitze eines Anderen stehende) 
Sache zum Inhalte hat, ihm sonach die Qualität eines Rechtes 
nicht abgesprochen werden kann, dies zugestanden, es aber 
gleichgiltig ist, ob dieses Recht seine Entstehung einer Be- 
stimmung des bürgerlichen Gesetzbuches oder einer Bestimmung 
der Gerichtsordnung verdankt. 

Dies ist auch direct vom Gesetze selbst anerkannt, indem 
das Hofdecret vom 6. Mai 1814, Nr. 1085 J. G.S.»*) bestimmt, 



*®) Ich kann in dieser Beziehung nur auf die Ausführungen Randa's, 
a. a. 0. S. 110, Note 5; S. 516, Note la); S. 552, Note 50; S. 590, Note 14 hin- 
weisen. — Bock, a. a. 0. S. 377 bemerkt: „Es ist aber auch logisch und 
durch den mit der Sequestration verbundenen Zweck gerechtfertigt, den (frei- 
willigen) Sequester in dem factischen Herrschaftsverhältniss, in welchem er zur 
Sache stehe, zu schützen. Er ist im factischen Besitze der Sache(l?)." 

«*) „Hofdecr. vom 6. Mai 1814, Nr. 1085 J. G. S.: An das Böh- 
mische Appellationsgericht. 

Aus mehreren Beschwerden hat man ersehen, dass auf Früchte der näm- 
lichen Realität bey einkommenden verschiedenen Executionsgesuchen mehrere 
Sequester zu gleicher Zeit bestellt und eingeführet werden, deren einer den 
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dass durch eine spätere Sequestrationsbewilligung „der frühere 
Sequestrationswerber in seinem diesfälligen Besitzrechte nicht 
beirrt, und ihm ohne seine Einvernehmung und Beistimmung 
kein anderer Sequester aufgedrungen oder die Person des Seque- 
sters abgeändert werden kann". Unter diesem „Besitzrechte" des 
früheren Sequestranten ist somit das Recht desselben verstanden, 
die sequestrirte Sache durch den von ihm vorgeschlagenen und 
vom Gerichte bestätigten Sequester (Hofdecr. vom 27. Februar 
1784, Nr. 248 J. G. S. und Resol. vom 31. October 1785, Nr. 489 
J. G. S.) verwalten zu dürfen. Der Ausdruck „Besitzrecht" in 
dem cit. Hofdecrete steht daher eigentlich für „Rechtsbesitz", ^ß) 
Da nun aber der Sequester das ausschliessliche Verwaltungs- 
recht bezüglich der sequestrirten Sache hat, und die dem Seque- 



andem in seiner Amtshandlung beirret, und zugleich dem exeqnirten Schuldner 
nnnöthige Kosten verursachet. Es wird daher verordnet: dass zwar wegen der 
von einem früheren Sequestrationswerber bewirkten Sequestration einer Realität 
solche einem späteren nicht verweigert, jedoch durch diese spätere Bewilligung 
der frühere Sequestrationswerber in seinem diesfälligen Besitzrechte nicht beirret, 
und ihm ohne Einmengung und Beystimmung kein anderer Sequester aufge- 
drungen, und die Person des Sequesters abgeändert werden könne; sondern in 
einem solchen Falle die dem späteren Sequestrationswerber zu bewilligende 
Sequestration sich dahin zu beschränken habe, dass der bereits bestellte Sequester 
angewiesen werde, bei der Verwaltung des Guts und Legung der Rechnung auch 
auf die weitere Sequestration Bedacht zu nehmen. Da durch die Sequestration 
die landtäflichen und grundbücherlichen Rechte der Gläubiger nicht beirret und 
verändert werden, hat übrigens jeder Sequester sich in Hinsicht der Verwendung 
der Einkünfte des sequestrirten Guts nach Massgabe des Hofdecretes vom 
12. October 1790 zu benehmen." 

^^) Den Besitz des Sequestrationsrechtes (sc. auf Seite des Sequestranten) 
erkennt auch Randa, a. a. 0. S. 552 und S. 516, Note la) an. Dass der Se- 
qnester Stellvertreter des Exequenten (und überhaupt des Sequestranten) sei, 
was Randa allerdings in der leiztangeführten Note unter Citirung des Hofdecr. 
vom 12. October 1790, Nr. 63 J. G. S. im Zweifel lässt, kann aber füglich 
nicht bestritten werden. Denn wenn auch der Sequester nach §. 968 b. G. B. als 
Mandatar beider Sequestrationsparteien fingirt wird, und wenn auch derselbe 
nach dem Hofdecr. vom 12. October 1790, Nr. 63 den Hypothekargläubigern die 
Zinsen der Satzcapitalien abzuführen hat, so kann doch Niemand behaupten, 
dass der Sequestrat, der ja nur zu dulden hat, oder die (nicht sequestrirenden) 
Hypothekargläubiger, deren Interesse nur gewahrt wird, bei der Sequestration 
ein Recht ausüben. Wer ein Recht ausübt, ist nur der Sequestrant, und das 
Organ, durch welches er dies Recht ausübt, ist der Sequester, letzterer ist daher 
bezüglich der Ausübung dieses Rechtes Repräsentant oder Stellvertreter des Se- 
questranten. 
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stranten durch die Sequestration eingeräumten Rechte nur vom 
Sequester allein geltend gemacht werden können, muss der 
Sequester auch legitimirt erachtet werden, bei einer Störung 
seines Verwaltungsrechtes durch den Sequestraten oder durch 
dritte Personen, die für diesen Fall dem Sequestranten als 
Rechtsbesitzer zustehenden Interdicte für diesen, d. h. als Seque- 
ster geltend zu machen. Dem Sequester stehen daher 
auch die Besitzstörungsklagen zu. ^e) Nur wenn er in seinem 



-^) Ich halte daher auch die von Randa, a.a.O. S. 110, Note 5 de 
lege ferenda betonte Nolhwendigkeit eines Schutzes der Detention beim Sequester 
für nicht gegeben, zumal nicht blos die unmittelbare Behinderung des Sequesters 
in seiner Verwaltung, sondern auch jede Sachbeschädigung und jede Beein- 
trächtigung des Besitzstandes schon eine Störung seines Verwaltungsrechtes in- 
volvirt. Mit Rücksicht auf diese dem gerichtlichen Sequester nicht abzusprechende 
Legitimation zur formellen Geltendmachung der dem Sequestranten als Rechts- 
besitzer zum Schutze seines Verwaltungsrechtes zustehenden Interdicte, kann 
im Gegentheile, analog dem „sog. abgeleiteten Besitze" des Sequesters nach 
römischem Rechte, auch von einem abgeleiteten Besitze desselben nach heutigem 
Rechte gesprochen werden. — In der Praxis hat sich eine feststehende Ansicht 
über die Legitimation des Sequesters zur Besitzstörungsklage nicht heraus- 
gebildet. In G. ü. 8726 wurde die Legitimation des execut. Sequesters zur 
Besitzstörungsklage gegen den Executen anerkannt, ausgehend von einem durch 
die Einführung erworbenen Sachbesitze desselben. In der Entsch. vom 
I.August 1888, Z. 9108, Nr. 359 der Beil. zum Ver.-Bl. d. Just.-M. hat 
in einem gleichen Falle die I. Instanz dem Sequester die Legitimation abge- 
sprochen, weil er nicht Sachbesitzer sei und der derivative Besitz des römischen 
Rechtes im österr. Rechte nicht recipirt sei, die IL Inst, hat die Legitimation 
desselben (im Wesentlichen mit Recht) aus der ausschliesslichen Dispositions- 
befugniss des Sequesters abgeleitet, die IIL Instanz hat den Rev.-Recurs des 
Executen abgewiesen: „weil der Geklagte keinen Grund hat, sich durch die ober- 
landesgerichtliche Entscheidung für beschwert zu erachten, da der Kläger, 
welcher allerdings dem Geklagten gegenüber nicht in einem privatrechtlichen 
Besitz Verhältnisse steht, nur gegen die Behinderung der Ausführung des dem 
Kläger ertheilten amtlichen Auftrages, deren sich der Geklagte, wie dieser selbst 
zugesteht, schuldig machte, auf dem vom Kläger gewählten Wege (!) eine Ab- 
hilfe suchte und fand, die das Gericht in seiner Eigenschaft als Executions- 
gericht nicht hätte verweigern können." — Das heisst also: weil der Sequester 
von Amtswegen und im Wege der Execution gegen den Executen zu schützen 
war, konnte er gegen letzteren auch im Wege der Besitzstörungsklage auf- 
treten (??). — Uebrigens ist auch der Standpunkt, dass der Sequester wenigstens 
gegenüber dem Sequestraten (nicht aber auch gegenübet dritten Personen) auch 
im Executionswege zu schützen sei, zu rechtfertigen. In G. U. 8 1 9 wurde um- 
gekehrt entschieden : „Dass , wenn der Sequester von dem factischen Besitzer 
der zu sequestrirenden Sache an der Uebernahme und Ausführung des ihm über- 
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Verwaltungsrechte von dem Sequestranten selbst gestört würde, 
könnte er gegen diesen nictt die Besitzstörufigsklage erheben, 
weil er ja nicht selbst Rechtsbesitzer, sondern nur Stellvertreter 
des Sequestranten als Rechtsbesitzers ist, sondern müsste gegen 
diese Störung durch den Sequestranten das amtswegige Ein- 
schreiten des Gerichtes, das ihn bestellt hat, anrufen. 

4. Im Verhältnisse zu dritten Personen. Die recht- 
liche Stellung des Sequesters zu dritten Personen wurde bereits 
im Vorstehenden in den Absätzen 1 bis 3 ausgeführt, weil sie 
von der Präcisirung seiner Stellung zu den Sequestrations- 
parteien und zu der sequestrirten Sache unzertrennlich ist. Hier 
ist daher nur das bereits Gesagte zusammenzufassen. Hiemach 
wäre aufzustellen: 

a) Dem Sequester, und zwar sowohl dem provisorischen, 
wie dem executiven, steht für die Dauer der Sequestration die 
ausschliessliche Befugniss der materiellen und formellen Geltend- 
machung der dem Sequestraten gegen seine Detentoren, und bei 
der Sequestration einer Gerechtsame gegen den Pflichtigen, zu- 
stehenden und der den Sequestrationsparteien als seinen Man- 
danten durch seine Verwaltungshandlungen erworbenen Rechte 
gegen dritte Personen zu. 

h) Für die Verpflichtungen des Sequestraten gegen seine 
Detentoren, bezw. gegenüber den aus der sequestrirten Gerecht- 
same desselben Verpflichteten, sowie für die den Sequestrations- 
parteien durch seine Verwaltungshandlungen auferlegten Ver- 
bindlichkeiten ist der Sequester nur während der Dauer der Seque- 
stration und nur soweit passiv legitimirt, als die von demselben 
geltend zu machenden Rechte durch diese Verpflichtungen be- 
dingt, beschränkt oder aufgehoben werden oder als sie eine 
Leistung, Duldung oder Unterlassung bezüglich der sequestrirten 
Sache oder eine Verfügung bezüglich eines der ausschliesslichen 
Dispositionsbefugniss des Sequesters unterstehenden Rechtes zum 
Gegenstande haben. 

c) Dem Sequester stehen zum Schutze des Verwaltungs- 
rechtes des Sequestranten an der sequestrirten Sache und als 
Stellvertreter des letzteren die Interdicte wegen Störungen dieses 

tragenen ämtlichen Auftrages gehindert wird, er die gerichtliche Hilfe zur Be- 
seitigung dieses Hindernisses unmittelbar zu suchen, nicht aber den Weg der 
Besitzstörungsklage zu betreten hat." 
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Verwaltungsrechtes, sowohl gegen dritte Personen, als auch 
gegen den Sequestraten , nicht aber auch gegen den Seque- 
stranten zu. 

d) Nur die rechtliche Stellung des Sequesters speciell 
gegenüber den Hypothekargläubigern eines sequestrirten 
unbeweglichen Gutes wäre noch einer näheren Betrachtung zu 
unterziehen. 

Das zunächst für die executive Sequestration erlassene, 
aber auf die provisorische Sequestration analog anzuwendende 
Hofdecr. vom 12. October 1790, Nr. 63 J. G. S.27) schreibt näm- 
lich vor, dass durch die von einem Gläubiger bewirkte Seque- 
stration „der schuldigen Abführung der Interessen von den auf 
die sequestrirte Realität bereits früher vorgemerkten Capitalien 
nicht der mindeste Abbruch geschehen, sondern solche Interessen 
auch von dem Sequester, soweit die Einkünfte des sequestrirten 
Gutes zureichen, nach Ordnung der Priorität der Capitalien ab- 
zuführen sind". Hieraus könnte man schliessen, dass der Sequester 
auch Mandatar oder Stellvertreter der Hypothekargläubiger 
sei. 28) Dieser Schluss wäre jedoch nicht gerechtfertigt. Keine 
Gesetzstelle weist dem Sequester bezüglich der Hypothekar- 
gläubiger die Stellung eines Mandatars derselben zu. 

Dies ist auch nicht im Hofdecr. vom 12. October 1790 aus- 
gesprochen, noch auch aus demselben selbstverständlich. Der 
Sequester wird auch nicht von den Hypothekaren, sondern nur 
von den Sequestrationsparteien bestellt und ist nach §. 297 a. G. 0. 
(393 W. G. 0.) eben auch nur den Sequestrationsparteien und 
nicht auch den Hypothekargläijbigem Rechnung zu legen ver- 
pflichtet. Andererseits wurde schon oben, S. 105, Note 25, darauf 
hingewiesen, dass dadurch, dass der Sequester angewiesen ist, 
nach Zulänglichkeit des Sequestrationserlöses die Interessen der 
Hypothekarcapitalien nach ihrer Priorität zu berichtigen, die 
(nicht sequestrirenden) Hypothekargläubiger selbst noch kein 
Recht ausüben, bezüglich dessen der Sequester als ihr Stell- 
vertreter angesehen werden könnte. Diese Verpflichtung des 
Sequesters bildet vielmehr nur einen im Interesse der Hypo- 



^') Siehe dieses unten bei der exec. Sequestr. §. 24. Vgl. auch Hofdecr. vom 
6. Mai 1814, Nr. 1085 J. G. S. i. f. oben S. 104, Note 24. 

*8) Was in der That Randa, a. a. 0. S. 516, Note la) i. f. unter Ci- 
tirung des gedachten Hofdecr. unentschieden lässt. 
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thekargläubiger festgesetzten Theil der dem Sequester gesetzlich 
vorgezeichneten Form seiner Verwaltung, begründet aber 
im Wesentlichen eine Beschränkung des Sequestrationsrechtes 
dadurch, dass der Executionsführer nicht den ganzen Seque- 
strationserlös für sich beanspruchen kann. Ohne Abfuhr der Zinsen 
von den Satzcapitaüen müsste die Sequestration eines Hypo- 
thekargläubigers sofort die Execution in die Substanz oder die 
Erwirkung der executiven Sequestration seitens aller übrigen 
Hypothekargläubiger zur Folge haben, was vermieden werden 
soll. 2®) Nur diese Beschränkung des Sequestrationsrechtes des 
Executionsfiihrers im Interesse der Hypothekargläubiger hat das 
Hofdecr. vom 12. October 1790 im Auge. Für die Rechte der 
Hypothekargläubiger hat dieses Hofdecret daher nur die Be- 
deutung, dass denselben das Recht zugestanden werden muss, 
vom Richter im ausserstrittigen Wege im Sinne des §. 296 a. G. 0. 
(392 W. G. 0.) zu verlangen, dass er den Sequester zur ordnungs- 
mässigen Abfuhr dieser Interessen verhalte 3<^), und dass, wenn 
es über oder ohne ihr Andringen zu einer gerichtlichen Ver- 
theilung des Sequestrationserlöses kommt, sie einen Anspruch 
darauf haben, dass ihnen aus demselben die rückständigen 
Interessen ihrer Capitalien nach Ordnung ihrer Priorität zu- 
gewiesen werden. ") 



*•) Vgl. Exner, Oesterr. Hypotheken. II, S. 335 nnd 336. Die Moti- 
vining, wanim der Sequester die Interessen der Satzcapitaüen zu bezahlen hat, 
im Schlnsssatze des Hofdecr. vom 6. Mai 1814, Nr. 1085 J. O. S. verba: „Da 
durch die Sequestration die landtäflichen und grundbücherlichen Rechte der 
Gläubiger nicht beirret und verändert werden", ist verfehlt. Denn die Hypo- 
thekare haben allerdings das Recht, zu ihrer Befriedigung auch die Frächte oder 
Einkünfte der Hypothek in Anspruch zu nehmen. Dieses Recht steht ihnen 
aber einerseits nicht blos rücksichtlich der Interessen ihrer Hypothekarforde- 
rungen, sondern auch rücksichtlich des Capitales und der sonstigen Neben- 
gebühren zu, andererseits ist dieses Recht erst an die Erwirkung der execut. 
Sequestration für die betreffende Forderung als Bedingung geknüpft. Das eigent- 
liche Princip spricht das Hofdecr. vom 12. October 1790, Nr. 63 J. G. S. aus: 
Es soll durch die execut. Sequestration der sonst, d. h. ohne Sequestration 
regelmässig stattfindenden Abführung der Interessen von den Satzcapitalien aus 
den Einkünften des Gutes kein Abbruch geschehen, und darum das Seque- 
strationsrecht des Executionsführers durch die dem Sequester auferlegte Ver- 
pflichtung, diese Interessen vorerst zu berichtigen, beschränkt werden. 

»•) Vgl. G. U. 574 und 8699. 

") G. U. 9223, 9352 und 10.601. 
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Ebenso steht den Hypothekaren, wenn sie wegen nach- 
weisbarer ordnungswidriger Verwendung der Sequestrations- 
einkünfte seitens des Sequesters bei der Meistgebotsvertheilung 
leer ausgehen , ein Ersatzanspruch gegen den Sequester zu. ^^) 

Dagegen kann man den Hypothekaren aus den angeführten 
Gründen kein directes Klagerecht gegen den Sequester auf 
Abfuhr der Zinsen von den Hypothekarcapitalien zugestehen. ^^) 

Ein solches Klagerecht wäre auch bedingt von dem Nach- 
weise, dass die vom Sequester eingehobenen Einkünfte nach 
Bestreitung der Verwaltungsauslagen zur Berichtigung der ein- 
geklagten Zinsen zureichten, welcher Nachweis aber ohne gelegte 
Rechnung des Sequesters nicht geführt werden kann; besagtes 
Klagerecht würde somit auch bedingen, dass den Hypothekaren 
gegen den Sequester das Recht auf Rechnungslegung zusteht, 
was aber mit §. 297 a. G. 0. im Widerspruch stünde. 

B. Die Rechte und Pflichten des provisorischen Sequesters im Besonderen. 

§.7. 

a) Die Verwaltung des Sequesters.^) 1. Kraft der 
dem Sequester nach dem Gesetze §. 296 a. G. 0. (392 W. G. 0.) 
und seinem Anstellungsdecrete obliegenden Verpflichtung, die 
sequestrirte Sache als ein guter Hauswirth zu besorgen, ist 
derselbe zu allen Handlungen ermächtigt, welche eine ordent- 
liche Verwaltung des Gutes mit sich bringt (§. 1009 a. b. G. B.). 
Seine Aufgabe ist daher die Erhaltung der Substanz und die 



3») G. U. 10.344, 10424 und 10.951. 

") Wie Dr. Otto Pfibram in Mitth. d. deutschen Jur.-Ver. in 
Prag, XI, S. 186 anzunehmen scheint. — Nicht zustimmen kann man daher 
auch der Entsch. in G. ü. 587, mit welcher der Klage eines Hypothekars, mit 
dem Begehren, dass der Sequester schuldig erkannt werde, alle von ihm einge- 
hobenen und in Zukunft eingehenden Pachtgelder zum Behufe der gerichtlichen 
Vertheilung derselben nach dem Rang der Pfandrechte, bei Gericht zu hinter- 
legen, stattgegeben wurde. Ein solches Elagerecht steht den Hypothekaren nicht 
zu, und wird ihnen in den Hofdecr. vom 12. October 1790, Nr. 63 J. G. S. und 
vom 6. Mai 1814, Nr. 1085 J. G. S. nicht eingeräumt. 

^) Für die ökonomischen Aufgaben des Sequesters ist hinzuweisen auf 
Straschifipka's Werk: „Die gerichtliche Sequestration landtäflicher Herr- 
schaften , Güter und Gälten" , Linz 1836 , recensirt in Wagner's Zeitschrift. III, 
S. 437— 444. Vgl. auch das abfällige Urtheil v. Limbeck's über dieses Buch 
in Haimerl's Magazin. YIII, S. 168 
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Erziehung jener Nutzungen von der sequestrirten Sache, welche 
gewöhnlich von derselben gewonnen werden. Hierbei hat er jene 
Mühe und jene Sorgfalt aufzuwenden und zu vertreten, welche 
von einem im eigenen Interesse handelnden guten Hauswirthe 
vorausgesetzt werden können. Er ist daher berechtigt zur Auf- 
nahme von zur Verwaltung erforderlichen Arbeitskräften, zur 
Entlassung derselben, zur Bestreitung von Wirthschafts- und 
Erhaltungsauslagen, zu Vermiethungen und Kündigungen, zum 
Verkaufe der Naturalfrüchte etc. 2) 

Handlungen, welche ausser dem Kreise der normalen Ver- 
waltung des Gutes liegen, darf der Sequester nicht vornehmen, 
selbst nicht über ein verständliches Begehren beider Sequestrations- 
parteien, wenn nicht ein Auftrag oder wenigstens die Zustimmung 
des Gerichtes hierzu erwirkt worden ist, weil er hierdurch den 
ihm gesetzlich zugewiesenen Wirkungskreis überschreiten würde, s) 

=*) So auch Exner, a. a. 0., S. 336. UUmann, S. 550. Eigenthümlich 
ist, dass V. Canstein, Civilprocessr., S. 611, dem Sequester die Realisirung der 
Naturalfrüchte im Wege öffentlicher Versteigerung zur Pflicht macht. Grspan, 
a.a.O. §.272 und Nippel, §.320, halten dies nur für vorsichtig für den 
Sequester, um sich von einer alienfälligen Verantwortung zu schützen, besonders 
wenn die Vorräthe bedeutend sind. Allein da die Verwerthung der Natural- 
früchte durch gerichtliche Versteigerung jedenfalls nicht zur ordentlichen Ver- 
waltung gehört und von den Landwirthen auch nie vorgenommen zu werden 
pflegt, durch dieselbe auch keineswegs bessere Preise als durch den Verkauf aus 
freier Hand erzielt werden können, so muss m. E. im Gegentheile behauptet 
werden, dass der Sequester nur unter ganz besonderen Umständen, welche diese 
ungewöhnliche Massnahme für vortheilhaft erscheinen lassen, berufen sein kann, 
die Veräusserung der Naturalfrüchte statt aus freier Hand im Wege der gericht- 
lichen Versteigerung vorzunehmen. Für die volle Freiheit des execut. Sequesters 
bezüglich der Veräusserungsart der Früchte auch v. Limb eck in Haimerl's 
Magazin. XIII, S. 308: „Es bleibt hiemach dem Ermessen des Sequesters und 
seiner Haftung überlassen, auf welche Weise er für die eingehobenen Früchte 
den höchsten Kaufpreis erzielt, ob im Wege der Versteigerung oder durch Ver- 
kauf aus freier Hand, ob darch Verkauf in Theilen oder im Ganzen u. s. w." 

Bei der Sequestration von der landwirthschaftlichen Cultur gewidmeten 
Gütern wird daher auch der Sequester, wenn er selbst keine ökonomischen 
Kenntnis.«?e besitzt — was keineswegs in diesem Falle ein gesetzliches Erforder- 
niss bildet, wie irrthnmlich in G. U. 1243 angenommen wird — auch einen 
Verwalter anstellen köpnen (§. 1010 a. b. G. B.). 

^) Derselben Ansicht Exner, a.a.O. S. 336, Nr. 5: „Man wird dem 
Sequester nicht das Recht zugestehen, wesentliche Aenderungen mit der Substanz 
der Pfandsache oder in der Art ihrer Bewirthschaftung vorzunehmen." Uli- 
mann bemerkt dagegen S. 550: „Ein ausserordentlicher Aufwand bedarf der 
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Das Gericht hat aber aus eben diesem Grunde solche ausser- 
ordentliche Verfügungen mit der sequestrirten Sache nicht zu 
consentiren. Der Sequester darf daher beispielsweise selbst mit 
Zustimmung der Parteien eine der landwirthschaftlichen Cultur 
gewidmete Liegenschaft nicht in ein industrielles Unternehmen 
umwandeln, ein abgebranntes Zinshaus nicht wieder aufbauen. 
Thut er dies ohne Auftrag oder Zustimmung des Gerichtes, so 
wird er dadurch zwar nicht den hierzu consentirenden Parteien 
verantwortlich , aber er steht bezüglich solcher Handlungen 
nicht als Sequester. 

2. Aus den eingehenden Sequestrationsgeldem wird der 
Sequester zunächst befugt sein, die Bewirthschaftungs- und Ver- 
waltungsauslagen zu decken, aber auch die laufenden Steuern 
und öffentlichen Abgaben zu bezahlen, weil die Bestreitung 
dieser Auslagen aus den Einkünften zum ordentlichen Wirth- 
schaftsbetriebe gehört. Aus den hiemach verbleibenden und in 
dieser Beziehung disponiblen, also reinen Einkünften, ist der 
Sequester sodann bei der Sequestration eines unbeweglichen Gutes 
durch die allerdings nur für die executive Sequestration erlassenen, 
jedoch auf die provisorische Sequestration analog anzuwenden- 
den Hofdecrete vom 12. October 1790, Nr. 63 J. G. S. *) und vom 
20. Jänner 1834, Nr. 2638 J. G. S. ^ und durch §. 394 W. G. 0. «) 



Zastimmnng des Exeqnenten und Executen, eventuell der Genehmigung des Ge- 
richtes/ Derselben Ansicht Beidtel, S. 585. Nippel, a.a.O. S. 320, sich 
an Straschifipka's Werk „die gerichtliche Sequestration landtäflicher Herr- 
schaften etc.", Linz 1836, anlehnend und von der Anschauung ausgehend, dass 
^in Beziehung auf Rechte und Verpflichtungen des Sequesters dasjenige anzu- 
wenden ist, was in Ansehung des Wirkungskreises der Vormünder und Curatoren 
gesetzlich bestimmt ist'', fährt in obgedachter Richtung S. 210 an: „Nur wird 
bemerkt, dass der Sequestrationsbehörde die Rechte der Vormundschafts- und 
Curatelsbehörde nicht zukommen können (!), sondern dass in jenen Fällen, wo 
der Vormund und Curator angewiesen ist, die gesetzliche Bewilligung einzuholen, 
die Sequestrationsinteressenten selbst, nämlich der Executionsfnhrer und sein 
Gegner , gemeinschaftlich ihre Zustimmung zu ertheilen haben , welche der 
Sequester von ihnen entweder unmittelbar oder durch die Sequestrationsbehörde 
einholen kann.'' 

*) Siehe dieses bei der execut. Sequestration. 

*) Siehe dieses ebendort. 

*) Dieser in der Westgaliz. G. 0. der provisorischen Sequestration aus- 
drücklich beigefügte §. 394 lautet: „Wenn die Einkünfte eines Gutes in die 
Sequestration gezogen werden , worauf andere Forderungen mit Pfandrecht be- 
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angewiesen, zunächst die nicht verjährten^) Interessen und 
Renten ®) von den auf der sequestrirten ReaKtät bücherlich ein- 
getragenen Capitalien zu berichtigen. 

Den schliesslich hiernach in seinen Händen verbleibenden 
reinen Ueberschuss der Sequestrationseinkünfte hat der Sequester, 
wenn ihm dessen Erlag oder eine bestimmte Verfügung mit 
demselben im Sinne des §. 296 a. G. 0. (§. 392 W. G. 0.) vom 
Gerichte nicht aufgetragen worden ist, wie es als die Pflicht 
eines guten Hauswirthes angesehen werden muss, nutzbringend 
anzulegen oder zu verwenden. ^) 



deckt sind, so soll der Sequester von den Einkünften, so weit sie zureichen, die 
Zinsen oder sonstigen Zahlungen, die hiervon jährlich zu leisten sind, abführen, 
und der Sequestrationswerber seine Rechte nur auf diejenigen Einkünfte geltend 
machen, die nach deren Abzug erübrigen. Vgl. auch Hofdecr. vom 6. Mai 1814, 
Nr. 1085 J. a. S., am Schlüsse oben S. 104, Note 25, 

') E^tner, Oesterr. Hypothekenr. II, S. 336. 

®) Analogie aus dem Hofdecr. vom 12. October 1790. Ebenso v. Can- 
stein, II, S. 614. ÜUmann, S. 550. G. U. 10.344 und 10.951, §. 394 W. G. 0. 

**) Wenn Uli mann bezüglich der execut. Sequestration sagt: „Den Ueber- 
schuss hat der Sequester bei einfacher Sequestration dem Exequenten der 
gerichtlichen Weisung gemäss (?) auszufolgen, bei mehrfacher Sequestration aber 
bei Gericht zu erlegen, welchem obliegt, wie bei Vorlage eines Meistbotes 
eine Vertheilungsverhandlung einzuleiten und durchzuführen", so ist das nicht 
zutreffend. Der Sequester hat vielmehr selbst den Sequestrationserlös in der 
gesetzlichen Art und Weise zu verwenden, den Ueberschuss aber zu verwalten. 
Eine Verpflichtung zum Erläge trifft den Sequester nach positivem Gesetze nicht. 
Er ist hierzu erst über einen diesbezüglichen Auftrag des Gerichtes verpflichtet. 
Ebenso hat das Gericht über den gerichtlichen Erlag von Sequestrationsein- 
künften seitens des Sequesters nicht sofort von Amtswegen eine Vertheilungs- 
verhandlung einzuleiten, sondern nur die Interessenten hiervon zu verständigen 
und deren Antrag abzuwarten. Vgl. auch Exner, Das österr. Hypothekenr., II, 
S. 335, dem jedoch darin nicht zuzustimmen ist, dass nur der Executionsführer 
oder der Execut um diese Vertheilung einschreiten könne. 

Eine besondere, mit den bisher entwickelten Grundsätzen über die Ver- 
waltung des Sequesters übrigens im Wesentlichen übereinstimmende Anordnung 
hat der §.47 des Gesetzes vom 19. Mai 1874, Nr. 70 R. G. Bl. (über 
die Eisenbahnbücher) bezüglich der Sequestration der Eisenbahnen ge- 
troffen, welche gleichmässig , wie für die provisorische, so für die execut. 
und politische Sequestration derselben gilt. Der §. 47 cit. leg, lautet: ^Bei 
der Verwendung des Einkommens, welches durch eine gerichtliche oder im Ver- 
waltungswege verhängte Sequestration erzielt wird, sowie bei der Vertheilung 
des durch eine im Concurse oder zum Zwecke der Execution vorgenommene Ver- 
äusserung gelösten Preises haben den in einer Eisenbahneinlage eingetragenen 
Hypothekarforderungen diejenigen Forderungen voranzugehen, welche durch die 
Schubert, Die Sequeetratioii. g 
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h) Die Rechnungslegung des Sequesters und deren 
Bemängelung. Nach §. 297 a. G. 0. (393 W. G. 0.) hat der 
Sequester 10) ^jg Pflicht, längstens 30 Tage nach Verfliessung 
jedes Jahres — und jedenfalls nach beendigter Sequestration ^i) — 
seine Rechnung bei Gericht einzureichen, welches dieselbe beiden 
Theilen zu Händen des Klägers, falls sich die Parteien eines 
Anderen nicht verglichen hätten, zur Genehmhaltung oder Be- 
mängelung zustellen zu lassen hat. 

1. Die Rechnung wird sonach nicht dem Gerichte, sondern 
den Sequestrationsparteien gelegt. Nur ihnen steht die Genehm- 
haltung oder Bemängelung derselben zu. Sie können deshalb 
auch den Sequester von der Legung der Rechnung ganz ent- 
binden. 12) Der Sequester ist daher auch nicht von Amtswegen 
vom Gerichte zur Rechnungslegung anzuhalten. ^^) Eine solche 
amtswegige Verhaltung des Sequesters würde dem §. 1 a. G. 0. 

für den ordentlichen Betrieb der als Hypothek dienenden bücherlichen Einheit 
erforderlichen Leistungen entstanden sind (Betriebsauslagen), oder welche solche 
Beträge zum Gegenstande haben, die aus Anlass des gegenseitigen Verkehres 
der öffentlichen Communicationsanstalten für eine andere Anstalt dieser Art ein- 
gehoben, aber an dieselbe noch nicht abgeführt wurden (Abrechnungsschuldig- 
keiten). 

Diesen Forderungen gebührt aber ein Vorrang nur insoweit, als dieselben 
nicht früher als ein Jahr vor der Sequestration oder der zwangsweisen Ver- 
steigerung, bezw. vor der Eröffnung des Concurses entstanden sind. 

Der den Betriebsauslagen und den Abrechnungsschuldigkeiten eingeräumte 
Vorrang gebührt auch den im §. 39 bezeichneten Forderungen , insoweit als die- 
selben nicht bereits sichergestellt wurden. 

Den in den vorstehenden Bestimmungen bezeichneten Forderungen kommt 
im Verhältnisse derselben zu einander der gleiche Eang zu." 

^°) Und ebenso seine Erben G. U. 4384. 

^^) Wie alle Commentatoren übereinstimmen. Die für Ungarn und Sieben- 
bürgen erlassene Civilprocessordnung bestimmte im §. 432 „binnen 30 Tagen 
nach Beendigung der Sequestration, oder wenn dieselbe länger als ein Jahr 
dauert, mit Ausgang jeden Jahres". 

") G. U. 7598. 

^3) Wie irrthümlich in G. U. 6156 und 10.066 und von Nippel S. 221 
angenommen wird und auch von Limbeck in HaimerFs Magazin, IX, 
S. 122 fg., jedoch nur aus Utilitätsgründen gebilligt wird. — Bock, S. 381 be- 
merkt: „Auf die Vorlage der Rechnung muss von Amtswegen gedrungen 
werden, da die Bestimmung des §. 297 a. G. 0. : „soll die Rechnung bei Gericht 
überreichen" kategorisch lautet und der Sequester als Beauftragter des Gerichtes 
über die Vollführung des Auftrages auch dem Gerichte Bericht zu erstatten 
hat (?)." 
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widerstreiten, demzufolge der Richter niemals von Amtswegen 
zu verfahren hat, ausgenommen, da er hierzu durch die Gesetze 
angewiesen wird. Es muss daher immer erst ein darauf ab- 
zielender Antrag der Partei, und zwar der zur Forderung der 
Rechnungsablage berechtigten Partei, abgewartet werden. Zur 
Forderung der Rechnungsablage sind aber nach §. 297 a. G. 0. 
(393 W. G. 0.) nur die Sequestrationsparteien berechtigt , ins- 
besondere nicht auch die Hypothekare. Letztere stehen , wie 
schon oben §. 6, Nr. 4 ad d^ S. 108, auseinandergesetzt wurde, zu 
dem Sequester in gar keinem Rechtsverhältnisse, aus dem ihr 
Recht auf Rechnungsablage gegen den Sequester abgeleitet 
werden könnte. Dieses Recht kann auch nicht auf das Hofdecret 
vom 12. October 1790, Nr. 63 J. G. S. gestützt werden, weil 
letzteres von einem Rechte der Hypothekare auf Rechnungs- 
legung gegen den Sequester nichts erwähnt, vielmehr nur an- 
ordnet, dass der Sequester auch die Zinsen der früher vorge- 
merkten Capitalien abzuführen hat, woraus nur ein Klagerecht 
der Hypothekare gegen den Sequester auf Abfuhr dieser Zinsen 
gefolgert werden könnte, obwohl auch dieses nicht zutrifft 
(vgl. oben S. 110). ") Die Rechnung ist aber immer beiden 
Sequestrationsparteien zu legen, und in Ermangelung eines aus- 
drücklichen anderweitigen Uebereinkommens stets zu Händen 
des Klägers oder Säquestranten , und wenn deren mehrere sein 



^*) In den oben S. 114, Note 13 angeführten Entscheidungen G. ü. 6156 
and 10.066 wurde den Hypothekaren die Legitimation zum Begehren um 
Rechnungslegung zuerkannt, weil dieselben dabei jedenfalls interessirt sind, bezw, 
weil ihnen ein Anspruch auf das Erträgniss der Verwaltung zusteht. Allein das 
rechtliche Interesse eines Dritten an einer Rechnungslegung gewährt demselben 
noch kein Recht auf Rechnungsablage gegen den Rechnungspfiichtigen und 
andererseits muss geleugnet werden, dass den Gläubigem, so lange sie nicht 
selbst sequestriren, ein Anspruch auf das Erträgniss der Verwaltung zusteht. Sie 
haben weder ein Pfandrecht an den bereits separirten Früchten (§. 457 b. G. B.), 
noch ein persönliches Forderungsrecht gegen den Sequester auf Abfuhr der 
Zinsen von ihren Pfandcapitalien (Hofdecr. vom 12. October 1790, Nr. 63 
J. G. S.). Ihr Anspruch reducirt sich nur auf das oben im Texte S. 110_ Gesagte, 
lind sie haben es sich nur selbst zuzuschreiben, wenn sie beim Unterbleiben der 
Interessenzahlungen an sie, es unterlassen; auch ihrerseits die Sequestration zu 
erwirken , um sich dadurch in die Lage zu versetzen , als Sequestranten vom 
Sequester Rechnungsablage und Verantwortung für seine Gebahrung fordern zu 
können. — In G. U. 7598 wurde dagegen mit Recht den Realgläubigem die Legi- 
timation, Rechnungslegung vom Sequester zu verlangen, abgesprochen. 

8- 
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sollten, zu Händen desjenigen, der zuerst um die Sequestration 
angesucht hat i^), zuzustellen. Dies gilt insbesondere aucli bei 
der provisorischen Sequestration ohne Unterscheidung, welche 
Partei Sieger im Rechtsstreite geblieben ist. ^^) 

Gegenstand der Rechnung ist die Nachweisung der Ein- 
nahmen und des auf die Wirthschaft, die laufenden Giebig- 
keiten und die Verzinsung der Hypothekarcapitalien gemachten 
Aufwandes ") und der Umfang derselben hat sich auf die Zeit 
von der Behändigung des Bestellungsdecrets an den Sequester 
bis zum Zeitpunkte des Rechnungsabschlusses, also insbesondere 
auch auf die von dem Sequester vor seiner Einfuhrung ein- 
gehobenen Nutzungen oder bestrittenen Auslagen zu erstrecken, 
da der Sequester schon von dem Zeitpunkte der Behändigung 
des Bestellungsdecretes als Sequester handelt und für sein Ge- 
bahren verantwortlich ist. i®) 

Competent zur Annahme und Erledigung der Seque- 
strationsrechnung ist das Gericht, welches die Sequestration be- 
willigt hat und nicht das requirirte Gericht, welches die Ein- 
führung des Sequesters vorgenommen hat. ^^) 

^*) Nippel, a. a. 0. S. 221. v. Limbeck, a. a. 0. IX, S. 228. 

**) Nippel, a.a.O. S. 147, Z. 3 meint zwar, dass nach geendetem 
Rechtsstreite nur dem Sieger die Schlnssrechnnng zu legen sei und dass auch 
nur diesem alsdann zukomme, die Bechnung zu bemängln, weil der unterliegende 
Theil aufhöre Interessent zu sein, indem ihm nichts mehr daran liege , wie das 
Gut verwaltet und die Einkünfte desselben verwendet worden sind. Allein ab- 
gesehen davon , dass dies nicht immer zutrifft , indem auch der Sachfällige an 
der Rechnung und Gebahrung des Sequesters, z. B. wegen der Sequestrations- 
kosten oder wegen der Nich^erwendung der Einkünfte zur Bezahlung der Inter- 
essen von den Hypothekarcapitalien, deren Personalschuldner er ist, rechtlich 
interessirt sein kann, fliesst die Verpflichtung des Sequesters zur Rechnungs- 
ablage an beide Sequestrationsparteien aus dem zwischen ihm und diesem be- 
stehenden, bezw. bestandenen Mandatsverhältnisse, welches dadurch, dass die 
von ihm für beide Parteien verwaltete Sache nunmehr einer von ihnen zuge- 
sprochen wurde, nicht berührt wird. 

^') ÜUmann, S. 551. — Unrichtig wendet Bock, S. 381 auf die Seque- 
strationsrechnung den §. 208 des Abh.-Pat. an. 

^«) G. ü. 7500, siehe oben S. 81, Note 25. 

") §.297 a. GO.; v. Limbeck, a.a.O. VIII, S. 172; v. Canstein, 
a. a. 0. II, S. 615; G. U. 1 4 70, In G. U. 9883 wurde wegen ausgebrochenen 
Concurses über den sequestrirten Fideicommissbesitzer mit Unrecht das Concurs- 
gericht zur Erledigung der Sequestrationsrechnung nach §. 153 0. 0. für com- 
petent erklärt. — Für die Competenz des den Sequester bestellt habenden Ge- 
richtes zur Erledigung der Sequestrationsrechnung auch Bock, S. 381. 
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2. Aus den angeführten Gründen steht auch nur den 
Sequestrationsparteien die Bemängelung oder Genehmigung 
der Sequestrationsrechnung zu. Dieses Recht kann den Hypo- 
thekaren nicht zugestanden werden, ^o) Die Form der Bemängelung 
ist die der Bemängelungsklage^^) im Sinne des X. Capitels 
der Gerichtsordnung , denn der J5. 297 a. G. 0. (393 W. G. 0.) 
bestimmt, dass mit der gelegten Sequestrationsrechnung wie 
mit einer jeden anderen Rechnung zu verfahren ist; wie aber 
mit einer gelegten Rechnung zu verfahren sei, bestimmt eben 
das citirte X. Capitel der Gerichtsordnung. Deshalb ist auch eine 
ohne Belege überreichte Sequestrationsrechnung nicht a limine 
zurückzuweisen ^2), noch ist die Rechnung im officiösen, ausser- 
strittigen Wege zu erledigen, ^s) 

Dagegen ist nach dem Hofdecrete vom 15. Jänner 1787, 
Nr. 621 J. G. S.2*) eine Tagfahrt unter Vorladung der Seque- 
strationsparteien wegen Bestimmung der Frist zur Bemänge- 
lung der Rechnung anzuordnen. Diese Frist kann erweitert 



^®) Für nicht legitimirt zur Bemängelung der Sequestrationsrechnung er- 
klären die Hypothekare die Entscheidungen G. U. 7598 und 10.213. Dagegen 
wird ihnen die Legitimation zuerkannt in 6. ü. 10.424 und 10.951 und in 
der Entsch. vom 9. Mai 1889, Z. 4407 (Beilg. zum Verordgsbl. d. Just.-M., 
Nr. 463). Gegen diese letzteren Entscheidungen ist dasselbe anzuführen, was ^ 
oben S. 115, Note 14 gegen die Berechtigung der Hypothekare , vom Sequester 
Bechnungslegung zu verlangen, geltend gemacht worden ist. Gegen die Be- 
rechtigung der Hypothekare zur Bemängelung der Sequestrationsrechnung auch 
Bock, S. 382. 

")G. U. 2446 und 8620. Ebenso Beidtel, S. 586, Bock, a.a.O. 
S. 382 und v. Gans te in, II, S. 615. Nicht zutreffend sagt bezüglich der execut. 
Sequestration Exner, a.a.O. S. 335: „Die Rechnung wird vom Gericht nach 
Einvernehmung des Exequenten und des Executen genehmigt oder bezw. den 
Dissentirenden der Rechtsweg offen gehalten", und Uli mann, S. 551: „Die 
Rechnung des Sequesters, welche nach dem Einvernehmen der Inter- 
essenten (?) , im Streitfalle aber vom Gerichte zu erledigen ist, §. 297 (393).** 

") G. ü. 7992. 

«3) G. ü. 2446, 8620. 

2^) Hofdecr. vom 15. Jänner 1787, Nr. 621 J. G. S. An das J. und 
0. Oesterr. Appellationsgericht: 

dd) „Die im §. 100 der Gerichtsordnung vorgesehene Vernehmung der 
Parteyen wegen der Frist zur Bemängelung der Rechnungen wird am eigent- 
lichsten durch Anberaumung einer Tagsatzung eingeleitet." 
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werden. ^^) Auch bei der BemäBgelxmgsklage ist die caiitio actoria 
zu leisten. 26) 

„Wenn bis zur Verstreietung der bestimmten Frist keine 
Mängel erstattet worden, ist die Rechnung für genehmigt 
zu halten," bestimmt der §. 101 a. G. 0. Dagegen lautet der 
entsprechende §. 166 der W. G. 0. „Wenn bis zur Verstreichung 
der bestimmten Frist keine Mängel erstattet worden, so soU 
der Rechnungsleger die Inrotulirung der Acten ansuchen und 
der Richter die Rechnung für genehmigt erkennen." Nach der 
a. G. 0. tritt sonach mit dem Verlaufe der zur Erstattung der 
Mängel eingeräumten oder erweiterten Frist ipso facto die 
Folge der Genehmigung der Rechnung ein^^), während nach der 
W. G. 0. so lange das Ansuchen um Acteninrotulirung von dem 
Rechnungsleger noch nicht gestellt worden ist, auch nach ver- 
strichener Frist die Bemängelungsklage überreicht werden 
kann. 2^) 

") Process-Novelle vom 16. Mai 1874, Nr. 69 R. G. BL, §.6 und 
Hofdecr. vom 13. Jänner 1786 (Nr. 515 .T. G. S.) an das mähr.-schlesische 
Appellationsgericht über dessen Amtsbericht vom 29. December 1785: „Oeber die 
vorgelegte Amtsfrage, ob der Fall einer Fristeserweiterung zn Bemängelung der 
Rechnungen über die gemäss §. 100 von dem Richter bestimmte Frist , dann in 
Arrestes- und Verbotsfällen zu Einreichung der Klage über die §. 281 und 290 
der Gerichtsordnung bestimmte Fristen einschreite, ward die Belehrung dahin 
ertheilt: In allen Fällen, wo das Gesetz nicht ausdrücklich anordnet, dass nach 
Yerfliessung der gesetzmässigen Frist, die betreffende Schrift nicht mehr ange- 
nommen werden solle, könne die Fristeserweiterung allerdings angesuchet werden, 
und habe sich der Richter in derselben Ertheilnng oder Abschlagung also zu 
benehmen, wie in dem Gesetze wegen der Fristeserweiterung zu Erstattung einer 
Einrede geordnet ist." 

2«) G. U. 6698 und 9468. 

27) Vgl. Entsch. G.ü. 11.554. Eine Aufforderungsklage des Sequesters 
auf Bemängelung der Rechnung bei sonstiger Sanction der Genehmhaltung der- 
selben, wie V. Limbeck, a.a.O., IX, S. 230 meint, ist daher nicht er- 
forderlich, ja wäre sehr unpraktisch, weil die Sanction der Genehmigung der 
Rechnung schon mit dem fruchtlosen Verlauf der Bemängelungsfrist eintritt. 

28) Ich halte nämlich mit Nippel, I, S. 241 und II, S. 629 dafür, dass 
der §. 166 W. G. 0. eine Abweichung von den Vorschriften der a. G. O. enthält, 
und dass sich dies aus dem Wortlaute der entsprechenden beiden §§. 101 a. G. 0. 
und 166 W. G.G. klar und deutlich ergibt. In G.ü. 11.928 hat zwar der 
0. G. H. die Norm des §. 166 W. G. 0. auch für den Bereich der a. G. O. ange- 
wendet und diese Entscheidung auf das oben Note 25 citirte Hofdecr. vom 
13. Jänner 1787, Nr. 515 J. G. S. gestützt, allein dieses Hofdecr. bestimmt nur, 
welche vom Richter oder vom Gesetze bestimmten Fristen erweitert werden 
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Gegenstand der Bemängelung sind die Einnahmen und 
Ausgaben der Sequestrationsrechnung, und zwar sowohl in der 
Richtung, dass der Sequester mehr eingenommen oder weniger 
ausgegeben, als er angesetzt hat, als auch in der Richtung, 
dass er hätte mehr einnehmen können oder weniger ausgeben 
müssen, als er gethan hat, dass also das factische finanzielle 
Ergebniss der Sequestration ein anderes ist, oder ein anderes 
hätte sein können. Insbesondere kann daher bezüglich der 
Rechnung bemängelt werden, dass der Sequester bei ordnungs- 
mässiger und guter Wirthschaft hätte mehr Einnahmen erzielen 
müssen, als auch dass die Ausgaben nicht noth wendig, nützlich 
oder angemessen waren. *^) Es kann aber während der hangen- 
den Sequestration in den Mängeln nicht begehrt werden, 
dass der Sequester den factischen Ueberschuss der Einnahmen 
über die Ausgaben, oder den Ueberschuss, denn er hätte er- 
zielen können, an die Sequestrationsparteien auszahle oder zu 
Gericht erlege, weü der Sequester während der hangenden 



können, welche also nicht als „Fallfristen '^ anzusehen seien und flndet das Kri- 
terium der letzteren darin, dass das Gesetz ausdrücklich anordnen müsse, 
dass nach Yerfliessung der gesetzmässigen Frist die betreffende Schrift nicht 
mehr angenommen werden soll. Alle Fristen, bei welchen diese Cynosur des 
Gesetzes nicht zutrifft, sollen also erweitert werden können. Damit ist aber 
durchaus nicht ansgesprocden, dass, wenn um die Erweiterung einer Frist nicht 
angesucht worden, die mit dem fruchtlosen Ablauf derselben nach dem Gesetze 
eintretende Rechtsfolge da nicht einzutreten habe , wo das Gesetz die Annahme 
der Schrift nach Ablauf der Frist nicht ausdrucklich verbietet, sondern nur 
soviel, dass in diesen Fällen der gesetzlichen Rechtsfolge des Ablaufes der 
Frist durch ein rechtzeitig überreichtes Fristgesuch vorgebeugt werden könne. 
Der §. 39 a. G. 0., auf welchen sich der 0. G. H. weiter beruft, enthält nur eine 
Ausnahme oder nähere Bestimmung des §. 36 a. G. 0. , welche zwar nicht nur 
bezüglich der Einrede, sondern auch bezüglich der späteren Satzschriften für 
anwendbar erklärt wird, welche jedoch nicht zulässig ist, allgemein auf alle 
Fristen zur Ueberreichung einer Schrift auszudehnen, weil dies beispielsweise 
dahin führen würde, dass auch nach Ablauf der im §. 209 a. G. 0. für die An- 
tretung oder Zurückschiebung eines Hauptoides festgesetzten Frist, dieser Haupt- 
eid solange angetreten werden könnte, solange der Gegner den ihm hierdurch 
stillschweigend zurückgeschobenen Eid selbst noch nicht angetreten hat. 

^^) In diesem Sinne erflossen die Entscheidungen G. U. 9619 und 
10.424, erstere mit dem Beifügen, dass eine weitere Inanspruchnahme des 
Sequesters nach durchgeführtem Rechnungsprocesse unzulässig ist. Mit Bebht, 
denn soweit die Rechnung nicht bemängelt wurde, gilt die Gebahrung des Se- 
questers für genehmigt. , 
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Sequestration ohne speeiellen Auftrag des Gerichtes durch das 
Gesetz hierzu nicht angewiesen ist (vgl. oben S. 113). Das 
Begehren der Mängel kann daher nur darauf gerichtet sein, 
dass ein Betrag in die Einnahmen einzusetzen, bezw. ein Be- 
trag aus den Ausgaben auszuscheiden sei. Nur der sequestri- 
rende Hypothekargläubiger wird bei der executiven Sequestra- 
tion auch das Begehren stellen können, dass der Sequester ver- 
urtheilt werde, aus den Einkünften des sequestrirten Gutes, 
soweit dieselben dazu hinreichten, ihm die Forderung, wegen 
welcher die Sequestration erwirkt wurde oder wenigstens die 
rückständigen Interessen von derselben zu bezahlen, weil der 
Sequester zu dieser Zahlung durch das Hofdecr. vom 12. October 
1790, Nr. 63 J. G. S. ausdrücklich verpflichtet ist.»«) 



^®) So entschieden in der interessanten Entscheidung G. ü. 10.424, in 
welcher es heisst: „Der Verwalter fremden Vermögens ist zur Rechnungsablage 
verbunden. Diese umfasst begrifflich die Rechenschaft über die Verwaltung, den 
Ausweis der Einnahmen und Ausgaben und die Herausgabe des erzielten Rein- 
ertrages. Der Rechnungsprocess als Streit über die Richtigkeit der gelegten 
Rechnung erstreckt sich daher, nach seinem Wesen und Zweck, auf die Erörte- 
rung, ob der Verwalter in den Grenzen der ihm nach der ausdrücklichen oder 
vermutheten Vollmacht zustehenden Befugnisse vorgegangen sei, daher auf die 
Rechtfertigung in Betreff der nicht verrechneten Einnahmen, sowohl von dem 
Gesichtspunkte, dass sie wirklich erzielt, aber in das Verzeichniss nicht einge- 
stellt, als dass sie aus Verschulden des Verwalters nicht erzielt worden sind, 
und auf die Rechtfertigung der Ausgabsposten gegen den Anwurf , dass in das 
Verzeichniss eingestellte Ausgaben nicht stattgefunden haben, dass dieselben 
mit üeberschreitung der Vollmacht unberechtigter Weise gemacht worden sind 
und dass die gemachte Ausgabe nicht nöthig gewesen wäre , wenn nicht ein be- 
stimmtes Verschulden des Verwalters die Veranlassung gegeben haben würde: 
in allen diesen Fällen sohin auf die aus dem Verschulden des Verwalters resul- 
tirende Ersatzpflicht. Es ist demnach ein gänzliches Verkennen des Wesens 
und Zweckes des Rechnungsprocesses, wenn dessen Zweck lediglich in der Fest- 
stellung der ziffermässigen Richtigstellung der Einnahmen und Ausgaben erblickt 
wird, weil bei dieser Auffassung die Thätigkeit des Processrichters auf die Prü- 
fung der Richtigkeit der Summirung der eingestellten Einnahme- und Ausgabe- 
posten, und bezüglich der letzteren auf die Prüfung der Nachweise der wirk- 
lichen Verausgabung beschränkt bliebe, hiemach aber der Verwalter nur ihm 
beliebige Einnahmen einzustellen brauchte und in Ansehung der willkürlichsten 
Ausgaben durch den Nachweis, dass sie wirklich gemacht worden, gedeckt wäre. 
Der gerichtlich bestellte Sequester ist Verwalter fremden Vermögens und als 
solcher nach §. 296 a. G. 0. verbunden, die sequestrirte Sache oder Gerechtsame 
als guter Hauswirth zu besorgen und die erzielten Einkünfte nach der Anordnung 
des Hofdecr. vom 12. October 1790, J. G. S. Nr. 63 zu verwenden. Diese ge- 
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Auch ein Dritter, der eine dem Sequester nach diesem Hof- 
deerete obliegende Zahlung für den Sequester geleistet hat, kann 
von diesem Ersatz und bezw. Schadenersatz wegen der Unter- 
lassung jener Zahlung begehren, nur erfordert die diesbezüg- 
liche Klage den Beweis, dass die Sequestrationseinkünfte zur 
Bestreitung jener Zahlung zulänglich waren, welcher Beweis 
die gelegte Rechnung des Sequesters voraussetzt, weshalb die 
diesbezügliche Klage vor der Bechnungsablage des Sequesters 
als verfrüht zurückzuweisen ist. 5^) 

Nach beendigter Sequestration dagegen, wenn also 
der Sequester bezüglich der Verwendung der Einkünfte nicht 
mehr blos an die Vorschriften des Gesetzesund die Weisungen des 
Gerichtes gebunden ist, tritt das durch §. 968 b. G. B. zwischen 
ihm und den Sequestrationsparteien constituirte privatrechtliche 
Verhältniss des Mandates in seine volle Wirksamkeit und die 
Sequestrationsparteien als seine Mandanten können nun in den 
Mängeln gegen die Schlussrechnung vom Sequester nach den 
Vorschriften der §§. 1009 und 1012 b. G. B. die Herausgabe 
von allem aus dem Geschäfte entspringenden Nutzen und den 
Ersatz des durch sein Verschulden ihnen verursachten Schadens, 
also die Bezahlung der in den einzelnen Mängeln bemängelten 
Beträge, bezw. des durch den Rechnungsprocess festzustellenden 
Rechnungsüberschusses unmittelbar an sie verlangen. Nur müssten 
sie, wegen der untheilbaren diesbezüglichen Obligation des 
Sequesters, dieses Begehren in einer gemeinschaftlichen Bemänge- 
lungsklage stellen. 32) 

setzlichen Bestimmungen werden dem Sequester in dem Bestellungsdecrete be- 
sonders in Erinnerung gebracht, und ist dies auch in dem Bestellungsdecrete 
des Beklagten geschehen. Hiernach ist der Kreis der Befugnisse und Ver- 
pflichtungen des Beklagten umschrieben gewesen; jedes Dawiderhandeln hat er 
als Verschulden zu vertreten, und über die Sequestrationsrechnung des Beklagten 
muss nicht nur über die ziffermässige Bichtigkeit der verrechneten Einnahme 
und Ausgabe, sondern auch über die klägerische Bemängelung der Ausgabe der 
117 fl. 85 kr. in der Richtung, dass sie mit Hintansetzung der Bestimmung des 
Hofdecr. vom 12. October 1790 , J. G. S. Nr. 63 , sohin ungebührlich geschehen 
und daher aus der Rechnung auszuscheiden sei, und über die Verpflichtung des 
Beklagten zur Herausgabe des betreffienden Betrages in diesem Rechnungsprocesse 
nach den Ergebnissen der Verhandlung erkannt werden. 

«^) So entschieden in G. U. 746. 

^*) Nicht nothwendig ist es, wie Nippel, S. 147 meint, dass die Seque- 
strationsparteien ihre Bemängelungen überhaupt in einem Libelle überreichen. 
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Dasselbe gilt von der Klage auf Bezahlung der durch die 
früheren Rechnungen festgestellten Rechnungsüberschüsse, falls 
deren gerichtlicher Erlag nicht schon im Laufe der Sequestra- 
tion durch gerichtlichen Auftrag im Sinne des §. 297 a. Gr. O. 
(392 W. G. 0.) erwirkt worden. 

Wenn aber ein solches gemeinschaftliches Vorgehen nicht 
zu erzielen oder nicht erwünscht ist , da nach beendigter Seque- 
stration in der Regel nur eine Partei, und zwar bei der pro- 
visorischen, der Obsieger im Streite, und bei der executiven, 
der Execut, an der Bemängelung der Rechnung und überhaupt 
an der Erfüllung der Verbindlichkeiten des Sequesters ein In- 
teresse hat, dann kann die allein einschreitende Partei das 
Klagsbegehren höchstens nur auf gerichtlichen Erlag nach 
§. 890 a. b. G. B. stellen. ^^) Auf den zu Gericht erlegten Betrag 



Denn zur Bechnungsbemängelung ist jeder der mehreren Mandanten gegenüber 
dem gemeinschaftlichen Verwalter selbständig l)erechtigt, nur die dem Verwalter 
aus der Verwaltung obliegende Leistung kann ein Mandant nicht allein, 
sondern müssen alle zusammen verlangen. 

^'^) Diese Klage ist jedoch bezüglich ihrer Statthaftigkeit zweifelhaft. 
Auch die Mitbelanguog der anderen an der Sequestration nicht mehr inter- 
essirten und deshalb sich passiv verhaltenden Sequestrationspartei neben dem Se- 
quester , auf Auszahlung des Rechnungsüberschusses und der Nachweis , dass 
dieser anderen Sequestrationspartei gar kein materielles Becht an diesem Rech- 
nungstiberschuss zusteht, würde nicht von Krfolg sein, weil die obligatorische 
Verpflichtung des Sequesters als Quasimandatars gemeinschaftlicher Quasiman- 
danten von dem unter diesen bestehenden gegenseitigen Rechtsverhältnisse un- 
berührt bleibt, er aus dem gemeinschaftlichen Mandat daher auch immer nur 
zur gemeinschaftlichen Leistung verhalten werden kann, wenn nicht eine Ab- 
tretung der Rechte des einen Mitmandatars auf den anderen (oder ein dies- 
bezüglicher Auftrag §.1019 a. b. G. B.?) erfolgt. Für die Erzwingung einer 
solchen Abtretung der Rechte aus dem Sequestrationsverhältnisse gegen den Se- 
quester seitens der an dem Rechnungsüberschusse nicht mehr interessirten Seque- 
strationspartei an die andere (oder zur Erzwingung eines solchen Auftrages), 
fehlt es aber an einer gesetzlichen Handhabe. Es ist daher angezeigt, die Ent- 
hebung des Sequesters von seinem Amte nicht früher zu erwirken oder zuzu- 
lassen , bis derselbe allen seinen Verpflichtungen nachgekommen ist, weil er 
während des Bestandes des Sequestrationsverhältnisses, bezw. bis zu seiner for- 
mellen Enthebung zur Erfüllung seiner Obliegenheiten im administrativen Wege 
durch richterlichen Auftrag im Sinne des §. 296 a. G. 0. (§. 392 W. G. 0.) ver- 
halten werden kann. — Nach preussischem L. R., Th. I, Tit. XIV, §. 6 (vgL 
oben S. 22, Note 3) ist die Klage eines Interessenten an einer von mehreren 
gemeinschaftlich bei einem Dritten deponirten Sache gegen den letzteren auf 
gerichtliche Niederlegung der ganzen Sache ausdrücklich gestattet. 
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wird sie dann die ihr darauf zustehenden Ansprüche weiter geltend 
zu machen haben. 

c) Die Entlohnung des Sequesters. Es wurde schon 
oben bei der Erörterung der rechtlichen Stellung des Sequesters 
im Allgemeinen (S. 88 fg.) auseinandergesetzt, dass das privat- 
rechtliche Verhältniss zwischen dem gerichtlichen Sequester 
und den Sequestrationsparteien in einem vom Gesetze fin- 
girten Vertrage, und zwar entweder, wenn es sich nur um 
die Verwahrung handelt, in einem Verwahrungsvertrage oder, 
wenn es sich, wie regelmässig, auch um eine Verwaltung handelt, 
in einem mit einem Lohnvertrage verbundenen Bevollmächti- 
gungsvertrage bestehe (§. 1159 b. Gr. B.). 

Ist der Vertrag mit dem Sequester nur Verwah- 
rungsvertrag, so kann der Sequester nach §. 967 b. G. B. von 
Sequestrationsparteien den Ersatz zur Erhaltung der verwahrten 
Sache oder zur Vermehrung der fortdauernden Nutzungen ver- 
wendeten Kosten und jedenfaUs auch der mit der Verwahrung 
selbst verbunden gewesenen Auslagen verlangen. Einen Lohn 
für die Aufbewahrung kann er aber nur dann fordern, wenn 
ein solcher Lohn ausdrücklich oder nach dem Stande des Auf- 
bewahrers stillschweigend bedungen worden ist (§. 969 b. G. B.). 
Obliegt dem Sequester aber die Verwaltung der sequestrirten 
Sache, also eine Thätigkeit und Arbeitsleistung zur Erzielung 
von Natural- oder Civilfrüchten, dann gebührt ihm auch gegen 
die Sequestrationsparteien nach §. 1152 a. b. G. B. ein Anspruch 
auf einen angemessenen Lohn. Dieser Fall ist der regelmässige 
(§. 296 a. G. 0., 392 W. G. 0.). Bezüglich dieses Lohnanspruches 
hat der Sequester gegen die Sequestrationsparteien ein Ellage- 
recht. 3*) Die Höhe desselben kann zwischen den Sequestrations- 
parteien und dem Sequester ausdrücklich oder stillschweigend 
vereinbart sein. Li Ermangelung einer solchen Vereinbarung 
bestimmt die Höhe des Lohnes der B;ichter (§. 1152 b. G. B.). 



^*) Derselben Ansicht v. Limbeck in Haimerl's Magazin. IX, S. 237 
bezüglich der execut. Sequestration, dem auch darin vollkommen beizustimmen 
ist, dass als die Gegner des execut. Sequesters in seinem Rechtsstreite wegen 
Bemessung seiner Entlohnung die sämmtlichen Sequestrationsführer 
und der Besitzer des sequestrirten Gutes erscheinen. — Bock, 
a. a. 0. S. 383 hält irriger Weise den Sequestrationswerber allein zur Entlohnung 
des Sequesters für verpflichtet. 
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Allein es ist fast selbstverständlich, dass der Sequester 
es nicht erst auf dieses Klagerecht ankommen lassen, sondern 
dass er zur Deckung des von ihm für seinen Zeitaufwand und 
seine Mühewaltung beanspruchten Lohnes einen entsprechenden 
Theil der ohnehin in seinen Händen befindlichen Sequestrations- 
einkünfte zurückhalten wird. Ein diesbezügliches Retentions- 
recht kann dem Sequester zwar nicht zugestanden werden, 
ebensowenig ein Pfandrecht. Noch weniger kann man den Se- 
quester für befugt halten, sich aus den Sequestrationseinkünften 
die Entlohnung für seine Arbeit selbst zu entnehmen s^), weil 
damit die Bestimmung der Höhe seines Lohnes ganz seiner 
Willkür überlassen wäre. Allein andererseits ist die Zurück- 
haltung des Sequestrationsüberschusses seitens des Sequesters 
durch das Gesetz auch nicht verboten, da der Sequester zu 
einem gerichtlichen Erläge des in seinen Händen befindlichen 
Sequestrationserlöses nur dann und soweit verpflichtet ist, als 
er hierzu von dem Gerichte einen Auftrag erhält. 3^) 

^^) Wie V. C an st ein, a. a. 0. II, S. 614 irrthümlich anführt. 

^^) Einen Auftrag aber dem Sequester dahin zu geben, auch den von ihm 
zur Deckung seines Lohnanspruches zurückbehaltenen „angemessenen" Theil 
des Sequestrationsüberschusses zu Gericht zu erlegen, ist unbiUig. Dies hat auch 
der 0. G. H. in G. U. 3397 zur Geltung gebracht. AUerdings mit einer Moti- 
virung, die der Anerkennung eines Betentionsrechtes sehr ähnlich sieht: Nach 
der vom Sequester gelegten Rechnung verblieben baare 2071 fl. in seinen Händen, 
welche er aber in der Bechnung für seine Auslagen und Lohn in Anspruch 
nahm. Der oberste Gerichtshof hat den Deponirungsauftrag der Untergerichte 
beseitigt, weil der Sequester die mit der Verwaltung verbundenen Kosten aus 
Eigenem vorzuschiessen nicht verpflichtet und jedenfalls auch zum Anspruch 
auf den angemessenen Lohn für seine Mühewaltung berechtigt ist, die Höhe 
des in beiden Bichtungen von ihm angesetzten Betrages aber bisher nicht be- 
mängelt wurde, daher auch noch nicht bekannt ist, ob und welche Summe von den 
2071 fl. der Sequester als ungebührlich angesetzt herauszugeben haben werde, 
und doch nur der gerichtliche Erlag dieses Betrages von ihm verlangt werden kann. 

Dagegen hat der 0. G. H. in G. U. 3285 das Begehren des executiven 
Sequesters um Erlassung des Auftrages an den Executionsführer zur Zahlung 
von 155 fl., welche der Sequester in der allerdings nur wegen versäumten An- 
bringens von Mängeln genehmigt erklärten, ein Haben des Sequesters von 159 fl. 
ausweisenden Bechnung in Ausgabe (145 fl. Lohn, 10 fl. Kosten der Bechnung) 
gestellt hat, zwar mit Becht, jedoch u. A. mit der wohl unrichtigen Begründung 
abgewiesen: „weil im vorliegenden Fall der Zahlungsauftrag an B umsoweniger 
erlassen werden kann , als der Sequester A, ohne die Anordnung des §. 296 
a. G. 0. bezüglich des Erlages (?) der Nutzungen zu beachten, über dieselben 
disponirt hat(?). 
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Und in der That liegt die Zurückhaltung des Sequestrations- 
übersehusses oder eines entsprechenden Theiles desselben seitens 
des Sequesters bis zur Feststellung seines Lohnanspruches so in 
der Natur der Sache, dass die Geltendmachung desselben in der 
Praxis nie auf anderem Wege, namentlich nicht im Wege der 
Ellage gegen die Sequestrationsparteien, geschieht, zumal der 
Fall, dass der Sequester über die Sequestrationseinkünfte hinaus 
noch aus eigenen Mitteln Aufwendungen auf die Verwaltung der 
sequestrirten Sache gemacht haben sollte, zu den seltensten Aus- 
nahmen gehören wird. 

In dieser Richtung haben sich nun aber zwei Formen der 
Greltendmachung des Lohnanspruches des Sequesters heraus- 
gebildet, und zwar stellt entweder der Sequester den Betrag, 
den er als Entlohnung (zuweilen auch gleichzeitig als Ersatz 
der von ihm bestrittenen Auslagen) in Anspruch nimmt, in der 
Sequestrationsrechnung als Ausgabspost ein, oder aber 
er liquidirt seinen Lohnanspruch zur gerichtlichen 
Bestimmung. ") Beide Formen haben ihre Berechtigung. Ln 
ersteren Falle unterliegt der Lohnanspruch der Bemängelung der 
Sequestrationsparteien im Rechnungsprocesse, und der Sequester 
muss in diesem Falle die Angemessenheit der von ihm in An- 
spruch genommenen Höhe der Entlohnung im ordentlichen Rechts- 
wege erweisen, im letzteren Falle wird die Höhe der Entlohnung 
des Sequesters dagegen im officiösen Wege festgestellt. 

Da jedoch die Bedeutung der Bestimmung des §.1152 b. Gr. B. : 
„Ist der Lohn weder durch die Verabredung, noch durch das 
Gresetz festgesetzt, so bestimmt ihn der Richter", — nicht die 
ist, dass in diesen Fällen der Lohn des Arbeitsnehmers von 
dem Richter im ausserstrittigen Wege vorher festgestellt sein 
muss, ehe er sich zur Einklagung eignet, sondern durch dieselbe 
nur gesagt sein will, dass der Richter in diesen Fällen die Höhe 
des Lohnes nach Massgabe der vom Lohnansprecher im Processe 
bezüglich der Angemessenheit desselben producirten Beweismittel 



*') Diese Praxis bestätigt auch Bock, a. a. 0. S. 383, welcher die ganz 
richtige Bemerkimg macht, dass über ein solches Liquidirnngsgesuch der Richter 
die Parteien zu hören habe und dass, wenn diese die behaupteten Dienstleistungen 
oder Ausgaben des Sequesters bestreiten, dann allerdings die Feststellung der 
Sequestrationskosten im Wege der Adjustirung der diesbezüglichen Rechnung 
des Sequesters nicht oder nur bedingungsweise erfolgen könne. 
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selbst ZU bestimmen, also den mittelst Klage angesprochenen 
Lohn im Urtheile allenfalls auch zu massigen berechtigt ist, so 
könnte die Zulässigkeit einer Feststellung des Lohnes des 
Sequesters im officiösen Wege Bedenken erregen, da der Seque- 
ster bezüglich seines Lohnes ein Klagerecht gegen die Seque- 
strationsparteien hat, und dieses Klagerecht auch nach §. 1152 
b. G. B. nur im ordentlichen Rechtswege ausgetragen werden 
kann. 

Allein der Lohn des Sequesters repräsentirt zugleich die 
Kosten der Sequestration und diese Kosten stellen sich bei 
der provisorischen Sequestration als zur zweckentsprechenden 
Rechtsverfolgung nothwendige Processkosten, bei der exe- 
cutiven aber als Executionskosten dar. Process- und Exe- 
cutionskosten unterliegen aber der Bestimmung durch 
den Richter. 38) Entschliesst sich daher der Sequester, seinen 
Lohnanspruch der richterlichen Adjustirung zu unterwerfen, so 
nimmt er diesen Lohn nur in dem Masse in Anspruch, in welchem 
derselbe als Process- oder Executionskosten der einen Partei 
zum Ersätze gegen die andere nach richterlichem Zuspruche 
zufällt, und wenn die beiden Sequestrationsparteien mit dieser 
Feststellung des Lohnanspruches des Sequesters durch richter- 
liche Adjustirung seiner Liquidation sich einverstanden erklären, 
so vertritt seine Liquidation die Parteienliquidation und es unter- 
liegt von diesem Gesichtspunkte aus keinem Anstände, dass der 
Richter in eine Adjustirung der vom Sequester liquidirten Ent- 
lohnung eingehe. Der vom Richter festgestellte Betrag der dem 
Sequester gebührenden Entlohnung ist aber dann sowohl für 
den Anspruch des Sequesters gegen die Sequestrationsparteien, 
als auch für den Anspruch der einen Partei gegen die andere 
auf Ersatz der Sequestrationskosten massgebend, sowie auch der 
zwischen den Parteien und dem Sequester vereinbarte oder im 
Rechnungsprocesse festgestellte Betrag der Entlohnung des 
Sequesters für den der einen Partei gegen die andere gebührenden 
Ersatz der Sequestrationskosten massgebend ist. Auf die Art 



38) §§. 402, 403, 404 a. G. 0. (535, 536, 556, 557 W. G. 0.) und deren 
Analogie; Resol. vom 14. April 1784, Nr. 306 J. G. S., lit, e und /; Dr. Victor 
Waldner, Die Lehre von den Processkosten nach österr. Proc- und Priv.-R., 
§. 46 ff.; ünger, System, I, 605; gegen Letzteren theilweise Hasenöhrl, Das 
österr. Obligationenrecht, 1881, I, §. 20, Note 15 in fin. 
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und Weise, wie der Anspruch des Sequesters festgestellt wurde, 
tommt es dann weiter nicht mehr an. 

Der Sequester kann aber nicht gezwungen werden, seinen 
liohnanspruch durch richterliche Bestimmung im officiösen Wege 
feststellen zu lassen. »*) 



^®) Gspan, a. a. 0. II, §. 267 erklärt bezüglich der executiven Sequestra- 
tion die Zuerkennung des Lohnes an den Sequester lediglich als eine Sache 
zwischen dem Executionsfährer und dem Sequester. Dies hängt mit dem irrthüm- 
lichen Standpunkte Gspan's zusammen, demzufolge der Sequester nur Mandatar 
des Executionsführers ist. Dagegen schon Exner, a. a. 0. S. 334, dem jedoch 
darin nicht zuzustimmen ist, dass im Falle der Uneinigkeit zwischen Exequenten 
und Executen über die Höhe der dem Sequester zuzuerkennenden Entlohnung, 
„das Gewicht gleich wie im Falle der Curatel und Masseverwaltung im Concurse 
die Eostenbestimmung vorzunehmen hat". Ihm folgt auch Ulimann, S. 550. 
Das zwischen dem Sequester und den Sequestrationsparteien bestehende con- 
tractliche Verhältniss lässt die Behandlung der Sequestrationskosten nach 
Analogie der Curatels- und Massekosten als unzulässig erscheinen. Der Stand- 
punkt, dass die Mühewaltung des executiven Sequesters im Interesse der con- 
currirenden Gläubiger liege and deshalb die Entlohnung desselben wie Massekosten 
im Concurse, als Vorzugspost zu behandeln sei (Ulimann, a. a. 0.), wird auch 
von der Spruchpraxis im Allgemeinen nicht getheilt. Näheres darüber bei der 
executiven Sequestration. Dass der Sequester nicht verpflichtet sei, seinen Lohn- 
anspruch der officiösen Bestimmung des Richters zu unterwerfen wurde in 
O. U. 4706 anerkannt: DerExecut, dem der Sequester die Sequestrationsrechnung 
anssergerichtlich gelegt hatte, stellte an das Gericht das Begehren, dass die in 
der Rechnung vom Sequester in Anspruch genommenen Kosten an Verdienst 
und Auslagen gerichtlich adjustirt werden. Der 0. G. H. wies dieses Begehren 
ab „in der Erwägung, dass das von dem Sequester angesprochene Honorar für 
die von ihm besorgte Sequestrationsführung zu den Sequestrationskosten gehört 
und einen Bestandtheil der von ihm zu erstattenden Sequestrationsrechnung zu 
bilden hat, und dass nach §. 297 a. G. 0. mit einer Sequestrationsrechnung in 
Bezug auf deren Genehmhaltung und Bemängelung eben so wie mit einer anderen 
Bechnung vorzugehen ist. 

In dem in G. U. 6919 mitgetheilten Falle, wo die vom Sequester ge- 
richtlich gelegte Sequestrationsrechnung von einem Hypothekar in den vom 
Sequester für die Administrationsauslagen eingesetzten Beträgen, sowie in dem 
for seine Mühewaltung eingestellten Betrage beanständet und das Begehren 
gestellt wurde, dass nach vorläufiger Einvernehmung des Sequesters die gericht- 
liche Bestimmung der Sequestrationskosten vorgenommen werde, hat zwar der 
O. G. H. diesem Begehren stattgegeben , jedoch nicht ohne die Bemerkung : 
„weil auch nicht ohneweiters angenommen werden kann, dass der 
Sequester sich der gerichtlichen Bestimniung seiner Kosten ent- 
ziehen und es auf die Entscheidung im streitigen Wege wird an- 
kommen lassen wollen." 
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Zweiter Titel. Die einzelnen Arten der provisorischen 

Sequestration im strittigen Verfahren. 

I. Die Sequestration des Streitgegenetandee. 

1. Im possessorischen Stritte. 

§.8. 

A, Voraussetzungen für die Bewilligung der 
Sequestration im Besitzprocesse. 

a) Der §.292 a. G. O. (387 W. G. 0.) und der §. 347 
b.G.B. 

Die Sequestration im Besitzprocesse setzt eine bereits 
anhängige Klage, und zwar wegen Besitzentsetzung (§. 346 
a. b. G. B.) voraus % denn der §. 292 a. G. 0. bestimmt mit klaren 



Denselben Grandsatz bat 0. G. H. in G. U. 2831 ancb bezüglicb der 
Feststellung der Entlohnung des im nicbtstreitigen Verfahren auf- 
gestellten Sequesters (eines Nachlassvermögens) eingehalten, indem er die 
von den unteren Instanzen über Begehren des Sequesters und gegen den Wider- 
spruch der Erben vorgenommene officiöse Bestimmung der Sequestrationskosten 
unter Vorbehalt des Rechtsweges für den Sequester bestätigte. 

^) Canstein, Civilprocessrecht, I, S. 190 nimmt das Erfordemiss der 
bereits angestellten Klage als selbstverständlich an. Ebenso wohl auch Randa, 
Besitz, S. 266 und Burckhard, System, III, S. 63, dessen Bemerkung jedoch, 
dass die in den §§. 8—10 der k. Verordg. vom 27. October 1849 angeführten 
provisorischen Verfügungen auch bei Besitzstörungsklagen gelten, indem auch 
bei diesen der Geklagte die exceptio vitiosae possessionis ah adversario machen 
könne, nicht richtig ist, wenigstens soweit es die Sequestration betrifft, weil 
diese nach §. 10 der gedachten Verordnung nur unter den Bedingungen des §. 847 
a. b. G. B. zulässig ist , dieser Paragraph aber eben eine Besitzentsetzungsklage 
voraussetzt. Siehe unten S. 139 ff. Vgl. hierzu auch Randa, Besitz, S. 121, Note 22 
und V. Canstein in Grünhut's Zeitschrift, IV, S. 189. Dagegen sagt Ulimann, 
Das österr. Civilprocessrecht, S. 499 : „Die Sicherstellungsmittel der G. 0. haben 
gemeinsam, dass sie auch vor Beginn des Rechtsstreites angesucht werden 
können.'^ Aber gerade in dieser Beziehung nimmt die Sequestration eine besondere 
Stellung ein. Dies geht nicht nur aus den Bestimmungen der §§. 292 und 293 
a. G. 0. im Vergleiche zu den Bestimmungen der G. 0. über „Arrest'' und 
„Verbot", sondern insbesondere noch aus dem Umstände hervor, dass die G. O. 
von der bei den beiden eben genannten Sicherstellungsmitteln ausdrücklich be- 
handelten „Justificirungsklage" bei der Sequestration gar keine Erwähnung macht. 
Es ist dies eine weitere Bestätigung dafür, dass die im 30. Capitel der a. G. O. 
behandelte Sequestration einen bereits anhängigen Process voraussetzt und dass 
sie im Sinne der Gerichtsordnung eben das zur Sicherstellung des „Streitgegen- 
standes'* gegebene Hilfsmittel ist. (Anders allerdings bei der provisorischen 
Deckungssequestration ; darüber siehe unten §. 13.) Unter Betonung des Argumentes 
von dem Mangel der Normirung einer Justificirungsklage bei der Sequestration 
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Worten: „Wenn zwischen dem Kläger und Beklagten streitig 
ist, welchem Theile der Besitz einer Sache oder Gerechtsame 
gebühre" , und der §. 337 W. G. 0. setzt noch ausdrücklich 
hinzu: .... „so soll von dem Richter, wo der Streit an- 
hängig gemacht worden." Ganz deutlich erklärt es aber 
das Hofdecret vom 19. Jänner 1790, Nr. 1094 J. G. S., 
lit, c2), dass die „angebrachte Klage" die Entstehungsquelle 
dieses mittlerweiligen Sicherstellungsmittels ist, und zwar sowohl 
rücksichtlich der Sequestration nach §. 292, als auch rücksicht- 
lich der nach §. 293 a. G. 0. , wie aus der Marginalbemerkung 
zu diesem Hofdecrete: „z. n. 13, §§. 292 und 293" zu ent- 
nehmen ist. 

Ebenso spricht der §. 10 der k. Verordg. vom 27. October 
1849, Nr. 12 R. G. Bl. davon, dass „selbst während der an- 
gefangenen und noch nicht beendigten Verhandlung" die 
Sequestration des Streitgegenstandes verfügt werden könne. — 
Scheint demnach in dieser Beziehung ein Zweifel nicht erhoben 
werden zu können % so bietet doch der §. 292 a. G. 0. (387 W. G. 0.) 
in anderer Beziehung, nämlich in seinen sonstigen Bestimmungen 
keine geringe Schwierigkeit dar für das Verständniss und die 



in derö. 0. spricht sich anch Nippel zn §§. 292 und 293 für das Erfordemiss 
einer bereits anhängigen Klage im Falle des §. 293, nicht aber (inconsequenter 
Weise und nur in Folge einer missverständlichen Auffassung des §. 292) im Falle 
des §. 292 a. G. ü. aus. Von älteren Schriftstellern ist v. Drdacki, Sicherstellung 
d. Besitzes dingl. Rechte (Wagner's Zeitschrift. 1828, I, S. 10), der im Texte an- 
gegebenen Ansicht; Prockner, Bedingungen einer zu verwilligenden Sequestration 
(Jurist. VIII, S. 41) ebenfalls mit Beziehung auf §. 293 G. 0., ohne sich jedoch 
auch bezüglich des §. 292 klar auszusprechen. 

2) Hofdecr. vom 19. Jänner 1790 an das böhm. Appellationsgericht, 
über die Amtsfrage des böhm. Landrechtes in Folge Einvernehmens zwischen 
der obersten Justizstelle und Compilationshofcommission (Nr. 1094 J. G. S.). 

c) Die Bestellung des Sequesters ist unter den Wirkungen der Eeal- 
gerichtsbarkeit in den Jurisdictionsnormen nicht aufgeführt, daher ist solche da 
zu behandeln, wo die Klage angebracht wird, aus welcher dieses 
mittlerweilige Sicherstellungsmittel entsteht" (z. n. 13, §. 292 
Tind 293). 

^) Auch die Entsch. G. U. 11.347 erkennt das Sequestrationsbegehren 
nach §. 292 a. G. 0. als durch die angebrachte Klage bedingt an mit den 
Worten: „Während die §§. 292 und 293 der a. G. 0. immerhin eine bei Gericht 
angebrachte Klage voraussetzen, wenn von der Bestellung eines gerichtlichen 
Sequesters überhaupt die Rede sein soll." 

Schubert, Die Sequeetration. 9 
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Feststellung dessen, was durch denselben eigentlich normirt 
werden wollte und worin die durch denselben aufgestellte Norm 
eigentlich bestehe? 

Wie ist zunächst der als Erfordemiss für die Bewilligung 
der Sequestration im §. 292 hingestellte Umstand: „und kein 
Theil sein Recht zum Besitze sogleich erweisen kann" 
zu verstehen? 

Es handelt sich hier doch {arg, XJeberschrift des 30. Capitels 
„von Sequestrationen und anderen mittlerweiligenVorkehrungen*" , 
dann §§. 292 und 293 a. G. 0.) um eine provisorische Ver- 
fügung während und auf die Dauer des Besitzprocesses. 
Zur Zeit der Erlassung der allg. Gerichtsordnung, also zu Ende 
des 18. Jahrhunderts bestanden zwar in einzelnen österreichischen 
Provinzen für Besitzstreitigkeiten besondere summarische Process- 
arten oder wenigstens besondere Bestimmungen zum Zwecke 
eines beschleunigten Verfahrens *) ; allein mit dem Kundmachungs- 
patente zur a. G. 0. vom 1. Mai 1781 wurden „alle vorige 
Gesetze, unter was für Benennungen sie immer ergangen wären, 
insoweit sie einen Gegenstand gegenwärtiger a. G. 0. betreffen, 
als aufgehoben erklärt". Es war daher auch in Besitzstreitig- 
keiten ordentlich, d. h. mündlich oder schriftlich zu ver- 
handeln (§. 15 a. G. 0.). 

Nach den Grundsätzen des ordentlichen mündlichen oder 
schriftlichen Verfahrens findet aber die Beweisaufnahme und 
Beweiswürdigung erst nach geschlossenem Verfahren 



^) So in dem österr. Landfrieden Ottokar*s vom 1251, — in den 
tirolischen Land.-Ordnungen vom 1526 (fol. 9) 1532 und 1573, (II lit. 42, 
57),— in Steyermark in den L. R. Reformationen vom 1533 §. 13, 1574 
A 41 ff. und 1622 A 29 ff., — in Oest erreich ob und unter der Enns, wo in 
Possessionssachen im Extraordinari-, bezw. Summariprocess zu ver- 
handeln gewesen ist: G. 0. Oest. u. d. E. v. 1540 fol. 9, v. 1557 fol. 30. 
Oest. o. d. E. S. 5 (1535, 1627). Ldtfel. Oest. ob d. E. letzte Red. II B., 
Titel 2 und 7. — Suttinger Observationes, Nr. 13. Aehnlich verordneten 
Rescripte vom Jahre 1673 für Troppau, vom Jahre 1693 und 1694 für 
Mähren und vom Jahre 1712 für Böhmen in Besitzstreitigkeiten eine sum- 
marische Verhandlung (siehe hierzu v. Canstein, Lehrb. der Gesch. u. Theorie 
d. österr. Oivilpr., S. 223; Banda, Besitz, S. 262; Ott, Beiträge zur Rocep- 
tionsgeschichte des röm.-canon. Processes in den böhm. Ländern, S. 148, 213; 
Menger, Syst. des österr. Civilpr. §. 7, S. 67. Hasenöhrl, Das österr. Land- 
recht, S. 122. Schröder in d. Zeitschr. f. Rechtsgeschichte, Bd. 7, S. 132). 
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statt. Wo war also der Ort im Rahmen des ordentlichen Pro- 
cesses, wo der Kläger oder der Beklagte den im §. 292 a. Gr. 0. 
gedachten sofortigen Beweis seines B;echtes zum Besitze führen 
sollte?**) Man könnte den Worten: „und kein Theil sein Recht 
zum Besitze sogleich erweisen kann" , allerdings in dreifacher 
Beziehung eine Auslegung geben, derzufolge diese sofortige 
Beweisführung und Beweiswürdigung zu Beginn des Besitz- 
processes nach der Gerichtsordnung denkbai* wäre, und zwar ent- 
weder 1 . dass, wenn der Kläger nicht schon in der Klage und 
der G-eklagte nicht schon in der Einrede, oder 2. dass, wenn 
nicht der eine oder der andere Theil durch eine Beweisführung 
zum ewigen Gredächtnisse oder 3. bei der über das Sequestrations- 
gesuch eines Theiles anzuordnenden Verhandlung sein Recht 
zum Besitze sofort erweise, auf Begehren des einen oder des 
anderen Theiles die Sequestration des Besitzes zu verwilligen 
sei. Aber jede dieser Lesarten führt zu Ungereimtheiten. 

Ad 1. Die Meinung ad 1 würde dahin führen, dass einer- 
seits erst nach erstatteter Einrede des G-eklagten, also nach 
einer unter Umständen ziemlich langen Frist die Sequestration 
angesucht werden könnte, andererseits aber der Beweis des 
Hechtes zum Besitze, sozusagen nur auf den Urkunden- 
beweis beschränkt bliebe, welcher gerade beim Besitzprocesse 
T^on der untergeordnetsten Bedeutung ist. ^) Auch würden dann 
nicht die Worte „sogleich" und «erweisen kann" — welche 



^) Interessant und bezeichnend ist in dieser Beziehung die Ents eh. vom 
20. April 1887, Z. 4240, mitgetheilt im Prawnik 1888, S. 6 und in Riehl's 
Sprachpraxis. 1888 , S. 128 : „Die Klage auf Auflösung' eines Pachtvertrages 
^ibt noch keinen genügenden Grund zur Uebergabe des Pachtobjectes an einen 
Sequester, denn vorliegend tritt die Voraussetzung des §.387 W G. 0., dass 
kein Theil sein Recht zum Besitz sogleich erweisen kann, nicht zu, indem erst auf 
€rrund des ürtheils entschieden werden soll, ob der Pachtvertrag aus Anlass 
der verweigerten Bestätigung als unwirksam angesehen werden soll." — Gewiss 
Tichtig, das ist es ja eben. Bei dieser Anschauung könnte aber die Sequestration 
vor Beendigung des Strittes nie bewilligt werden und doch soll sie ein Sicher- 
fltellungsmittel für die Bauer des Processes sein. 

^) Freilich, wenn der Ausdruck „Recht zum Besitze" im petitorischen 
Sinne genommen wird, würde in der Forderung des sogleichen Beweises dieses 
Rechtes in der Klage und in der Einrede durch Urkunden nichts Wider- 
sprechendes liegen, weil „Rechte" leicht und gemeiniglich durch Urkunden be- 
wiesen werden. Aber wir werden weiter unten sehen, dass dies wohl nicht der 
Sinn der Worte „Recht zum Besitze" im §. 292 a. G. 0. ist. 

9* 
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vielmehr auf einen bei einer eingeleiteten Untersuchung und 
Verhandlung mit Benützung aller den Parteien zu statten 
kommenden Beweismittel zu liefernden Beweis hindeuten, — 
sondern eher die Worte: „erwiesen hat" passen, obwohl mau 
auch von einem „Erweise" da nicht sprechen könnte, wo die 
angebotenen Beweise gar nicht aufgenommen werden sollen, 
sondern lediglich auf Grund der Klage und Einrede und ihrer 
Beilagen entschieden werden soll. 

Ad 2. Die zweite Auslegung verbietet sich wohl von 
selbst, weil, wenn der §. 292 a. G. 0. in dem „sogleich erweisen" 
eine Beweisführung zum ewigen Gedächtnisse vor Augen gehabt 
hätte, bei deren Nichtansuchen oder negativem Erfolge den 
Streittheilen das Recht, die Sequestration zu begehren, offen 
stehen sollte, er einerseits diese Beweisführung zum ewigen 
Gedächtnisse beiden Theilen bedingungslos, also nicht nur 
unter den Voraussetzungen des 15. Capitels der a. G. 0. hätte 
gestatten, andererseits aber doch auch eine Frist hätte bestimmen 
müssen, binnen welcher diese Beweisführung zum ewigen Ge- 
dächtnisse anzusuchen sei. Er hätte somit in diesem Falle nicht 
können diese Beweisführung im Allgemeinen nur „sogleich" 
fordern, sondern hätte auch insbesondere anführen müssen, dass 
dieser Beweis speciell im Wege einer beiden Theilen unbedingt 
freistehenden Beweisführung zum ewigen Gedächtnisse zu führen 
sei. Diese Auslegung würde auch weiter zu der Anomalie fuhren, 
dass, wenn der Beklagte, dem als Besitzer der in Anspruch 
genommenen Sache, doch zunächst an der Verhinderung der 
Sequestration gelegen sein muss, durch den in Folge dessen 
angesuchten Beweis zum ewigen Gedächtnisse den Beweis seines 
B;echtes zum Besitze nicht erbracht hat, der Kläger die Seque- 
stration nur dann begehren könnte, wenn er auch seinerseits 
den Beweis seines Rechtes zum Besitze nicht geliefert hat, nicht 
aber auch dann, wenn er dieses sein Recht zum Besitze er- 
wiesen hat, so dass also der Kläger, um sich das Sequestrations- 
recht zu sichern, selbst eine Beweisführung zum ewigen Gedächt- 
nisse bezüglich seines Rechtes zum Besitze gar nicht ansuchen 
dürfte. Dann wäre aber die Norm des §. 292 a. G. 0. die, dass, 
wenn der Beklagte sein Recht zum Besitze nicht sogleich durch 
eine. Beweisführung zum ewigen Gedächtnisse erweist, dem 
Kläger das Recht zusteht, die Sequestration der Sache zu ver- 
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langen oder umgekehrt. Dies würde aber nicht stimmen mit 
den Worten: ^und wenn kein Theil seiti Recht zum Besitze 
sogleich erweisen kann", weil diese Worte klar zum Ausdrucke 
bringen, dass beiden Streittheilen eine Beweispflicht bezüglich 
ihres Rechtes zum Besitze auferlegt ist, was andererseits wieder 
zur Folge hat, dass das Gelingen oder Misslingen dieses Be- 
weises für die zu treffende Entscheidung massgebend sein muss. 
Ad 3. Das Natürlichste wäre wohl anzunehmen, dass der 
im §. 292 a. G. 0. gedachte Beweis des Rechtes zum Besitze 
erst über das „auf Begehren eines oder des anderen Theiles" 
angebrachte Sequestrationsgesuch zu führen sei, dass also der 
§. 292 in seiner Textirung diesen Beweis nur als Voraussetzung 
für die Sequestrationsbewilligung anticipire, um ihn der ange- 
brachten Klage als erster Voraussetzung der Sequestrations- 
bewilligung anzuschliessen , und daher eigentlich besage, dass 
im Besitzprocesse über das Sequestrationsbegehren eines oder 
des anderen Theiles, jeder Theil sogleich (d. i. bei der hierüber 
anzuordnenden Tagfahrt) sein Recht zum Besitze zu erweisen, 
habe, widrigenfalls, wenn hierbei kein Theil sein Recht zum 
Besitze erweise, dem Sequestrationsbegehren statt zu geben sei. 
Allein wir würden hier auf dieselbe ad 2. bereits hervorgehobene 
Anomalie stossen, dass der Sequestrationswerber, welcher bei 
der (zu diesem Behufe doch nur angeordneten Tagfahrt) sein 
Recht zum Besitze erwiese, eben deshalb das Sequestrationsrecht 
nicht erlangen, dieses somit eigentlich nur eine Prämie für den 
Kichterweis seines Besitzrechtes bilden würde. "0 

') Nippel, G. 0. II, §.292, S. 136—138 hilft sich damit, dass er 
dieses : „wenn kein Theil sein Recht zum Besitze sogleich erweisen kann" , über- 
haupt ans dem Processe hinaus verlegt und behauptet , der §. 292 a. G. 0. be- 
rühre den Fall, „wo zwei oder mehrere (?) Personen auf eine Sache einen 
Anspruch machen, in deren Besitz sich noch Niemand befindet und 
in Ansehung derer auch Keiner aus denen, die darauf einen Anspruch machen, 
sein. Becht zum Besitze sogleich ausweisen kann". Auf den Fall, „wenn sich 
zwar schon einer im Besitze der Sache befindet, aber sein Becht zam Besitze 
nicht sogleich ausweisen könnte" , könne sich dieser Paragraph nicht beziehen, 
da nach §. 323 b. G. B. jeder Besitzer die rechtliche Vermuthung eines giltigen 
Titels für sich hat und zur Angabe desselben nicht aufgefordert werden kann" (??) 
(vergl. hiezu Banda, Besitz, S. 89). Gewöhnlich trete dieser Fall „bei Erb- 
rechtsstreitigkeiten ein, wenn sich nämlich mehrere zu einer Verlassenschaft 
erbserklären und noch kein Theil nach §. 810 b. G. B. in den Genuss der Ver- 
lassenschaft gesetzt worden ist. Dem Falle, wo sich kein Theil im Besitze der 
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Diese Schwierigkeit, aus dem Wortlaute des §. 292 a. Gr. 0. 
eine befriedigende Auslegung desselben zu finden, weist einer- 
seits auf eine mangelhafte Redaction desselben hin, andererseits 



streitigen Sache befindet, sei aber jener gleich za achten , wenn von dem einen 
Theile nachgewiesen würde, dass sich der andere im unechten Besitze der 
Sache befinde , dieser aber selbst sein Recht zum Besitze nicht sogleich aus- 
weisen könnte" (wie steht es da mit dem §.323 b. G. B. ?), weil für diesen 
FaU der §.347 b. G. B. die Sequestration anordne. — Der §. 292 a. G. 0. (387 
W. G. 0.) spricht aber gar nicht von dem Falle, dass kein Theil sich im Be- 
sitze befände, sondern nur von dem Falle, „wenn zwischen dem Kläger und 
Beklagten streitig ist, welchem Theil der Besitz einer Sache oder Gerecht- 
same gebühre", wenn also der Besitz der Sache (nicht eine Störung desselben) 
Streitgegenstand ist, wobei es selbstverständlich ist, dass der Besitz, recte die 
Detention der Sache nothwendigerweise auf Seite des Beklagten sein 
müsse, weil sich sonst die Klage gegen ihn gar nicht richten könnte. Der 
§. 292, ebenso wie §. 293 a. G. 0. (§. 387 und 388 W. G. 0.) setzen beide gleich- 
massig voraus, dass die Streitsache sich in der Detention des Beklagten befinde 4 
in beiden Fällen wird verlangt die Herausgabe einer Sache, „in deren Deten- 
tion (Besitz) der Beklagte sich befindet" ; allein dort aus dem Grunde, weil dem 
Kläger der Besitz (juristischer Besitz) der Sache gebühre, hier aus dem 
Grunde, weil der Kläger einen anderen, somit meritorischen Anspruch auf 
Herausgabe einer Sache erhebt, in deren Detention der Beklagte sich befindet. 
Darauf ist also Gewicht zu legen, dass §. 292 a. G. 0. (§. 387 W. G. 0.) offen- 
bar einen possessorischen, §. 293 (388 W. G. 0.) aber einen petitorischen Klags- 
anspruch vor Augen hat ; keineswegs kann man aus den Worten im §. 293 
a. G. 0. (388 W. G. 0.) „in deren Besitz der Beklagte sich befindet" a contrario 
schliessen , der §. 292 (387 W. G. 0.) behandle im Gegensatze hierzu den Fall, 
wo der Beklagte sich nicht im Besitze der Sache, also kein Theil im Besitze 
derselben befinde. Vgl. hierzu auch Unger, Erbrecht, S. 172, Note 15, der 
sich auch gegen die Ansicht Stube nrauch*s, II, S. 786 Note** wendet, dass 
unter §. 127, Alin. 2, Fat. vom 9. August 1854 der §. 292 a. G. 0. zu verstehen 
sei, da doch nur §. 293 a. G. 0. verstanden sein könne. — Aus ganz denselben, 
von Nippel geltend gemachten Gründen wurde auch in dem in G. U. 3499 
mitgetheilten Falle vom 0. G. H. in Uebereinstimmung mit den Untergerichten 
das Sequestrationsgesuch abgewiesen: „weil der §. 292 a. G. O., wie sich aus 
der Vergleichung dieses Paragraphen mit dem folgenden §. 293 in Verbindung 
mit §. 323 a. b. G. B. ergibt, nur dann Anwendung findet, wenn sich kein Theil 
im Besitze befindet, wie z. B. bei Erbrechtsstreitigkeiten, wenn noch kein Theil 
nach §. 810 a. b. G. B. in den Genuss der Verlassenschaft gesetzt worden ist. 
Derselben Motivirung begegnen wir ferner in den Entsch. G. U. 2848, 3673, 
10.625 und 11.100 (entgegenges. in G. ü. 4233). In G. U. 3673 wurde sogar 
die Sequestration eines Nachlasses nach §. 387 W. G. 0. und §. 127 Abh.-Pat. 
für zulässig erklärt, trotzdem die Erbrechtsklage noch nicht überreicht war und 
der zu klagende Erbe sich im Besitze des Nachlass Vermögens befand. In 
G. U. 4392 wurde bei einem successive erfolgten Verkaufe derselben Realität 
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fülirt sie von selbst zu einer Untersuchung seiner historischen 
Grundlage, um auf diesem Wege eine Richtschnur für die Be- 
urtheilung seines wahren Sinnes und der durch denselben zum 
Ausdrucke gelangten Norm zu gewinnen. In dieser Beziehung 
bietet uns aber schon der Rückblick auf den gemeinrechtlichen 
Besitzprocess die Lösung. 

Der gemeinrechtliche Besitzprocess zerfiel bekanntlich in 
zwei Stadien: das sogenojmtQ possessorium summar i um oAer 
summariisstmum und in das possessorium ordinarium. Das 
erstere war eine in den ordentlichen Besitzstreit (das possessorium 
ordinarium) hineinfallende, von Amtswegen, um Gewaltthätig- 
keiten zu verhüten, eingeleitete summarische Untersuchung, 
welche den Zweck hatte, den letzten Besitzstand interimistisch 
bis zur Beendigung des oft langwierigen Besitzprocesses zu 
schützen, und wenn der letzte Besitzstand zweifelhaft blieb, die 
Sequestration der strittigen Sache anzuordnen.«) 

an verschiedene Käufer über die Klage des nicht verbücherten Käufers A und 
der Streitanmerkung gegen den nur mit Verwahrung dieser Streitanmerkung 
verbücherten Käufer B auf Ungiltigkeit des einverleibten Kaufvertrages des 
letzteren dem A die Sequestration der Realität nach §. 292 a. G. 0. bewilligt, 
„weil der Besitz jener Realität jedenfalls streitig wurde" (!). Dagegen wurde 
in G. ü. 9255 über die Klage wegen Ungiltigkeit der Schenkung gegen den auf 
Grund derselben einverleibten, aber nicht im physischen Besitze der Realität 
stehenden Geschenknehmer B den Klägern die nach §. 292 a. G. 0. angesuchte 
Sequestration der Realität des letzteren nicht bewilligt, weil „B in Folge der 
Schenkung und der auf Grund derselben erwirkten Einverleibung seines Eigen- 
thumes als nicht nur im bücherlichen, sondern auch im physischen Besitze 
dieser Realität stehend zu betrachten ist". — Ulimann, S. 504 im Wesent- 
lichen Nippel folgend, beschränkt sich darauf zu §. 292 a. G. 0. anzuführen: 
„Die Gerichtsordnung gestattet über Antrag 1. im §. 292 (387) die Bewilligung 
der Sequestration, bezw. die Verfügung des gerichtlichen Erlages des Streit- 
objectes (einer Sache oder Gerechtsame), wenn sich kein Theil im Besitze be- 
findet (z. B. die Verlassenschaft, in deren Genuss noch kein Theil eingewiesen 
wurde G. U. 3499) oder kein Theil sein Recht zum Besitze sogleich erweisen 
kann (vgl. auch §.347 b. G. B.)." — v. Canstein spricht sich über §.292 
a. G. 0. gar nicht näher aus (vgl. dessen Civilprocessr. I, S. 190). Bock, 
a. a. 0. S. 210 und 211 findet ebenfalls im §. 292 den Fall normirt, wenn „kein 
Theil sich im Besitze befindet '^ und denselben hauptsächlich anwendbar bei 
widerstreitenden Erbserklämngen (§. 127 Abh.-Pat.), wenn noch keinem der Erbs- 
interessenten die Verwaltung des Nachlasses eingeräumt wurde, aber auch im 
Falle des §. 348 (?) b. G. B. 

^) Vgl. Bruns, Besitz im Mittelalter, §§.33, 44, 45; Bayer, Summar- 
proc, §. 65 und 66; v. Canstein, Lehrbuch der Geschichte und Theorie des. 
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Diese provisorische Besitzregulirun g, eventuell Seque- 
stration des gememrechÜiohen possessorhim summarissimum liegt 
nun offenbar dem §. 292 a. G. 0. zu Grunde. Eine . Bestätigung 
hierfür liefert auch der Umstand, dass die §§. 292 und 293 
a. G. 0. im Wesentlichen der G. 0. von 1557 für Oesterreich 
unter der Enns entnommen sind^), welche in ihrem Extra- 
ordinari- und Summariprocess in „Possessionssachen" auf dem 
oben erwähnten gemeinrechtlichen possessorium summarissimum 
beruht. ^^) Letzteres wollte sonach ohne Zweifel durch §. 292 
auch für die allgem. Gerichtsordnung als Provisorium in Besitz- 
entsetzungsstreitigkeiten recipirt werden und lösen sich von 
diesem Gesichtspunkte aus die im §. 292 anscheinend liegenden, 
oben hervorgehobenen Widersprüche durch eine natürliche er- 
ergänzende Interpretation desselben von selbst auf. Hiemach 
ist der Sinn des §. 292 a. G. 0. der: „Wenn zwischen dem 
Kläger und Beklagten streitig ist, welchem Theile der Besitz 
einer Sache oder Gerechtsame gebühre, und kein Theil sein 
Recht zum Besitze sogleich (d. i. bei der von Amtswegen ein- 
zuleitenden Besitzregulirung in possessorio summarissimo) erweisen 
kann (in welchem bejahenden Falle die Sache vorläufig dem 
Theile zuzuweisen oder bei dem Theile zu belassen ist, der sein 
Recht zum Besitze erwiesen hat, was als selbstverständlich und 
als nothwendige Consequenz des zu liefernden Beweises nicht 
erst ausdrücklich beigefügt worden ist), soll auf Begehren eines 
öder des anderen Theiles die Sequestration oder etc ver- 
willigt werden." 

Hiemach ist aber auch der Ausdruck „Recht zum Be- 
sitze" nicht im Sinne des Ausweises eines Titels zum Besitze, 
sondern des Rechtes auf den Besitzesschutz, also im Sinne 
des Ausweises des letzten f actischen juristischen Besitzes zu ver- 
stehen, ^i) Einen weiteren Beleg dafür, dass auch nach dem 



österr. Civilpr., S. 221, 222; Randa, Besitz, S. 128, 129; Burckhard, System, 
in, S. 86, 87. 

•) Vgl. V. Canstein, Gesch. und Theorie des österr. Civüpr., S. 235. 

") Vgl. Note 4, S. 130 oben. 

^*) Ob im gemeinrechtlichen possessorium summarissimum der letzte 
factische, d. h. der der eingeklagten Besitzentsetznng unmittelbar vorausgegangene 
Besitz oder der letzte echte Besitz (im gegenseitigen Verhältniss der Parteien) 
zu schützen sei , bezw. ob die exceptio vitiosae possessionis ob adversario im 
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Erscheinen der a. Gr. 0. in Besitzstreitigkeiten eine summarische 
Verhandlung behufs Schaffung eines Provisoriums bis zur Ent- 
scheidung des Besitzstreites stattfand, liefert auch das für Galizien 
erlassene Hofdecret vom 5. Deceihber 1812, Nr. 1017 
J. Gr. S. 12), in welchem dieses summarische Verfahren als schon 
derzeit in den bestehenden Vorschriften gegründet bezeichnet wird, 
allerdings ohne Berufung auf den dem §. 292 a. G. 0. entspre- 
chenden §. 387 der W. Gr. 0., sowie auch die zwar ebenfalls nur 
für Galizien erlassene Resolution vom 31.0ctober 1785, 



Summarissimum oder im Ordinarinm geltend gemacht werden konnte, war streitig. 
Ziemlieh allgemein wnrde jedoch angenommen, dass diese excejytio im Summa- 
rissimnm nnberücksichtigt bleiben müsse, und in diesem, nur „das blosse Factum 
des gegenwärtigen, neuesten jüngsten Besitzes" zu erörtern sei. Dies war 
unbedingt der Fall nach der italienischen und deutschen Praxis, sowie der 
K. Gr. 0. von 1555, II, 21, §.1, 2, nach welcher auf Grund blosser Beschei- 
nigung und unter Ausschluss nicht liquider Einreden (exe. vitiosae poss.) der 
letzte Besitz geschützt wurde. (Vgl. Bruns, Besitz im Mittelalter, S. 401, 
Savigny, §.51, v. Canstein in Grünhut's Zeitschrift, VI, S. 174, Note 44, 
S. 180, Note 46, Randa, Besitz, S. 261, Note 56.) — In der Praxis wird der 
Ausdruck „Recht zum Besitze" meistentheils im Sinne des „titulirten Besitzes" 
genommen. Vgl. G. ü. 3193. 

") Hofdecret vom 5. December 1812, an das Galizische Appella- 
tionsgericht, ein verständlich mit der Hofcommission in Justizsachen. (Nr. 1017 
J. G. S.) „Auf neuerlich erregte Anstände und erhobene Zweifel , wie sich in 
Besitzstreitigkeiten in Galizien zu benehmen, welcher Einfluss den politischen 
Behörden hierin zu gestatten sei, und nach welchen Modalitäten die Gerichts- 
behörden vorzugehen haben, haben Seine Majestät folgende höchste Weisung zu 
ertheilen befunden : — — — — — — — — — — — — — 

Belangend eine practische Vorschrift des Verfahrens in solchen Fällen, damit 
nicht die richterliche Hülfe verzögert werde , so wird zwar die künftige all- 
gemeine Gerichtsordnung auch die Possessionsstreitigkeiten näher behandeln; 
allein schon derzeit gebricht es den Gerichtsbehörden an Vorschriften nicht, 
wie sie bey Vorfällen des gestörten , bedrohten oder vorenthaltenen Besitzes 
schleunige Hülfe zn leisten haben. 

Ist der Richter an Ort und Stelle, wie dieß bey Magistraten und andern 
Obrigkeiten der Fall ist; so hat er nach einer summarischen Ver- 
handlung, bey welcher blos das Factum Turhationis mit Beseitigung 
aller übrigen Ansprüche zu erörtern ist, den Besitzstand zu regu- 
liren, und eine Entscheidung, die allerdings mittelst bloßen 
Bescheides geschehen kann, provisorisch auch sogleich zu voll- 
strecken." 
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Nr. 489, liL uu J. Gr. S. ^^), welche offenbar eine provisorische 
Besitzregulirung vor Augen hat, die im Falle vorgekom- 
mener Gewaltthätigkeiten neben der etwa einzuleitenden Straf- 
untersuchung und unpräjudicirlich für den eigentlichen Besitz- 
process zu treffen ist. 

Dadurch eröffnet sich uns aber auch ein klares und voll- 
ständiges Verständniss des §. 347 a. b. Gr. B. i*) und namentlich 
seiner Worte: „Zeigt sich nicht gleich auf der Stelle." Dieser 
Paragraph hat offenbar das bestehende und geübte gemein- 
rechtliche Summarissimum im Besitzprocesse vor Augen ^^) und 
regulirt dasselbe in der Art, dass nicht der letzte factische, also 
der der Turbation vorausgegangene, sondern der im gegen- 
seitigen Verhältnisse der Parteien letzte echte Besitz bis 
zur Entscheidung des Besitzprocesses zu schützen, wenn aber sich 
nicht gleich auf der Stelle ermitteln lasse, wer (mit Rücksicht auf 
die erhobene except, vitiosae poss, ab adversario) sich in einem 
echten Besitze befinde, oder wenn kein Theil seinen behaupteten 
juristischen Besitz sofort erweisen könne, die Sequestration zu 
verfügen sei (ob von Amtswegen oder über Antrag, bleibt 



") Höchste Resolution vom 31. October über das ünter- 
suchnngsgeschäft des galizischen Appellationsgerichtes, und Land- 
rechte (Nr. 489 J. Gr. S. ai 1785). „Erstens folgende Gesetze wurden für alle 
Provinzen erlassen: — — — — — — — — — — — — — 

Viertens: Folgende Einrichtungsgegenstände wurden in Gallizien bewilliget: — 

uu) „Wenn künftig über gewaltsame Thätigkeiten, so von dem Besitzer gegen 
einen Dritten, oder von einem Dritten gegen den Besitzer ausgeübet worden, 
eine Klage vorkäme, und wegen Bestrafung gehandelt würde, „solle das Geschäft 
keineswegs zu einem Process eingeleitet, sondern sogleich von amtswegen mit 
aller Beförderung genauest, und zwar nach Beschaffenheit auch kriminalistisch 
untersuchet, und was Rechtens ist ftirgek ehret werden." 

") Vgl. zu dem §. 347 b. G. B.; Randa, Besitz, S. 20, 120, Note 20, 
S. 122, 266. 

^^) Dass auch Zeiller bei Bestand d. a. G. 0. ein für Besitzstreitig- 
keiten geltendes summarisches Verfahren, ein possessorium summaris- 
simum annahm und anerkannte, geht aus seinen Bemerkungen zu §§. 346 und 
347 b. G. B. in seinem Commentare hervor. Auch bei der Berathung des §. 347 
b. G. B. = §. 68, I. Urentwurf bemerkte Zeil 1er: „Dieser Paragraph handle 
von dem augenblicklichen Besitzstande (judicio summarissimo). Vgl. Ofner, 
Urentwurf, I, S. 240. 
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unentschieden). ^^) Dadurch scheint nun eine Abänderung oder 
wenigstens Fixirung des gemeinrechtlichen , die excej}t mt. poas. 
in der Regel ausschliessenden Summarissimum und bezw. des 
auf dem Boden desselben stehenden §. 292 a. G. 0. (387 W. Gr. 0.) 
bezielt worden zu sein. 

b) Die kais. Verordnung vom 27. October 1849, 
Nr. 12 R. G. B. Wie sonach vermuthlich der §. 347 b. G. B. 
theilweise dem §. 292 a. G. 0. derogirte, so hat jedenfalls der 
§. 10 der citirten kais.Verordg. dem §. 347 b. G. B. theilweise dero- 
girt, und zwar insoferae, als er einerseits die Bewilligung der 
Sequestration im Besitzprocesse an die weitere Bedingung knüpft, 
dass auch Gewaltthätigkeiten oder die Zufugung eines unwider- 
bringlichen Schadens zu besorgen . sein müssen, und indem er 
andererseits die Sequestration auch von anderen provisorischen 
Verfügungen ablösen lässt. Nach diesem §.10 gilt nämlich 
Folgendes : 

1. Wenn die Voraussetzung des §.347 b. G. B. ein- 
tritt (arg. „dem §. 347 des a. b. G. B. gemäss'^) — welche jedoch 
nicht erst dann als vorhanden anzunehmen ist, wenn einer oder 
der andere Theil sein Recht zum Besitze, bezw. die Echtheit 
seines Besitzes nicht gleich erweisen oder ausweisen kann — (weil 
dieser Beweis nach dem jetzigen Besitzstörungsverfahren, welches 
nicht mehr wie im gemeinrechtlichen possessorium summarissimum 
nut dem Provisorium der Sequestration erledigt werden kann^^), 



^*) Der §. 347 b. G. B. steUt mit seiner Textinmg — „wer befinde, 

und inwiefern. . .. habe" — nicht zwei Erfordernisse auf. Das „und" hat 
hier keine einschränkende, sondern epexegetische Function: „und inwiefern daher", 
sagt Burckhard, System, III, S. 79, Note 23 jedoch mit Unrecht. Nichts zwingt 
zu dieser Interpretation und damit zu der Annahme, der §. 347 habe nur dann, 
wenn nicht klar sei, wer sich im echten Besitze befinde, nicht aber auch dann, 
wenn nicht klar sei, wer sich überhaupt im juristischen Besitze befinde, die 
Sequestration anordnen wollen. 

*') Zeiller zu §. 347 b. G. B. sagt in dieser Beziehung verkehrter Weise* 
„In solchen Fällen (nämlich wenn der Besitz oder die Echtheit desselben nicht 
sogleich erwiesen werden kann) ist, insonderheit wenn Gefahr einer Rechtsver- 
küTBUng oder gewaltsamer Auftritte obwaltet, auf Sequestrirung der Sache zu 
erkennen(!?) und dem einen oder dem anderen Theil die Besitzklage im 
ordentlichen Rechtswege^?) vorzubehalten(?). Es liegt hier offenbar eine 
Verwechselung oder irrige Identificirung des possessorium summariissimum mit 
dem possessorium ordinarium vor. Nur im letzteren konnte „erkannt" und die 
Besitzklage im ordentlichen Rechtswege (Puhliciana) vorbehalten werden. 
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erst im Laufe des Verfahrens, und zwar mit der Wirkung eines 
definitiven Schutzes des letzten als echt anerkannten Besitzes i®) 
zu führen ist), — sondern schon dann als gegeben erachtet werden 
muss, wenn überhaupt nur die Echtheit des Besitzes streitig 
ist (arg. „insbesondere dann, wenn es streitig ist, wer sich im 
ersten Besitze befindet"), also wenn der Geklagte die exceptio 
vitiosae i^ossessionis erhebt, so soll der Richter : — entweder die 
Sequestration anordnen oder beiden Theilen alle Besitzhandlungen 
untersagen, oder den streitigen Gegenstand derjenigen Partei 
anvertrauen, welche ihrem Gegner Sicherheit leistet, oder wenn 
jede oder gar keine Sicherheit leisten will oder kann, derjenigen, 
„welche in anderen Rücksichten auf den Schutz des Gerichtes nach 
rechtlicher Erwägung aller Umstände grösseren Anspruch hat". 

2. Tritt die Voraussetzung des §. 347 b. G. B. nicht 
ein, bezw. ist gar nicht strittig, wer sich im echten Besitze^ 
befindet, so kann der Richter die unter Abs. 1 angeführten 
provisorischen Verfügungen nach den dort aufgestellten Grund- 
sätzen ebenfalls treffen, jedoch mit Ausschluss der Seque- 
stration, weil diese nur auf den Fall, wenn zwischen den 
Parteien streitig ist, wer sich im echten Besitze befindet, be- 
schränkt ist. 19) 

3. Diese einstweiligen Verfügungen „hat" der Richter auf 
„Begehren" , jedoch nur „zur Verhütung von Gewaltthätig- 
keiten oder zur Abwendung eines unwiderbringlichen Schadens" 
zu bewilligen, er kann sie aber auch zu diesem Zwecke „von 
Amts wegen" ^o) verfügen. 

Ob während des Recurses gegen den im Besitzprocess er- 
gangenen Endbescheid (§§. 15 u. 16 derVerordg.) die bei der ersten 
Erledigung der Klage oder die während der Verhandlungen ge- 



18) Vgl. Ran da, Besitz, S. 129 und 261, Note 56. 

1®) ßanda, Besitz, S. 266 erklärt, dass die erwähnten zu treffenden 
Anordnungen vorzugsweise dem richterlichen Ermessen anheimgegeben sind, 
während v. Canstein in Grünhut's Zeitschrift, VI, S. 185 eine von der im 
Texte abweichende systematische Gliederung der nach §. 10 der k. Verordg. zu 
treffenden provisorischen Verfügungen aufstellt, welche jedoch die directe Fühlung 
mit dem Gesetze stellenweise vermissen lässt. 

2°) Vgl. Burckhard, III, S. 80. — Er kann sie daher auch, wenn 
Gefahr am Verzuge ist, ohne Gehör des Gegentheils verfügen, ebenso wie im 
Bestand verfahren (§. 14). Vgl. auch Menger, System des österr. Civilprocesses. 
Wien 1876, S. 311, Note 14 und 15. 
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troffenen provisorischen Verfügungen (§. 8, 9, 10 der Verordg.) 
sogleich wieder aufhören oder bis nach eingetretener Rechts- 
kraft des Bescheides fortdauern sollen, bleibt dem Ermessen des 
Richters erster Instanz überlassen (§. 18, AI. 2 der Verordg.). 

c) Die Sicherstellung ärarischer Ansprüche durch 
provisorische Sequestration ist, und zwar ohne Unterschied, ob 
es sich um einen possessorischen oder petitorischen Stritt, um 
einen Streit, um eine Sache oder Gerechtsame oder um eine 
Geldforderung handelt, an keine besonderen Bedingungen ge- 
bunden. Der Finanzprocuratur ist vielmehr nach dem Hof- 
decrete vom 18. September 1786, Nr. 577 J. G. S., lit,c,^^) 
die von ihr in Vertretung des Aerars angesuchte provisorische 
Sequestration auf Grund des blossen Ausweises einer hangenden 
Inquisition oder über Vorlegung einer diesbezüglichen Verordnung 
der Hof- und Länderstellen ohneweiteres zu bewilligen. 
Dieses den Hof- und Länderstellen zustehende Recht wurde mit 
dem Hofdecrete vom 4. Mai 1840, Nr. 430 J. G. S. auch 
einzelnen in diesem Hofdecrete namentlich bezeichneten Berg- 
und Salinenämtern eingeräumt. Auf andere durch die Finanz- 
procuratur vertretene Fonde wurden aber diese Begünstigungen 
nicht ausgedehnt (Hofdecret vom 29. Jänner 1839, Z. 460, 
Wessely Handb. I, Nr. 1106). Bei Aerarialforderungen, die zum 
gerichtlichen Verfahren nicht geeignet sind, sondern in die 
Competenz der politischen Behörden fallen, haben diese 
letzteren die provisorische Sequestration oder überhaupt die 
erforderliche Sicherstellung entweder unmittelbar durch Ersuch- 
schreiben an das zur Vollstreckung berufene Gericht oder durch 
einen diesbezüglichen Auftrag an die Finanzprocuratur zu 



^*) Hofdecret vom 18. September 1786 an das böhm. Appellations- 
gericht über dessen Amtsbericht vom 29. May 1786 und das zwischen den 
vereinten Hofstellen nnd der Kompilazionshofcommission gepflogenen Einver- 
nehmen (Nr. 577 J. G. S.). — „Dem Fiskalamte könne auch in Folge §. 298 
der Gerichtsordnung vor erfolgtem richterlichen Urtheile eine Execuzion nicht 
bewilliget werden; die Sicherheit des Aerariums aber könne auch ohne Er- 
greifung einer Execuzion durch die in der Gerichtsordnung vorgesehene Weege 
der Verbote, Sequestrazionen , Arreste, und anderweiten Sicherstellungsmittel 
geschehen, zu deren Erwirkung sich das Fiskalamt lediglich durch Darthuung 
hangender Inquisitionen , oder durch Vorlegung der Verordnungen der Hof- und 
Länderstellen zu legitimiren habe." 
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veranlassen (Hofdecret vom 24. October 1806, Nr. 789 

J.G.S.22) 

Im Wesentlichen dasselbe gilt auch rücksichtlich der 
Sicherstellung der Vermögensstrafen wegen G-efälls- 
übertretungen gemäss der §§. 567 und 568 des Gefällsstraf- 
gesetzbuches, dann den Hofdecreten vom 5. Februar 1839, 
Nr. 336 J. a. S. 23) und vom 1. April 1844, Nr. 798 J. G. S. 2*) 



") Hofdecret vom 24. October 1806, an beide Galizische Appel- 
lationsgericbte, einverständlich mit der Hofcommission in Gesetzsachen (Nr. 789 
J. G. S.). „In Hinsicht der Sicherstellung solcher Fordenmgen, die zum gericht- 
lichen Verfahren nicht geeignet sind ; sondern worüber den politischen Behörden 
allein die TJutersuchung, Entscheidung und Execution zusteht, ist festzusetzen 
befunden worden : dass in solchen Gegenständen den politischen Behörden das 
Befugniß, die erforderliche Sicherstellung zu veranlassen, nnd wegen derselben 
Vollstreckung die Gerichtsbehörden unmittelbar durch Ersuchschreiben anzugehen, 
oder hierzu den Fiscalämtem den Auftrag zu ertheilen, zustehe; eine solche 
Sicherstellung aber durch die dießfällige Verordnung der politischen Behörde, 
in Folge des Hofdecretes vom 18. September 1786, schon von selbst gerechtfertiget 
werde, daher keiner weiteren Justiflcirung bedürfe." 

") Hofdecret vom 5. Februar 1839. an sämmtliche Appellatians- 
gerichte (Nr. 336 J. G. S.). — „lieber den Sinn und die Anwendung des §. 567 
des Gefällen-Strafgesetzes wird hiermit folgende durch Allerhöchste EntschliessuDg 
Seiner Majestät vom 8. Jänner 1839 genehmigte Belehrung ertheilt. 

1. In den Fällen, in denen bei einem Gerichte zum Behufe des wegen 
einer Gefällsübertretung anhängigen Verfahrens zufolge des §. 567 des Gefälls- 
Strafgesetzbuches Vorkehrungen zur Erlangung der vorläufigen Sicherstellung 
angesucht worden , ist, wenn das Einschreiten nicht von der Kammerprocuratur 
geschieht, die Beobachtung der in der Gerichtsordnung vorgeschriebenen Formen 
nicht zu fordern. 

2. Da die zum Behufe des gedachten Verfahrens von einem Gerichte 
bewilligten Vorkehrungen zur Erlangung der vorläufigen Sicherstellung durch 
dieses Verfahren selbst in dem mittelst des Strafgesetzes über Gefällsüber- 
tretungen vorgeschriebenen Wege gerechtfertiget werden, so ist zur Justiflcirung 
derselben bei den Civilgerichten weder eine Klage zu überreichen, noch die 
Bewilligung einer Frist anzusuchen. Wenn jedoch untergeordnete Gefällsämter 
oder einzelne Gefällsbeamte von dem ihnen im §. 52 des Amtsunterrichtes ein- 
geräumten Bechte, um Bewilligung der Sicherstellung von Strafbeträgen un- 
mittelbar das Gericht anzugehen, Gebrauch machen, so haben sie hierüber sogleich 
an die Bezirksbehörden die Anzeige zu erstatten. 

Das Appellationsgericht hat diese Vorschrift den ihm untergeordneten 
Civilgerichten zur Nachachtung mitzutheilen." 

^*) Hofkammerdecret vom 1. April 1844 an sämmtliche Cameral- 
Gefällen-Verwaltungen ; sämmtlichen Appellationsgerichten bekannt gemacht mit 
Justiz-Hofdecret vom 10. April 1844 (Nr. 798 J. G. S.). — „Seine k. k. Majestät 
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Nur geht aus diesen Gesetzesstellen hervor, dass zur Sicher- 
stellung der Grefällsvermögensstrafen nicht blos die provisorische 
Sequestration, sondern über Ansuchen auch die Sequestration 
als Execution zur Sicherstellung zu bewilligen ist. 

Insbesondere ist endlich durch das Hofdecret vom 26. Fe- 
bruar 1 823, Z. 8544 (Wessely I, Nr. 1102) angeordnet worden, 
dass gegen contractbrüchige Mauthpächter durch die Finanz- 
procuratur die gerichtliche Sequestration einzuleiten und von 
dem Richter ohne vorläufige Verhandlung blos über die Vorzeigung 
des Auftrages der betreffenden Central- oder Landesstelle zu 
bewilligen sei,**) 

Diese bisher angeführten besonderen Bestimmungen sind, 
soweit es sich um einen Besitzprocess des Aerars handeln sollte, 
durch den §.10 der kais. Verordg. vom 27. October 1849, Nr. 49 
R. G. B. nicht berührt worden , weil sie besondere Privilegien 
des Aerars bilden, und als solche von der allgemeinen Gesetz- 
gebung unabhängig sind. Die fortdauernde Geltung dieser zu 
Gunsten des Staates erlassenen Specialverordnungen im Besitz- 
und Eigenthumsprocess des Staates wurde auch in den Ent- 
scheidungen G. U. 248 und 645 ausdrücklich anerkannt. 

B. Gegenstand der Sequestration imBesitzprocesse. 

1. Der §. 292 a. G. 0. (387 W. G. 0.) bezeichnet als Gegen- 
stand der Sequestration eine Sache oder Gerechtsame» 

Aus dieser Gegenüberstellung erhellt, dass der Ausdruck 
Sache hier nicht im weiteren Sinne, in welchem er auch Rechte 
in sich begreift (§. 291 b. G. B.), sondern im engeren Sinne, dem- 
zufolge er nur die in die sinnliche Erscheinung fallenden Gegen- 
stände, also nur die sog. körperlichen Sachen umfasst, 
genommen ist, weil hier eben die Sachen den Gerechtsamen, 
welche jedenfalls unter die Rechte gehören, entgegengesetzt 



haben mit AUerhöchster Entschliessung vom 24. Februar 1844 zu genehmigen 
geruht, dass auch zur Sicherstellung von Gefällsstrafen, die im §. 298 der all- 
gemeinen Gerichtsordnung, Nr. 13 der J. G. S., und den Justiz-Hofdecreten vom 
18. September 1786, Nr. 577 und 25. October 1805, Nr. 752 der J. G. S. bezeich- 
neten Sicherstellnngsmittel in Anwendung gebracht werden können.'^ 

2*) Vgl. endlich auch das Gesetz vom 12. Juli 1872, Nr. 112 R.G.B. 
{über die Syndicatsklage) betreffs der Bestimmung desselben wegen Sicher- 
stellung der Räckersatzanspräche des Staates gegen die schuldtragenden Beamten 
(§. 24-27). 
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werden. Der Ausdruck „Grerechtsame" ist nun aber, wie bereits 
angedeutet, nicht identisch mit dem Begriife von „Rechten 
überhaupt", sondern bezeichnet nur eine bestimmte Gattung 
von Rechten. Aus dem Umstände , dass im §. 292 a. G. 0. von 
einem Streite wegen des Besitzes von Sachen oder Gerechtsamen 
die Rede ist, geht zunächst soviel hervor, dass unter Gerecht- 
samen nur Rechte verstanden sein können, an denen ein Besitz 
gedacht werden kann, also Rechte, die eine fortdauernde 
Ausübung zulassen und sich durch ihre einmalige Geltend- 
machung nicht erschöpfen. 2 ö) 

Aber auch in der Bedeutung von „besitzfähigen Rechten 
überhaupt" wäre der Ausdruck Gerechtsame im Sinne des 
§. 292 a. G. 0. zu weit gefasst. 

Schon nach dem Sprachgebrauche des vorigen Jahrhunderts 
hatte der Ausdruck „Gerechtsame" einen weiteren und einen 
engeren Sinn. Im weiteren Sinne verstand man darunter über- 
haupt alle durch Gesetz oder Herkommen begründeten Vor- 
rechte, als: Privilegien, Hoheitsrechte, Realrechte, Bannrechte, 
Servitutsrechte. Im engeren Sinne dagegen wurden darunter 
vorzüglich die den Reallasten entsprechenden Berechtigungen 
und wohl auch Nutzungsrechte überhaupt begriffen. ^7) 

Da es sich nun im § 292 a. G. 0. um „Sequestration" 
handelt, das Wesen derselben immer in der „Verwahrung" oder 
„Verwaltung" eines Dritten besteht, die Verwahrung bei Rechten 
der Natur der Sache nach ausgeschlossen ist , und eine Verwal- 
tung nur bei solchen Rechten denkbar ist, deren Ausübung 
einen selbständigen fortdauernden Ertrag abwirft, so kann es 
nicht zweifelhaft sein, dass der Ausdruck „Gerechtsame" im 
§ 292 a. G. 0. nur in dem oben erwähnten engeren Sinne, nämlich 
in dem Sinne von „selbständigen Nutzungsrechten" zu ver- 
stehen ist. Eine Bestätigung hierfür liefert auch die bereits 
oben erwähnte Ger.-Ordg. für Oesterreich u. d. Enns vom J. 1557, 
welcher die §§. 292 und 293 der Josefinischen Gerichtsordnung 



2«) Vgl. Randa, S. 515 fg. 

2') Ebenso sagt Bock, a. a. 0. : „Unter diesem Ausdrucke (Gerechtsame) 
verstehen wir nach dem Sprachgebrauche am Ende des vorigen und Anfang 
dieses Jahrhunderts Rechte , die im Gesetze oder Herkommen begründet , eine 
fortdauernde, nutzbringende Ausübung des Inhaltes zulassen, wie Privi- 
legien, Realgerechtigkeiten, Fischereirechte u. s. w." 
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im Wesentlichen entnommen sind. Dort (Buch I, Art. 68) wird 
die Sequestration nur bei der Execution behandelt und steht 
dort statt „Gerechtsame" der Ausdruck „Nutzungen". ^s) 

Als die Compilatoren nun diese für die Execution ge- 
gebenen Bestimmungen der niederösterr. Ger.-Ordg. für die Seque- 
stration des Streitgegenstandes verwendeten, substituirten sie 
ohne Zweifel dem Ausdrucke „Nutzungen" das Wort „Gerecht- 
same", um damit das „Recht auf die Nutzxmgen" zu bezeichnen, 
wenn es im Streite befangen sein sollte. 2®) 

Der §. 10 der k. Vrordg. vom 27. October 1849 über das Be- 
sitzstörungsverfahren, der, wie wir gezeigt haben, dem §. 292 
a, G. 0. und dem §. 347 b. G. B. th eilweise derogirt hat, macht 
allerdings keine Einschränkung bezüglich des Gegenstandes der 
Sequestration und der §. 2 dt, spricht allerdings nicht mehr von 
„Gerechtsamen", sondern schlechtweg davon „Wenn Jemand in 
dem Besitze einer Sache oder eines Rechtes beeinträchtigt 
oder wenn er dieses Besitzes wiederrechtlich entsetzt worden"; 
allein trotzdem kann man nicht behaupten, dass dermal jedes 
(besitzfähige) Recht, um dessen Besitz ein Streit anhängig ist, 
sequestrirt werden könne, weil die Beschränkung des Gegen- 
standes der Sequestration, soweit es sich um streitige Rechte 
handelt, auf solche Rechte, welche eine selbständige Ausnützung 
und Fructificirung durch einen Dritten im Wege der Verwal- 
tung zulassen, sich noth wendig aus der Natur und dem Wesen 
der Sequestration von selbst ergibt. 

2. Vorstehende Erwägungen angewendet auf die Frage, 
welche Rechte Gegenstand der Sequestration sein können, führen 
im Einzelnen zu nachstehendem Resultate: 



**) Vgl. V. Cao stein, Gresch. nnd Theorie d. österr. Civilpr. I, S. 235. 

*®) Bock, a. a. 0. S. 259 sagt daher nicht ganz mit Unrecht: „Gegen- 
stand der Execution sind demnach Früchte und Gefälle Das Gesetz ge- 
brancht diese Ansdräcke offenbar als Correlate zu den im §. 392 der a. G. 0, 
als Gegenstand der provisorischen Sequestration genannten Sachen oder 
Gerechtsamen, so dass die „Früchte" den „Sachen", die „Gefälle" den „Gerecht- 
samen" entsprechen." — Jedoch hat der Ausdruck „Gefälle" im §. 320 a. G. 0. 
immerhin eine allgemeinere Bedeutung als „Nutzungen". „Gerechtsame" als das 
Hecht auf Nutzungen, ist daher nicht ganz das Correlat von „Gefällen", worunter, 
wie Bock selbst behauptet, alle Arten von Einkünften des Ezecuten zu ver- 
stehen sind. 

Schubert, Die Sequestration. 10 
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A. Nur solche Rechte können Gegenstand einer Sequestration 
sein, an denen ein Besitz überhaupt gedacht werden kann, 
die also eine fortdauernde Ausübung gestatten, also ins- 
besondere nicht Forderungsrechte, die auf eine einmalige Lei- 
stung gerichtet sind (Geldforderungen) ^o) . Q^^p das Pfandrecht, 
das sich mit der einmaligen Ausübung seines Inhaltes, nämlich 
der Veräusserung, verzehrt. 3^) 

B. Von besitzfähigen Rechten sind nur solche sequestra- 
tionsfähig, welche eine selbständige Ausnützung und Verwer- 
thung derselben durch einen Dritten zulassen, also nur selbst- 
ständige Nutzungsrechte. Hiemach können kein Gegenstand 
der Sequestration sein: 

a) Realservituten, welche nur dem Nutzen eines be- 
nachbarten Grundstückes zu dienen bestimmt sind, selbst aber 
eine Verwerthung und Fructificirung derselben durch einen 
Dritten im Wege der Verwaltung (Perception des Ertrages, 
Veräusserung, Verpachtung) nicht gestatten, so alle Hausservi- 
tuten, von den Feldservituten alle negativen, dann die Fahr-, 



3°) So hat auch der 0. G. H. in G. U. 5207 und 8942 die Sequestration 
einer streitigen oder noch nicht fälligen Geldforderung für unzulässig erklärt. 
Vgl. auch Randa, a. a. 0. S. 523. 

»^) Vgl. Ungar, System, I, S. 532, Note 81, II, S. 268, Note 55; Exner, 
Tradition, S. 47 und Randa, Besitz, S, 525, 526, Note 15 (wo auch die einen 
Besitz am Faustpfandrechte annehmenden und leugnenden Schriftsteller ange- 
führt sind) bezüglich des Faustpfandrechtes, dann bezüglich des Besitzes der 
Hypothek als des Pfandrechtes an unbeweglichen Sachen: Unger, System, II, 
S. 284 (über die Tabularersitzung) und Randa, a. a. 0. S. 62 (über den Tabular- 
besitz). — Mit Unrecht wurde daher in G. U. 6897 im Stritte des A gegen B 
auf Anerkennung seines prätorischen Pfandrechtes an einem Omnibuswagen dieses 
Pfandrecht als eine Gerechtsame erklärt und die Sequestration des Omnibus - 
Wagens bewilligt. Ebenso wurde unrichtiger Weise in G. U. 70.71 im Streite 
zwischen dem Hypothekargläubiger und dem Executionsführer über die von 
Ersterem mittelst Klage in Anspruch genommene Pertinenzqualität von gepfän- 
deten Fabriksmobilien, die Sequestration der letzteren bewilligt, „in der Erwähnung, 
dass nach dem Wortsinn und der klaren Absicht der Vorschriften der Gerichts- 
ordnung über die Sequestration als mittlerweilige Vorkehrung zum Schutz eines 
streitig gemachten Anspruches diese Vorkehrung auch dann anwendbar ist, wenn 
eine Gerechtsame an einer Sache (ein eine bestimmte Sache betreffendes Recht) 
in Anspruch genommen wird und Gefahr obwaltet, dass mit der Sache Ver- 
fügungen vorgenommen werden, wodurch die Ausübung des- in Anspruch genom- 
menen Rechtes vereitelt oder erschwert werden könnte". 
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Weg-, Viehtrieb-, Wasserservituten , das Weidereeht, die Vieh- 
tränke u. a. ; 

l) von den Personalservituten der Grebraueh (Usus) 
§. 504 b. G. B. und die Wohnung (habitatio) §. 521 b. Gr. B., 
w^eil diese Servituten höchst persönliche B;echte sind, so dass 
selbst deren Ausübung durch Dritte rechtlich ausgeschlossen ist ; 

c) die Bannrechte, d. s. jene dem deutschen Rechte ent- 
sprungenen (in Oesterreich bereits aufgehobenen und abgelösten) 
Bechte, denen zufolge die Einwohner oder Grewerbetreibenden eines 
bestimmten Kreises bestimmte Bedürfnisse nur durch den Bann- 
berechtigten decken zu lassen verpflichtet waren (Propinations- 
recht, Mühlzwang), weil diese Rechte ihrem Wesen nach nur 
in dem Verbotsrechte der Waarenabnahme oder Arbeitsbestel- 
lung bei einem Dritten bestehen. *2) 

Dagegen unterliegen der Sequestration: 

a) Realservituten, welche in dem Bezüge selbständig 
realisirbarer Nutzungen bestehen, z. B. das Holzschlage-, Holz- 
oder Streuleserecht, das Recht auf die Nutzungen von Gras, 
Obst und Feldfrüchten, das Recht zu jagen, zu fischen oder 
Vögel zu fangen 83), das Recht Steine zu brechen, Sand zu 
graben etc. und dies selbst dann, wenn der Umfang dieser 
Nutzungsrechte auf das Bedürihiss des herrschenden Grrundes 
oder des jeweiligen Besitzers derselben eingeschränkt wäre, nur 
dürfen dieselben nicht auch auf die persönliche Ausübung seitens 
des Servitutsberechtigten beschränkt sein. 

ß) Von den Personalservituten die Fruchtniessung 
(Ums fructm) §. 509 b. Gr. B., weil diese Personalservitut, wenn 
auch als Recht nicht übertragbar, doch im (xegensatze zu den 
Personalservituten des Gebrauches und der Wohnung die Ueber- 
lassung der Ausübung derselben durch Dritte begrifflich 
zulässt. 

Y) Die sog. Reallasten, d.h. die mit dem Besitz von 
Grund und Boden rechtlich verknüpften Verbindlichkeiten zu 
bestimmten wiederkehrenden Leistungen, s*) Jedoch nur insofeme, 
als diese Leistungen nicht in blossen Dienstesverrichtungen 

• «*) Vgl. ünger, System, II, S. 272; Randa, Besitz, §. 29, S. 623. 
*') Diese Bechte sind heutzutage durch die Jagd- und Fischereigesetze 
regulirt. 

«*) Vgl. ünger, System, I, §. 63; Randa, Besitz, S. 540 und 631. 

10* 
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bestehen. 3ö) Hierher gehört vor Allem das Naturalaiis- 
gedinge. 

Ä) Endlich von rein obligatorischen Rechten das Eenten- 
recht^ö) und die Nutzungsrechte aus dem Leih-, Mieth- und 
Pachtvertrage. ") 

3. Damit aber ein bezüglich des Besitzes streitig gewor- 
denes Nutzungsrecht oder eine „Grerechtsame" sequestrirt werden 
könne, ist weiter noth wendig, dass die Besitzstörung nicht von 
dem Verpflichteten selbst durch Verhinderung der Ausübung 
des Nutzungsrechtes oder durch Verweigerung der bisher ge- 
leisteten Leistung (§. 351 b. Gr. B.) ausgegangen ist, sondern 
dass ein Dritter sich in den Besitz dieses Eechtes gesetzt hat 
und es nunmehr selbst gegen den Verpflichteten ausübt. 3^) 
Denn im ersten Falle nimmt der Geklagte den vom Kläger 
eingeklagten Rechtsbesitz nicht für sich in Anspruch, son- 
dern er leugnet nur diesen Rechtsbesitz auf Seite seines Gregners 
und leitet daraus sein Recht auf Verhinderung desselben an 
der Ausübung dieses Nutzungsrechtes, bezw. auf Verweigerung 
der Leistung ab. Es liegt daher in diesem Falle kein Recht 
vor, dessen Besitz zwischen dem Kläger und dem Geklagten 
überhaupt streitig wäre und die Voraussetzung, unter welcher 
nach österr. Recht die Sequestration im Besitzprocesse allein 
zulässig ist, nämlich, dass zwischen Kläger und Beklagten die 
Echtheit des Besitzes einer Sache oder eines Rechtes streitig 
sei (§. 292 a. G.O., 347 b. G. B., §. 10 k. Verordg. vom 27. Oc- 
tober 1849), kann nicht eintreten. 



^^) Solche Dienstesobliegenheiten bestanden regelmässig in bestimmlea 
Arbeitsleistungen auf dem herrschaftlichen Gute (Frohnden, Hand-, Spann-Dienste) 
und Hessen, bezw. wenn sie noch irgendwo bestehen sollten , lassen eben wegen 
dieser ihrer Unabtrennbarkeit von dem Besitze des Gutes, auf welches sie sich 
beziehen, keine selbständige wirthschaftliche Yerwerthung zu. 

3«) G. ü. 8676. 

^^) Insofeme das zu sequestrirende Nutzungsrecht die Detention der Sache 
voraussetzt, wie bei der Fruchtniessung und den Bechten aus dem Leih-, 
Mieth- und Pachtvertrag zieht die Sequestration des Rechtes zugleich die 
Sequestration der Sache, von der d ie Nutzungen zu ziehen sind, nach sich. Vgl. 
auch oben S. 74 fg. über die Einführung des Sequesters in den Besitz von 
Gerechtsamen. 

38) Vgl. auch Randa, a. a. 0. S. 681. 
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Anders im letzteren Fall, wenn sich nämlich ein Dritter 
in den Besitz des von dem bisherigen Rechtsbesitzer ausgeübten 
Rechtes (z. B. des Holzfällens auf einem benachbarten Grrunde) 
vi, dam, precario eingedrängt hat und vom bisherigen Rechts- 
besitzer mpos8essorioh^\diti^^ diesem die exceptio vitiosae possess, 
ah adv, entgegengesetzt. Hier behauptet Jeder, im Besitze des 
fraglichen Rechtes zu sein, aus dem er nur vom Gregentheil 
dejicirt worden sei. Hier ist daher der Umstand strittig, wer 
sich im echten Besitze dieses Rechtes befindet und eben deshalb 
die Sequestration zulässig. ^^) 

^®) Es ist nicht zu leugnen, dass der Fall der Entsetzung des Rechts- 
besitzers durch einen Dritten im Rechtsleben zu den Ausnahmen gehört, und 
dass die Störung des Eechtsbesitzes regelmässig von dem Gegentheile (dem Sach- 
besitzer, bezw. Verpflichteten) durch Verhinderung der Rechtsausübung oder Ver- 
weigerung der Leistung geschieht, sowie dass auch in diesen letzteren Fällen 
die Sequestration sich mitunter als dringendes Schutz- und Sicherstellungsmittel 
darstellt. Wenn beispielsweise der A, welcher bisher das Obstleserecht an einem 
Obstgarten des B ausgeübt hat, von letzterem an dieser Obstlese behindert wird, 
so passt die Bestimmung des §. 10 d. k. Verordg. vom 27. October 1849, Alin. 2, 
soweit sie nicht verordnet, dass beiden Theilen alle Besitzhandlungen untersagt 
werden können, gar nicht auf diesen Fall, weil der §. 10 dt. im üebrigen nur 
einen Besitzstreit vor Augen hat, wo der Besitz einer und derselben Sache oder 
eines und desselben Rechtes von beiden Streittheilen in Anspruch genommen 
wird, was auf Seite des Sachbesitzers, der nur den Rechtsbesitzer an der bis- 
herigen Ausübung des Nutzungsrechtes auf seinem Grund und Boden verhindert, 
gewiss nicht der Fall ist. 

Die Untersagung aller Besitzhandlungen an beide Theile genügt aber in 
diesem Falle nicht, weil, wenn das Obst nicht abgenommen wird, es dem Ver- 
derben verfällt. Hier stellt sich also die Anordnung einer Sequestration oder 
einer Sicherstellung als dringendes Bedürfniss dar. Und doch streitet von posi- 
tiv rechtlichem Standpunkte aus gegen die Anschauung, dass der Richter bei 
jedem Besitzprocesse ohne Unterschied eine Sequestration nach seinem freien 
Ermessen verfügen könne, nicht nur der Beisatz „dem §. 347 des allg. btlrgerl. 
Gesetzbuches gemäss" im §. 10 der k. Verordg. vom 27. October 1849, sondern 
auch die historische Grundlage der Sequestration im Besitzprocesse, nämlich das 
gemeinrechtliche possessorium summarissimum , welches die Sequestration im 
Besitzprocesse auch nur in den Fällen der Besitzentsetzung oder des Streites 
um die Echtheit des Besitzes einer Sache oder eines Rechtes kennt. 
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2. Im petitorischen Stritte. ^) 
§. 9. 

A. Voraussetzungen für die Bewilligung der Se- 
questration des Streitgegenstandes im petitorischen 
Stritte. 

a) Im Allgemeinen: 

Massgebend in dieser Beziehung ist der §. 293 a. G. 0. 
(388 W. G. 0.). Nach demselben kann, „da der Kläger eine 
Sache oder Gerechtsame ansprüchig macht, in deren Besitz der 
Beklagte sich befindet", unter den in diesem Paragraphen weiter 
angegebenen Bedingungen die Sequestration der klagsweise an- 
gesprochenen Sache oder Gerechtsame bewilligt werden. Voraus- 
setzung für die Sequestration ist daher hier, wie im possessorischen 
Stritte, 

a) Die Anhängigkeit der Klage. ^) Gleichgiltig ist es, 
ob die Herausgabe der Sache oder die Ueberlassung der Gerecht- 



^) Siehe den langathmigen und in vielen Punkten entschieden unrichtigen 
Aufsatz Prockner's, lieber die Bedingungen einer anzusuchenden und zu ver- 
willigenden Sequestration, im Juristen, VIII, S. 31. 

*) Im petitorischen Stritte herrscht darüber weniger Meinuogsverschieden- 
heit. Vgl. V. Drdacki inWagner's Zeitschrift. 1828, S. 10. — Prockner im 
Jurist. Vm, S.41. — Nippel, G. 0. II, zu §. 293, S. 139. — v. Canstein, 
Civilprocessr. I, S. 190. — Bock, a.a.O. S. 209, dann die Entscheidungen in 
G.ü. 1326, 2524, 4625, 10.570, 11.347 und 11.722, welche alle die über- 
reichte Klage als Bedingung für die Bewilligung der Sequestration erklären. 
Nur UUmann hält auch hier die Bewilligung der Sequestration vor über- 
reichter Klage für zulässig , indem er am a. 0. S. 505 bemerkt : „Ueber das 
Gesuch um Sequestration, welches vor Beginn des Processes (§.6 Pr. N.) und 
im Laufe desselben angebracht werden kann , ist Tagsatzung anzuordnen", und 
S. 506 im Allgemeinen sagt : „Ist diie provisorische Sequestration vor Beginn 
des Rechtsstreites erwirkt, so ist die Klage zur Ausführung des Rechtsanspruches 
bezüglich des Sequestrationsobjectes , mit welcher die Sicherung justificirt wird, 
binnen der erstreckbaren Frist von 14 Tagen, gerechnet von der Zustellung des 
Sicherstellungsbescheides an den Gegner, einzubringen." — Ebenso hat 0. G. H. 
in G. ü. 8867 ausgesprochen: „Die Ansicht, dass eine Bewilligung der sicher- 
stellungsweisen Sequestration jederzeit eine bereits überreichte Klage voraus- 
setze, ist im Hinblick auf §. 6 des Gesetzes vom 16. Mai 1874, Nr. 69 R. G. Bl., 
in welchem die Frist zur Rechtfertigung der Sequestration für eine erstreckbare 
erklärt wird , nach den gegenwärtig bestehenden gesetzlichen Vorschriften nicht 
begründet. — Allein wir werden weiter unten bei der „Deckungssequestration" 
finden , dass der §. 6 der Proc.-Nov. seine Bedeutung nicht verliert , auch wenn 
man in den Fällen der §§. 292 und 293 a. G. 0. dem Wortlaute derselben 
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same (Usus fncctm^ 'Kiethe,T?B.6ht) aus einem dinglichen oder 
persönlichen^) Rechte vom Kläger in Anspruch genommen 
wird. Dagegen berechtigen andere, nicht auf Herausgabe einer 
Sache oder Ueberlassung einer Gerechtsame gerichtete petitorische 
Klagen, oder wenn der Geklagte sich nicht im Besitze der an- 
gesprochenen Sache oder Gerechtsame befindet, nicht zum Seque- 
strationsbegehren bezüglich des Gegenstandes , um den es sich 
im Rechtsstreite handelt.*) 

folgend, an dem Erfordernisse der überreichten Klage festhält. So wurde auch 
im Gegensatze zu der eben citirten Entscheidung (G. ü. 8887) in G. ü. 10.570 
die von der I. Instanz vor überreichter Klage mit Berufung auf §. 6 der Proc- 
Nov. und der Min.-Verw. vom 19. Juni 1855 , Nr. 106 R. G. Bl. (über den Ge- 
richtsstand zur Rechtfertigungsklage) bewilligte Sequestration von der II. und 
in. Instanz mit Rücksicht auf den klaren Wortlaut der §§. 387 und 388 W.G. 0. 
(392 und 393 a. G. 0.) abgewiesen, und in G. ü. 11.722 ausdrücklich ausge- 
sprochen, „dass der §. 293 a. G. 0. die Anhängigkeit eines Processes 
tiber den Sequestrationsgegenstand voraussetzt, und diese gesetz- 
liche Bestimmung durch den §. 6 des Ges. vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. 
Nr. 69 nicht abgeändert worden ist". 

8) Ebenso Bock, a.a.O. S. 210 und G. ü. 11.208. Mit Unrecht be- 
schränkt daher v. Canstein, Civilprocessr., I, S. 190 die Sequestration des 
Streitgegenstandes auf den Eigenthums-, Besitz- und Bestandprocess. 

*) So wurde die mittlerweilige Sequestration dieses Gegenstandes nicht 
bewilligt: Ueber die Klage auf Aufhebung der Gemeinschaft in G. IT. 1500 
und 3105 (entgeg. G. ü. 10.984), über die Klage auf üngiltigkeit der Ehe- 
pacten in G. U. 2848, im Ehescheidungsprocess in G. ü. 2524, über Gesuch des 
Hypothekars wegen schlechter Wirthschaft des Eigenthümers in G. ü. 1898, 
über die Klage auf Errichtung der Kaufsnrkunde gegen den in Besitz des 
Hauses gesetzten Käufer in G. ü. 10.395. In allen diesen Fällen, weil der 
Gegenstand, dessen Sequestration begehrt wurde, nicht der mit 
Klage, bezw. vom Sequestrationswerber unmittelbar in Anspruch 
genommene Gegenstand war. So wurde femer, weil der Beklagte sich 
nicht im Besitze der angesprochenen Sache befindet, die provisorische 
Sequestration nicht bewilligt: Von in gerichtlicher Verwahrung befindlichen, 
mit der Eigenthumsklage angesprochenen Sachen in G. ü. 8327 [in dem gleichen 
Falle, d.i. über die Klage auf Eigenthumsanspruch wurde dagegen die Seque- 
stration der gerichtlich verwahrten Wertheffecten in G. ü. 11.100 bewilligt, weil 
hier der Fall zutrifft, dass kein Theil sich im Besitze befinde, §. 292 
a. G. 0. (??); ebenso wurde mit der Cassat-Entsch. vom 3. Jänner 1889, 
Z. 152 [die Rechtssprechung des k. k. 0. G. H. von Dr. Emil Links, Nr. 685] 
die mittlerw. Sequestration des gerichtlich deponirten Meistbotes über die Priori- 
tätsklage mehrerer Pfandgläubiger bewilligt, jedoch wieder aus dem Grunde, 
weil sich der Beklagte in Folge seines Erhebungsrechtes in dem Besitze des 
klageweise angesprochenen Theilbetrages des in einem Sparcassabüchel erliegenden 
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(i) Eine weitere Voraussetzung für die BewiUigung der 
Sequestration des Streitgegenstandes im petitorischen Stritte ist, 
nach §. 293 a. G. Ö. (388 W. G. 0.), 1 . dass der Kläger eine 
Gefahr erweise, dass der Beklagte die Streitsache 
während des Processes veräussern, verderben oder 
Schaden nehmen lassen dürfte^), und 2. dass er eine 



Meistbotes befinde (?)], — femer über die Einwendung des Geklagten, dass er 
nicht in eigenem Namen besitze in G. ü. 6443, bei beiderseitiger Perhorrenz 
des Besitzes der streitigen Sache (ünstatthaftigkeit des Begehrens des Ver- 
käufers um Sequestration der vom Käufer zurückgestellten Sache) in G. U. 8 1 7 2 
und 11.922, des verbücherten Alimentenbezugsrechtes auf Grund einer die Er- 
löschung desselben von dem für diesen Fall bezugsberechtigten Kläger behaup- 
tenden Klage in G. U. 8676, bei einer Grenzstreitigkeit „weil der unter den 
Parteien schwebende Streit nur die Begrenzung einer Parzelle betrifft, weil das 
Sequestrationsgesuch die räumliche Begrenzung der zu sequestrirenden Grund- 
fläche unbestimmt lässt" in der Entsch. vom 12. Mai 1885, Z. 542 (GeUer's 
Centr.-Bl. IV, Nr. 139). — Nicht nothwendig ist, wie Nippel, G. 0., II, S. 139 
meint, dass der Beklagte sich „im echten Besitze'' befinde. 

Dagegen wurde die prov. Sequestration mit Unrecht blos deshalb be- 
willigt, weil es sich um eine angebliche Gerechtsame handelt: Auf 
Grund der die Pertinenzqualität execut. gepfändeter Fabriksmobilien behauptenden 
Klage eines Hypothekars in G. Ü. 7071 und auf Grund der gegen den Käufer 
eines execut. gepfändeten Omnibus beim Bezirksgerichte in Brunek erhobenen 
Klage wegen Anerkennung des an demselben erworbenen richterlichen Pfand- 
rechtes zum Zwecke der üeberfährung desselben nach Bozen und Vorweisung 
desselben bei Aufnahme des dortselbst angeordneten, die Sicherstellung der Iden- 
tität * desselben bezweckenden Zeugenbeweises in G. IT. 689 7. In demselben 
Processe wurde mit der Entscheidung G. ü. 6548 der von der I. Instanz dem 
Beklagten gegebene Auftrag, diesen Omnibus zur Beweisaufnahme nach Bozen 
tiberführen zu lassen, von beiden höheren Instanzen als ungesetzlich behoben ! — 
Ebenso gibt es nach österr. Recht kein Sequestrationrecht der Hypo- 
thekargläubiger, wegen Deteriorirung oder Devastation des Hypo- 
thekargutes, wie Zeiller, Winiwarter, Stubenrauch und Exner 
(Hypothekenr., S. 226) irrthümlich annehmen. Die dem Hypothekar in diesem 
Falle allein zustehende Klage des §. 458 b. G. B. gibt demselben ein solches 
Sequestrationsrecht nicht. Vgl. G. ü. 1898. 

*) V. Canstein, Civllprocessr., I, S. 190 wirft bezüglich der Voraus- 
setzungen der Sequestration des Streitgegenstandes den Eigenthums-, Bestand- 
und Besitzprocess kritiklos untereinander und behauptet sonderbarer Weise, dass 
in allen diesen Processen die Gefahr bescheinigt oder Caution geleistet werden 
müsse, und dass auch im Eigenthums- und Bestandprocess die Sequestration über 
Antrag einer der beiden Parteien bewilligt werden könne Prockner, a. a. 0. 
S. 65 und 73 fg. hält irriger Weise die Darbietung einer Sicherheit überhaupt 
nicht und die Leistung derselben nur über Begehren und Nachweis eines Schadens 
seitens des Beklagten für nothwendig. 
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hinlängliche Sicherheit für den dem Beklagten durch 
die Sequestration erwachsenen Schaden darbiete. 

Ad 1. Zur Erweisung der besagten Gefahr genügt aber 
nicht die Darthuung der blossen Möglichkeit, dass der Ge- 
klagte die Streitsache veräussem, verderben oder Schaden nehmen 
lassen könnte, es muss vielmehr die Wahrscheinlichkeit ö) 
des Eintrittes einer oder aller dieser Handlungen oder Unter- 
lassungen von Seite des Beklagten („dürfte") oder die bereits 
vorhandene Thatsache der Schädigung 7) erwiesen werden. 

Keine Gefahr im Sinne des Gesetzes involvirt es, dass der 
Beklagte voraussichtlich während des Processes die ordnungs- 
mässigen Früchte und Nutzungen von der streitigen Sache be- 
ziehen werde. Denn die provisorische Sequestration des §. 293 
a. G. 0. soll dem Beklagten nicht schon deshalb, weil ein Anderer 
die in seinem Besitze befindliche Sache anspricht, den Besitz 
und Genuss dieser Sache entziehen, sie soll nur dem Kläger ein 
Schutz sein gegen die Alienation und Deteriorirung des Streit- 
gegenstandes Seitens des Beklagten während des Processes. Die 
im §. 293 a. G. 0. bezeichnete Gefahr bezieht sich daher nur 
auf die Substanz, bezw. die individuell bestimmte Streit- 
sache selbst, nicht auf deren Früchte, wenn auch dem Kläger 
nach §§. 335 und 338 b. G. B. eventuell ein Anspruch auf Zurück- 
stellung oder Ersatz der vom Geklagten percipirten Früchte 
zusteht. Die Früchte könnten nur dann auch Streitgegenstand 
sein, wenn sie als individuell bestimmte Gegenstände mit ein- 
geklagt wären. Dass kann aber rücksichtlich der erst künftigen 
Früchte nicht eintreten. Dass aber §. 293 a. G. 0. nicht die 
Gefahr (?) des ordnnngsmässigen Bezuges der Nutzungen von 
dem Streitgegenstande auf Seite des Beklagten während des 
Processes vor Augen hat, geht auch aus der Erwägung hervor, 
dass er sonst die Sequestration jeder klagsweise in Anspruch 
genommenen nutzbringenden Sache schlechtweg gestatten müsste, 
da die Perception und Consumirung oder Verwerthung der 



«) G. ü. 3473, 5394, 6489, 7401, 9461. Dagegen wurde mit Unrecht 
in G. U. 1638 über die Klage auf Herausgabe des Substitutionsvermögens die 
Sequestration bewilligt, weil „der Sequestrationswerber, wenn er von jeder Theil- 
nahme an der Verwaltung des in Rede stehenden Vermögens ausgeschlossen wird, 
schon dadurch Gefahr läuft, in seinem Rechte verkürzt zu werden". 

') G. U. 1026, 8041, 11.705. 
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Früchte der Streitsache seitens des Beklagten während des 
Processes selbstverständlich ist. Diese Selbstverständlichkeit kann 
daher auch nicht unter der in diesem Paragraph geforderten 
Erweisung einer Gefahr, dass der Beklagte solche (d. i. die 
Sache oder Gerechtsame) veräussern, verderben oder Schaden 
nehmen lassen „dürfte", verstanden sein. Zum mindesten 
hätte doch wenigstens gesagt sein müssen „die Sache oder deren 
Früchte und Nutzungen". Auch würde die „Consumirung" 
der Früchte seitens des Beklagten, obwohl sie für den Kläger 
von gleicher Wirkung und Bedeutung ist, wie die Veräusserung 
derselben unter die Begriffe: „veräussem, verderben oder Schaden 
nehmen lassen", schlechtweg nicht unterzubringen sein. ») 

Ad 2. Der Kläger hat ferner, wie bereits erwähnt, eine 
hinlängliche Sicherheit für den dem Beklagten erwachsenden 
Schaden , und zwar schon in dem Sequestrationsgesuche . anzu- 
bieten, widrigenfalls dieses ob Mangels dieses Erfordernisses 
zurückgewiesen werden kann. ^) Die Anbietung einer hinläng- 



*) Nichtsdestoweniger neigt die Spruchpraxis des 0. Gr. H. der Ansicht 
zu, dass schon der Bezug der Nutzungen von der mit der Eigenthumsklage be^ 
anspruchten Sache durch den Geklagten während der Dauer des Processes den 
Kläger zum Sequestrationsbegehren berechtige. Vgl. die Entscheidungen G. U. 
1026, 1984, 4561, 4725. Dagegen hat der 0. G. H. in G. ü. 3208 erkannt: 
„Dass nach §. 388 W. G. 0. zur Sequestration nur die Gefahr der Veräusse- 
rung oder Beschädigung des Sequestrationsobjectes durch den Beklagten berech- 
tigt, mithin die Gefahr auf die Substanz und den Missbrauch der Sache, nicht 
^wa blos auf die aus dem ordnungsmässigen Gebrauch derselben entstehenden 
Nutzungen sich beziehen muss." — In G. U. 3473 wurde die in II. Instanz 
auch aus dem Grunde des dem Kläger vom Tage der Klage gebührenden Erträg- 
nisses der Grundstücke bewilligte Sequestration aus dem Grunde abgewiesen, weil 
das Begehren in der Eigenthumsklage nur auf die Herausgabe der Liegenschaften, 
nicht auch auf die Herausgabe der Früchte vom Tage der Klage gerichtet ist. 

®) In G. ü. 8041 wurde dem nach der Incidenzverhandlung von der 
U. Instanz auch wegen Mangels einer angebotenen Caution abgewiesenen Seque- 
strationsgesuche vom 0. G. H. stattgegeben mit nachstehender Motivirung : „Wenn 
Kläger im Zuge des Incidenzstreites den Erlag einer Caution zur Sicherstellung 
für den dem Beklagten etwa erwachsenden Schaden nicht angeboten hat, so ist 
dies ein Verschulden des Leiters der Verhandlung im Hinblicke auf die Gesetz- 
unkenntniss des Klägers, welche nach seinem Stande als Grundwirth voraus- 
gesetzt werden muss. Dieser Mangel kann jedoch derzeit um so eher behoben 
werden, als der Kläger im Revisionsrecurse ausdrücklich seine Bereitwilligkeit 
zum Erläge einer von der Gerichtsbehörde etwa verlangten Caution an den Tag 
gelegt hat. — In G. ü. 3193 wurde (mit Recht) die am Schlüsse der Replik, 
wenngleich nur im Allgemeinen angebotene Sicherstellung für genügend erklärt. 
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liehen Sicherheit kann aber auch nur im Allgemeinen geschehen, 
jedoch wird in dem die Sequestration bewilligenden Bescheide 
die Sicherheit, die geleistet werden soll und auf welche Art sie 
geleistet werden soll, bestimmt und speciell ausgedrückt werden 
müssen, um nicht wegen Unbestimmtheiten in diesem Punkte 
den Vollzug der Sequestration zu verzögern. 

Die vom Kläger gleichzeitig darzubietende hinlängliche 
Sicherheit muss sich bezüglich ihrer Höhe nach dem Schaden 
bemessen, der dem Beklagten durch Entziehung der Sache aus 
seiner Dispositionsmöglichkeit zugehen könnte^*), und kann ohne 
Zweifel durch Baarerlag an den Kläger, durch einen die eventuelle 
Behebbarkeit für den Geklagten sichernden gerichtlichen Erlag, 
durch Faustpfand oder Hypothek, eventuell durch taugliche 
Bürgen (1373 a. b. G. B.) geleistet werden. Die Beurtheilung der 
Hinlänglichkeit der Caution ist ganz dem Ermessen des Richterä 
überlassen. ^^) Vor Leistung derselben kann aber die Sequestration 
nicht in Vollzag gesetzt werden (arg. §. 293 „gegen Leistung"). 

b) Im Besonderen: 

a) Nach §. 45 des Anfechtungsgesetzes vom 16. März 1884, 
Nr. 35 B,. G. Bl. kann im Anfechtungsprocesse, „sofern nach 
den bestehenden Gesetzen die Bewilligung eines Sicherungs- 
inittels zulässig ist, die Bescheinigung der Gefahr dadurch 
ersetzt werden, dass von dem Anfechtungsberechtigten für die 
Ansprüche, die dem Anfechtungsgegner aus der Anwendung des 
Sicherungsmittels (sc. nach den bestehenden Gesetzen) erwachsen 
könnten, Sicherheit geleistet wird". 

Im Anfechtungsprocesse kann somit der Kläger zum Behufe 
der Bewilligung der Sequestration die Erweisung einer Gefahr 
durch Cautionsleistung ersetzen. 

Da aber bei der Sequestration im petitorischen Stritte 
ohnehiu immer Caution zu leisten ist, und letztere auch die als 
Ersatz für die Erweisung der Gefahr zu leistende Caution ver- 
treten muss, weil sonst eine Doppelcaution erlegt werden müsste, 
so kann behauptet werden, dass im Anfechtungsprocesse zur 



^') Ebenso Nippel, G. 0. IX, S. 139. 

1») Welcher dem Hofdecr. v. 31. October 1800, Nr. 512 J. G. S. (s. weiter 
unten, S. 157, Note 14) gemäss, den Geklagten über die beigebrachte Sequestrations- 
caution nicht einmal noth wendigerweise einzuvernehmen braucht („allenfalls"). 



Digitized by VjOOQ IC 



156 §• 9. Die Sequestration des Streitgegenstandes im petit. Str. 

Bewilligung der Sequestration das Erfordemiss der Erweisung 
einer Gefahr überhaupt wegfällt. 

Eine Sequestration des Streitgegenstandes nach §. 293 
a. G. 0. kann aber im Anfeehtungsprocesse nur bei Anfech- 
tungen im Coneurs verfahren eintreten, weil nur bei diesen 
der Anfechtungsansprueh auf „Zurüekleistung an die Coneurs- 
massa", also auf die Herausgabe einer Sache oder Ueberlassung 
einer Gerechtsame, in deren Besitz sich der Anfechtungsgßgner 
befindet, gerichtet sein kann (§. 17 Anfecht. G.), während ausser- 
halb des Concurses Rechtshandlungen nur zum Zwecke der Be- 
friedigung eines Gläubigers und auf Grund einer vollstreckbaren 
Forderung angefochten werden können (§§. 28, 32 cit. leg.) , die 
Anfechtung daher nur die Executionsgestattung, nicht aber die 
Herausgabe einer Sache oder Ueberlassung einer Gerechtsame 
seitens des Anfechtungsgegners zum Gegenstande haben kann ^2), 
weshalb auch im Anfeehtungsprocesse ausserhalb des Concurses 
eine Sequestration des Streitgegenstandes nicht denkbar ist. 

ß) Auch im petitorischen Stritte ist die Sicherstellung 
ärarischer Ansprüche und daher auch die provisorische 
Sequestration des Streitgegenstandes an die Erfordernisse der 
a. G. 0. nicht gebunden. Bezüglich der Voraussetzungen ihrer 
Bewilligung ist auf dasjenige zu verweisen, was in dieser Hin- 



^^) Vgl. Menzel, Das Anfechtungsrecht der Gläubiger nach österr. Recht, 
Wien 1886, S. 262; Krasnopolski, Das österr. Anfechtungsrecht Inder Jurist. 
Vierteljrschrft. d. deutschen Juristenvereines in Prag, S. 16, dann Gr. U. 4105, 
6325 und 9503. — Unzutreffend sagt Bock, a. a. 0. S. 255: „Das Anfechtungs- 
gesetz vom 16. März 1884 dehnt die Zulässigkeit der provisorischen Sequestration 
auf Anfechtungsansprüche aus." Nicht nur dass der §. 46 cit, leg, die 
Zulässigkeit der provisorischen Sequestration auf Anfechtungsansprnche nicht 
ausdehnt, sondern die provisorische Sequestration des Streitgegenstandes müsste 
bei einer auf Zurückleistung gerichteten Anfechtungsklage nach §. 293 a. G. 0. 
bei Vorhandensein der übrigen Bedingungen auch dann bewiUigt werden , wenn 
der §. 46 cit. leg. gar nicht bestünde , und umgekehrt kann bei anderen An- 
fechtungsansprüchen trotz dem §. 46 eine Sequestration nicht stattfinden. Dass 
der §. 46 cit. die Sequestration nicht über die ihr durch die Gerichtsordnung 
gezogenen Grenzen ausdehnen und insbesondere nicht bei allen Anfechtungs- 
ansprnchen für zulässig erklären wollte, geht auch aus dem Motivenbericht zur 
Reg.-Vorlage §. 43 (jetzt §. 46) hervor, wo es ausdrücklich heisst: „Wenn von 
Jemanden mit einer Anfechtungsklage die Herausgabe einer bestimmten 
beweglichen oder unbeweglichen Sache begehrt wird, so liegt die 
Befürchtung sehr nahe etc." 
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sieht oben §. 8 ^ ad c) beim possessorischen Stritte bemerkt 
wurde. ^^) 

B. Der Gegenstand der provisorischen Sequestration im 
petitorischen Stritte ist derselbe, wie im Besitzprocesse. Er ist 
entweder eine körperliche Sache (bewegliche oder unbeweg- 
liche) oder eine Gerechtsame. Die Bestimmung dieses letzteren 
Begriffes haben wir bereits oben §.8 ad 5 gegeben. Petitorische 
Klagen, welche nicht auf die Herausgabe einer individuell be- 
stimmten beweglichen oder unbeweglichen Sache oder auf die 
TJeberlassung einer Gerechtsame, also eines Nutzungsrechtes 
gerichtet sind, liefern sonach keinen Gegenstand einer provi- 
sorischen Sequestration. 

C. Das über ein Sequestrationsgesuch einzuleitende Ver- 
fahren und die Art und Weise der Feststellung der Gefahr 
(Beweis der Gefahr) normirt ausser dem §. 293 a. G. 0. (388 
W. G. 0.) das Hofdecr. vom 31. October 1800, Nr. 512 
J. G. S. **) Nach dem §. 293 a. G. 0. soll über das eingebrachte 

") 3ilit Recht hat daher in G. U. 645 der 0. G. H. dem von der Finanz- 
procnratnr, welche in Vertretung des Montanärars gegen eine Gemeinde einen 
Wald in Ansprach nahm, gegen die über ihr Seqnestrationsgesnch angeordnete 
Tagfahrt eingebrachten ausserordentlichen Hevisionsrecurse auf Grund des Hof- 
decretes vom 18. September 1786, Nr. 577 J. G. stattgegeben und die Sequestration 
ohne Cautionsleistung bewilligt. — Dagegen wurde in G. ü. 2263 einem gleichen 
Eevisionsrecurse der Finanzprocuratur nicht stattgegeben: „In Erwägung, dass 
es sich nicht um die Sicherstellung einer Forderung des Aerars, sondern um die 
Sequestration von Waldungen handelt, deren Miteigenthum die k. k. Inneberger 
Gewerkschaft als Besitzerin bürgerlicher Realitäten anspricht.^ — Allein das vor- 
citirte Hofdecret (siehe dasselbe oben S. 141, Note 21j spricht nicht blos von 
„Forderungen" des Aerars, sondern von der „Sicherheit des Aerars" schlecht- 
weg. — So wurde femer in G. U. 8 8 6 7 der Finanzprocuratur gewiss auch mit 
Recht die Sequestration nach §. 293 a. G. 0. noch vor überreichter Klage auf 
Grund obigen Hofdecretes bewilligt, allerdings auch u. A. mit Berufung auf den 
die Sequestrationsbewilligung vor überreichter Klage angeblich zulassenden §. 6 
der Proc. Novelle. (In G. ü. 10570 und 11722 hat 0. G. H. bekanntlich ent- 
gegengesetzt entschieden. Vgl. diese Entscheidungen oben S. 150, Note 2 i. f.) 

") Hofdecret vom 31. October 1800, an die beyden Appellations- 
gerichte in Galizien, einverständlich mit der Hofcommission in Gesetzsachen 
(Nr. 512 J. G. S.): „üeber einige in Sequestrations-Fällen sichergebenen Anstände 
wird festgesetzt: 

Erstens: üeber ein Sequestrations-Gesuch, welches in Folge des §. 293 
der Gerichts-Ordnung als eine einstweilige Vorkehrung eingereicht wird, ist kein 
ordentliches richterliches Verfahren einzuleiten ; sondern es soll nur der Geklagte 
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Sequestrationsgesuch sogleich eine Tagsatzung anberaumt, der 
Beklagte mit seinen Behelfen gehöret, und bei erwiesener 
Gefahr gegen Leistung hinlänglicher Sicherheit die Sequestration 
verwilliget werden. Zunächst ist auf die Verwendung der beiden 
Ausdrücke „erweislich machen" und „erweisen" am Eingange 
und am Schlüsse des §. 293 a. G. 0. bezüglich des Beweises der 
Gefahr aufmerksam zu machen. Der Kläger soll im Sequestra- 
tionsgesuche eine Gefahr blos „erweislich machen", er soll sie 
aber später nach Anordnung der Tagfahrt auch wirklich „er- 
weisen". Zur „Erweislichmachung" einer Gefahr gehört aber 
zum Mindesten die Anführung von Thatsachen, welche — ihre 
Erweisung vorausgesetzt, — die Gefahr zu begründen vermögen. 
Wenn daher der Kläger in dem Sequestrationsgesuche gar keine 



in Böcksiobt der von dem Kläger angegebenen Gefabr, nnd allenfalls der von 
demselben beygebracbten Caution bey einer Tagsatzung einvernommen; sohin 
über die dilatorischen oder peremtoriscben , nur die Hauptsache betreffenden 
Einwendungen nicht gehört werden. 

Zweitens : Ist über ein solches Verfahren kein ordentliches Urtheil zu 
schöpfen; sondern nur eine Entschließung zu fassen, nnd diese den Parteyen 
durch Beeret gegen Entrichtung der in der vierten Rubrike der Tax-Ordnung 
festgesetzten Taxe bekannt zu machen ; sohin dagegen keiner Appellation, sondern 
dem allfälligen Becurse, wodurch jedoch in der Begel die Sequestration nicht 
gehemmet wird, Statt zu geben. Endlich: 

Drittens: Ist sich auch auf die nähmliche Art zu benehmen, wenn der 
Pachtgeber, in Folgä des §. 242 des dritten Theiles des bürgl. Gesetzbuches, 
die Sequestration der Früchte ; oder der obsiegende Theil während der Appellation, 
in der Hauptsache um die mittlerweilige Sicherstellung durch die Sequestration 
anlangen sollte." — Der in diesem 3. Absätze des vorstehenden Hofdecretes 
citirte §. 242 des III. Theiles des Westgalizischen bürgerlichen Gesetzbuches 
(Patent vom 13. Feber 1797, Nr. 337 J. G. S.) lautete: — „§. 242. Zur Sicher- 
stellung des Mieth- oder Pachtzinsens verleiht das Gesetz dem Yermiether einer 
Wohnung das Pfandrecht auf die hineingebrachten dem Miether eigenthümlichen 
Einrichtungsstücke und Fahrnisse, soweit sie zur Zeit der Klage noch darin 
befindlich sind. Dem Verpächter eines Grundstückes aber räumt es das Eigen- 
thnm aller von dem Grunde noch nicht abgesonderten Nutzungen nebst dem 
Pfandrechte auf die eingesammelten und noch nicht veräußerten Früchte ein." — 
Dass früher über eine nach §. 293 a. G. 0. angesuchte Sequestration mit ür theil 
erkannt wurde, geht aus der allgemeinen Taxordnung in Streitsachen 
(Patent vom 1. November 1781, Nr. 28 J. G. S.) hervor, nach welcher unter 
die „Vierte Bubrike" aach eingetheilt waren Urtheile „Ueber die ansuchende 
Sequestrazion §. 293". 
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solche Thatsachen anfuhrt , so ist dasselbe a Umtne zuriiekzu- 
weisen. ^*) 

Was aber die mit Anordnung der Tagfahrt dem Kläger 
zufallende Pflicht der „Erweisung" der Gefahr anbelangt, so hat 
über angeregte Zweifel das vorcitirteHofdecr. vom Sl.October 1800, 
Nr. 512 J. G. S. festgesetzt, dass über das Sequestrationsgesuch 
kein ordentliches richterliches Verfahren einzuleiten 
sei, sondern es soll nur der Geklagte in Rücksicht der von dem 
Kläger angegebenen Gefahr und allenfalls der von demselben bei- 
gebrachten Caution bei einer Tagsatzung einvernommen werden. 

Das Verfahren hat sich demnach nur auf die Einvernahme 
des Geklagten mit seinen Behelfen (§. 293) bezüglich der vom 
Kläger angegebenen, die Gefahr zu begründenden bestimmten 
Umstände zu beschränken. Daraus folgt, dass über die diesbezüg- 
lichen Parteibehauptangen keine Beweisauftiahmen vom Gerichte 
einzuleiten sind und den Parteien nur oflfen steht, die Wahrheit 
ihrer Behauptungen durch Urkunden und schriftliche Bescheini- 
gungen darzuthun, und dass sonach der Ausdruck „bei erwiesener 
Gefahr" im §. 293 a. G. O. von dem citirten Hofdecr. nur im 
Sinne einer nach der subjectiven, auf Grund der vorgelegten 
Bescheinigungsmittel gewonnenen Ueberzeugung des Richters 
erwiesenen Gefahr interpretirt worden ist. i«) 

Es können daher zum Beweise der Gefahr oder der Ein- 
wendungen des Geklagten Urkunden oder blosse Bescheinigungen 
oder schriftliche Privatzeugnisse ^^) beigebracht, jedoch Local- 

^^) Ebenso Prockner, a. a. 0. S. 64, welcher aber fordert, dass schon 
in dem Seqnestrationsgesnche die Beweismittel angeführt werden. Die 
^limine-Abweisung eines Seqnestrationsgesnches aus diesem Grande erscheint 
uns jedoch nicht gerechtfertigt, weil die Unterlassung der Anbietang von Beweis- 
mitteln im Seqnestrationsgesnche über die behaupteten, eine Gefahr wirklich 
begründenden Thatumstände, diese letzteren, bezw. die Gefahr, keineswegs noch 
„unerweislich" macht. 

^*) Da über das Sequestrationsgesuch ein ordentliches richterliches Ver- 
fahren nicht einzuleiten ist, so ist auch die von Nippel, Ger. 0., II, S. 141 
geforderte AUegirung der Klage oder einer ELlagsmbrik an das Sequestrations- 
gesnch da nicht nothwendig, wo dasselbe bei dem Richter überreicht wird, bei 
dem der fragliche Process ohnehin schon anhängig ist. Prockner, a. a. 0., ver- 
langt die Beilegung einer „Abschrift" (?) der Klage. 

") Mit Unrecht hat deshalb der 0. G. H. in G. U. 10195 bezüglich des 
Beweises der Gefahr, die beigebrachten schriftlichen Privatzeugnisse und das 
EinführnngsprotokoU als Beweismittel principiell ausgeschlossen. 
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augenscheine, Zeugen- und Sachverständigenbeweise nicht begehrt 
und angeordnet werden. ^^) Noch weniger können Eide ^^) den 
Parteien abgenommen oder von ihnen gefordert werden. Die 
Praxis lässt auch Eide in dieser Incidenzverhandlung regel- 
mässig nicht zu. 20) Es versteht sich übrigens sowohl nach dem 
Zwecke der provisorischen Sequestration, als auch nach der 
positiven Anordnung des Gesetzes (§. 293: „worüber sogleich 
eine Tagsatzung anberaumt" undHofdecr. vom 31. October 1800, 
Nr. 512 J. G. S.), dass das Verfahren über das Sequestrations- 
gesuch mit thunlichster Beschleunigung durchzuführen ist. Dem 
Vorausgeschickten gemäss kann daher, obwohl nach dem Hof- 
decr. vom 15. Jänner 1787, Nr. 621 lü. h J. G. S. und der 
Resolution vom 11. September 1784, Nr. 335 lit. e J. G. S. 
den Parteien das Recht der Wahl des Verfahrens, sowie der 
Abweichung vom gesetzlichen Verfahren eingeräumt ist, über 
das Sequestrationsgesuch im Einverständnisse der Parteien nicht 
nach den Grundsätzen eines anderen Verfahrens, insbesondere 
auch des schriftlichen Verfahrens^i) verhandelt und 

*^) Ebenso Prockner, a. a. 0. S. 64: „Eine Beweisführung durch Zeugen 
über Weisartikel und Fragstncke, eine Berufung und Vernehmung durch Kunst- 
yerständige, wäre hier nicht zuzulassen." Diese Beweismittel werden in der 
Praxis jedoch zuweilen zugelassen. Vgl. G. U. 3139, 4161, 8041. 

") Prockner, a. a. 0. S. 65 hält dafür, dass, wenn der Kläger in seinem 
Sequestrationsgesuche über die ihm drohende Gefahr eine halbe, oder mehr als 
eine halbe Probe darthäte und seinen Erfüllungseid anträgt, er anstandslos zu 
diesem Erfnllungseide zugelassen werden könne (?), jedoch sei die Auftragung 
eines Haupteides unzulässig. 

«») In dem in Geller's Centr. Bl., IV, Nr. 119 mitgetheilten Falle, 
wo der Kläger in der Sequestrationsverhandlung den Beweis über die von ihm 
behauptete Benützung eines Grundstückes durch einen Zeugen führte, der seine 
Angabe bestätigte, bewilligte der erste Richter die Sequestration, wenn der 
Kläger den Erfüllungseid über die gedachte Behauptung nicht ablegen sollte. 
Das 0. L. G. gab dem Gesuche unbedingt statt. Der 0. G. H. wies dagegen mit 
der Entsch. vom 2. Mai 1855, Z. 5421 das Sequestrationsgesuch ab, „weil 
der unter den Parteien schwebende Streit nur die Begrenzung einer Parcelie 
betrifft, und . . . weil der Vorgang der ersten Instanz, die in diesem Verfahren, 
in welchem die thatsächlichen Voraussetzungen der richterlichen Entscheidung 
nur zu bescheinigen sind, eine förmliche Beweisführung zugelaßen und 
ein durch einen Parteieid bedingtes Erkenntnis gefällt hat, mit grundsätzlichen 
Bestimmungen der allgemeinen Gerichtsordnung im Widerspruch steht". 

") Mit Recht hat daher 0. G. H. in G. U. 5538 einem diesbezüglichen 
ausserordentlichen Revisionsrecurse mit der Motivirung nicht stattgegeben, „weil 
in den untergerichtlichen Erledigungen eine Gesetzwidrigkeit nicht wahrgenommen 
werden kann". 
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entschieden werden, weil obige gesetzliche Bestimmungen sich 
oifenbar nur auf das Verfahren in der Hauptsache beziehen und 
daher auf die von der G. 0. vorgeschriebene Art der Erledigung 
von Incidenzien keine Anwendung finden. 

S. Pendente appellatione oder revisione. 

s. 10. 

Die Sequestration des Streitgegenstandes pemlente appella- 
tione oder remsione ist eine besondere Art der Sequestration des 
Streitgegenstandes, die ihre selbständigen, von den §S. 292 (bezw. 
347 b. G.B. und S- 10 kais. Verordg. vom 27. October 1849, Nr. 12) 
und293a. G. 0. unabhängigen, in den §§.259—261 a. G. 0. 
(339 — 341 W. G. (J.) gegründeten Voraussetzungen hat. Das 
Hofdecr. vom 31. October 1800, Nr. 512 J. G. S. ^) bestimmt zwar 
ausdrücklich, dass, „wenn der obsiegende Theil während der 
Appellation, in der Hauptsache um die mittlerweilige Sicher- 
stellung durch die Sequestration anlangen sollte, sich auf die 
nämliche Art zu benehmen sein", wie es dieses Hofdecr. bezüglich 
eines Sequestrationsgesuches vorschreibt, „welches in Folge des 
S. 293 der Gerichtsordnung als eine einstweilige Vorkehrung 
eingereicht wird'', allein daraus folgt noch nicht, dass die 
Sequestration des Streitgegenstandes während des Appellations- 
oder Revisionszuges an dieselben Bedingungen geknüpft ist, 
wie die Sequestration des Streitgegenstandes während des 
Erkenntnissverfahrens. Der Kläger, der in erster Instanz bereits 
obgesiegt hat, hat zum Zwecke der Sequestration des Streitgegen- 
standes nicht nothwendig, in Gemässheit des §. 293 a. G. 0. eine 
Gefahr für denselben erweislich zu machen und Caution anzu- 
bieten, wie der Kläger, welcher erst die Klage überreicht hat. 
Der noch nicht rechtskräftige Spruch, mit welchem der Geklagte 
zur Herausgabe der Sache verurtheilt worden ist, gibt dem Kläger 
bereits ein Recht in Beziehung auf die Sequestration der Streit- 
sache, das er vordem nicht gehabt hat, nämlich Jas Recht, 
während des Instanzenzuges die prov. Sicherstellungsmittel der 
G. O. , demnach auch die prov. Sequestration der Streitsache 
auf Grund des der blossen richterlichen Beurtheilung über- 
lassenen Bedürfnisses derselben allein, also ohne an die sonstigen 
Voraussetzungen ihrer Bewilligung gebunden za sein, verlangen 

*) Siehe dieses oben S. 157, Note 14. 

Schubert, Die Sequestration. W 
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ZU dürfen. Im possessorischen Stritte braucht der obsiegende 
Kläger behufs Sequestration der Streitsache während des Appel- 
lationszuges allerdings keine Gefahr, bezw. kein Bedürfniss 
dafür, darzuthun, weil er schon auf Grund der erhobenen Klage, 
wenn es streitig ist, wer sich im echten Besitze befindet, nach §. 10 
kais. Verordg. vom 27, October 1849, Nr. 12 E. G.BL, um die 
Sequestration der Streitsache anzusuchen berechtigt ist. 

Dass aber das vorcitirte Hofdecr. sich nicht nur auf die 
Sequestration des Streitgegenstandes, sondern auch auf eine 
Sequestration von Früchten und Einkünften behufs Sicher- 
stellung einer Geldforderung bezieht, da die Fassung der- 
selben allgemein lautet: „oder der obsiegende Theil während der 
Appellation, in der Hauptsache um die mittlerweilige Sicher- 
stellung durch Sequestration anlangen sollte" , bedarf wohl 
keiner näheren Erörterung. Wird aber die prov. Sequestration 
eines Vermögensstückes des Appellanten pendente appellatione 
dem Appellaten wegen einer ersiegten Geldforderung gegen den 
ersteren ertheilt, dann fällt diese Art der prov. Sequestration, 
weil ihr Zweck nur ist, eine künftige Execution in das Ver- 
mögen des Schuldners zu sichern, unter den Begriff der weiter 
unten zu behandelnden Deckungssequestration. 

Ebenso kann es keinem Zweifel unterliegen, dass das Hof- 
decr. vom 31. October 1800, obwohl es nur den §. 293 a. G. 0. 
citirt, sowohl für den Bereich der allgemeinen als auch für den 
der westgalizischen Gerichtsordnung Geltung hat, da ja dasselbe 
an beide galizischen Appellationsgerichte, also an das für Ost- 
galizien (Lemberg), in welchem die allgemeine Gerichtsordnung -) 

^) In GaUzien (Ostgalizien) und der Bukowina wurde die a. Gerichts- 
und Conc.-O. mit dem Allerh. Patente vom 30. Mai 1783, SiU. Coli. , Nr. XXII 

eingeführt; vgl. Dr ski, Wagner's Zeitschrift, 1839, Bd. I, S. 339 und 341, 

was gewöhnlich unerwähnt bleibt; so machen Nippel, Beidtel und Uli mann 
keine Erwähnung davon, dass vor der Einführung der westgal. G. 0. in Ost- 
galizien und der Bukowina mit Pat. vom 15. Jänner 1807 , Nr. 797 J. G. S. 
dortselbst d. a. G. 0. galt. Auch v. Canstein, Lehrbuch der Geschichte und 
Theorie des österr. Civilprocessr. , Bd. I , S. 184, lässt in Ostgalizien und der 
Bukow. die am 2. December 1775 wieder eingeführten einheimischen (civil- 
gerichtlichen) Gesetze bis zum 1. Mai 1807 in Kraft bleiben. Das ist nicht 
richtig. Nach der am 15. Juni 1774 für Ostgalizien in lateinischer Sprache er- 
lassenen G. 0. wurde allerdings mit der Verordg. v. 2. December 1775 bestimmt, 
dass die einheimischen Gesetze in Galizien und Lodomerien bis zur Erscheinung 
des neuen Codex in Kraft bleiben sollten. Nach der Pablicirung der a. G. 0. mit 
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und an das für Westgalizien (Krakau), in welchem die west- 
galizische Gerichtsordnung in Geltung stand, erlassen worden ist. 

Sowohl die Praxis^), als auch die Theorie*) gestehen 
dem in erster Instanz (unbedingt) obsiegenden Kläger das Recht 
zu, während des Appellationszuges die Sequestration der ihm 
zugesprochenen Sache, auch ohne Bescheinigung der Gefahr und 
ohne Cautionsleistung , als Execution zur Sicherstellung 
zu begehren, dergestalt, dass für diese Art der Sequestration 
lediglich das den Beklagten zur Herausgabe der Sache con- 
demnirende, noch nicht rechtskräftige Urtheil erster Instanz und 
allenfalls das Vorliegen der Appellation die Grundlage bildet. 

Dass sich eine solche Sequestration des Streitgegenstandes 
pendente appellatione als Execution zur Sicherstellung aus 
dem positiven Gesetze nicht ableiten lässt, ja demselben ent- 
gegensteht, wird weiter unten bei der executiven Sequestration 
zur Sicherstellung gezeigt werden. 

II. Die Sequestration in Bestandstreitigkeiten. 
§.11. 

In Bestandstreitigkeiten gibt es eine zweifache Seque- 
stration. Ä. Die Sequestration der Früchte des Pacht- 
gutes (bezw. der Pachtrechte) wegen schuldigen Pacht- 
zinses und B. die Sequestration des Bestandgegenstandes 
wegen vertragswidriger, schädigender oder mit Nach- 
theil drohender Benützung desselben. 

A. Das Hofdecr. vom 31. October 1800, Nr. 512 J. G. S.^) 
bestimmt: „Drittens ist sich auch auf die nämliche Art zu 



Pat. vom 1. Mai 1781, Nr. 13 J. G. S. für Böhmen, Mähren, Schlesien, Oester- 
reich ob und nnter der Enns, Steiermark, Kärnten, Erain, Görz, Oradiska, 
Triest, Tirol und die Vorlande , wurde aber diese a. G. 0. nachträglich — und 
zwar mit der Wirksamkeit vom 1. Jänner 1784 angefangen — auch in Galizien 
eingeführt, wo sie sonach bis zur Einführung der westgalizischen G. 0. in West- 
galizien mit Pat. vom 19. December 1796, Nr. 329 J. G. S. und in Ostgalizien 
und der Bukowina mit Pat. vom 15. Jänner 1807, Nr. 797 J. G. S. in Geltung 
blieb (vgl. V. Domin-Petrushevecz, Neuere österr. Rechtsgeschichte, S. 51, 
52, 117). 

*) Vgl. G. U. 6137, 6284, dagegen aber auch 6602 und insbe- 
sondere 9814. 

*) V. Canstein, Civilprocessr., S. 194, 371, Note 22. 

^) Siehe dieses Hofdecr. , sowie den darin citirten §. 242 des 3. Theiles 
des westgalizischen btirgerl. Gesetzbuches, oben S. 157, Note 14. 

11* 
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benehmen, wenn der Paehtgeber in Folge des §. 242 des dritten 
Theiles des bürgerlichen Gesetzbuches, die Sequestration der 
Früchte, oder der obsiegende Theil während der Appellation, 
in der Hauptsache um die mittlerweilige Sicherstellung durch 
die Sequestration anlangen sollte." Nun ertheilte aber der §. 242, 
III. Th. des W. Gr. B. dem Verpächter keineswegs ein besonderes 
Sequestrationsrecht, sondern räumte demselben zur Sicherstellung 
des Pachtzinses nur das Eigenthum aller von dem Grunde noch 
nicht abgesonderten Nutzungen, nebst dem Pfandrechte auf die 
eingesammelten und noch nicht veräusserten Früchte ein. Um 
die Sequestration nach §. 293 a. G. 0. (388 W. G. 0.) erwirken 
zu können, hätte daher der Verpächter die Klage auf Heraus- 
gabe, bezw. Ueberlassung der noch nicht abgesonderten Nutzungen 
des Grundes wegen schuldigen Pachtzinses gegen den Pächter 
im Grunde des ihm durch den §. 242, III. Th. W. G. B. einge- 
räumten Eigenthumsrechtes auf diese Nutzungen anstellen müssen. 
Auch der an die Stelle dieses §. 242 getretene 55. HOl b. G. B. 
statuirt nur ein gesetzliches Pfandrecht des Verpächters auf 
die Früchte des Pachtgutes wegen des schuldigen Pachtzinses. 
Dieses gesetzliche Pfandrecht würde den Pfandgläubiger ohne 
eine besondere Bestimmung des Gesetzes nicht berechtigen, das- 
selbe in anderer Art oder in anderer Form geltend zu machen, 
wie jedes andere gesetzliche Pfandrecht, also insbesondere nicht 
ohne vorherige Erwirkung der Execution auf die Pfandsache, 
nach den Vorschriften der allgem. Gerichtsordnung. 

Eine solche besondere gesetzliche Bestimmung existirt aber 
in der That nicht, denn auch die Hofdecr. vom 5. November 
1819 Nr. 1621 J. G. S. und vom 10. April 1837, Nr. 189 
J. G. S. 2) ertheilen dem Verpächter zum Schutze seines gesetz- 
lichen Pfandrechtes kein anderes und kein grösseres Recht, als 
dem Vermiether, nämlich nur die pfandweise Beschreibung. 
Nichtsdestoweniger betrachtete seit jeher und betrachtet wohl 
auch noch heutzutage die Praxis die Sequestration der Früchte 
des Pachtgutes als einen unmittelbaren Ausfluss des gesetzlichen 
Pfandrechtes des Verpächters auf diese Früchte oder wenigstens 
als eine zum Schutze dieses Pfandrechtes unerlässliche und 
sohin indireot im Gesetze begründete Massregel und bewilligt 

^) Siehe diese Hofdecr. unten b. d. exec. Sequ. zur Sicherstellung Nr. 3^. 
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deshalb dem Verpächter nach überreichter Pachtzinsklage die 
Sequestration der Früchte des Pachtgutes bedingungslos. Diese 
Praxis wollte das Hofdecr. vom 31. October 1800, Nr. 512 
J. G. S. offenbar beseitigen, indem es bestimmt, dass die Seque- 
stration der Früchte dem Verpächter auf Grrund des S- 242 des 
3. Theiles des W. G. A. (§. 1101 a. b. G. B.) nicht ohneweiters, 
sondern nur nach Einleitung eines Verfahrens, wie es bei einer 
nach Jii. 293 a. G. 0. angesuchten Sequestration des Streitgegen- 
standes vorgeschrieben ist, also nur bei einer Gefahr für den 
Kläger und eventuell gegen eine dem Pächter für den ihm 
hierdurch erwachsenden Schaden zu leistende Sicherstellung 
zu bewilligen sei. Damit hat aber andererseits das Gesetz 
doch ein besonderes Sequestrationsrecht des Verpächters aner- 
kannt, welches sich von dem Sequestrationsrecht des §. 21)3 
a. G. 0. dadurch unterscheidet, dass nicht der vom Kläger mit 
der Klage in Anspruch genommene Gegenstand — denn dieser ist 
bei der Pachtzinsklage der Pachtzins — sondern eine Gerechtsame 
des Geklagten, nämlich sein Recht, die Flüchte des Pachtgutes zu 
separiren und zu verwerthen, zu dem Zwecke sequestrirt wird, 
um das gesetzliche Pfandrecht des Klägers auf diese Früchte 
zu schützen. Diese Sequestration bezweckt aber in letzter 
liinie doch nur eine künftige Executionsführung in gewisse 
Vermögensstücke des Schuldners zum Zwecke der Befriedigung 
einer Geldforderung zu sichern, und gehört deshalb ebenfalls 
ihrem Wesen nach unter die weiter unten zu behandelnde 
Deckungssequestration. — Es ist bereits oben darauf hin- 
gewiesen worden , dass die Praxis dem Verpächter auf Grund 
der überreichten Pachtzinsklage die Sequestration der Früchte 
bedingungslos bewilligt. Dass nun eine solche Bewilligung auch 
als Execution zur Sicherstellung nicht aufrecht erhalten 
werden kann, soll unten bei der Besprechung der letzteren 
gezeigt werden. 

B. Die zweite Art der Sequestration in Bestandstreitig- 
keiten normirt der {5-14 der k. Verordnung vom 16. No- 
vember 1858, Nr. 213 R. G. B. (Bestandverfahren). Derselbe 
bestimmt: „Wird ein Bestandgegenstand vertragswidrig oder 
auf eine Weise benützt, welche unverkennbar ihn der Ver- 
schlechterung oder Entwerthung aussetzt, oder welche ihn mit 
unwiederbringlichem Nachtheile bedroht, so kann während der 
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Dauer der Verhandlung auf Ansuchen des gefährdeten Theiles 
entweder Sequestration des Bestandgegenstandes ange- 
ordnet oder derselbe derjenigen Partei anvertraut werden, welche 
ihrem Gegner Sicherstellung leistet." 

Zum Verständniss dieses Paragraphen, welcher ein Beispiel 
neuerer Gesetzgebung liefert, das an Unklarheit nichts zu 
wünschen übrig lässt, mag Nachstehendes hervorgehoben werden : 

1 . Zunächst ist klar, dass dieser Paragraph davon ausgeht, 
dass eine vertragswidrige oder nachtheilige Benützung des Be- 
standgegenstandes sowohl den Bestandgeber als auch den Bestand- 
nehmer gefährden könne, da er anordnet, dass die bezeichneten 
provisorischen Verfügungen „auf Ansuchen des gefährdeten 
Theiles" bewilligt werden können. Nun lässt sich wohl eine 
vertragswidrige Benützung des Bestandgegenstandes sowohl auf 
Seite des Bestandgebers, als auch auf Seite des Bestandnehmers 
denken. Auf Seite des Ersteren, wenn dieser einen Gegenstand 
selbst benützt, welchen er dem Bestandnehmer in Bestand ge- 
geben hat ; auf Seite des Letzteren, wenn dieser einen ihm nicht 
in Bestand gegebenen Gegenstand oder wohl einen solchen, aber 
auf eine Weise benützt, welche den Vereinbarungen des Bestand- 
vertrages zuwiderläuft. — Im Falle einer vertragswidrigen 
Benützung des Bestandgegenstandes könnte daher allenfalls so- 
wohl der Bestandgeber als auch der Bestandnehmer als der im 
concreten Falle gefährdete Theil erscheinen. Dagegen lässt sich 
nicht denken, dass der Bestandgeber, wenn er den Bestandgegen- 
stand vertragswidrig nicht benützt, d. h. wenn er entgegen dem 
abgeschlossenen Bestandvertrage den Bestandgegenstand nicht 
selbst benützt, ihn auf eine Weise benützen könnte, welche ihn 
unverkennbar der Verschlechterung oder Entwerthung aussetzen 
oder ihn mit unwiederbringlichem Nachtheile bedrohen würde, weil 
er dann Vorausgesetztermassen den Bestandgegenstand überhaupt 
gar nicht benützt. Im Falle einer nachtheiligen Benützung des 
Bestandgegenstandes könnte daher nur der Bestandgeber der 
gefährdete Theil sein, und die nachtheilige Benützung des 
Bestandgegenstandes könnte sich nur auf den Bestandnehmer 
beziehen. Allein einerseits versteht man unter vertragswidriger 
Benützung im gewöhnlichen Sinne nicht eine Benutzung, zu der 
man überhaupt kein Recht hat, sondern nur eine Art und Weise 
der Benutzung, die dem vertragsmässig eingeräumten Benützungs- 
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rechte entgegensteht; andererseits bezieht sieh das Prädieat „so 
kann .... auf Ansuchen des gefährdeten Theils" auf beide 
vorangestellten Fälle, also auf die Fälle der vertragswidrigen 
sowohl, als auch der nachtheiligen Benützung des Bestand- 
gegenstandes. Die bisher angeführte Auslegung kann daher dem 
wahren Sinne des Jj. 14 cit, nicht entsprechen. Soll aber die nach- 
theilige Benützung des Bestandgegenstandes den Bestandnehmer 
gefährden können, ohne dass der Bestandgeber den Bestand- 
gegenstand selbst benützt, so muss, um sich dies als möglich 
zu denken, entweder der BegriiF „Bestandgegenstand' nicht blos 
auf die in Bestand gegebenen Objecto,, sondern auch auf die 
Bestandsache selbst in toto^), deren Theile die in Bestand ge- 
gebenen Objecto nur sind, oder der BegriiF Benützung auch auf 
die Vornahme von nicht in einer Benützung im eigentlichen Sinne 
bestehenden Veränderungen an dem Bestandobjecte durch den 
Bestandgeber, z. B. Bauführungen, bezogen werden. Und in 
der That liegt beides wohl im Sinne des Gesetzes. Der Bestand- 
nehmer soll durch die Art und Weise der Benützung des Be- 
standobjectes den Bestandgeber nicht an seinem Eigenthums- 
rechte an der Bestandsache, der Eigenthümer der Bestand- 
saehe aber durch die Art und "Weise der Benutzung oder durch 
Veränderungen der Bestandsache den Bestandnehmer nicht an 
seinem Rechte auf das Bestandobject schädigen. 

2. Die Sequestration oder andere mittlerweilige Verfügung 
soll femer „während der Dauer der Verhandlung^ ange- 
ordnet werden. Unter dieser Verhandlung kann nur die über 
eine Klage, und zwar eine Klage, welche die vertragswidrige 
oder nachtheilige Benützung des Bestandgegenstandes zum Klage- 
grunde hat, eingeleitete Verhandlung verstanden sein, weil 
einerseits die Einleitung einer Verhandlung ohne Klage wegen 
vertragswidriger oder nachtheiliger Benützung des Bestand- 
gegenstandes im sj. 14 nicht ausdrücklich angeordnet ist, was 
der Fall sein müsste, wenn man dieselbe für zulässig erklären 
sollte, andererseits die Anordnung einer solchen mittlerweiligen 
Verfügung für die Dauer einer anderen zwischen den Parteien 
anhängigen, mit der vertragswidrigen oder nachtheiligen Be- 

'^) Derselben Ansicht, wie es scheint, Uli mann, S. 437: „Daher gestattet 
der §. 14 nach Massgabe der Gefährde eine den ganzen Bestandgegenstand 
betreflfende provisorische Verfügung." 
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nützung des Bestandgegenstandes aber in keinem Zusammen- 
hange stellenden Bestandverhandlung, z. B. wegen Aufkündigung 
oder über die Zinsklage, keinen Sinn hätte. *) 

Wegen vertragswidriger oder nachtheiliger Benützung des 
Bestandgegenstandes können aber nach österreichischem Recht 
dreierlei petitorische Klagen eingebracht werden: 

a) Es kann entweder der Bestandgeber wegen erheblichen 
nachtheiligen Gebrauches des Bestandgegenstandes seitens des 
Bestandnehmers die vorzeitige Aufhebung des Bestandver- 
trages geltend machen und die Rückstellung des Bestandgegen- 
standes vom Bestandnehmer verlangen (§. 1118 a. b. G. B.). 

h) oder es kann der Bestandgeber gegen den Bestand- 
nehmer, oder dieser gegen den ersteren blos die Unterlassung 
der vertragswidrigen oder der gesetzwidrigen und nachtheiligen 
Benützung (Disposition mit) der Bestandsache oder des Bestand- 
objectes und bezw. die Wiederherstellung in den vorigen Stand 
mittelst Klage geltend machen (§§. 1096, 1098, 1118 b. G. B.), 

c) oder endlich kann wegen vertragswidriger oder nach- 
theiliger Benützung des Bestandgegenstandes blos auf Ent- 
schädigung geklagt werden (ä<. 1096, 1098, 1111, 1118, 1119, 
1295 a. b.G.B.). 



*) So hat auch 0. G. H. in G. U. (5556 folgendennassen entschieden: „Da 
nun von dem Verpächter A zur Geltendmachung eines Anspruches wegen der von 
ihm dem Pächter B zur Last gelegten nachtheiligen Verwendung einzelner Theile 
der Pachtsache eine Klage nicht angestellt wurde, eine Streitverhandlung somit, 
für deren Dauer die provisorische Verfügung Geltung haben könnte, nicht anhängig 
ist, so war das von A angebrachte Gesuch (wegen üntersagung der Eiseinlagerung) 
abzuweisen. Dagegen hat 0. G. H. in G. U. 3767 über das blosse Gesuch des 
Vermiethers A dem Miether mehrere für das Gebäude nachtheilige Handlungen 
zu untersagen, die Anordnung einer Tagfahrt zu verordnen befunden, jedoch mit 
der Motivirung: „Dass die Eingabe des A schon nach ihrem Inhalte und Begehren 
geeignet war, um hierüber nach §. 12 (Best.-Verf.) die summarische Verhandlung 
anzuordnen, weshalb die Anordnung einer Tagsatzung gerechtfertigt ist.*^ In 
G.ü. 3459 aber wurde das in 1. Inst, a limine abgewiesene Gesuch des Vermiethers 
um Auftrag an den Miether, die Besichtigung der Miethlocalitäten Miethlustigen 
zu gestatten, vom 0. L. G. angenommen und die aufrechte Vorbescheidung desselben 
angeordnet : „weil nach dem §. 1 der citirten Verordnung (Best.-Verf.) alle Streitig- 
keiten (!) aus Bestand vertragen, sowie alle Verfügungen über Aufkündigung (I) 
und Zurückstellung (!) der in Bestand genommenen Sachen zur Competenz des 
betreffenden städt. deleg. Bezirksgerichtes (Stadtprätur) mit Ausschliessung der 
politischen und Administrativbehörden gehören , und der 0. G. H. verwarf den 
Recurs mit einfacher Bezugnahme auf die Begründung der 2. Instanz (!). 
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Es versteht sich nun wohl von selbst, dass unter der im 
JJ. 14 dt. erwähnten „Verhandlung" nur eine Verhandlung über 
Klagen der erstgenannten beiden Kategorien begriffen sein kann, 
weil es sich nur in den beiden erstbezeichneten Fällen um eine 
Disposition mit dem Bestandgegenstande handelt, während bei 
blossen Entschädigungsklagen wegen vertragswidriger oder nach- 
theiliger Benützung des Bestandgegenstandes das Begehren nur 
auf eine Greldleistung gerichtet ist, welches Begehren als solches 
ein Bedürfniss nach einem Schutze des Bestandgegenstandes 
gegen Handlungen des Gegentheiles gar nicht aufkommen 
lassen kann. 

Aber auch bei Klagen der zweitgenannten Kategorie, wenn 
es sich nämlich nur um Untersagung von Handlungen bezüglich 
des Bestandgegenstandes oder um eine Wiederherstellung des- 
selben in den vorigen Stand handelt, wird regelmässig nicht 
eine Sequestration des Bestandgegenstandes zu verfügen, 
sondern die Bestimmung des zweiten Satzes des S- 14 cit, anzu- 
wenden sein, welche anordnet: „Wenn es nur um einzelne Vor- 
kehrungen zur Erhaltung des Bestandgegenstandes oder bei 
Pachtungen zur Fortsetzung des ordentlichen Wirthschaftsbe- 
triebes, oder wenn es sich nur um die Untersagung einzelner 
nachtheiliger Handlungen zu thun ist, so kann die Vornahme 
solcher Vorkehrungen angeordnet oder die Unterlassung solcher 
Handlungen bei Geldstrafe oder Arrest, oder doch nach Um- 
ständen die Leistung einer Sicherstellung für deren Folgen auf- 
getragen werden. ^) Und so schrumpft der Sequestrationsfall des 
§. 14 cit, eigentlich nur auf den Fall des §. 1118 a. b. G. B. zu- 
sammen, wenn nämlich der Bestandgeber im Grunde eines er- 
heblichen nachtheiligen Gebrauches des Bestandgegenstandes 
durch den Bestandnehmer den Bestandvertrag vor Ablauf der Zeit 
aufhebt und die Zurückstellung des Bestandgegenstandes begehrt. <*) 

^) Vergl. die Entsch. in G. U. 3459, 3767 und 655() oben S. 168, Note 4, 
dann in G. U. 4476 (folgende Note). 

6) Ullmann bezieht den §.14aV. auf die Fälle der §§. 1117 und 1118b. G.B., 
indem er S. 436 bemerkt : „Das Civilrecht gestattet allerdings jedem Theile bei 
erhebliclier Vertragswidrigkeit die vorzeitige Aufhebung des Bestandvertrages zu 
fordern (§§. 1117, 1118 b. G. L.), es vermag jedoch der Fortsetzung des Missbrauches 
während der Dauer des diesfälligen Streites nicht zu steuern, daher gestattet der 
§. 14 etc." — Allein die Heranziehung des §. 1117 b. G. B. ist hier wohl nicht 
richtig. Denn einerseits gründet sich das in demselben normirte Klagerecht des 
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Wird die Rückstellung des Bestandgegenstandes nicht wegen 
nachtheiliger Benützung desselben in Gremässheit des §. 1118 
a. b. G. B., sondern aus einem anderen Grunde, z. B. wegen Ab- 
laufes der Bestandzeit, oder wird blos die Uebergabe einer in 
Bestand gegebenen Sache in die Benützung des Bestandnehmers 
eingeklagt, so kann die Sequestration des Bestandgegenstandes 
nicht nach §. 14 dt.^ sondern nur nach dem §. 293 a. G. 0. als 
Sequestration des Streitgegenstandes erwirkt werden. 7) 

Die Sequestration des Bestandgegenstandes im Bestand- 
processe ist daher immer auch Sequestration des Streitgegen- 
standes, sie unterliegt aber nur im Falle des §. 1118 a. b. G. B. 
auch der Bestimmung des §. 14 des Best.- Verf., d. h. im Falle des 
§. 1118 a. b. G. B. kann der die Bestandsache zurückfordernde 
Bestandgeber die Sequestration derselben sowohl nach den Be- 



Bestandnehmers gegen den Bestandgeber auf vorzeitige Aufhebung des Bestand- 
vertrages nicht auf eine vertragswidrige oder nachtheilige Benützung des Bestand- 
gegenstandes durch den Bestandgeber, sondern nur auf die zum ordentlichen 
Gebrauche untaugliche Beschaffenheit der bestandenen Sache, mag diese so oder 
so entstanden oder schon vorhanden gewesen sein, andererseits erfordert diese Klage 
des Bestandnehmers auch gar keine provisorische Verfügung mit der Bestandsache 
zu seinen Gunsten, da er ja mit dieser Klage seine Bestandrechte aufgibt. — 
Eine Entscheidung, mit welcher der 0. G. H. nach §. 14 Best.-Verf. eine Seque- 
stration des Bestandgegenstandes verfügt hätte, ist mir nicht bekannt geworden; 
in G. U. 4 4 7 6 , wo der Fall einer solchen allenfalls hätte vorhanden sein können, 
indem der Eigenthümer eines Hotels in Wien die IJntersagung der Benützung der 
von einer Bank in diesem Hotel gemietheten Localitäten zu Gemäldeversteigerungen 
unter Androhung einer angemessenen Strafe, bis zur Entscheidung über seine 
bereits angebrachte Klage auf Lösung des Miethcontract«s begehrte, wurde nur, 
dem gestellten Begehren gemäss, das Verbot der Versteigerungen, und zw. vom 
0. G. H. ohne Oautionsleistung ausgesprochen. 

') So wurde in G. U. 6714 die Sequestration eines wegen zur Vertrags- 
auflösung berechtigender Nichteinhaltung der Zinstermine zurückgeforderten Pacht- 
gutes vom 0. G. H. abgewiesen, in der Erwägung, „dass der Kläger nicht behauptet 
hat, dass B die Bestandsache in einer solchen Weise, dass sie der Vei*schlimmerung 
oder Entwerthung unverkennbar ausgesetzt oder mit unwiderbringlichem Nachtheil 
bedroht wäre, oder dass er sie in einer Weise benützt, welche durch den Vertrag 
ausgeschlossen und somit vertragswidrig ist ; dass in der Fortbenützung der Bestand- 
sache durch den Beklagten nicht eine vertragswidrige Benützung derselben zu 
erkennen ist; dass somit die Voraussetzungen des §. 14 des cit. Gesetzes nicht 
vorliegen, und zudem die Entscheidung über die vom Kläger vorgebrachte, vom 
Beklagten widersprochene Behauptung der Nichteinhaltung des Zinstermins und 
der dadurch herbeigeführten Auflösung des Pachtvertrages dem Hauptprocesse 
vorbehalten ist". — Uebereinstimmend damit auch die Entscheidg. G. U. 1655. 
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Stimmungen des $. 293 a. G. 0. (388 W. G. 0.), als auch nach 
den Bestimmungen des §. 14 der k. Vrdg. vom 16. November 
1858, Nr. 213 R. G. B. ansuchen. 

3. Nicht jede „vertragswidrige*^, d. h. der Vereinbarung 
zuwiderlaufende, und nicht jede nachtheilige (und selbstver- 
ständlich dem Gesetze zuwiderlaufende) Benützung des Bestand- 
gegenstandes lässt aber die im §.14 cit. angeführten proviso- 
rischen Verfügungen für zulässig erscheinen. 

Die vertragswidrige Benützung muss den Gegentheil 
auch „gefährden", d. h der Gegentheil muss durch diese ver- 
tragswidrige Benützung einen vermögensrechtlichen Schaden oder 
eine Hinderung in der Ausübung seines Eigenthums- oder Be- 
standrechtes zu befürchten haben. Die nachtheilige und 
gesetzwidrige Benützungsweise muss aber von solcher Be- 
schaifenheit sein, dass der Bestandgegenstand der Verschlechte- 
rung oder Entwerthung ausgesetzt oder mit einem un- 
wiederbringlichen Nachtheile bedroht wird. '^) Dass der 
Gegentheil hierdurch auch „gefährdet" wird, wie es der §. 14 
überhaupt verlangt, ist selbstverständlich. Es wird daher der 
im §. 1118 a. b. G. B. erwähnte erhebliche nachtheilige Gebrauch 



«) Vergl. die Entsch. G. U. 6714 oben S. 170, Note 7 und G. U. 8286. 
In der letzteren Entscheidung wurde das Gesuch des Miethers, dem Vermiether 
die von demselben beabsichtigte Eiseinlagerung in den von dem ersteren gemietheten 
Eiskeller bei Strafe von 100 fl. zu untersagen, abgewiesen, weil es sich nur um eine 
befürchtete, durch Anfuhrung keines Factums bestätigte Störung in der Ausübung 
des Bestandrechtes handelt. Dagegen ist der in dieser Entscheidung enthaltene 
Ausspruch, „dass der §. 14 der kaiserl. Verordnung vom 16. November 1858 
R. G. Bl. Nr. 213 lediglich die Erhaltung des Bestandobjectes und die Ver- 
hinderang einer Deteriorirung desselben im Auge hat , und diese Gesetzesstelle 
auf den vorliegenden Fall somit gar keine Anwendung findet", wohl nicht 
ganz zutreffend, weil nach §. 14 cit, leg. auch schon eine „vertragswidrige" 
Benützung des Bestandgegenstandes den gefährdeten Theil zum Begehren um 
eine der im §. 14 angeführten provisorischen Verfügungen berechtigt , und diese 
vertragswidrige Benützung nicht nothwendig in einer Deteriorirung des Bestand- 
objectes bestehen muss, z. B. wenn der Bestandgeber vertragswidrig Localitäten 
seines Hauses an einen Geschäftsconcurrenten des Bestandnehmers vermiethet 
oder dieser vertragswidrig eine Localität in einer Weise benützt, wodurch zwar 
nicht das Haus, aber die in dem anstossenden Magazine des Bestandgebers 
befindlichen Waaren einen Schaden leiden, oder wenn der Hausherr das Hofthor 
vertragswidrig geschlossen hält und hierdurch den Miether an der noth wendigen 
Ein- und Ausfahrt hindert. 
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des Bestandnehmers den Bestandgeber zum Sequestrationsbe- 
gehren nach §. 14 dt. nur dann berechtigen, wenn dieser nach- 
theilige Gebrauch auch die eben bezeichnete Beschaffenheit hat. 

4. Die Sequestration des Bestandgegenstandes nach §.14 
der k. Vdg. vom 16. November 1858 unterscheidet sich von der 
Sequestration des Streitgegenstandes nach §. 293 a. G. 0., was 
die Art und Weise ihrer Bewilligung anbelangt, dadurch, 
dass die Sequestration des Bestandgegenstandes auch ohne 
Cautionsleistung bewilligt werden kann, dafür aber auch deren 
Bewilligung ganz in das Ermessen des Richters gesetzt ist 
(S. 14: „so kann oder"), während der Kläger auf die Se- 
questration des Streitgegenstandes bei Vorhandensein der Be- 
dingungen des §. 293 a. G. 0. ein unbedingtes Recht hat (si. 293: 
„so stehet demselben bevor"). 

5. Was endlich das Verfahren über ein nach §. 14 Best.- 
Verf. gestelltes Begehren um Erlassung einer der in diesem 
Paragraph bezeichneten provisorischen Verfügungen und daher 
auch der Sequestration anbelangt, so bestimmt der letzte Satz 
des §. 14 cit,\ „Solche provisorische Verfügungen dürfen in der 
Regel nur nach Vernehmung der anderen Partei erlassen werden ; 
bei dringender bescheinigter Gefahr am Verzuge kann aber das 
Gericht die angesuchte Verfügung auch ohne Vernehmung des 
Gegentheiles anordnen. Der Vollzug solcher provisorischer Ver- 
fügungen wird durch Recurse nicht gehemmt." 

Daraus folgt, dass das Verfahren hier ebenso wie bei der 
Sequestration des Streitgegenstandes nach §. 293 a. G. 0. nur ein 
„Bescheinigungsverfahren" ist, dass aber bei dringender 
bescheinigter Gefahr die provisorische Verfügung, bezw. die 
Sequestration auch ohne Vernehmung des Gegentheils bewilligt 
werden kann. ») Nöthigenfalls wird in den Fällen des i^. 14 Best.- 
Verf. ein zum ewigen Gedächtniss anzusuchender Sachver- 
ständigenbeweis (§. 188 a. G. 0.) die erforderliche Grundlage der 
Bescheinigung der Gefahr liefern. Ausserdem, dass die provi- 
sorische Sequestration nach J:i. 14 Best. -Verf. bei dringender 
Gefahr auch ohne Vernehmung des Gegentheiles bewilligt werden 
kann, was nach Ji. 293 a. G. 0. nicht gestattet ist, unterscheidet 
sich das Verfahren über eine nach s^. 14 cit, angesuchte Seque- 



®) Vergl. §. 10 Besitzstörungsverf. und oben S. 140, Note 20. 
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stration des Bestandgegenstandes von der Sequestration des 
Streitgegenstandes nach §. 293 a. G. 0. auch noch dadurch, dass 
der Recurs gegen die nach ^.\4 cit. bewilligte Sequestration den 
Vollzug derselben p r in cipi eil nicht hemmt, während dies bezüg- 
lich der nach §. 293 a. G. 0. bewilligten Sequestration zufolge 
des Hofdecr. vom 31. October 1800, Nr. 512 J. G. S. nur „in 
der Regel" der Fall ist. 

III. Die Sequestration des Nachlasses im Erbrechtsstreite. 

§. 12. 

1. Unterschied derselben von der Sequestration 
des Streitgegenstandes. 

Die im §. 127, bezw. 125 und 126 des kais. Patentes vom 
9. August 1854, Nr. 208 R. G. B. erwähnte Klage , auf welche 
im Zuge der Verlassenschaftsabhandlung bei widersprechenden 
Erbserklärungen, der mit einem schwächeren Erbrechtstitel aus- 
gestattete Erbprätendent zu verweisen ist, ist die sog. Erb- 
rechtsklage. 

Die Erbrechtsklage geht aber blos auf die Anerkennung 
des Erbrechtes (des Erbeseins). Erst die Erbschaftsklage 
(hereditatis petitio , % 823 a. b. G. B.) geht auf Herausgabe des 
Nachlasses selbst. Die Erbrechtsklage ist daher eine blosse 
Präjudicialklage. Ihr Gegenstand ist nicht der Nachlass, sondern 
nur die gegentheilige Anerkennung des Erbrechtes auf den 
bestimmten Nachlass.^) 

Die im §. 127 des citirten Patentes angeordnete Seque- 
stration des Nachlasses während des Erbrechtsstreites ist daher 
keine Sequestration des Streitgegenstandes, sondern eine 
besondere Art der provisorischen Sequestration im Streitver- 
fahren, und zwar die anticipirte Sequestration des künf- 
tigen Streitgegenstandes während des Präjudicial- 
streites über das Recht zu derselben. 

Vor Erlassung des kais. Patentes vom 9. August 1854, 
bezw. des §. 127 desselben, führte das Bedürfniss einer Sicher- 
stellung und Verwaltung des Nachlasses schon während des 
Erbrechtsstreites bei der herrschenden Ansicht, dass der §. 292 
a. G. 0. (387 W. G. 0.) den Fall normire, wo kein Theil einer 

Vergl. Unger, Erbrecht, S. 228. 
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in Anspruch genommenen Sache sich im Besitze derselben be- 
finde, dahin, den Erbrechtsstreit (ohne Rücksicht auf seine Natur 
als blosser Präjudicialstreit), als den im §. 292 a. G. 0. normirten 
Hauptfall zu betrachten, eine Ansicht, von der man sich bis 
heutzutage nicht emancipirt hat.^) 

2. Voraussetzung für die Sequestration des Nachlasses 
während des Erbrechtsstreites ist, dass die Erbrechtsklage 
bereits überreicht ist. 3) 



2) Vergl. oben S. 133, Note 7, dann Stöckl im Jurist, VI, S. 123 und 
Mannagetta, ebenda, S. 389. 

^) Schuster, Commentar zum Ges. über das Verfahren ausser Streit- 
sachen, "Wien 1878, S. 172 und 173, spricht im Anschlüsse an die Judicate 
G. ü. 4181 und 5038 die Ansicht aus, dass in den Fällen des 1. Alinea des 
§. 127 die jedem Theile eingeräumte Befugniss zur Sequestration die vorgängige 
Anstellung der Erbrechtsklage nicht voraussetze, dass vielmehr die überreichte 
Erbrechtsklage nur in den Fällen des 2. Alinea des §. 127 eine Voraussetzung 
für die Sequestration des Nachlasses bilde , dass aber auch in diesen letzteren 
Fällen, wenn der auf den Eechtsweg verwiesene Erbe die Verwaltung des Nach- 
lasses erhalten hat, der zu klagende Erbe die Erbrechtsklage nicht abzuwarten 
brauche, sondern sofort die Sequestration des Nachlasses zu begehren befugt 
sei. — Allein diese Behauptung hat den klaren Wortlaut des §. 127 gegen sich. 
(Erstes Alinea: „Wird die Klage . . . . überreicht, so ist . . . . innezuhalten. 
Doch steht jedem Theile frei, einstweilen etc." — Zweites Alinea : „Wird die 
gerichtliche Sequestration des Nachlasses von einem der streitenden Theile 

gegen den anderen, welcher bereits etc ") Im letzteren Falle, wenn 

nämlich der auf den Rechtsweg verwiesene Erbe bereits die Verwaltung des 
Nachlasses erhalten hat, scheint allerdings ein rechtliches Bedürfniss vorzuliegen, 
den zu klagenden Erben noch vor überreichter Erbrechtsklage bezüglich des 
Nachlasses durch Sequestration desselben zu schützen, weil der auf den Rechts- 
weg verwiesene, somit regelmässig mit einem schwächeren Erbrechtstitel aus- 
gerüstete Erbe möglicherweise die Erbrechtsklage gar nicht überreicht, mittler- 
weile aber, ehe sein Gegner auf Grund der alsdann an diesen letzteren zu 
geschehen habenden Erbseinantwortung ihn mit der Erbschaftsklage auf Herausgabe 
des Nachlasses zu belangen in der Lage ist, diesen Nachlass veräussern, für 
sich verwenden oder Schaden nehmen lassen kann. Dieses allenfalls vorhandene 
rechtliche Bedürfniss muss aber zurücktreten vor der, mit Rücksicht auf den 
Zusammenhang des 2. Alinea des §. 127 mit dem 1. Alinea desselben, unzwei- 
deutigen Bestimmung des Gesetzes , dass bei collidirenden Erbserklärungen die 
Sequestration des Nachlasses nur während und für die Dauer des anhängig 
gewordenen Erbrechtsstreites und keineswegs für die Dauer der Nachlass- 
abhandlung zu verfügen ist. 

In G. U. 3673, wo der testamentarische Erbe B, dem zwar nicht die 
Verwaltung des Nachlasses vom Gerichte überlassen worden war, der sich jedoch 
im factischen Besitze desselben befand, auf den Rechtsweg gegen den gesetz- 
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Keinen Unterschied macht es, da das Gesetz nicht unter- 
scheidet, ob die Erbprätendenten den ganzen Nachlass oder 



liehen Erben A verwiesen wurde, hat in der That der 0. G. H. dem noch vor 
überreichter Erbrechtsklage des B gestellten Begehren des A um Sequestration 
des Nachlasses stattgegeben mit nachstehender Motivirung : „Durch Verzögerung 
seiner Klage kann B die Ausführung des Rechtes des Erben A auf Sequestration 
des Nachlasses nicht hemmen, indem §. 127 nicht denjenigen, gegen 
welchen, sondern nur denjenigen, von welchem die Erbrechtsklage 
anzubringen ist, im Rechte auf Sequestration des Nachlasses durch 
die Bedingung der Elagseinreichung beschränkt^; allein diesen Satz 
sucht man vergeblich in dem 1. Alinea des §. 127 ausgesprochen. Vielmehr ist 
der Umstand: „Wird die Klage . . . überreicht, so ist,*^ gemeinschaftliche 
Voraussetzung für das Sequestrationsbegehren des einen wie des anderen Theiles. — 
Bezüglich der Frage, ob die bereits überreichte Erbrechtsklage Voraussetzung 
lür die Sequestration des Nachlasses bei widersprechenden Erbserklämngen sei, 
ist die Spruchpraxis überhaupt achwankend. Bejaht wurde diese Frage in 
G. U. 3661 und 4233 und mit der oben erwähnten Einschränkung in G. U. 3673, 
verneint dagegen in G. U. 4181 mit der Motivirung: „Der Nachsatz in dem 
ersten Alinea des §. 127 kann nicht in dem Sinne ausgelegt werden, dass die 
jedem Theile eingeräumte Befugniss zur Sequestration die vorgängige Anstellung 
der Erbrechtsklage voraussetze; der Paragraph ist im Zusammenhang mit den 
vorangehenden Paragraphen so zu verstehen, dass die schon aus dem Conflict 
der Erbserklärungen sich ergebende Noth wendigkeit des Erbrechtsstreites das 
Sequestrationsbegehren umsomehr rechtfertige, als bei nicht nachgesuchter Seque- 
stration das Abhandlungsgericht von Amtswegen für die Verwaltung der streitigen 
Verlassenschaft Sorge zu tragen hätte." — Ebenso in G. U. 5038. Allein das 
Wort „einstweilen" im zweiten Satz des 1. Alinea des §. 127 streitet entschieden 
gegen diese Auslegung und ist es auch nicht richtig, dass das Abhandlungs- 
gericht für die Verwaltung der strittigen Verlassenschaft von Amtswegen Sorge 
zu tragen hat, wie ja dies der 0. G. H. in G. ü. 8912 auch anerkannte. 
Anders allerdings in G. ü. 8093 und 9435, in welch letzterer Entscheidung 
ebenfalls die Ansicht ausgesprochen ist, dass der §. 127 nicht so auszulegen ist, 
als ob die Ueberreichung der Erbrechtsklage Bedingung für die Sequestration 
des Nachlasses wäre. 

Da die Sequestration des Nachlasses einen Erbrechtsstreit voraussetzt, ist sie 
bei anderen, dasNachlassvermögen betreffenden Streitigkeiten, wenn 
nicht die Voraussetzungen einer nach den Civilprocessen zulässigen Sequestration 
eintreten, nicht zu bewilligen. So wurde in G. U. 2848 in dem Processe, in 
welchem die Witwe des Erblassers die Bestimmung der Ehepacte und des 
Testamentes des letzteren, derzufolge nach seinem Tode die ihr zur Hälfte 
eigenthümlich gehörige und von ihr bewirthschaftete Grundwirthschaft dem A 
gegen Zahlung von 3000 fl. und Leistung des Ausgedinges an sie (die Witwe) 
zufallen sollte, anfocht, dem Begehren des A um Sequestration dieser Gnind- 
wirthschaft nicht stattgegeben, weil der §. 127 Pat. nicht vorliege. Ebenso 
wurde in G. ü. 3827 die Sequestration des Nachlasses während des Streites 
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nur einen aliquoten Theil desselben in Anspruch nehmen*), 
und ob Kläger oder Beklagter oder keiner von ihnen sich in 
dem factischen Besitze des zu sequestrir enden Nachlasses 
befinden. Ebenso ist femer, weil, was vom Ganzen gilt, auch 
vom Theile gelten muss, während des Erbrechtsstreites nicht 
blos die Sequestration des ganzen Nachlasses, sondern auch 
einzelner Verlassenschaftsgegenstände zulässig. 

3. Bezüglich der Bedingungen, unter welchen die Se- 
questration des Nachlasses oder einzelner Nachlassgegenstände 
während des Erbrechtsstreites zu bewilligen ist. hat man zu 
unterscheiden : 



um die Giltigkeit des von den Erben angefochtenen testamentarischen Nutzgenuss- 
rechtes der Witwe an dem Nachlasse nicht bewilligt, und in G. ü. 4625 
das Begehren um Sequestration eines im Besitze eines Dritten befindlichen 
Grundstückes des Erblassers im Zuge der Verlassabhandlung, in G. Ü. 7735 
aber das Begehren der auf den Rechtsweg gegen den Erben der Vorerbin verwiesenen 
Nacherben um Sequestration eines Nachlasshauses , welches die letzteren als 
Substitutionsmasse für sich in Anspruch nahmen, Mangels des Vorliegens des 
im §. 127 Patentes normirten Falles mit Recht abgewiesen. Dagegen hat 0. G. H. 
in G. U. 2209 die Sequestration der Nachlassrealitäten während des Streites, in 
welchem der eine Theil der Erben gegen den anderen die zwischen der Erb- 
lasserin und ihrem Ehegatten bestandene Gütergemeinschaft bestritt, „in Erwä- 
gung, dass durch die von den Recurrenten eingebrachte Klage der Stand der 
Nachlassmasse wesentlich geändert und die Erbsansprüche der Sequestrations- 
werber vermindert werden sollen", bewilligt (?). — Selbstverständlich ist auch die 
Sequestration des Nachlasses nicht zu bewilligen , wenn die eine der wider- 
sprechenden Erbserklärungen wegen mangelnden Rechtstitels zurück- 
gewiesen wird (G. U. 3020). 

*) Nicht zustimmen kann man daher auch den Entscheidungen G. U. 2140 
u. 8871, welche während des Erbrechtsstreites dem den Nachlass nur zu einer 
geringeren Quote als die anderen Erben zusammengenommen, beanspruchenden 
Erben die Sequestration des Nachlasses aus dem Grunde nicht bewilligten, weil 
dieser Erbe bezüglich der einstweiligen Verwaltung des Nachlasses offenbar nicht 
mehr Recht in Anspruch nehmen könne, als ihm zustünde, wenn er im Erb- 
rechtsstreite obsiegte, er aber auch im Obsiegungsfalle ein ausschliessliches Ver- 
waltungsrecht nicht haben und den übrigen Miterben einen fremden Verwalter 
nicht würde aufdringen können (§§. 833 — 836 a. b. G. B.). — Allein das Seque- 
strationsrecht setzt ganz selbstverständlich die §§. 833—836 a. b. G. B. ausser 
Geltung, welche übrigens im Erbrechtsstreite gar keine Anwendung finden können, 
da die Erben während desselben noch gar nicht Eigenthümer des Nachlasses 
sind. Dagegen hat der nur zu einer verhältnissmässig geringeren Quote be- 
rufene Erbe gerade ein solches Interesse an der ungeschmälerten Erhaltung des 
Nachlasses wie der zu einer grösseren Quote oder zum ganzen Nachlasse be- 
rufene Erbe. 
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a) ob noch keiner der streitenden Erben von dem Gerichte 
die Verwaltung des Nachlasses (§. 145, Pat. 810 a. b. Gr. B.) 
erhalten hat, in welchem Falle die Sequestration unbedingt, 
und zwar über Begehren des einen oder des anderen Theils zu 
bewilligen ist*), oder ob 

b) einem der streitenden Theile bereits die Verwaltung 
der Verlassenschaft überlassen worden ist, in welchem 
Falle die Sequestration nur unter den im §. 293 a. G. 0. 
(388 W. G. 0.) angeführten Bedingungen der Erweisung , resp. 
Bescheinigung einer Gefahr und der Cautionsleistung 
zu bewilligen ist. 

Das 2. Alinea des §. 127 bestimmt nämlich: „Wird die 
gerichtliche Sequestration des Nachlasses von einem der strei- 
tenden Theile gegen den anderen, welcher bereits die Verwaltung 
desselben von dem Gerichte erhalten hat, angesucht, so kann 
dieselbe nur nach der Vorschrift der Gerichtsordnung statthaben." 
Streng genommen, könnte hiemach in diesem Falle eine Seque- 
stration des Nachlasses nie statthaben, weil im Erbrechtsstreite 
weder die Voraussetzungen des §. 292, noch die des §. 293 a. G. 0. 
eintreten, indem es sich in demselben weder um einen Streit 
wegen des Besitzes^), noch um einen Streit wegen Herausgabe 
oder Ueberlassung einer Sache oder Gerechtsame handelt. Da 
nun aber doch in diesem Falle die Sequestration nach Vor- 
schrift der Gerichtsordnung statthaben soll, so können unter 
dieser „Vorschrift der Gerichtsordnung" nur jene sonstigen 

^) Irrthümlich und mit Rücksicht auf richterliche Willkür bedenklich ist 
der in G. U. 8871 ausgesprochene Grundsatz: „dass zwar nach §. 127 des Ge- 
setzes vom 9. August 1854, Nr. 208 im Falle widersprechender Erbserklärungen 
jedem Theile freisteht, die gerichtliche Sequestration des Nachlasses anzu- 
suchen, hierdurch aber nicht ausgesprochen ist, dass die angesuchte Sequestration 
unter allen Umstanden bewilligt werden müsse, und dass insbesondere bei der 
diesbezüglichen Beurtheilung auf die Bestimmungen des a. b. G. B. keine Rück- 
sicht zu nehmen sei (§§. 833 und 836 a. b. G. B.)/ — Vergl. dagegen oben 
S. 176, Note 4 

•) Dass der Erbrechtsstreit nicht als ein Streit um den Besitz der 
Erbschaft aufgefasst werden dürfe, wie die 1. Instanz annahm, hat 0. G. H. in 
G. U. 1001 ausgesprochen, dagegen aber in G. ü. 3673 irrthümlich angenommen, 
dass im Erbrechtsstreite , weil A zu ^ '„ , B zum ganzen Nachlass das Erbrecht 
beanspruche, der Fall des §.387 W. G. 0. zur Ertheilung der gerichtsorduungs- 
mässigen Sequestration vorhanden sei. 

Schubert, Die Sequestration. 12 
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Bedingungen verstanden werden, unter denen nach der Gerichts- 
ordnung im possessorischen und im petitorischen Stritte die Seque- 
stration des Streitgegenstandes zulässig ist, und da weiter die 
sonstige Bedingung für die Sequestration des Streitgegenstandes im 
possessorischen Stritt die ist, dass streitig sein müsse, wer 
sich im echten Besitze befinde (§. 10 Besitzst.-Verf.) , welche 
Bedingung im Erbrechtsstreite, da er eben kein possessorischer 
Stritt ist, ebenfalls nie eintreten kann, so bleiben als Inhalt 
der in dem 2. Alinea des §. 127 gedachten „Vorschrift der Gre- 
richtsordnung" nur die sonstigen Bedingungen übrig, unter 
denen im petitorischen Stritte nach der Bestimmung des 
§. 293 a. G. 0. die Sequestration des Streitgegenstandes zulässig ist, 
nämlich die Bedingungen einer Bescheinigung der Gefahr und 
der Cautionsleistung. Es wird also derjenige Erbprätendent, 
welcher im Erbrechtsstreite die Sequestration des seinem Gegner 
zur Verwaltung überlassenen ganzen oder theilweisen Nach- 
lasses erwirken will, sowohl die Gefahr zu bescheinigen haben, 
dass sein Gegner den in seiner Verwaltung stehenden Nachlass 
oder die demselben zur Verwaltung oder zum rechtlichen Besitz 
(2. Alinea des §. 145 Pat.) eingeräumten einzelnen Nachlassgegen- 
stände veräussem, verderben oder Schaden nehmen lassen dürfte, 
und ausserdem eine hinlängliche Sicherheit für den seinem 
Gegner (dem ja nach §. 810 b. G. B. auch die Benützung des 
Nachlasses zusteht) erwachsenden Schaden darzubieten und zu 
leisten haben. Dass dies der Sinn des 2. Alinea des §. 127 Pat. 
sei, ist bisher auch nicht bezweifelt worden.'^) 

Im Falle des 2. Alinea des §. 127 Pat. steht das Recht, 
die Sequestration zu begehren, dem Gegner desjenigen zu, welcher 
von dem Gerichte die Verwaltung des Nachlasses erhalten hat, 
also auch dem Geklagten, wenn der in der Verwaltung des 
Nachlasses stehende Kläger auf die Erbrechtsklage verwiesen 
worden ist. 

IV. Die Deckungssequestration. 

§.13. 
1. Eine ganz besondere Art der provisorischen Sequestration 
im Streitverfahren, welche jedoch nur für das Geltungsgebiet 
der westgalizi sehen Gerichtsordnung Anwendung findet. 

') Vergl. auch die Entsch. G. ü. 1001, 1434 u. 4848. 
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ist die sog. Deckangssequestration^), wie dieselbe im §. 389 
W. G-. 0., welcher lautet: „Auch eine Sache, die der Kläger 
nicht anspricht, sondern der Beklagte eigenthümlich besitzet, 
kann in denjenigen Fällen sequestrirt werden, in welchen der 
Arrest statthätte," normirt wird. 

Das Eigenthümliche der Deckungssequestration besteht 
sonach darin, dass eine Sache sequestrirt werden kann, die der 
Kläger weder in poasesaorio, noch in petitorto anspricht (§. 292, 
293 a. Gr. 0., 387, 388 W. Gr. 0.), und da dieses Sequestrations- 
recht in denjenigen Fällen zustehen soll, in welchen der Arrest 
statthätte , der Arrest aber nach §. 366 W. Gr. 0. (gleichlautend 
mit §. 275 a. G. 0.) wider Jene statthat , welche wegen der 
schuldigen Zahlung der Flucht verdächtig sind, so folgt 
daraus, dass der §. 389 W. G. 0. sich einerseits auf Ansprüche 
bezieht, die in einer Geldforderung bestehen, und dass 
andererseits sein Zweck ist, zu verhindern, dass der Schuldner 
bei seiner drohenden Flucht seine Vermögensstücke mitnehme 
und dadurch dem Gläubiger die Deckung für seine Forderung 
entziehe. Es folgt daraus aber auch weiter, dass überhaupt in 
jenen Fällen, in welchen um Personalarrest angesucht werden 
kann, auch um den von der westgalizischen Gerichtsordnung 
im §. 389 eingeführten Eealarrest angesucht werden könne, 
und dass daher die gesetzlichen Bedingungen für den ersteren 
auch die gesetzlichen Bedingungen für den letzteren sind. 2) 



^) Vergl. über die Deckungssequestration v. Canstein, Civilpr. R. I., 
S. 188 fg., welcher derselben jedoch mit Unrecht eine allgemeine Geltung beimisst. 

') Mit Unrecht geht die Entscheidung G. U. 3961 davon aus, dass nach 
§. 389 westg. G. 0. die von dem Beklagten besessenen Sachen allerdings in den 
Fällen , in welchen der Arrest statt hätte , sequestrirt werden dürfen ; dass aber 
diese Fälle in dem 29. Hanptstück der W. G. 0., worin von dem Realarrest 
oderYerbot(§. 374) auf das in dritter Hand befindliche Vermögen des Schuldners 
gehandelt wird, und nicht in dem 28. Hauptstück bezeichnet sind, in welchem 
vom Personalarrest die Rede ist. — Unter Arrest versteht die Gerichtsordnung 
nur den im 28. Oapitel normirten „Personalarrest^. Der deutschrechtliche 
Ausdruck ,.Realarest^ ist ihr überhaupt fremd. Die unter demselben begrüfenen 
SichersteUungsmittel des Verbotes und der Sequestration bezeichnet die Gerichts- 
ordnung stets mit diesen ihnen angehörigen engeren technischen Ausdrücken. Im 
Gegensatze zu der vorcitirten Entscheidung hat denn auch 0. G. H. in G. U. 6733 
ausgesprochen, dass das Gesetz die Bewilligung der Sequestration „im §. 389 W. G. 0. 
nur in den Fällen zulässig erklärt, wo der mit dem Verbote nicht zu ver- 
wechselnde A rrest statthätte " . Vgl . unten Note 8 . 

12* 
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Aus diesem Grunde wird man aber auch die sonstigen im 
28. Capitel der W. G. 0. bezüglich des Arrestes gegebenen Be- 
stimmungen auf die Deckungssequestration nach §. 389 W. G. 0. 
analog anwenden müssen. 

2. Voraussetzung für die Bewilligung der Deckungs- 
sequestration wird daher die Bescheinigung sein, dass der 
Schuldner fluchtverdächtig oder schon auf der Flucht begriffen 
ist {arg, §. 369 W. G. 0., 278 a. G. 0.), und zwar in der Absicht, 
sich hierdurch der schuldigen Zahlung zu entziehen. ^) Dagegen 
wird nicht erforderlich sein, dass der Gläubiger seine Forderung 
gegen den Schuldner auch schon eingeklagt habe, weil dies 
auch zur Bewilligung des Arrestes nicht unbedingt erforderlich 
ist. *) — Allerdings spricht auch der §. 389 W. G. 0. ebenso 
wie die vorhergehenden §§. 387 und 388 W. G. 0. (= §§. 292 
und 293 a. G. 0.) , bei denen wir den nachfolgenden Umstand 
als Argument für die Behauptung, dass sie eine bereits ein- 
gebrachte Klage voraussetzen, geltend gemacht haben, von 
dem „Kläger" und dem „Beklagten". Allein während aus den. 
§§. 387 und 388 W. G. 0. vermöge weiterer in denselben enthal- 
tener Zusätze (§. 387: „wo der Streit anhängig gemacht wor- 
den" , §.388: „während des Processes") zweifellos hervor- 
geht, dass sie dem zu einer Sache Berechtigten eine Sicher- 
stellung bezüglich derselben für die Dauer des über dieselbe 
anhängig gewordenen Processes gewähren wollen, ist im §. 389 
W. G. 0. von einem einen solchen Zweck verfolgenden Sicher- 
stellungsmittel keine Spur zu finden. Der Zweck des §. 389 
W. G. 0. ist vielmehr ein ganz anderer. Er soll dem Gläubiger 
in letzter Linie den seinerzeitigen Executionszugriff auf eine 



^) In 6. U. 1860 hat 0. G. H. die von dem Handlnngshanse A anlässlich 
der von demselben gegen den Uhrmacher B zur Sicherstellung von Wechsel - 
forderungen nach §. 389 W. G. 0. angesuchten Sequestration des Waarenlagers 
des Schuldners gegen Erlag von 400 fl. als Caution für Schimpf und Schaden 
beigebrachte Bescheinigung des Fluchtverdachtes durch das von drei Kaufleuten 
in Constantinopel ausgesteUte Zeugniss, welches also lautete: „Wir bezeugen, 
dass der Uhrmacher B die Waaren seines Lagers in kleinen und grösseren Partien 
unter dem Einkaufspreis verkauft und das Gerücht im Umlauf ist , dass er im 
Begriff sei, Constantinopel zu verlassen" — für genügend erklärt. — Nippel, Ger. O. 
ad §. 275, I, S. 89 führt als solche Beweismittel des Fluchtverdachtes an : Die 
Bewerbung um einen Reisepass, Bestellung einer Reisegelegenheit u. dgl. 

*) Derselben Ansicht Nippel, Ger. 0. II, S. 707. 
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Sache des Schuldners sichern. Dieser Zweck bedingt keineswegs 
die schon eingebrachte Klage. Auch der unmittelbare Zweck 
des §. 389 W. G. 0. ist nicht schon auf ein durch bestimmte 
Momente von vornherein begrenztes Provisorium gerichtet. Denn 
es soll vorläufig überhaupt nur die Wegschaffiing der Sache 
des Schuldners verhindert werden. Die Ausdrücke „Kläger" und 
„Geklagter" im §. 389 W. G. 0. sind daher offenbar nur im 
Zusammenhange mit den vorhergehenden §§. 387 und 388 W. G. 0. 
gebraucht , um caeteris partbus den Gegensatz zwischen diesen 
und dem §. 389 W. G. 0. prägnanter hervorzuheben. Da nun 
auch aus dem Umstände, dass der klagende Gläubiger eine 
Sache des beklagten Schuldners wegen Fluchtverdachtes des- 
selben zu sequestriren berechtigt ist, noch nicht folgt, dass 
dieser Gläubiger es vor überreichter Klage nicht thun dürfe, 
zumal der Gläubiger nach dem 28. Capitel der Ger. 0. vor über- 
reichter Klage sogar das Recht hat, den Personalarrest des 
Schuldners zu erwirken, weshalb ihm a maj(yn ad minus vor 
überreichter Klage auch das Recht zustehen muss, blos eine 
Sache des Schuldners zu arrestiren, so ist man wohl vollkommen 
berechtigt zu behaupten, dass der §. 389 W. G. 0. die bereits 
eingebrachte Klage des Gläubigers gegen den fluchtverdächtigen 
Schuldner nicht als Bedingung für die Bewilligung der in dem- 
selben normirten Deckungssequestration voraussetze , sondern 
dass er, wie bereits erwähnt, dem Gläubiger unter denselben 
Bedingungen, unter welchen er ihm gegen seinen Schuldner den 
Personalarrest gestattet, ihm auch gegen denselben den im 
§. 389 W. G. 0. bezeichneten Realarrest oder die Deckungs- 
sequestration gestatten wolle. 

Der Gläubiger wird daher zur Erwirkung der Deckungs- 
sequestration gegen seinen Schuldner nebst der Bescheinigung 
des Fluchtverdachtes desselben, nicht auch noch nachzuweisen 
haben, dass er wegen seiner Forderung die Klage bereits ein- 
gebracht habe, wohl wird er aber, ebenso wie dies durch die 
§§. 367, 368 und 372 W. G. 0. (276, 277 und 281 a. G. 0.) bezüglich 
der Bewilligung des Personalarrestes vorgeschrieben ist, wenn er 
seine Forderung durch Urkunden nicht liquid stellen kann, eine 
Caution wegen Schimpfes und Schadens zu leisten und seine 
Klage zur Rechtfertigung der erwirkten Sequestration 
binnen 14 Tagen zu überreichen haben. Diese Frist kann nach §. 6 
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des Ges. vom 16. Mai 1874 , Nr. 69 R. Gr. B. (Proe. Nov.) vom 
Richter aus wichtigen Gründen verlängert werden.^) 

Die im §. 389 W. G. 0. dem Gläubiger gegen seinen Schuldner 
wegen Fluchtverdachtes oder Flucht desselben gestattete Seque- 
stration der demselben eigenthümlich gehörigen Sachen wird 
dem Gläubiger auch dann zu bewilligen sein, wenn der Schuldner 
gar nicht fluchtverdächtig ist, aber doch Anstalten macht, seine 
Vennögensstücke wegzuschaffen^) oder sich derselben zu 
entäussern, in der offenbaren Absicht, sich dadurch der schul- 
digen Zahlung zu entziehen. Denn zwischen diesem Falle der 
Executionsentziehung und dem durch Flucht zu bewerkstelli- 
genden besteht vollständige Analogie. 

3. Dagegen wird die Deckungssequestration dem Gläubiger 
nicht auch schon in dem Falle zu bewilligen sein, wenn er nach- 
weist, dass er wegen Abganges hinlänglicher Zahlungs- 
mittel in Gefahr steht, dass sein Schuldner durch Ver- 
fügung über die zu sequestrirenden Vermögensstücke ihm auch 
diese Executionsobjecte entziehen könnte. ') Hier kann von einer 
Analogie mit dem im §. 389 W. G. 0. normirten Fall schon 
deshalb keine Rede sein, weil bei dem geschilderten That- 
bestande die fraudulose Absicht des Schuldners fehlt. Dieser 
Thatbestand würde die Grundlage zur Bewilligung eines Ver- 
botes, nicht aber auch einer Sequestration liefern. 

Zwischen Verbot und Sequestration herrscht aber 
ebenfalls keine Analogie. Durch das Verbot soll nur verhindert 
werden, dass ein Vermögensstück, in dessen Inhabung der 
Schuldner ohnehin bisher sich nicht befunden hat, in seine 
Detention komme, durch die Sequestration aber sollen die vom 



*) Die im §. 6 c»^. /c^. erwähnte Rechtfertigung einer Sequestration 
kann mir auf die nach §. 389 W. G. 0. zulässige Deckungs Sequestration 
bezogen werden, weil, wie wir gesehen haben, in allen übrigen nach dem Gesetze 
zulässigen Fällen einer provisorischen Sequestration im Streitverfahren die bereits 
eingebrachte Klage Voraussetzung für die Bewilligung der Sequestration ist, 
diese somit in den sonstigen Fällen die rechtliche Natur eines blos für die 
Dauer eines Processes gegebenen Sicherstellungsmittels an sich trägt. G^en 
die allgemeine Fassung des §. 6 cit. bezüglich der Rechtfertigung einer Seque- 
stration auch schon Menger, a. a. 0. S. 311, Note 14. Vergl. auch die auf S. 150, 
Note 2 citirten oberstg. Entscheidungen. 

«) So Nippel Ger. 0. n, S. 708. 

') Wie V. Canstein, Civilpr. R. I, S. 189 meint. 
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Schuldner bereits detinirten Objecte aus seinem Besitze und 
seiner Disposition entzogen werden. 0) 

4. Die Deckungssequestration, obwohl sie zur Sicherstellung 
einer Geldforderung dienen soll, gewährt an den wegen derselben 
sequestrirten Vermögensstücken des Schuldners oder an den 
Früchten derselben kein Pfandrecht 9), weil sie eben nur eine 
provisorische Sequestration ist. Ihr Zweck ist nur die Möglich- 
keit einer künftigen Erwerbung des executiven Pfand- 
rechtes an dem Sequestrationsobjecte zu sicheni. Dadurch unter- 
scheidet sie sich von der executiven Sequestration zur 
Sicherstellung, durch deren Vollzug das executive Pfandrecht 
an dem Fruchterlöse der sequestrirten Sache bereits thatsächlich 
erworben wird. 

5. Dem Wesen nach gehört zur Deckungssequestration auch 
die im §. 10 und 26 ad 3 a) d.W. selbständig behandelte Seque- 
stration pendente appellatione^ wenn sie wegen einer Geld- 
forderung statthat, sowie die ebenda fi. 11 und 26 ad^b) speciell 
besprochene Sequestration wegen schuldigen Pachtzinses. 

6. Bezüglich der Frage aber, inwiefern die provisorische 
Deckungssequestration ihren Endzweck, die künftige Executions- 
führung in oder auf das Sequestrationsobject zu sichern, nach 



8) Mit Recht hat daher 0. G. H. in dem in G. U. 6733 mitgetheilten 
Falle, wo der Eigenthtimer eines Hauses in Bozen zwei Engländerinnen eine 
Wohnnng in diesem Hause auf 6 Monate vermiethet hatte, welche dieselben ihm 
jedoch schon nach Ablauf des ersten Monates auf 14 Tage kündigten, weswegen er 
dieselben auf Einhaltung des Mieth Vertrages klagte, zugleich aber die Seque- 
stration der in der. Wohnung vorhandenen Sachen der Beklagten zur Sicherstellung 
seiner aus dem Miethvertrage entspringenden Ansprüche gegen dieselbe begehrte, 
welchem Sequestrationsbegehren die I.Instanz, weil eine Gefahr in Bezug auf 
die Zahlung nicht verkannt werden kann, und die Beklagten gar nicht behauptet 
haben, dass sie ausser den zu ihrer Bequemlichkeit auf die Reise mitgenommenen 
Effecten, um deren Sequestration der Kläger gebeten hat, hierlands ein anderes 
Vermögen besitzen, stattgab, mit der Motivirung abgewiesen, „dass zwischen der 
Sequestration einer im Besitze des Beklagten befindlichen Sache und dem Verbot 
auf das in Händen eines Dritten befindliche fahrende Vermögen des Beklagten der 
wesentliche Unterschied darin besteht, dass bei der Sequestration dem Beklagten der 
Besitz der Sache entzogen, bei dem Verbote hingegen nur die Fortdauer der bereits 
von einem Dritten ausgeübten Verwahrung ausgesprochen wird ; dass daher das Ge- 
setz mit gutem Grunde die Bewilligung der Sequestration an strengere Bedingungen 
als jene des Verbotes knüpft, und sie im §. 389 westgal. G. 0. nur in den Fällen als 
zulässig erklärt, wo der mit dem Verbote nicht zu verwechselnde Arrest statthätte". 

ö) Vergl. auch v. Can stein, a. a. 0. I, S. 189. 
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Österreich. Recht, insbesondere seit dem Bestände des Hofdecr. 
V. 29. Mai 1845, Nr. 889 J. G. S. erreichen kann, verweisen wii' 
auf das oben im §. 3 Gesagte. In dieser Beziehung sei namentlich 
nur noch hervorgehoben, dass von der Vorschrift des §. 4 
des auch für den Bereich der westgalizischen G. 0. erlassenen 
Hofdecr. v. 29. Mai 1845, als des späteren Gesetzes — der- 
zufolge die executive Pfändung von in Händen eines Dritten 
befindlichen Mobilien des Executen nur mit Zustimmung des 
Dritten vorgenommen werden darf — nicht deshalb und in- 
soweit eine Ausnahme gemacht werden kann, weil und inso- 
ferne hierdurch die Erreichung des Zweckes eines früheren 
Gesetzes, nämlich des §. 389 W.G.O., bezw. 259 a. G.O. u. Hofd. 
V. 31. Oct. 1800, Nr. 512, J. G. S. beeinträchtigt wird. Insofeme 
dies die Folge des späteren Gesetzes ist, gilt eben dieses spätere 
Gesetz als eine Einschränkung des Zweckes des früheren Gesetzes. 

V. Die Sequestration der feilgebotenen Liegensohaff. 

§.14. 

1. Charakter derselben. 

Eine besondere Art der provisorischen Sequestration hat 
die Executionsnovelle vom 10. Juni 1887 , Nr. 74 R. G. B. im 
§.17 eingeführt. Nach dem 1. Alinea dieses Paragraphen kann 
nämlich „nach Vornahme der Feilbietung, insofeme die Feil- 
bietungsbedingnisse nicht etwas Anderes festsetzen, die exe- 
cutive Sequestration eines unbeweglichen Gutes gegen den 
Schuldner ausser von den Realgläubigem auch von dem Ersteher 
und von dem zugelassenen Ueberbieter begehrt werden". Nach 
Alin. 2 eben dieses Paragraphen kann auch „gegen den in den 
Besitz des erstandenen Gutes bereits eingewiesenen, aber säumigen 
Ersteher das Begehren um Bewilligung einer sicherungsweisen 
Sequestration des Gutes gerichtet werden, so lange dieses Gut 
demselben nicht in das Eigenthum übergeben ist".') 

') Bock, a. a. 0. S. 256 hält diesen letzteren Nachsatz für überflüssig, 
„weil vor Erfüllung der Feilbietungsbedingnisse eben niemals die Einantwortungs- 
Urkunde dem Ersteher herausgegeben wird und werden darf (§. 339 a. G. 0. und 
Hofd. vom 11. August 1827, J. G. S. 2300)". Allein eben für die Zwischenzeit von 
der Besitzeinführung des Erstehers bis zur Hinausgabe der Einantwortungsurkunde 
an denselben, soll diese mittlerweilige Verfügung begehrt und bewilligt werden 
können, und war deshalb die gesetzliche Fixirung dieses Zeitraumes nach seinem 
Anfangs- und Endpunkte absolut nothwendig. 
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Aus dem Zusammenhange dieser beiden Absätze des §.17 
de. und dem Motivenbericht der Herrenhaus-Commission^) zu 
diesem von ihr erst in die Executionsnovelle eingeschalteten 
§.17 geht hervor, dass das Recht, die letzterwähnte sioherungs- 
weise Sequestration gegen den Ersteher zu begehren, denselben 
Personen zusteht, welche im ersten Absätze genannt sind (selbst- 
verständlich mit Ausschluss des Erstehers, gegen den sie ge- 
richtet ist), also den Realgläubigern und dem zugelassenen 
Ueberbieter. Zweck dieser Sequestration soll in beiden Fällen 
nach dem citirten Motivenbericht sein, das erstandene Gut 
gegen Devastation des Schuldners oder Erstehers zu 
schützen. Mit Rücksicht darauf weiss man in der That nicht, 
warum die im ersten Absätze des §.17 cit. gedachte Seque- 
stration eine executive, die im zweiten Absätze desselben 
angeordnete dagegen eine sicherungsweise genannt wird, 
und inwiefeme die letztere sich von der ersteren unterscheiden 
soll? Ebenso ist unklar, ob unter dem Ausdrucke „sicherungs- 
weise Sequestration" eine executive Sequestration zur 
Sicherstellung oder blos eine provisorische Sequestration 
gemeint sei? Die nähere Betrachtung lehrt aber, dass weder die 
im 1. Absätze des §.17 eit, erwähnte Sequestration eine executive, 
noch die im 2. Absätze desselben angeführte eine executive Seque- 
stration zur Sicherstellung ist, sondern dass diese beiden 
Sequestrationen nur eine und dieselbe Sequestration, nämlich 
eine provisorische Sequestration der erstandenen Lie- 
genschaft sind. Dies folgt nicht nur aus dem ausdrücklich 
angeführten gesetzgeberischen Zwecke dieser Massregel, das 
Gut vor Devastation zu schützen, sondern auch aus der Er- 
wägung, dass eine executive Sequestration oder eine executive 
Sequestration zur Sicherstellung noth wendigerweise eine Forde- 
rung voraussetzt, zu deren Befriedigung sie eingeleitet und für 
welche das executive Pfandrecht auf die Früchte erworben 



') Motivenbericht der juridischen Commission des Herren- 
hanses zu §.17 Exec.-Nov. „Der §.17 wurde in der Erwägung beigefügt, 
dass es nöthig ist auch den Ersteher, die Hypothekargläubiger und den Ueber- 
bieter dagegen zu schützen, dass nach erfolgtem Zuschlag eine Devastation der 
erstandenen Liegenschaft stattfindet . . . Auch ist eine Bestimmung nöthig , um 
die Gläubiger gegen eine unheilvolle Wirthschaft zu schützen, wenn der Ersteher 
die Feilbietungsbedingnisse nicht erfüllt.^ 
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werden soll. Diese Forderung kann aber weder die Forderung 
des Exequenten, noch eines anderen Realgläubigers sein, weil 
die Exeeution auf die Liegenschaft bezüglich aller Hypothekar- 
forderungen durch den Zwangsverkauf derselben ihren Abschluss 
gefunden und daher auch nicht mehr der Exequent oder ein 
anderer Realgläubiger, sondern nur der Ersteher auf die Früchte 
der veräusserten Liegenschaft einen Anspruch hat. Wenn man 
nun aber auch behaupten wollte, durch §.17 cit., Abs. 1 werde 
eben, trotz der Realisirung des Pfandobjectes, allen Hypothekar- 
gläubigem für ihre Forderungen, wenn sie auch noch nicht 
liquid gestellt sind, und wenn sie auch voraussichtlich bei der 
Vertheilung des Meistbotes ganz leer ausgehen, ein mittler- 
weiliges executives Sequestrationsrecht (was eigentlich gegen 
den Ersteher gerichtet wäre) auf die feilgebotene Hypothek 
gestattet, so bliebe doch keine Forderung übrig, wegen welcher 
die executive Sequestration als bewilligt gelten könnte, wenn 
der Ersteher oder der zugelassene Ueberbieter um die exe- 
cutive Sequestration der feilgebotenen Liegenschaft ansucht. Es 
ist somit zweifellos, dass der Ausdruck „executive Sequestration" 
im §.17 CiL, Abs. 1 ein durchaus verfehlter ist und vielleicht 
unwillkürlich nur deshalb angewendet wurde, weil die Seque- 
stration nach §.17 dt., Abs. 1 gegen den Schuldner, also den 
Executen gerichtet ist und durch dieselbe die Exeeution sozu- 
sagen fortgesetzt wird , während die Sequestration nach Abs. 2 
ibid. sich gegen eine Person richtet, rücksichtlich deren von 
einem Exeeution srechte überhaupt keine Rede sein kann. Im 
Wesen ist aber die im 1. und die im 2. Absätze des §. 11 dt, 
erwähnte Sequestration ein und dieselbe, nämlich eine provi- 
sorische Sequestration, angeordnet zum Schutze und zur Sicherung 
des Executionsgegenstandes im Interesse aller an demselben 
Betheiligten, weshalb auch jedem derselben das Recht, sie zu 
begehren, eingeräumt wird. 

2. Die Besonderheiten dieser provisorischen Sequestra- 
tion bestehen aber darin , dass zur Bewilligung derselben nur 
der Ausweis erforderlich ist, dass der Sequestrationswerber eine 
der im §. 17 ceV., Abs. 1 zum Sequestrationsbegehren berechtigten 
Personen sei, und dass der Sequester in allen Fällen von dem 
Executionsgerichte ohne Rücksicht auf die Vorschläge der Par- 
teien von Amtswegen zu bestellen ist (§. 17 dt,, Abs. 3). 
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Zweites Capitel Die provisorische Sequestration im 

ausserstrittigen Verfahren. 

Allgemeines. 

§. 15. 

In gewissen Fällen ordnet das Gesetz auch im ausser- 
strittigen Verfahren eine gerichtliche Sequesti^ation an, und zwar 
entweder eines ganzen Vermögens oder einzelner Ver- 
mögens stücke. Die Sequestration im ausserstrittigen Verfahren 
wird von Amtswegen verhängt. Sie ist in der Regel eine 
provisorische, d. h. blos auf die Erhaltung und Verwaltung des 
Vermögens gerichtete, nimmt aber ausnahmsweise auch die 
Natur einer executiven Sequestration an, insoferne als sie 
die Hereinbringung einer Geldforderung aus dem Fruchterlöse der 
sequestrirten Sache zum Zwecke haben kann. Das österr. Recht 
kennt zwei Arten der gerichtlichen Sequestration im ausserstrittigen 
Verfahren: 1. die Sequestration des Vermögens eines 
Deserteurs, 2. die Sequestration eines Fideicommisses. 

I. Die Sequestration des Vermögens eines Deserteurs.^) 

§.16. 
A. Die privatrechtliche Stellung des Deserteurs 
im Allgemeinen. Die privatrechtliche Stellung des Deserteurs 
der Linie und Reserve, nicht auch der Landw^ehr (§. 1 Ges. v. 



*) Früher unterlag auch das Vermögen der unbefagt Ausgewanderten 
der Sequestration (Auswanderungs-Patent vom 24. März 1832, Nr. 2557 J. G. S., 
§. 29). Diese, sowie alle anderen Rechtsfolgen der unbefugten Auswanderung 
sind jedoch durch Art. 4, AI. 3 des Staatsgrundgesetzes vom 21. De- 
cemberl867, Nr. 142 R.G. Bl., welches lautet: „Die Freiheit der Auswanderung 
ist von Amtswegen nur durch die Wehrpflicht beschränkt" — aufgehoben worden . 

„Aus dieser veränderten Stellung des Auswanderungs- Verbotes folgt von 
selbst, dass den ohne Bewilligung ausgewanderten Wehrpflichtigen nicht mehr 
die in dem Auswanderungs-Patente vom 24. März 1832 , Nr. 2557 J. G. S. be- 
stimmt gewesenen Strafen, sondern nur diejenigen Folgen treffen können, welche 
in den §§. 42 — 47 des Wehrgesetzes vom 5. December 1868, Nr. 151 
R. G. Bl., für jene angedroht sind, die sich in gesetzwidriger Weise der Stellungs- 
pflicht entziehen" (Er 1. der n.-ö. Statthalterei vom I.Juli 1868, Z. 20.411, 
Manz, Bd. IX, S. 340), Dasselbe gilt nach dem neuen Wehrgesetze vom 
4. April 1889, Nr. 39 R. B., §. 45. 

Pfaff u, Hofmann, Comment. II, 1. Abthlg., ad §. 539, S. 23 stellt zwar 
die Frage auf, ob die nach §. 10 Ut. c des Ausw.-Pat. vom 24. März 1832 und 
§. 544 b. G. B. eingetretene Erbunfäbigkeit der unbefugt Ausgewanderten „auch 
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2. April 1885, Nr. 93 R. G. B. wird umschrieben von dem Justiz- 
Hofdecretevom21.Febrnar 1842,Nr.599 J.G.S. betreffend 
die Aufhebung der Vermögensconfiscation in Militär-Desertions- 
fällen und die Einführung von Entschädigungspauschalien, und 
zwar insbesondere in den §§. 8 bis 13 desselben 2), dann von dem 
§. 208 des Militär-Strafgesetzbuches vom 15. Jänner 1855, 
Nr. 19 R. G. Bl. ») und ergänzungsweise von dem Auswande- 
rungspatente vom 24. März 1832, Nr. 2557 J. G. S. 

Nach diesen Gesetzen wird die privatrechtliche Handlungs- 
fähigkeit des Deserteurs für die Zeit „vom Tage der voll- 
brachten Desertion bis zu seiner Stellung oder Ein- 
liefern ng" nahezu vollständig, die Reehfsfähigkeit desselben 
aber nur theüweise suspendirt. Insbesondere ist angeordnet: 

jetzt noch diejenigen trifft, die sich durch Answandemng der Wehrpflicht ent- 
ziehen?" — und entscheidet sich für die verneinende Beantwortung dieser Frage 
nur nach dem Grundsatze „in dubio mitius^. Aber die von ihm angeführten, 
angeblich für die Bejahung dieser Frage streitenden Gründe sind m. £. unhalt- 
bar; denn 1. ist es nicht richtig, „dass die Kategorie der unbefugt Ausgewan- 
derten" nur eingeschränkt, nicht aufgehoben worden ist. Seit dem Staat«*grund- 
gesetz vom 21. December 1867, Nr. 142 gibt es überhaupt keine „unbefugte 
Auswanderung" mehr. Der §. 54, AI. 3 des Wehrgesetzes spricht zwar noch von 
einer „BewiUigung zur Auswanderung", aber darunter ist offenbar nur die in 
demselben §. 54, AI. 1 angeführt« „Entlassung (sc. aus dem Wehrverbande) zum 
Zwecke der Auswanderung" gemeint. Auch die diese Entlassung behandelnde 
Circ.-Verdg. desReichs-Krgs.-Min. vom 22. December 1868, Pr.-Z.4554, 
Abs. 24 (Manz, Bd. IX, S. 338) spricht nur von der „Militärentlassung". Es 
gibt daher heutzutage keine „unbefugte Auswanderung" mehr, sondern nur eine 
„Stellungspflicht" (§. 46 Wehr.-Ges.). — 2. Ist aber das Auswanderungsverbot auf- 
gehoben, so kann auch die Analogie der Bestimmungen über Deserteure nicht für 
die Fortdauer seiner früheren privatrechtlichen Wirkungen herangezogen werden. 

Bau da, p^'dvo vlastnickS, S. 5, Note 2 erklärt das Auswanderungs-Patent 
durch Art. 4 des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867, Nr. 142 für nicht 
aufgehoben, weil das wichtigste Hindemiss der freien Auswanderung noch in 
Geltung sei : die Wehrpflicht. Vgl. auch dessen Eigenthr., S. 24. — Allein, inwie- 
fern die Wehrpflicht die freie Auswanderung beschränke, bestimmt nur das Wehr- 
gesetz. Die Beschränkungen des Auswanderungs-Patentes und dessen Strafen sind 
weggefallen. So sagt auch ünger, Erbrecht, S. 22, Note 6: „Die Erbunfähigkeit 
der unbefugt Ausgewanderten (§. 544) ist durch die staatsgrundgesetzliche Ge- 
währung der Auswanderungsfreiheit beseitigt. Ges. 21. December 1867, Art. 4, 
Wehrges. 5. December 1868, §. 42, 46, 54." Ebenso ibid. S. 45, Note 6 bezüglich 
der früheren Testirunfähigkeit der unbefugt Ausgewanderten. 

*) Sieh das Justiz-Hofdecret vom 21. Februar 1842, Nr. 599 J. G. S., unten 
im Anhange. 

^) Sieh diesen §. 208 des Militärstrafgesetzbuches unten im Anhange. 
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a) Dass der Deserteur während dieser Zeit unfähig ist, 
über sein Vermögen unter Lebenden, oder auf den Todesfall 
zu verfügen, und dass dieses Vermögen bis zu seinem Wieder- 
eintreffen oder im Falle dieses nicht erfolgt, bis zu seinem 
Ableben unbeschadet der darauf haftenden Ansprüche eines 
Dritten, zu sequestriren sei. (§. 208 lit. a Mil. Str. Ges.) 

b) „Auch jede vor ausgeführter Desertion errichtete letzt- 
willige Anordnung wird riicksichtlich des im Staate befindlichen 
Vermögens ungiltig." (§. 208 lit, b Mil. Str. Ges.) 

c) „Dasjenige Vermögen, welches einem Deseiteur bis zu 
seiner Verhaftung oder Rückkehr unter dem Titel einer Erbschaft, 
eines Vermächtnisses oder einer Schenkung auf den Todesfall 
innerhalb des Staatsgebietes zufällt, ist an seiner Statt jenen 
gesetzlichen Erben zuzuwenden, denen es zugefallen sein würde, 
wenn der Deserteur den Anfallstag nicht erlebt hätte." (§. 208 
liL c MU. Str. Ges.) 

d) „Wenn Kinder oder Descendenten solcher Deserteurs 
vorhanden sind, die im Staate domiciliren, so wird ihnen während 
der Lebenszeit des nicht rückgekehrten Deserteurs aus den 
Einkünften des sequestrirten Vermögens nur der standesmässige 
Unterhalt verabfolgt." (§. 9 Hofd. = §. 12 Ausw. Pat. Vgl. auch 
§. 208 lit. a MU. Str. Ges.) 

e) „In dem einen und dem anderen Falle werden die 
bleibenden reinen Einkünfte einstweilen als Zuwachs des Ver- 
mögens angesehen, mit gehöriger Sicherheit auf die bestmögliche 
Art fruchtbringend angelegt und gleich dem Stamme in Seque- 
stration behalten." (§. 10 Hofd. == §. 13 Ausw. Pat. Vgl. auch 
§. 208 lit. a Mil. Str. Ges.) 

f) „Nach dem natürlichen Tode solcher nicht zurück- 
gekehrter Deserteurs wird das sequestrirte Vermögen ihren 
gesetzlichen Erben hinausgegeben." (§. 11 Hofd. = §. 14 Ausw. 
Pat. Vgl. auch §. 208 lit. a Mil. Str. Ges.) 

<7J „In besonders rücksichts würdigen Fällen, wenn Kinder 
oder Descendenten, die im Staate domiciliren, vorhanden sind, 
ist den Behörden gestattet, im Wege der Gnade bei Seiner 
Majestät um die Erfolglassung des sequestrirten Vermögens an 
dieselben mit Anführung der Gründe einzuschreiten." (§. 12 
Hofd. = §. 15 Ausw. Pat. Vgl. auch §. 208 lit. a Mil. Str. Ges.) 

Daraus folgt, dass: 
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a) Der Deserteur Eigenthümer des sequestrirten Ver- 
mögens bleibt — wenn es nicht zufolge des Absatzes g) 
durch die Gnade Seiner Majestät (?) seinen Kindern oder Descen- 
denten ausgefolgt wird, — da dieses Vermögen nur bis zu seinem 
Wiedereintreffen zu sequestriren , also nach seinem Wieder- 
eintreffen ihm herauszugeben, wenn er aber vor seiner Rückkehr 
sterben sollte, seinen gesetzlichen Erben auszufolgen ist. 

ß) Dass die vermögensrechtlichen Ansprüche 
dritter Personen gegen den Deserteur, bezw. seine Obliga- 
tionen durch die Desertion und die Sequestrirung seines Ver- 
mögens unberührt bleiben. 

y) Dass, obwohl der Deserteur selbst über sein zurück- 
gelassenes Vermögen zu disponiren nicht berechtigt ist, er dennoch 
durch die Verwaltungshandlungen des Sequesters er- 
wirbt, da die reinen Einkünfte des sequestrirten Vermögens 
einen „Zuwachs" dieses Vermögens zu bilden haben. 

B. Die Sequestration des Vermögens eines Deser- 
teurs im Besonderen. Der Antrag auf die Verhängung der 
Sequestration über das zurückgelassene Vermögen des Deserteurs 
hat von dem Regimen te oder Corps auszugehen, dem der 
Deserteur angehörte und ist sogleich nach erhobener Grewissheit 
der Desertion zu stellen (§. 13 Hofd.). 

Competent zur Verhängung der Sequestration ist „die- 
jenige Behörde, unter deren Jurisdiction oder Verwaltung das 
zurückgelassene Vermögen steht" (§.13 Hofd.), folglich das 
Gericht, bei dem das Vermögen sich in gerichtlicher Verwahrung 
befindet, oder in Ermangelung eines solchen dasjenige Grericht, 
in dessen Sprengel das bewegliche oder unbewegliche Vermögen 
des Deserteurs gelegen ist, also die Realinstanz. 

Auf diese Art können allerdings mehrere Sequester zur 
Bestellung gelangen, jedoch wird die Einheitlichkeit der Ver- 
waltung es erfordern, dass wenigstens nachträglich die Seque- 
stration in der Hand Eines Sequesters vereinigt und die Juris- 
diction über die Sequestration einem und demselben Grerichte 
übertragen werde, was, soweit es sich blos um bewegliches 
Vermögen handelt, keinen Schwierigkeiten unterliegen wird. 

Die Bestellung des Sequesters hat „unverzüglich" zu 
erfolgen (§. 29 Ausw. Pat. §. 208 Ut a Mil. Str. Ges.). Aus dieser 
Bestimmung des Gesetzes ergibt sich, dass der Sequester vom 
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Grericilte zugleich mit der Bewilligung der Sequestration zu 
bestellen und sofort einzuführen, dass also nicht erst eine Frist 
zum Vorschlage oder eine Tagsatzung zur Wahl des Sequesters 
anzuordnen ist. Das Gericht wird in der Regel den vor- 
geschlagenen Sequester bestellen, kann jedoch Mangels einer 
speciellen diesfälligen Anordnung des Gesetzes an diesen Vor- 
schlag nicht gebunden erachtet werden. 

Die rechtliche Stellung des Sequesters des Vermögens 
eines Deserteurs ist dieselbe wie die des provisorischen Sequesters 
überhaupt. Er ist Quasi-Mandatar der Sequestrationsparteien 
in Rücksicht auf die Verwaltung des sequestrirten Vermögens. 
Als Sequestrationsparteien erscheinen aber einerseits der Deser- 
teur als Sequestrat, andererseits die gegenwärtigen gesetz- 
lichen Erben desselben, zu deren Gunsten die Sequestration 
für den Fall der Nichtrückkehr des Deserteurs von Amtswegen 
eingeleitet wird, als Sequestranten. 

Der Sequester wird daher auch mit einem Anstellung s- 
decrete zu versehen und den Parteien, und zwar zu Händen 
der gesetzlichen Erben des Deserteurs Rechnung zu legen 
verpflichtet sein. Für den Deserteur wird unseres Erachtens 
ein Curat 07' ad actum zum Behuf e der Prüfung und Bemän- 
gelung der Sequestrationsrechnung bestellt werden müssen, da 
der Deserteur in Folge der durch das Gesetz verfügten Be- 
schränkung seiner Handlungs- und Rechtsfähigkeit noch nicht 
als „bürgerlich todt" oder „rechtlos" erachtet werden kann. *) 
Nur in Ansehung der Verwaltung tritt hier insoferne eine 
Besonderheit ein, als der Sequester aus den Einkünften des 
sequestrirten Vermögens, während der Lebenszeit des nicht 
rückgekehrten Deserteurs den Kindern und Descendenten des- 
selben den standesmässigen Unterhalt zu verabfolgen hat. 

II. Die amtswegige Sequestration eines Fideioommisses. 

§. 17. 
1. Nach dem §. 254 des kais. Patentes vom 9. August 1854 
Nr. 208 R. G..B. kann gegen den Fideicommissbesitzer die Seque- 
stration des Fideicommissgutes von Amtswegen verhängt werden : 



*) Derselben Ansicht Unger, System I, S. 277, Note 3 bezüglich des 
nnbefugt Ausgewanderten. 
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a) wenn derselbe die Substanz desselben durch übermässige 
Benützung der Waldungen oder auf andere Art durch üble 
Verwaltung wesentlichen Nachtheilen oder Gefahren aussetzt, 
und wenn dieses durch den Befund der Sachverständigen oder 
andere in der Processordnung gegründete Beweise dargethan 
wird, u. zw. entweder fär immer oder auf eine angemessene Zeit; 

b) wenn der Fideicommissbesitzer wiederholten gericht- 
lichen Anordnungen über die Berichtigung der Fideicommiss- 
schulden, der Zinsen- oder Steuerrückstände nicht Folge leistet. 

2. Competent zur Verhängung der amtswegigen Seque- 
stration eines Fideicommissgutes ist derjenige Grerichtshof erster 
Instanz, dem die Obsorge über die nicht streitigen Fideicommiss- 
angelegenheiten nach dem §. 89 der Civ. Jur. Norm zufällt, also 
das sog. Fideicommissgericht. 

3. Da die Verfügung der Sequestration von Amtswegen 
stattfindet, wird auch die Bestellung des Sequesters nicht 
nach den in der allgem. Gerichtsordnung rücksichtlich der provi- 
sorischen oder executiven Sequestration ertheilten Vorschriften, 
sondern von Amtswegen durch das Fideicommissgericht zu er- 
folgen haben, zumal der §. 254 des kais. Patentes ausdrücklich 
bestimmt , dass als Sequester womöglich der nächste Anwärter, 
der nicht von dem Fideicommissbesitzer selbst abstammt, oder 
der Curator des Fideicommisses zu bestellen ist, was natürlich 
nicht ausschliesst, dass hierbei auch auf den Vorschlag der 
Fideicommissanwärter oder des Fideicommisscurators gebührende 
Rücksicht genommen oder derselbe eingeholt werden kann. 

4. Was die rechtliche Stellung des Sequesters eines 
von Amtswegen sequestrirten Fideicommissgutes anbelangt, so 
ist sie im Allgemeinen in dem oben 1 ad a) angegebenen Falle 
die eines provisorischen, im Falle 1 ad b) aber die eines 
executiven Sequesters, da der Sequester in diesem letzteren 
Falle aus dem Sequestrationserlöse des Fideicommissgutes nach 
den bestehenden Gesetzen die Berichtigung der rückständigen 
Depurationsraten oder der Zinsen- und Steuerrückstände geradeso 
vorzunehmen haben wird, wie dies dem executiven Sequester 
bezüglich der Forderung, wegen deren die executive Sequestration 
eingeleitet wurde, obliegt. 

Sequestrationsparteien sind einerseits der Fidei- 
commissbesitzer, als Sequestrat, andererseits alle Anwärter 
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(§. 634 b. G. B.), als Sequestranten , da die Sequestration des 
Fideicommissgutes nur im Interesse dieser letzteren eingeleitet 
wird. Der mit einem Anstellungsdecrete zu versehende Sequester 
wird daher auch diesen Personen, und zwar zu Händen der An- 
wärter (§§. 296 u. 297 a. G. 0. 392, 393 W* G. 0.) die Seque- 
strationsrechnung zu legen haben, und nur diesen Personen, 
sowie dem Fideicommisscurator (§. 228 Pat.) wird das Recht der 
Bemängelung der Rechnung zustehen. 

Die Kosten einer solchen amts wegigen Sequestration eines 
Fideicommisses werden regelmässig aus dem Sequestrationserlöse 
zu berichtigen und die Sequestration selbst daher auch solange 
fortzusetzen sein, bis auch diese Sequestrationskosten aus den Er- 
trägnissen gedeckt sind. Was jedoch die Feststellung der Höhe des 
von dem Sequester in Anspruch genommenen Lohnes anbelangt, so 
kann dieselbe, weil es sich hier weder um Process-, noch um Execu- 
tionskosten ^) , sondern um einen Lohn für eine dem Sequester 
von Amtswegen, aber im Namen der Literessenten, aufgetragene 
Arbeitsleistung^ handelt, ohne diesbezügliches allseitiges 
Einverständniss, nicht durch eine Adjustirung derselben 
seitens des Fideicommissgerichtes, sondern nur im ordentlichen 
Rechtswege erfolgen. Der Sequester muss daher, wenn keine 
besondere Vereinbarung vorliegt — was regelmässig der Fall 
sein wird, — den von ihm in Anspruch genommenen Lohn in die 
Sequestrationsrechnung als Ausgabspost einstellen, in welchem 
Falle er der Bemängelung durch die Interessenten im Wege des 
Rechnnngsprocesses unterliegt, oder aber muss er die Seque- 
strationsparteien auf Bezahlung des Lohnes klagen. Principiell 
haben aber die Sequestrationsparteien, also der sequestrirte 
Fideicommissbesitzer sowohl, als auch die Anwärter persönlich 
als Quasimandanten des Sequesters demselben für den Lohn auf- 
zukommen, wobei den Anwärtern, wenn sie diesfalls mit ihrem 
eigenen Vermögen in Anspruch genommen werden sollten, aller- 
dings der Regress gegen den Fideicommissbesitzer zusteht, der 
durch sein Verschulden allein die Noth wendigkeit der amts- 
wegigen Sequestration heraufbeschworen hat. 



») Vgl. oben S. 125 fg. 
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II. Abschnitt. Die executive Sequestration. 

Erstes CapiteL Die ezecutive Sequestration zur Befriedigung. 
I. Allgemeines VerhäKniee derselben zur provisorischen Sequestration. 

§.18. 
Durch die Bestimmung des §. 320 a. G. 0. (422 W. G. 0.), 
dass, wenn der Kläger auf Früchte oder Gefälle die Execution 
führen will, der Richter verwilligen soll, dass ein Sequester 
„zur Einhebung" dieser Früchte und Gefälle aufgestellt werde, 
verleitet, hat man vielfach einen principiellen Unterschied 
zwischen dem provisorischen Sequester (§. 296 a. G. 0.) und dem 
executiven, dahin gehend aufgestellt, dass dem provisorischen 
Sequester „ein Verwaltungsrecht", dem executiven dagegen 
nur „ein Einhebungsrecht" zustehe. Das Irrthümliche dieser 
Ansicht ist schon wiederholt nachgewiesen worden i), und begreift 
man eigentlich kaum, wie nach dem Hofdecr. vom 6. Mai 
1814, Nr. 1085 J. G. S. 2), welches doch nur von der execu- 
tiven Sequestration redet und ausdrücklich bestimmt, dass bei 
einer bewilligten weiteren executiven Sequestration nicht ein 
zweiter Sequester zu bestellen, sondern nur der bereits bestellte 
Sequester anzuweisen sei, „bei der Verwaltung des Gutes und 
Legung der Rechnung auch auf die weitere Sequestration Be- 
dacht zu nehmen", — die Ansicht, dass dem executiven Sequester 
kein Verwaltungsrecht zustehe, — noch Vertreter finden konnte. 
Nichtsdestoweniger kann noch bis heutzutage diese Ansicht nicht 
als überwunden gelten. ^) 



^) Vgl. Bemerkungen über die executive Sequestration von einem 
k. k. Appellationsrathe in Wagner's Zeitschrift für österr. Rechts- 
gelehrsamkeit, Jahrg. 1840, I, S. 1. — Nippel, S. 211—213 und v. Lim- 
beck, Haimerl's Magazin. XIII, 295 — 305. 

2) Siehe oben S. 104, Note 24. 

^) Vgl. den Aufsatz: Die Macht der Gewohnheit im Rechtsleben. 
lUustrirt an einem Beispiele (Sequestration) vom Dr. G. P. in der Notariats-Ztg., 
Jhrg. XXI, Nr. 14. — Auch Exner, Oesterr. Hypoth. R,, S. 331 geht von einem 
principiellen — allerdings nicht näher präcisirten — Unterschiede zwischen der 
provisorischen und executiven Sequestration aus, und will die §§. 292 — 297 
a. G. 0. nur ergänzungsweise (!?) auf die executive Sequestration anwenden, 
indem er in der Note 3 bemerkt: „Das Gemeinsame dieser (nämlich der sicher- 
stellungsweisen Sequestrationsfälle und der im bürgert. Ges. B. enthaltenen) FäUe 
mit unserer executiven Sequestration besteht lediglich darin, dass eine Sache im 
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Jedoch auch ganz abgesehen von dem Hofdecr. vom 6. Mai 
1814 geht schon daraus, dass der §. 320 a. G. 0. die Person, welche 
zur Einhebung der Früchte und Gefälle aufgestellt werden soll, 



Interesse verschiedener Rechtsansprecher anter Intervention des Gerichtes einem 
Dritten abergeben wird. Während es sich aber dort am den Schatz der Sache 
gegen fremden Eingriff, also am die Erhaltung der Sache handelt, verfolgt die 
executive Sequestration den Zweck, die Ertragsfähigkeit derselben zur Befriedigung 
fremder Rechte auszunützen, sie muss also die Sache in den Zustand wirthschaft- 
lieber Bewegung zu versetzen oder in demselben zu erhalten suchen. Aus der 
Verschiedenheit des Charakters und Zweckes dieser beiden Sequestrationen müssen 
sich nun nothwendig verschiedene Rechtsregeln für dieselben ergeben, was von 
Jenen verkannt wird , welche ohneweiters alle Bestimmungen der a. Gr 0. und 
des b. G. B., die von obiger Sequestration handeln, auch auf die executive Seque- 
stration anwenden wollen." — Exner verfällt hier in eine petitio principii. Auch 
bei der executiven Sequestration ist die Sache zu erhalten und nicht auszunützen 
und auch bei der provisorischen Sequestration ist die Sache in den Zustand 
wirthschaftlicher Bewegung zu versetzen. Nur werden hier die Nutzungen für den 
künftigen Sieger aufgespart, dort zur Befriedigung eines Dritten verwendet. Der 
Zweck ist ein verschiedener; das Mittel dasselbe und wo jener Zweck besondere 
Bestimmungen erheischte, da sind sie auch (nachträglich) durch das Gesetz getroifen 
ivorden. Darüber hinaus noch aus der Verschiedenheit des Zweckes auch einen 
principiellen Unterschied beider Sequestrationsarten zu postuliren, ist nicht stich- 
hältig, üebrigens sieht sich Exner genöthigt, dem executiven Sequester dennoch 
ein Verwaltungsrecht zuzuerkennen, indem er S. 336, Nr. 5 bemerkt: „Aus dem 
Zusammenhalte dieser Stellen (des Hofd. vom 12. October 1790 und vom 6. Mai 1814) 
geht hervor, das>s der Wirkungskreis des Sequesters allerdings in der Einhebung 
der Früchte besteht, dass er aber an der Verwaltungsbefugniss hinsichtlich der 
sequestrirten Sache soviel besitzt, als zur sicheren Erreichung dieses Zweckes 
erforderlich ist. Man wird dem Sequester nicht das Recht zugestehen, wesentliche 
Aenderungen mit der Substanz der Pfandsache oder in der Art ihrer Bewirth- 
schaftung vorzunehmen.'^ — Letzteres kann man aber auch dem provisorischen 
Sequester nicht zugestehen. (Vgl. oben S. 111 , Note 3.) Worin soll also das 
beschränktere Verwaltungsrecht des executiven Sequesters bestehen? Aehnlich wie 
Jlxner, behandelt Gspan, II, §. 262 den Einfluss (!?) des (executiven) Sequesters 
auf die Verwaltung des sequestrirten Gutes. Limbeck, a. a. 0. XIII, 295 — 305 
kommt nach Abwägung der Meinungen pro und contra zu dem eigenthümlichen 
Resultate: „dass der executive Sequester die Früchte und Gefälle der seque- 
strirten Realität einzuheben habe, dass ihm jedoch, wenn es der 
Sequestrationsführer verlangt, auch die Verwaltung des exequirten 
Gutes übertragen werden müsse". — Nach Limbeck, a.a.O. XIII, S.306fg. 
ist daher auch der executive Sequester in dem Anstellungsdecrete entweder aj hlos 
«ur Einhebung der Früchte oder bj auch zur Verwaltung des sequestrirten Gutes 
2U bestellen. Hiernach unterscheidet er auch eine Verschiedenheit in seiner recht- 
lichen Stellung. — Allein der Sequestrationsführer könnte nicht das Recht haben 
zu verlangen, dass dem Sequester auch die Verwaltung des exequirten Gutes 

13* 
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ausdrücklich als „Sequester" bezeichnet, hervor, dass der Sinn 
der Anordnung dieses Paragraphen nur der ist, dass die in dem- 
selben angeordnete Einhebung der Früchte und Grefälle im 
Wege der Sequestration, also der Verwaltung durch einen 
Sequester zu geschehen habe, weil nicht angenommen werden 
kann, dass die Gerichtsordnung unter dem Worte Sequester im 
§. 320 a. G. 0. etwas Anderes verstanden habe, als in den §§. 292 
bis 297 a. G. 0. enthalten ist, zumal über die Stellung, die 
Rechte und den Wirkungskreis dieses etwa blos zur Einhebung 
der Früchte berechtigten Sequesters weder im §.320, noch 
sonst irgendwo in der Gerichtsordnung etwas gesagt ist, was doch 
der Fall hätte sein müssen, wenn die Gerichtsordnung dem execu- 
tiven Sequester eine wesentlich andere rechtliche Stellung, als 
die des provisorischen Sequesters ist, hätte zuweisen und so ein 
von der provisorischen Sequestration verschiedenes Institut hätte 
schaffen wollen. Dass aber der §. 320 a. G. 0. nicht den nach 
dieser Auffassung näher gelegen gewesenen Ausdruck „Ver- 
waltung", sondern „Einhebung" gebraucht hat, findet seine 



übertragen werde, wenn dieses sein Becht im §. 320 a. 6. 0. nicht enthalten 
wäre, ist es aber darin enthalten, dann ist, da das Gesetz nicht unterscheidet, 
ein ausdrückliches Begehren darum überflüssig. Wer würde auch blos „um Ein- 
hebung^ ansuchen, wenn er „um Verwaltung*' ansuchen kann? v. Canstein, 
a. a. 0. II, S. 611 macht dieselbe Unterscheidung, indem er bemerkt : „Die Stellung 
des (executiven) Sequester anlangend, sei bemerkt, dass er je nach dem Inhalte 
des Sequestrationsbescheides und seines Bestell ungsdecretes entweder blos die 
Einhebung und Yertheilung der in Geld bestehenden Einkünfte, oder auch 
die Verwaltung und bezw. Bewirthschaftung der sequestrirten Sache 
oder Unternehmung des Executen zu besorgen hat.^ Diese Behauptung v. (ISan- 
stein's ist, wie weiter unten im Texte gezeigt wird, bis zu einem gewissen 
Grade richtig. 

Selbst bis in die neueste Zeit wird dieser angebliche principielle Unterschied 
zwischen der provisorischen und executiven Sequestration festgehalten. Vgl. Bock, 
a. a. 0. S. 258, der unter Anschluss an Exner bemerkt: „Der wesentliche Unter- 
schied zwischen dieser (der executiven) und der provisorischen Sequestration liegt 
lediglich (!) in dem Endzwecke, der in dem einen Falle auf Verwerthung der ans 
der Sache gezogenen Nutzungen, in dem anderen Falle auf ungeschmälerte Heraus- 
gäbe der Sache selbst gerichtet ist.^ Dies ist wohl im Allgemeinen richtig, aber 
der Sache nach bleibt die Sequestration doch in beiden Fällen dieselbe. Die 
provisorische Sequestration geht nicht blos auf die ungeschmälerte Herausgabe 
der Sache, sondern auf die ungeschmälerte Herausgabe der Sache mit allen 
Nutzungen, sie ist daher auch auf Verwerthung der Nutzungen der Sache 
gerichtet. 
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Erklärung wohl darin, dass der erstere Ausdruck zu den nach 
dem von der allgemeinen Gerichtsordnung befolgten Systeme 
der Executionsordnung jedenfalls voranzustellen gewesenen Ein- 
gangsworten: „Wenn der Kläger auf Früchte oder Gefälle 
die Execution führen will", — nicht gepasst hätte. 

Im Ilebrigen werden wir im weiteren Verfolge sehen, dass 
es bei der executiven Sequestration wirklich Ausnahmsfälle 
gibt, wo die Thätigkeit des Sequesters auf eine blosse „Ein- 
hebung" reducirt ist, und so entsprach auch in dieser Beziehung 
der allgemeine Ausdruck „Einhebung" besser, als der concretere 
der „Verwaltung", indem er sowohl die Fälle bei der executiven 
Sequestration, wo die Einhebung der Früchte im Wege der 
Verwaltung, als auch jene, wo sie ohne solche vor sich geht, 
umfasste. Ein Argument dafür, dass die dem executiven Se- 
quester im §. 320 a. G. 0. (422 W. G. 0.) zugewiesene Aufgabe 
nicht lediglich „die Einhebung" der Früchte oder Gefälle sei, 
liefern auch die §§. 321 a. G. 0., 424 und 425 W. G. 0., denen 
zufolge da, wo nur auf die Zinsen oder die (Geld-) Einkünfte 
einer Hypothekar- oder Chirographarforderung Execution geführt 
werden will (eben weil solche nur einfach eincassirt zu werden 
brauchen), nicht erst ein Sequester zu bestellen, sondern diese 
Zinsen und (Geld-) Einkünfte dem Kläger einzuantworten sind. 

Da die Gerichtsordnung sonach nur Ein Institut der Se- 
questration kennt, welches sie jedoch theils als Sicherstellungs-, 
theils als Executionsmittel verwendet, so muss das nach den 
Bestimmungen der Gerichtsordnung, wenn auch nur für eine 
dieser beiden Verwendungsarten desselben, nämlich nur für die 
sicherstellungsweise Sequestration sich ergebende privatrecht- 
liche Verhältniss zwischen dem Sequester und den Sequestrations- 
parteien*), der Sequestration überhaupt zu Grunde gelegt 
werden.^) Und so können wir behaupten, dass principiell für 

*) Welches wie oben (S. 89 i. f. bis 96) näher ausgeführt wurde, dasselbe 
ist , wie das durch §. 968 b. G. B. für die Sequestration des Streitgegenstandes 
aufgestellte. 

^) Gegen die principielle Anwendung der für die provisorische Seque- 
stration geltenden Grundsätze auf die executive eifert in ganz unglücklicher Weise 
V. Limb eck, a. a. 0. IX, S. 234 mit den Worten: „Die Sequestration theilt sich 
in die beiden Unterarten der provisorischen und der executiven Sequestration. Eine 
jede derselben behandelt sowohl die a. G. 0. als auch die sieb. Pr. 0. von einander 
ganz abgesondert. Wenn man nun die Bestimmungen des Gesetzes über die 
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die executive Sequestration dieselben Grundsätze wie für die 
sicherstellungsweise Sequestration gelten, soweit das Gesetz nicht 
besondere Anordnungen getroffen hat, oder Modificationen sieh 
nicht aus der Natur der Sache von selbst ergeben. 

Da wir nun aber oben selbst zugegeben haben, dass es 
bei der executiven Sequestration Ausnahmsfälle gibt, wo die 
Thätigkeit des Sequesters in der That nur auf „die Einhebung 
der Einkünfte" beschränkt ist, z. B. wenn das sequestrirte 
Recht nur in dem Ansprüche auf Leistung bestimmter 
Naturalabgaben besteht, oder die Verwaltungsbefugniss einer 
zu sequestrirenden Unternehmung ausschliesslich auf die Per- 
son des Executen beschränkt ist, wie z. B. bei der executiven 
Sequestration eines Notariats, einer Advocatie oder eines 
concessionirten Gewerbes*), so müssen auch wir für diese 
Fälle einen principiellen Unterschied zwischen der provisorischen 
und der executiven Sequestration und daher auch in der recht- 
lichen Stellung des Sequesters zugestehen. Diese Verschiedenheit 
entspringt jedoch nicht aus einer Verschiedenheit des Instituts 



provisorische (sicherstellungsweise) Sequestration auch bei der executiven Seque- 
stration als geltend erklären wollte, so könnte man dies nicht mehr für eine 
blosse Auslegung der gesetzlichen Bestimmungen über die executive Sequestration, 
sondern nur als eine Anmassung(!) erklären, die gesetzlichen Bestimmungen 
über die executive Sequestration ergänzen zu wollen. Man würde durch ein solches 
Einschieben der für die provisorische Sequestration bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen den Gesetzgeber einer ünvollständigkeit in den Bestimmungen 
über die executive Sequestration beschuldigen! 

*) Die Sequestration , „wenn die Persönlichkeit des Subjectes Träger des 
Gewerbes ist und die Einkünfte lediglich das Entgelt für die persönliche Thätigkeit 
des Individuums bilden'^, ganz ausznschliessen, wie Bock, a. a. 0. S. 261 
meint, „weil die Sequestration also beschaffener Einkünfte auf die Sequestration 
des dieselbe producirenden Subjectes hinauslaufen würde, dem doch die freie 
Bethätigung seiner Kräfte und Yerwerthung seiner Kenntnisse nicht verwehrt 
werden kann", scheint mir nicht stichhältig, weil solche Einkünfte positiv rechtlich 
von der Sequestration nicht ausgeschlossen sind. — Man könnte andererseits 
ebenso gut von der Sequestration der die Erwerbsthätigkeit producirenden Subjecte 
des Verwaltungspersonales des Executen sprechen. Durch die Sequestration 
einer persönlich auszuübenden Erwerbsuntemehmung wird der Unternehmer auch 
gar nicht in der Freiheit der Bethätigung seiner Kräfte gehindert. Die Sequestration 
ist hier gleichsam nur die fortdauernde Eincassirung seiner Aussenstände 
und diese sind doch auch pfändbar, also der Execution unterworfen, 
ohne Rücksicht darauf, ob sie nur durch persönliche Thätigkeit des Schuldners 
oder auch durch Mithilfe anderer Personen entstanden sind. 
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der provisorischen und executiven Sequestration, sondern aus 
der besonderen Eigenthümliclikeit des Objecto s, auf welches die 
letztere mitunter gerichtet sein kann. Müssen wir ja doch auch 
mit Kücksicht auf das Object einen principiellen Unterschied 
innerhalb der provisorischen Sequestration anerkennen, je nach- 
dem diese blos die Verwahrung oder auch die Verwaltung zur 
Aufgabe hat. Die Sequestration als solche schliesst überhaupt 
drei Functionen in sich: die Verwahrung, die Verwaltung 
und die Einhebung der Früchte. Die Eigenthümlichkeit 
des Objectes kann die eine oder die andere dieser Functionen 
hindern und es bleiben dann als Inhalt der Sequestration natur- 
gemäss nur die übrigen Functionen derselben übrig. 

Die Verschiedenheiten nun, durch welche die executive 
Sequestration sich im Einzelnen von der provisorischen unter- 
scheidet, zu behandeln, soll die Aufgabe der folgenden Ab- 
schnitte sein. 

II. Voraussetzungen und Competenz zur Bewilligung und Gegenstand der 
executiven Sequestration. 

§.19. 
1. Die executive Sequestration ist ein Executionsact. 
Sie setzt daher seitens des Sequestrationswerbers einen Execu- 
tionstitel: Urtheil, gerichtlichen Vergleich, Zahlungsauflage, 
Bescheid etc. ^) voraus, in Vollziehung dessen sie bewilligt wird. 
Sie gehört zu jenen Executionsarten, welche wegen Geldforde- 
rungen zugelassen sind, §. 311 a. G. 0. ff. (§. 411 W. G. 0. ff.). 
Sie bildet als die Execution auf die Früchte den ersten Exe- 
cutionsgrad und nicht eine Fortsetzung der Execution, d. h. sie 
begründet nicht die Erwirkung eines „weiteren Executionsgrades" . 
Eine besondere Bestimmung enthält der §. 17 der Executions- 
novelle vom 10. Juni 1887, Nr. 74 R. Gr.B., demzufolge: „Nach 
Vornahme der Feilbietung, insoferne die Feilbietungsbedingnisse 
nicht etwas Anderes festsetzen, die executive Sequestration eines, 
unbeweglichen Gutes gegen den Schuldner ausser von den Real- 
gläubigem auch von dem Ersteher und von dem zugelassenen 



^) Siehe die nach österr. Recht bestehenden Executionstitel, dann die ein- 
zelnen Creditinstituten gewährten Privilegien, auf Grund ihrer Buchauszüge oder 
der zu ihren Händen ausgestellten Schuldscheine unmittelbar die Execution an- 
suchen zu dürfen, in Manz' Gerichtsordnung bei §. 298. 
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Ueberbieter begehrt werden kann." In diesem Falle braucht 
daher der Sequestrationswerber keinen Executionstitel auszu- 
weisen, sondern nur den Umstand, dass er eine der vorbenannten, 
zur executiven Sequestration der feilgebotenen Liegenschaft be- 
rechtigten Personen sei. 2) 

2. Competent zur Bewilligung der executiven Seque- 
stration ist daher das Erkenntnissgericht (§. 69 Jur. Norm) ^), bezw. 

^) Ich halte diese Bestimmung des AI. 1 des erst von der jur. Com- 
mission des Herrenhauses in die Executionsnovelle eingeschalteten §. 17 der 
Executionsnovelle für unpraktisch. Ihr Zweck ist, nach den Motiven, doch nur 
der, die Devastation der erstandenen Liegenschaft durch den Executen bis zur 
Einführung des Erstehers zu verhüten. Warum also erst diesen Umweg der 
Sequestration machen und nicht lieber eine Verordnung erlassen, dass der exec. 
Krsteher sofort einzuführen sei? Dagegen ist die im AI. 2 dieses Paragraphen 
normirte Zulässigkeit der sicherungsweisen Sequestration gegen den in den Besitz 
des erstandenen Gutes bereits eingewiesenen, aber säumigen Ersteher allerdings voU- 
ständig zu billigen. — Uebrigens ist sowohl diese executive als auch die siche- 
rungsweise Sequesiratiou des §.17 der Exec.-Nov. ihrem Wesen nach eine 
„provisorische Sequestration'^. Ich verweise in dieser Beziehung auf das 
S. 185 fg. Gesagte. 

') In dem Falle G. U. 7162 erwirkte der Kläger beim Processgerichte 
die Intabulation des exec. Pfandrechtes für seine Forderung auf dem Gute des 
Geklagten, welche im Bequisitionswege von der Bealinstanz vollzogen wurde; 
die letztere bewilligte dem Kläger sodann unmittelbar die Schätzung der Liegen- 
schaft, worauf Kläger bei eben dieser Bealinstanz noch um die Bewilligung der 
exec. Sequestration einschritt. Die U. Instanz vertrat die Ansicht, dass zu 
dieser Bewilligung nur das Erkennte issgericht competent sei. Der 0. G. H. ver- 
ordnete das Gesuch in merito zu erledigen. Gründe : „Das Sequestrationsgesuch 
des A stellt sich im vorliegenden Falle, wo derselbe die executive Schätzung der 
Bealität bereits erwirkt hat, nicht als eine neuerliche Executionsführung 
oder als der erste Executionsgrad, sondern vielmehr als die Ausdehnung 
der auf die Substanz der Bealität geführten Execution auf die Einkünfte derselben 
dar.** — Dagegen ist zu bemerken : Für die Frage, ob die executive Sequestration 
ein erster Executionsgrad oder blos eine Ausdehnung der Execution auch auf die 
Früchte sei, ist zunächst wohl nicht die bereits erwirkte Schätzung, sondern nur 
das bereits auf die Substanz erwirkte executive Pfandrecht massgebend. Aber wenn 
.auch die executive Sequestration nicht ein erster Executionsgrad, sondern nur die 
Ausdehnung des bereits erworbenen ersten Executionsgrades auch auf die Früchte 
sein sollte, so ist sie doch kein „weiterer'^ Executionsgrad und es ist deshalb 
zur Bewilligung derselben nur das Erkenntnissgericht berufen, weil das Voll- 
zugsgericht nach §. 69, Alinea 2 Jur. Norm nur zur Bewilligung der „weiteren 
Executionsgrade" competent werden kann. — Auch v. Limbeck in HaimerFs 
Magazin, VIII, S. 171 hält zur Bewilligung der nach erwirkter exec. Einver- 
leibung des Pfandrechtes ad corpus angesuchten exec. Sequestration nur (?) den 
Bealrichter für zuständig, wodurch er sich aber mit seiner Behauptung ibid. 
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wenn es sich um einen nicht von einem Gerichte ausgegangenen 
Executionstitel handelt, dasjenige Gericht , welches als die 
Personalinstanz des zu Exequirenden einzuschreiten hat. *) 

Zur Bewilligung der im §.17 der Exec. Novelle vom 
10. Juni 1887, Nr. 74 R. G. B. vorgesehenen executiven Seque- 
stration einer feilgebotenen Liegenschaft, muss dagegen 
das Gericht für competent erachtet werden, welches die exe- 
cutive Feilbietung vorgenommen hat. 

Zur bücherlichen Eintragung selbst aber, sowohl der Se- 
questration als auch der zugleich mit der Sequestration be- 
willigten Einverleibung des executiven Pfandrechtes auf die 
Früchte ist selbstredend nur das Realgericht competent (§. 320 
a. G. 0. [422 W. G. 0.], al 2 u. §. 49 Jur. N.). 

3. Gegenstand der executiven Sequestration sind nach 
§. 320 a. G. 0. (422 W. G. 0.) Früchte und Gefälle sc. des 
Schuldners. Unter Früchten sind ohne Zweifel sowohl die 
Natural- als auch die Civilfrüchte zu verstehen. Unter Ge- 
fällen verstand man aber das Recht auf gewisse Einkünfte 
(Grundgef äUe, Stempelgefälle). «) Der §. 320 a. G. (422 W. G. 0.) 



S. 175 , dass die exec. Sequestration nicht auf Grand des Ausweises über die 
Einverleibung des executive Pfandrechtes ad fructus, sondern nur auf Grand des 
Spruches oder Vergleiches bewilligt werden könne — was ganz richtig ist — in 
Widerspruch setzt. Auch Bock, a. a. 0. S. 371 ist für die Competenz der Real- 
instanz in diesem Falle. 

*) Exner, a. a. 0. S. 332 hält in jenen Fällen, wo der hypothekarische 
Anspruch der gerichtlichen Cognition gar nicht unterzogen worden ist, das Beal- 
gericht zur Bewilligang der executiven Sequestration für competent. M. E. muss 
aber da, wo die Jur. Norm einen besondere a Gerichtsstand nicht festsetzt, der 
subsidiäre Personalgerichtsstand eintreten. — Ebenso Bock, a. a. 0. S. 371. 

^) Arg. aus §.321 a. G. 0.: „Wenn jedoch diese Früchte oder Ein- 
künfte..." — Das österr. Strafgesetzbuch über Gefälls Übertretungen vom 
Jahre 1835 sagt im §.1: „Die Gefälls Übertretungen sind Handlungen oder 
Unterlassungen, durch welche die zur Handhabung der indirecten Abgaben 
erlassenen Gesetze und Vorschriften übertreten werden." — Ebenso bestimmt 
das Hofdecr. vom 7. September 1831 (mitgetheilt durch Decret vom 
24. September 1831), Nr. 2527 J. G. S. in dem Alinea 5: „Die Vorschüsse auf 
die (Tatz-) Entschädigung sind demzufolge noch immer als Gefälle eines 
unbeweglichen Gutes oder als Zahlangen an einer auf ein unbewegliches Gut 
versicherten Forderung zu betrachten und bei der gerichtlichen Execution nach 
den §§. 315 und 320 der Gerichtsordnung und dem Hofdecrete vom 4. Junius 
1792, Nr. 22 zu behandeln." — Vgl. auch Bock, a. a. 0. S. 260, der unter 
„Gefälle" ebenfalls „Einkünfte überhaupt" versteht. 



Digitized by VjOOQ IC 



202 §• Id* Bewilligung und Gegenstand der executiven Sequestration. 

spricht aber allgemein davon: „Wenn der Kläger auf Früclite 
oder Gefälle die Execntion führen will", beschränkt dieselben 
also nicht auf die Früchte oder Gefälle von einer individuell 
bestimmten körperlichen Sache oder von einem individuell be- 
stimmten Rechte, sondern lässt die executive Sequestration auf 
Früchte und Gefälle des Schuldners schlechtweg, somit auch 
auf die Früchte (Natural- oder Civilfrüchte) und Gefälle einer 
von demselben betriebenen „Unternehmung" zu. 

Dies ist heutzutage allgemein anerkannt^) und hat auch 
seinen positiv rechtlichen Ausdruck im §^ 47 des Gesetzes vom 



«) Vgl. V. Canstein, IT, S. 610. Ullmann, S. 548, Bock, a.a.O. 
S. 260. Auch die österr. Spruchpraxis lässt im Allgemeinen die executive 
Sequestration jedes Einkommens des Executen aus einer bestimmten Sache, Be- 
rechtigung oder Unternehmung desselben zu. So wurde die Zulttssigrl^eit der 
exec. Sequestration ausgesprochen in Ansehung: des Ausgedinges in Gr. ü. 1460, 
3110, 4881 (Spr. Rep. Nr. 41 nur durch Sequestration), 8948, von Nutznies- 
sungsrechten in G. ü. 5557, 5778, 10.154, von Wohnungsrechten in 
G. ü. 5557, von Leibrenten in G. ü. 4876, von Pachtrechten in G. U. 6059, 
7505, 8065, 8080, von Propinationspachtungen in G. ü. 5856, 8987, einer 
Jagdpachtung in G. ü. 11.253, einer Fabrik in G. U. 3538, 3539, eines 
Fabrik- und Handelsgeschäftes in G. U. 3670, 3671, 3688, eines Socie- 
tätsantheiles in G. U. 9803, 11.455, eines concessionirten Gewerbes in 
der Entsch. vom 29. August 1883, Jur. Z. Nr. 40, insbesondere eines Zeitungs- 
nnternehmens in G. Ü.4095, 4099, 5033, eines Apothekergewerbes in 
G. ü. 8507 (vgl. auch §.2, Abth. 7 der Executionsnovelle) , einer Eaffee- 
siederei in G. ü. 351, einer Bolzenschiessstätte in G. ü. 465, einer 
Goldstaffiererei in G. ü. 3380, eines Bauchfangkehrergewerbes in der 
Entsch. vom 26. Februar 1884, Geller's Centrbl. II, Nr. 306, einer Lotto- 
collectur in G. U. 1418, der Advocatie in G. ü. 6616. 

Dagegen wurde die executive Sequestration nicht zugelassen: eines 
Ausgedinges, welches blos in dem Rechte auf Ernährung und Wohnung be- 
steht in G. U. 7516 (weil diese Rechte als der Person anklebend nach den 
§§. 1393 und 507 a. b. G. B. auf andere Personen nicht übertragen werden 
können) — eines Anspruches auf Lebensunterhalt in G. U. 4236 (weil dieser 
als ein höchst persönliches Recht nicht in Execution gezogen werden könne ?) — 
von Gemeindeabgaben in G. ü. 6917 (weil sie kein Privat vermögen der Ge- 
meinde bilden) — eines Holzschlagrechtes (weil „die Sequestration des Er- 
trägnisses der Liegenschaft, so lange die Bäume vom Boden nicht abgesondert 
worden sind, unstatthaft ist"?) — des Notariates in G. U. 3836 (weil „der 
Begriff von Früchten und Gefällen'^ auf das Einkommen, welches der Execat 
als Notar erwerben mag, nicht anwendbar sei (??), und in G. U. 9495 (weil dies 
der öffentliche Charakter seines Amtes nicht zulässt?) — der Aerztlichen 
Praxis in G. U. 5150 („weil es sich nicht um die Sequestration eines Gewerbes, 
sondern um die ärztlichen Honorare, welche dem Geklagten zukommen, bezw. 
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19. Mai 1874, Nr. 70 K. G. B. gefunden, demzufolge auch die 
executive Sequestration einer Eisenbahnunternehmung 
gestattet ist. ') Die executive Sequestration bildet oft die einzig 
zulässige Executionsart, so rücksichtlich des Fideicom- 
missvermögens (§. 642 a. b. Gr. B.), des mit einer fideicom- 
missarischen Substitution belasteten Vermögens (§. 608, 
613 b. G. B. % des Ausgedinges *), des Kirchen- und Pfrün- 
denvermögens i®), überhaupt in allen Fällen, wo der Gläubiger 
nur ein Recht auf die Früchte oder das Einkommen erworben 
hat, oder das Recht des Executen nicht übertragbar oder die 
Execution gesetzlich beschränkt ist. ^ 



um die Forderungen handelt, welche er auf Honorar an dritte Personen zu 
stellen hat, und die mit Beschlag belegt werden sollen, dass sonach der Fall 
einer Sequestration, wie sie der §. 320 a. G. 0. normirt, nicht vorhanden ist" [?]) 
und in Gr. ü. 2024 (weil das Honorar vermöge der Natur der Sache nicht als 
Früchte und Gefaille in dem Sinne des §. 320 a. G. 0. betrachtet werden kann [?]) 
— einer Lottocollectur in G. U. 10.460 („weil nach der Natur der in Exe- 
cution gezogenen Einkünfte des Executen aus der von ihm verwalteten k. k. 
Lottocollectur, welche nur in der ihm gewährten Provision bestehen, die 
Bestellung eines Sequesters überflüssig ist, daher das 0. L. G. vollkommen im 
Rechte war, mit Abänderung des erstgerichtlichen Modus der Durchführung der 
Execution nach §. 320 a. G. 0. , deren Durchführung nach Vorschrift des §. 321 
ibid. zu verfügen"). 

^) Die executive Sequestration des Betriebes einer Eisenbahn kann vom 
Gerichte jedoch nur über ausgewiesene Zustimmung (des Handels-Ministeriums 
als) derjenigen Behörde bewilligt werden , mit deren Einverstäudniss der Betrieb 
einer Eisenbahn ausgeübt oder übertragen werden kann (Entsch. des 0. G. H. vom 
31. October 1877, Z. 13.156 in Röirs Eisenbahnrechtl. Entscheidungen Nr. 228). 

^) Vgl. die Entscheidungen bei Canstein, II, S. 597, Note 18. 

») Spruch-Rep. Nr. 41. 

") Nach §. 40 des Gesetzes vom 7. Mai 1874, Nr. 50 R. G. B. über 
die Regelung der äusseren Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche ist „für 
rechtliche Verpflichtungen, welche auf den Kirchen- oder Pfründenvermögen 
haften, zunächst das Erträgniss, und erst wenn dieses nicht ausreicht, die Sub- 
stanz des Vermögens in Anspruch zu nehmen'^. 

") Ulimann, S. 549. Vgl. auch v. Canstein, a.a.O., U, S. 596 fg. 
Hierher gehört auch das Hofdecret vom 23. October 1783, Nr. 202 J. G. S. 
an das mährisch-schlesische Appellationsgericht, in Folge Resolution der ver- 
einten Hofstellen, — welches bestimmt, dass zwar die Einkünfte des erb- 
lichen Postrechtes nicht gepfändet werden können, „hingegen sei doch zu- 
gelassen worden, und nunmehr von der politischen Landesstelle darauf ex officio 
zu sehen, dass, wenn ein Postmeister Schulden oder anderer Umstände wegen 
unvermögend wird, die Post fortzuführen, vormals mit Einwilligung der Post- 
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Ausgeschlossen ist dagegen das Executionsmittel der 
Sequestration, wenn die Erüclite und Einkünfte, aus welchen 
der Kläger seine Befriedigung erholen will, aus den in einem 
bestimmten Geldbetrage zu entrichtenden Zinsen oder Ein- 
künften (Renten) einer Hypothekar- oder Chirographar- 
forderung bestehen, weil für diesen Fall der §. 321 a. G. 0. und 
das Hofdecr. vom 4. Juni 1792, Nr. 22 J. Gr. S.^^) (§§ 424 
und 425 W. G. 0.) verordnen, dass diese Zinsen und Einkünfte 
dem Kläger, ohne einen Sequester aufzustellen, nach dem 
Masse seiner Forderung einzuantworten seien. ^^) 

Verwaltung und nunmehr der Landesstelle die Stazion in Sequestrazion 

oder Administrazion genommen werden solle", und das Hof- 

decret vom 13. October 1844, Nr. 840 J. G. S. an sämmtliche Cameral- 
G^fällen- Verwaltungen ; sämmtlichen Appellationsgerichten bekannt gemacht durch 
Justiz-Hofdecret vom 6. November 1844 , und sämmtlichen Länderstellen durch 
Hofkanzlei-Decret vom 22. November 1844, — welches anordnet, dass „gegen die 
Verleger und Klein verschleisser (Trafikanten) des Tabakes und Stempel- 
papieres der gerichtliche Verbot und die Execution auf die Verschleiss-Pro- 
Visionen, die Sequestration des Tabak- und Stempel verschleisses und die 
Execution mittelst Pfändung oder gerichtlicher Abnahme der Casse-Baarschaften 
in den Verschleisslocalitäten derselben, als ihr Privat-Eigenthum zur Befriedi- 
gung privatrechtlicher Forderungen Statt findet, '^ dass jedoch jedesmal die 
betreffende Cameral-Bezirksbehörde hiervon in Eenntniss zu setzen sei, um die 
zur Sicherung des Aerars nöthigen Einleitungen treffen zu können. Ferner wird 
bestimmt: „In Betreff der Art, wie eine derlei in das Executionsverfahren ge- 
zogene Verschleiss-Provision zu behandeln ist, hat die Gefällsbehörde, statt die 
Provision, wie es zu geschehen pflegt,, dem Verleger mittelst Abrechnung vom 
Kaufpreise zu erfolgen , dieselbe zurückzubehalten, und zu den Händen der be- 
treffenden Gerichtsbehörde zu deponiren." 

") Hofdekret vom 4. Junius 1792 (Nr. 22 J. G. S.) an das böh- 
mische Appellazionsgericht, über dessen Bericht vom 24. März, und das zwischen 
der obersten Justizstelle, und der Hofcommission in Gesetzsacheu gepflogene Ein- 
vernehmen. — „Was in dem 320 §. der Gerichtsordnung von der Exekuzion auf 
Früchte oder Gefälle eines liegenden Guts geordnet ist, hat auch Statt, wenn 
die Exekuzion auf Zinsen und Einkünfte eines auf ein liegendes Gut vorge- 
merkten Kapitals oder sonstiger Forderung gefähret wird ; nur bedarf es der Auf- 
steUung eines Sequesters nicht, sondern es geschieht genug, wenn nebst der Vor- 
merkung bei der Landtafel, oder bei dem Stadt- oder Grundbuche die Einant- 
wortung durch gerichtliche Auflage an denjenigen , der die Zahlung zu leisten 
hat, bewilliget wird." 

^8) Mit Unrecht hat 0. G. H. in G. U. 5544 das Verbot auf den Mieth- 
zins des verpfändeten Hauses mit der Motivirung abgewiesen, „dass die im §. 321 
a. G. 0. vorgesehene Execution nur bei anderen, nämlich solchen Gefällen statt- 
finde, welche nicht von einem unbeweglichen Gute herrühren". 
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III. Form und Inhalt der Bewilligung der exeoutiven Sequestration. 

(Das Pfandrecht anf die Früchte.) 

§.20. 

1. Nach §. 320 a. G. 0. (422 W. Gr. 0.) soll, „wenn der 
Kläger auf Früchte oder Gefälle die Execution führen will, 
der Richter ihm auf dessen Anlangen hierauf das Pfandrecht 
ertheilen und verwilligen, dass zu dem Ende der Spruch oder 
Vertrag, falls die Früchte eines liegenden Gutes in die Execution 
gezogen werden wollen, bei der Landtafel oder bei dem Stadt- 
oder Grundbuche vorgemerkt, dann dass ein Sequester zur Ein- 
hebung dieser Früchte oder Gefälle aufgestellt werde". 

Die Execution auf die Früchte ist also durch Ertheilung 
des Pfandrechtes auf dieselben zu bewilligen und dieses Pfand- 
recht ist, wenn es sich um die Sequestration eines Immobile, 
welches den Gegenstand eines öffentlichen Buches bildet, oder 
eines bücherlichen Rechtes handelt, in das Grundbuch einzu- 
tragen. 

Das Begehren ist nach §. 320 a. G. 0. sowohl auf die 
Ertheilung des Pfandrechtes auf die Früchte, als auch auf 
Bewilligung der Sequestration zu richten (§. 85 G. G.). ^) Das 
Pfandrecht auf die Früchte ist aber zu ertheilen durch die 
anzusuchende und zu bewilligende Einverleibung, bezw. Vor- 
merkung des executiven Pfandrechtes auf die Früchte 
ob der Liegenschaft selbst. ^) Ausserdem ist nach §. 20 Itt b G. G. 
auch um die bücherliche Anmerkung der Sequestration 



^) Limbeck, a. a. 0. VIII, S. 171 sagt daher ganz richtig: „Es ist jedoch 
der Gläubiger keineswegs genöthigt, mit dem Gesuche um Einverleibung des execu- 
tiven Pfandrechtes auf die Früchte der Realität auch zugleich um die executive 
Sequestration der Realität zu bitten. Das Gesuch um letztere kann vielmehr auch 
später und erst nach erfolgter Einverleibung des executiven Pfandrechtes tiberreicht 
werden." Nur irrt v. Limbeck darin, dass er behauptet, (a. a 0. VIII, S. 174) 
auch die bewilligte Sequestration sei „einzuverleiben", weil sie ein Act der Real- 
execution sei. — Gans t ein, a. a. 0. II, S. 610 bemerkt: „Dieses Pfandrecht 
wird mit der Sequestration stillschweigend angesucht und ertheilt." Ebenso ist in 
der Entsch. vom 4. Januar 1882, G. H. 1883, Nr. 101, dann inG.U. 8948 
ausgesprochen, dass ein besonderes diesfälliges Begehren nicht nothwendig ist, und 
daher gegebenen Falles die Intabulation auf Grund des Begehrens um Bewilli- 
gung der Sequestration anzuordnen ist. 

«) Ebenso Exner, a. a. 0. II, S. 333. 
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anzusuchen. ^) Die Rechtswirkung der Einverleibung des exe- 
cutiven Pfandrechtes auf die Früchte ist — abgesehen von 
der durch dieselbe erworbenen bücherlichen Rangordnung 
(vgl. weiter unten Abs. 4i) — die, dass die Bewilligung der 
Sequestration, — die Rechtswirkung der Anmerkung der Seque- 
stration aber die, dass der Vollzug der Sequestration, d. i. die 
Einführung des Sequesters gegen jeden nachfolgenden Besitzer 
des Grutes erwirkt werden kann. (§. 6 der Ver. des Just. Min. 
vom 19. September 1860, Nr. 212 R. G. Bl.) Ist das Pfandrecht 
auf die Früchte für den Sequestrationswerber bereits einverleibt, 
dann ist die bewilligte Execution auf die Früchte, bezw. die 
Sequestration blos anzumerken, weil eben das Pfandrecht auf 
die Früchte bereits einverleibt ist.*) 

Sind aber die zu exequirenden Einkünfte des Schuldners 
nicht Früchte einer demselben bücherlich gehörigen unbeweg- 
lichen Sache oder eines bücherlichen Rechtes desselben, so hat 
in Folge dessen nicht die executive Sequestration dieser 
Einkünfte — weü der §. 320 a. G. 0. (422 W. G. 0.) die Seque- 
stration nicht auf Tabularobjecte beschränkt, sondern nur 
die bücherliche Einverleibung des Pfandrechtes auf die 
Früchte, bezw. die Anmerkung der Sequestration zu ent- 
fallen. ^) 

^) Die Anmerkung der executiven Sequestration 'st nicht von Amts wegen 
vorzunehmen, wie in Gr. ü. 8643 angenommen wird, weil sie nicht wie bei der 
executiven Feilbietnng (§. 72 6. 6.) vorgeschrieben ist, und es dem Sequestranten 
fiberlassen bleiben muss, ob er sich die Hechts Wirkung der bewilligten Sequestration 
durch bücherliche Anmerkung derselben auch gegen jeden Besitznachfolger sichern 
will. — Vgl. auch oben bei der prov. Sequestration, S. 32, N. 5. 

*) Ebenso Exner, a. a. 0. II, S. 333 und Ulimann, S. 549. 

^) So wurde die Sequestration der Früchte auch gegen den nicht inta- 
bulirten Pächter eines Tabularkörpers bewilligt in G. U. 3932, 5856, 6059, 
8065, 8080, ebenso gegen den intabulirten Pächter in G. U. 7505, 8478, 
femer gegen den noch nicht intabulirten Käufer und Besitzer eines 
Grundstückes in G. U. 6684, gegen den Naturalbesitzer eines Bestand- 
theiles eines Tabnlarobjectes iu G. ü. 2508, 2604 und in der Entach. 
vom 5. September 1866, Z. 7373, Notar Ztg. 1867, S. 50, gegen den im 
Mitbenützungsrecht stehenden Executen in G. U. 5778. Die entgegengesetzten 
Entscheidungen G. U. 5519, 7477 und 9243 beruhen auf dem verfehlten Stand- 
punkte, dass Gegenstand der executiven Sequestration nur Tabularobjecte seien, 
beziehungsweise dieselben für den Schuldner auch eingetragen sein müssen. Dagegen 
wurde mit Recht in G. U. 5474 die executive Sequestration eines nur einen 
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2. lieber die rechtliche Natur des Pfandrechtes 
auf die Früchte einer Liegenschaft haben sich bisher in der 
Theorie irrthümliche Anschauungen geltend gemacht. Dagegen 
ist die Praxis, davon unbeirrt, immer den richtigen Weg ge- 
schritten. Zunächst ist der Anschauung entgegenzutreten, dass 
durch die Einverleibung des Pfandrechtes auf die Früchte 
einer Liegenschaft ein Mobilarpfandrecht an den abgeson- 
derten und bezogenen Früchten derselben erworben werde, 
weil dies im Widerspruche stünde mit dem Grundsatze, dass 
das Pfandrecht an beweglichen Sachen nur durch Tradition, 
bezw. Liverwahrungnehmung derselben erworben werden könne 
(§. 451 a. b. Gr. B.). Ebensowenig kann dieses Pfandrecht gedacht 



Bestandtheildes dem Schuldner gehörigen Gnindbnchskörpers bildenden Waldes 
abgewiesen , weil „gemäss §. 13 G. 6. das Pfandrecht auf einzelne Bestandtheile 
eines Grundbuchskörpers nicht eingetragen werden kann^. — Zuzugestehen ist die 
von Bock, a. a. 0. S. 367 für zulässig erklärte execntive Sequestration des 
factischen Besitzes, recte des Katuralbesitzes an einem Beale (als eines mit 
dem Besitze verbundenen Nutzungsrechtes. Vgl. hiezu auch Banda, Besitz S. 54, 
Eigenthr. S. 348, N. 26 u. Entsch. in G. ü. 3799), verfehlt dagegen die nach ihm, 
in diesem Falle einzutreten habende officiöse Thätigkeit des Executionsrichters 
zur Constatirun g des behaupteten Katuralbesitzes , wogegen schon G. U. 2751 
n. 4826. — Auch die von Bock behauptete Zulässigkeit der Sequestration nach 
§. 822 a. b. G. B. wäre bei der exceptionellen Bestimmung dieses § zu verneinen ; 
so entschieden in G. U. 3127. Dagegen wurde in G. ü. 8467 vom 0. G. H. 
die Sequestration eines zur Verlassenschaft gehörigen Hauses nach §. 822 a. B. 
G. B. mit dem Beisatze bewilligt, „dass der zu bestellende Sequester die seqne- 
strirten Nutzungen des Hauses bis zur Austragung der bei der Yerlassenschafts- 
abhandlung vorkommenden Ansprüche (§. 822 a. b. G. B.) bei Gericht au deponiren 
hat^, weil „die Pfändung des angefallenen Erbgutes auch jene der Nutzungen des 
Erbgutes umfasst, welch letztere nach §. 320 a. G. 0. eben auch die Zulässigkeit 
der Sequestration rechtfertigt". Zulässig wäre sie unbedingt, wenn dem Erben 
bereits nach §. 810 die Besorgung und Benutzung der Yerlassenschaft überlassen 
worden wäre. Nicht minder muss schliesslich Bock 's Behauptung ibid. entgegen- 
getreten werden, „dass, wenn ein Dritter bereits ein intabulirtes Nutzniessungsreeht 
an einem unbeweglichen Gute hat, gegen den Besitzer des Letzteren die execntive 
Sequestration nur mit dem Beisatze bewilligt werden könne, dass sie erst 
nach Aufhören des Nutzniessungsrechtes wirksam sein sollte". — In G. ü. 6800 
wurde auch in der That das Gesuch um Sequestration einer Liegenschaft wegen 
eines ob derselben haftenden Fruchtgenussrechtes über Recurs des Fruchtniessers 
schlechtweg abgewiesen ; mit Unrecht. Die Sequestration war zu bewilligen, weil 
auf die, selbst intabulirten Rechte Dritter von Amtswegen keine Rücksicht zu 
nehmen ist, sie wäre aber wirkungslos geblieben, weil der eingeführte Sequester 
in . das Rechtsverhältniss des Executen zum Nutzniesser getreten wäre, somit 
Letzterem die Nutzungen hätte überlassen müssen. 
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werden als Pfandrecht an den stehenden und jeweilig ab- 
reifenden Früchten der Liegenschaft, weil dies ein separates 
Pfandrecht an Theilen der Pfandsache begründen würde, welches 
nach österr. Rechte nicht möglich ist (§. 457 a. b. G. B., §. 13 
G. G.). *) Noch weniger kann man in Folge dieses inneren 
Widerspruches die Verpfändung der Früchte einer Liegenschaft 
als einen blossen obligatorischen Vertrag erklären, durch welchen 
nur „ein persönliches Recht auf Uebergabe der Früchte 
zu Pfand" erworben würde, und welches nur durch die bücher- 
liche Eintragung desselben gegen jeden Besitzer des Inunobile 
wirksam gemacht werden könnte^), weil durch die Eintragung 
des Pfandrechtes ad fructus nicht blos ein obligatorischer An- 
spruch gegen den jeweiligen Besitzer des Gutes „auf Uebergabe 
der Früchte zu Pfand", sondern ein unmittelbares dingliches 
Recht auf das Gut selbst erworben wird. 

Diese Widersprüche in der bisherigen Construction der 
freiwilligen Verpfändung der Früchte einer Liegenschaft, welche 
Verpfändbarkeit in der österr. Gesetzgebung vollkommen an- 
erkannt ist®), veranlassten Exner (Oesterr. Hypotheken, R. I, 
S. 50 und 51) zur Aufstellung der Theorie, dass Gegenstand des 
Pfandrechtes ad fructus die Hypothek selbst sei und nicht 

**) I)iese Anffassang des Pfandrechtes an den Früchten einer Liegenschaft 
als Pfandrechtes an den abgesonderten nnd bezogenen oder an den stehenden 
Früchten derselben scheint sich von Zeil 1er, II, S. 268 herzudatiren , dessen 
diesbezügliche Unterscheidung nnd Abhängigmachang derselben von dem Umstände, 
ob das Pfandrecht auf die Früchte nach oder vor dem Pfandrechte auf die 
Substanz bestellt wurde — so gewagt auch eine solche Behauptung ist — auf 
einem Missverständnisse des §. 457 a. b. G. B. zu beruhen scheint. Indessen gibt 
ja doch auch Pfaff & Hofmann, Oomment. I, Vorrede S. X zu, dass Zeiller 
den Text zuweilen missverstanden hat. Vgl. dazu auch Exner, Oesterr. Hypoth. 
R. I, S. 49, Note 7. 

^) Wie Unger, System I, S. 423, Note 17 in der That behauptet hat, 
wogegen schon Exner, a. a. 0. S. 49 und 50 mit Recht bemerkte, dass diese 
Theorie zunächst der feststehenden Auffassung des Verkehrs widerspricht, wonach, 
wer eine Forderung auf ein Landgut ad fructus intabullrt erhält , für dieselbe 
allerdings eine gewisse pfandrechtlicbe Bedeckung sofort haben, nicht blos einen 
Titel zu einem eventuell erst zu bestellenden Pfandrechte erlangen soll, dass sie 
aber auch zu dem unhaltbaren praktischen Resultate fähren würde, dass der 
Früchtepfandgläubiger im Concurse des Früchtepfandschuldners diesem schlechtweg 
als Personalgläubiger gegenüberstünde. 

8) §§. 457, 632, 642 a. b. G. B. — §. 85 i. f. G. G. Auch das Preussische 
Landrecht kennt die sog. Revenuen-Hypothek, vgl. Pr L.R. I, 20, §.26,225. 
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die zukünftigen Erzeugnisse oder Einkünfte derselben, indem 
das Pfandrecht die Pfandsache „mit einer rechtlichen Macht 
von verschiedener Intensität" ergreife. „Die Macht, welche jede 
Hypothek dem Berechtigten gewährt, aus der Pfandsache . . . 
die Befriedigung zu verlangen '^t könne nämlich „im Allgemeinen 
auf 2 Wegen ausgeübt werden^ , durch Execution auf die Substanz 
oder durch Execution auf die Früchte. Der erste Executionsweg 
sei dem Hypothekar manchmal positivrechtlich abgeschnitten, 
dann sei „die Ausübung dieses Pfandrechtes auf den anderen 
beschränkt. Dasselbe nun könne oifenbar auch durch Verein- 
barung geschehen". 

Die Theorie Exner's, dass in dem Pfandrechte ad corpus 
das Pfandrecht ad friictus bereits mit enthalten sei , muss als 
richtig zugegeben werden. Eine positivrechtliche Stütze für 
diese, der allgemeinen Auffassung über den Inhalt und 
Umfang des hypothekarischen Anspruches entsprechende®) Be- 
hauptung finde ich neben dem §. 447 in dem §. 1102 a. b. Gr., 
welcher offenbar von einem den Hypothekargläubigem zu- 
stehenden Rechte der Befriedigung aus den (Civil-) Früchten der 
Hypothek ausgeht , so dass die §. 461 a. b. G. B. enthaltene 
Bestimmung, dass wenn der Pfandgläubiger nach Verlauf der 
bestimmten Zeit nicht befriedigt wird, er befugt ist, die Feil- 
bietung des Pfandes gerichtlich zu verlangen, nicht als den 
ganzen Umfang des hypothekarischen B echtes erschöpfend er- 
klärt werden kann. 

Allein Exner construirt in weiterem Verfolge seiner Dar- 
stellung dennoch eine Erwerbung eines gemeinen Mobilar- 
p fandrechtes an den im Momente der Sequestrationser Wirkung 
hängenden und künftig erzeugten Früchten der Hypothek seitens 
des Pfandgläubigers und eine Erwerbung dieses Mobilarpfand- 
rechtes schon durch und mit der Eintragung des Pfand- 
rechtes auf die Hypothek, indem er S. 278, Note 23 und 
S. 335 die Behauptung aufstellt, dass dem zuerst sequestrirenden 
Hypothekargläubiger, und zwar ohne Rücksicht auf die Priorität 
seines Hypothekarrechtes die bis zum Zeitpunkte der weiteren 
Sequestration eingehobenen Früchte gehören, dass dagegen die 
von diesem Zeitpunkte ab percipirten Früchte den weiteren 



») Vgl. G. ü. 574. 

Schubert, Die SequcBtration. 14 
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Sequestranten als eine Befriedigungsmasse jedoch nach Mass- 
gabe ihrer bücherlichen Priorität (ohne Rücksicht auf die 
Zeitfolge ihrer Executionsrechte) haften. Denn auf diese Weise 
bilden einerseits dennoch (der Zeit nach) individuell bestimmte 
Früchte einen separaten Befriedigungsfond für den ersten 
sequestrirenden Pfandgläubiger, andererseits wird der Zeitpunkt 
des Erwerbes des Pfandrechtes an den seit der Erwirkung einer 
weiteren Sequestration sequestrirten Früchten auf den Zeit- 
punkt des Erwerbes des Pfandrechtes an der Hypothek 
selbst zurückbezogen, somit schon der Eintragung des Pfand- 
rechtes ad corpus die Rechtswirkung der Erwerbung eines 
Pfandrechtes an bestimmten künftigen Früchten und Erzeug- 
nissen der Hypothek zugeschrieben. 

3. Unsere Auffassung geht dahin : Das Pfandrecht auf die 
Früchte eines liegenden Gutes, ist das eingeräumte Recht, sich 
für eine Forderung aus den Früchten dieses Gutes im Wege 
der Sequestration Befriedigung zu verschaffen. Diese Anschauung 
liegt offenbar allen Bestimmungen des a. b. G. B. zu Grunde, 
welche von einem Pfandrechte auf die Früchte Erwähnung thun 
(§§.457, 632, 642, 1101, 1135, 1136 a. b. G. B.). Dieses Recht 
findet bezüglich seines Inhaltes seine Ergänzung in den Be- 
stimmungen der Gerichtsordnung gerade so, wie das Pfandrecht 
auf die Substanz seine Ergänzung durch die Gerichtsordnung 
erhält (§. -^61 a. b. G. B.). Ist Letzteres das Recht zum Behufe 
der Befriedigung einer Forderung „die Feilbietung des Pfandes 
gerichtlich zu verlangen", so ist Ersteres das Recht, zum 
Behufe der Befriedigung „die Sequestration des Pfandes ge- 
richtlich zu verlangen**. Durch die bücherliche Eintragung des 
Pfandrechtes ad fructus wird dieses Recht zu einem dinglichen, 
gegen jeden Nachfolger im Besitze des Gutes verfolgbaren 
Rechte. Dieses Recht unterscheidet sich bezüglich seines Inhaltes 
wesentlich von dem Pfandrechte auf die Substanz. Beide Pfand- 
rechte umfassen zwar den ganzen Grundbuchskörper, bei beiden 
ist der Gegenstand des dinglichen Rechtes die Pfandsache selbst. 
Ist aber dieses Recht bei dem Pfandrechte auf die Substanz 
„ein Verkaufsrecht", so ist das Recht bei dem Pfandrechte 
auf die Früchte „ein Verwaltungs- und Perceptionsrecht", 
einem beschränkten Ususfructus vergleichbar. Durch die Eintra- 
gung des Früchtenpfandrechtes in die öffentlichen Bücher erlangt 
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der Berechtigte zunächst nur das dingliche Recht, das Gut zum 
Behufe der Befriedigung seiner Forderung sequestriren zu dürfen. 
Die Geltendmachung dieses Rechtes kann aber nur nach, den Vor- 
schriften der Gerichtsordnung geschehen, d, h. der Früchtepfand- 
gläubiger bedarf zur wirklichen Ausübung seines Sequestrations- 
rechtes der Bewilligung der Sequestration durch das Gericht 
als eines Executionsactes / gerade so wie der Substanzpfand- 
gläubiger sein Recht auf die Substanz nur nach den Vorschriften 
der Gerichtsordnung geltend machen kann und zur wirklichen 
Ausübung seines Verkaufsrechtes der Bewilligung der Feil-, 
bietung durch das Gericht als eines Executionsactes bedarf. 

Aber auch mit der Bewilligung der Sequestration erwirbt 
der Früchtepfandgläubiger noch nicht ein Mobilarpfandrecht an 
den Früchten selbst, sondern dieses erwirbt er erst, und kann 
er erst erwerben (§. 451 a. b. G. B.) durch die Separation und 
Inverwahrungnehmung der Früchte seitens des Sequesters als 
Stellvertreters. (Dieser Ansicht auch Randa, Eigenthmr. S. 331, 
N. 9: „Der Sequester erwirbt für die (?) Hypothekargläubiger 
das Pfandrecht an den Früchten durch Einhebung.^) Nur 
erfolgt die Realisirung des Pfandrechtes an den Früchten anders 
als die Realisirung des Pfandrechtes an der Substanz, nämlich 
nicht durch executive Feilbietung derselben, sondern durch Ver- 
wendung und Verwerthung derselben nach den Grundsätzen 
einer ordentlichen Verwaltung durch den Sequester. Der Früchte- 
pfandgläubiger , bezw. Sequestrant erhält daher nur einen An- 
spruch auf den Verwaltungserlös, der nach Abzug aller dem 
Sequester obliegenden Zahlungen übrig bleibt (Hofdecr. vom 
12. October 1790, Nr. 63 J. G. S.). 

Das Pfandrecht, welches der spätere Sequestrant auch 
an den für den früheren Sequestranten durch den Sequester 
bereits percipirten Früchten und deren Erlöse unzweifelhaft 
erwirbt, erwirbt er mit der ebenerwähnten, dem Früchtepfand- 
recht eigenthümlichen Realisirungsform desselben durch den 
Sequester im Wege der hrevi manu traditio , indem der Letztere 
vom Momente des ihm gewordenen gerichtlichen Auftrages, bei 
der Verwaltung und Legung der Rechnung auch auf die weitere 
Sequestration Rücksicht zu nehmen, die bereits für den früheren 
Sequestranten percipirten Früchte und deren Erlös, als Stell- 
vertreter des neuen Sequestranten auch für diesen in Verwahrung 

14* 
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nimmt, bezw. hält (S- 451 b. G. B.). Die zur brevi manu Ver- 
pfändung erforderliche Erklärung des Detentors, die Sache 
künftig für den Pfandgläubiger zu Pfand halten zu wollen 
(Analogie §. 428 a. b. Gr. B.) , vertritt hier die in dem gericht- 
lichen Auftrage an den Sequester gelegene Erklärung de» 
Gerichtes, dies für den neuen Sequestranten durch den Seque- 
ster thun zu wollen, deren rechtliche Wirkung der Sequester 
selbst weder durch Nichtabgabe einer diesbezüglichen Willens- 
erklärung, noch durch eine Erklärung, dies nicht thun zu wollen, 
hindern kann. Nur wo zum Erwerbe des dinglichen Rechtes 
es ausser der Erklärung noch einer positiven Handlung bedarf 
(wie bei der Perception der Früchte), ist dieser Erwerb auch 
noch von der Setzung der diesbezüglichen Handlung des Seque- 
sters bedingt. ^^) 

Diese Construction des Früchtepfandrechtes wird nicht 
nur der , der österr. Gesetzgebung zu Grunde liegenden Auf- 



^®) Die Behauptung Exner's, a. a. 0. S. 334, dass bei mehrfachen Seque- 
strationen der Sequester die bis zum Zeitpunkt der nachfolgenden Sequestration 
eingehobenen Früchte und Erträgnisse ausschliesslich zur Befriedigung des ersten 
Executionsführers zu verwenden habe ohne Rücksicht auf die Priorität seines 
Pfandrechtes, und dass darin die in dem Hofdecrete vom 6. Mai 1814, Nr. 1085 
angeordnete Wahrung „der früheren Besitzrechte" desselben bestehe (?) — (welcher 
Ansicht auch üllmann S. 550 beitritt) — dass aber, sobald eine 2. oder 3. Se- 
questration verhängt ist, die nach derselben percipirten Früchte Eine Befriedigungs- 
masse bilden, ans welcher der sie verwaltende Sequester die sämmtlichen Executions- 
führer (nach ihrer bücherlichen Priorität?) zu befriedigen habe, — ist einerseits 
inconsequent , weil, was von der 1. Sequestration gilt, auch von jeder weiteren 
Sequestration gelten müsste, andererseits aber auch unhaltbar, weil sie eine 
Realisirungsform des Pfandrechtes an den percipirten Früchten, wie beim SuT)- 
Stanzpfandrechte voraussetzt, diese aber durch die Normen über die Verwaltung^ 
des Sequesters und nach der Natur der Sache vollständig ausgeschlossen ist. 
Diese Ansicht würde praktisch dahin führen, dass der Sequester bei jeder neuen 
Sequestration die frühere abschliessen (was in der That Gspan, II, §.270, 
S. 101 behauptet) und eben so viele Sequestrationsmassen bilden müsste, als 
Sequestrationen bewilligt worden sind , wenn letztere der Zeit nach auseinander 
fallen, was nicht nur zu ganz unlöslichen Complicationen führen würde (wie 
wären beispielsweise dann die Verwaltungsauslagen , die Steuern und Interessen 
auf die einzelnen Massen zu repartiren ?) , sondern auch der vom Gresetze offen- 
bar in's Auge gefassten einheitlichen Verwaltung und Rechnungslegung des Se- 
questers widersprechen würde. Befriedigungsfond für die Sequestranten 
ist daher nur der übrig bleibende reine Verwaltungserlös, an 
welchem sie nach der Rangordnung des Vollzuges der Seqne- 
strationsbewilligungen zu participiren haben (vgl. unten Abs. 4a). 
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fassung desselben, als eines Hypothekarrechtes gerecht, sondern 
steht auch mit den Grundsätzen über die Erwerbung des Mobilar- 
pfandrechtes in Einklang (§. 451 a. b. G. B.). Von der Auffassung 
des Pfandrechtes auf die Früchte als eines Hypothekar- 
rechtes geht auch unser Grundb. Ges. aus, indem es im {}. 85, 
Alin. 3, bestimmt: „Kann oder will der Bittsteller nur auf 
die Erüchte der Liegenschaft ein dingliches Recht erwerben, 
so hat er dies ausdrücklich zu bemerken." Würde das Gb. G. 
das hier erwähnte „dingliche Recht auf die Früchte der Liegen- 
schaft" als Mobilarpfandrecht an den abgesonderten und be- 
zogenen oder als Lnmobilarpfandrecht an den stehenden und 
künftigen Früchten der Liegenschaft und nicht als dingliches 
Recht an det Liegenschaft selbst ansehen, so könnte es die 
Eintragung dieses dinglichen Rechtes auf die Früchte über- 
haupt nicht zulassen, ohne mit sich selbst in Widerspruch zu 
gerathen, weil die nach §. 9 G. G. einen Gegenstand der Ein- 
verleibung oder Vormerkung bildenden „dinglichen Rechte und 
Lasten" selbstverständlich nur dingliche Rechte und Lasten 
sein können, bezüglich deren der in Frage kommende Grund- 
buchskörper Object ist, andererseits das Pfandrecht nach {J. 13 
ibid. auf einzelne Bestandtheile eines Grundbuchskörpers 
nicht eingetragen werden kann. Der Ausdruck „dingliches Recht 
auf die Früchte" statt des gewöhnlicheren Ausdruckes „Pfand- 
recht auf die Früchte" scheint mir deshalb hier mit Absicht 
gewählt, um das Pfandrecht auf die Früchte als ein dingliches 
Recht auf die Liegenschaft selbst (als Sequestrationsrecht) zu 
charakterisiren. 

4. Aus der entwickelten Natur des Pfandrechtes auf die 
Früchte, als Sequestrationsrechtes bezüglich der Liegenschaft, 
und der Erkenntniss, dass das Pfandrecht an den Früchten selbst, 
erst durch die Separation und Perception, resp. Inverwahrung- 
nehmung derselben seitens des Sequesters für den Sequestranten 
erworben werde, ergeben sich nachstehende Consequenzen: 

a) Dass das eingetragene Pfandrecht auf die Früchte und 
selbst auch das erwirkte executive Pfandrecht auf dieselben, 
oder die bewilligte und angemerkte Sequestration i^), demFrüchte- 

*^) Es kommt nämlich in der Praxis auch vor, dass um Bewilligung der 
execuiiven Sequestration angesucht, die Benennung und Einführung des Sequesters 
aber einem späteren Zeitpunkte vorbehalten wird. Ein solches Gesuch ist eben- 
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pfandgläubiger bei einer bestehenden Sequestration noch 
keinen Anspruch auf Befriedigung aus dem Fruchterlöse gibt, 
solange der bereits bestellte Sequester nach Vorschrift des 
Hofdecr. vom 6. Mai 1814, Nr. 1085 J. G, S. nicht angewiesen 
worden ist, „bei der Verwaltung des Gutes und Legung der 
Rechnung auch auf die weitere Sequestration Bedacht zu 
nehmen", und dass für die Vertheilung des Sequestrationserlöses 
nicht die Priorität des Pfandrechtes auf die Früchte, sondern 
die Priorität des Vollzuges der Sequestrationsbewilli- 
gung entscheidet.^-) 



sowenig abzuweisen, als ein Pfändungsgesuch, in welchem um die Vornahme 
der Pfändung erst über mündliches Anmelden gebeten wird. Vgl. auch v. Lim- 
beck, a. a. 0. S. 303 ff. 

") Ebenso v. Canstein, II, S. 614. „Haben mehrere Gläubiger nach 
einander die Sequestration erwirkt , so sind sie in der Reihenfolge der Priorität 
der Sequestrations- Er Wirkung zu befriedigen." Damit stimmt allerdings die 
vorher S. 610 gemachte Bemerkung Canstein's: „Durch die Sequestration er- 
wirbt der Sequestrationsführer ein exec. Pfandrecht an den sequestrirten Ein- 
künften und Früchten vom Momente der Einführung des Sequesters und 
beziehungsweise (?) vom Momente der bücherlichen Eintragung (!) dieses 
exec. Pfandrechtes" — nicht überein. Ebenso femer Limb eck, a. a. 0. VIIJ, 
S. 314 fg. — Gspan, a. a. 0. II, S. 113, §. 286 ist der Ansicht, dass die meh- 
reren Sequestrationsführer „nach der Ordnung der ihnen zustehenden Pfand- 
rechte aus den eingebrachten Sequestrationsgeldern befriedigt werden müssen". — 
Exner, a. a. O. S. 334 (sieh oben Note 10) und Seite 278, Note 23 behauptet, 
dass der erste Sequestrationsführer ohne Rücksicht auf die Priorität seines 
Pfandrechtes aus den bis zum Zeitpunkte der nachfolgenden Sequestration ein- 
gehobenen Früchten und Erträgnissen, die 'weiteren Sequestrationsführer dagegen 
aus den nachher percipirten Früchten nach ihrer bücherlichen Priorität ohne 
Rücksicht auf die Zeitfolge ihrer Executionsrechte zu befriedigen sind. Ihm folgt 
auch Bock, a. a. 0. S. 386. Allein diese Behauptung leidet an einem inneren 
Widerspruche. Wenn für die Befriedigung des ersten Sequestranten beim Eintritt 
des zweiten nicht die Rangordnung ihrer Pfandrechte, sondern der Zeitpunkt 
der Sequestrationser Wirkung entscheidend sein soll, so ist nicht abzusehen, warum 
für den zweiten und dritten Sequestranten das Umgekehrte gelten soll? — Dass für 
die Rangordnung der Befriedigung mehrerer Sequestranten aus dem Sequestrations- 
erlöse nicht die bücherliche Rangordnung ihres Pfandrechtes, sondern die Priorität 
der Sequestrations anmerkung entscheide, hat auch der 0. G. H. in G. ü. 8699 
ausgesprochen (entgegengesetzt in G. U. 10.344). Richtiger wäre allerdings ge- 
wesen, die Priorität des Vollzuges der Sequestration, also die Einführung^ 
des Sequesters, bezw. die Priorität seiner Anweisung auf die spätere Seque- 
stration Bedacht zu nehmen (im Sinne des Hofd. vom 6. Mai 1814 , Nr. 1085 
J. G. S ), als entscheidenden Umstand hinzustellen. Alle bisher angeführten An- 
sichten, mit Ausnahme der v. Canstein's, beruhen auf der irrthümlichen Vor- 
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b) Dass daher die für das Früchtepfandrecht erwirkte 
bücherliche Rangordnung nicht bei der Vertheilung des 
Sequestrationserlöses, sondern nur bei der Vertheilung des 
Meistbotes in Betracht kommt. Euer aber wirkt sie nahezu 
wie das Pfandrecht auf die Substanz selbst. Denn da das auf 
dem versteigerten Gute eingetragene Früchtepfandrecht sich als 
das auf dem Gute selbst haftende dingliche Recht darstellt, 
durch Sequestration desselben sich aus den Früchten desselben 
Befriedigung zu verschaffen, so kann es bei der Vertheilung 
des Meistbotes nicht unberücksichtigt bleiben und dem Ersteher 
nicht ohne Abschlag vom Meistgebote als bücherliche Last 
überwiesen werden. Da aber das Früchtepfandrecht keinen An- 
spruch auf den Verkaufserlös selbst gewährt, so kann das Capital, 
für welches das Früchtepfandrecht auf dem versteigerten Gute 
haftet, nur dem Ersteher mit der Weisung und der Verpflichtung 
zur Zahlung zugewiesen werden, die betreffende Forderung aus 
den Einkünften des Gutes zu befriedigen. Dafür muss aber 
auch das auf den Früchten haftende Pfandrecht dem Früchte- 
pfandgläubiger, — selbstverständlich nur soweit der Meistbot 
reicht, — verwahrt bleiben, somit vom Ersteher übernommen 
werden. Diese aus der Natur der Sache selbst sich ergebende 
Behandlung des Früchtepfandrechtes bei der Vertheilung des 
Meistgebotes muss aber nahezu dieselbe Wirkung hervorbringen, 
wie wenn das Capital, für welches das Pfandrecht quoadfructus 
haftet, dem Früchtepfandgläubiger aus dem Meistbot auf seine 
Forderung unmittelbar zugewiesen worden wäre, weil der Er- 
steher diese Forderung bezahlen muss, wenn er nicht gewärtig 
sein will, dass wegen derselben das von ihm erstiegene Gut von 
dem Früchtepfandgläubiger in Sequestration gezogen werde. * 3) 



aussetzung, dass der Früchtepfandgläubiger schon mit der Eintragung des Pfand- 
rechtes auf die Hypothek oder wenigstens mit der Eintragung der Sequestration 
ein ^Pfandrecht an den seither im Wege der Sequestration abgesonderten und 
percipirten Früchten erwerbe, während dies doch erst durch die Separation und 
Perception, resp. Inverwahningnehmung durch den Sequester, und zwar nur 
rncksichtlich jener Gläubiger geschieht, für welche der Sequester als Sequester 
fungirt. 

^^) Die von Burckhard, System des österr. Privatrechtes, §. 191, S. 441, 
Note 4 gegen Exner, a. a. 0. §. 67, S. 528 verfochtene Ansicht, dass bei der 
Meistgebots vertheilung die ad fructus haftende Forderung in ihrer bücherlichen 
^Rangordnung , wie eine ad corpus haftende Forderung aus dem Meistbote zur 
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5. Ein besonderes Recht gewährt den sequestrirenden 
Pfandglänbigem der §. 1102 a. b. G. B. gegenüber dem Be^ 
standnehmer der sequestrirten Sache. Um nämlich durch Ver- 
abredungen zwischen dem Executen und dem Bestandnehmer 
über die Vorausbezahlung des Bestandzinses das Sequestrations- 
recht der Pfandgläubiger nicht zu schädigen, bestimmt der 
§. 1102 a. b. G. B., dass, wenn der Bestandnehmer mehr als eine 
Fristzahlung vorausgeleistet hat, er dieselbe nur in dem Falle, 
dass sie in die öffentlichen Bücher eingetragen ist, und auch 
dann nur den später eingetragenen Gläubigem entgegensetzen 
könne. Dieser Paragraph bezieht sich offenbar nur auf die Fälle, 
wo Hypothekargläubiger die Befriedigung aus den Früchten der 
Hypothek durch Sequestration derselben suchen und enthält 
die Norm, dass der Bestandnehmer dem den Bestandzins ein- 
fordernden Sequester gegenüber, eine Vorauszahlung des Be- 
standzinses an den Executen über eine Fristzahlung hinaus, 
wenn diese Vorausleistung nicht in den öffentlichen Büchern 
eingetragen ist, überhaupt gar nicht, und wenn sie in den 
öffentlichen Büchern eingetragen ist, nur dann entgegensetzen, 
also sich von der nochmaligen Bezahlung des vorausbezahlten 
Bestandzinses an den Sequester nur dann befreien könne, wenn 
das Pfandrecht des Hypothekargläubigers, für welchen der Seque- 
ster sequestrirt, in der Rangordnung der bücherlichen Ein- 
tragung der eingetragenen Vorausbezahlung des Bestandzinses 
nachsteht, i*) Tritt der Sequester zugleich für einen Vor- und 

Zahlung anzuweisen sei , „weil es keinen wirthschaftlichen Sinn habe , dieses 
Recht nunmehr als ein Becht, sich aus den Früchten zu befriedigen, fortbestehen 
zu lassen" — ist nicht haltbar. Denn, wenn auch der Effect der im Texte 
vertretenen Behandlungsweise einer blos ad fructua sichergestellten Forderung 
bei der Meistgebotsvertheilung einer Zuweisung derselben aus dem Meistbote 
nahezu gleichkommt, so muss doch der principielle Unterschied zwischen dem 
Pfandrechte auf die Substanz und dem Pfandrechte auf die Früchte auch bei 
der Meistgebotsvertheilung streng festgehalten werden. — Bock, a. a. 0. S. 387 
vertritt die Ansicht Burckhard's. 

^*) Unrichtig in dieser Allgemeinheit ist daher der Satz Bock's, a. a. O. 
S. 380. „Wurde der Bestandzins vorausgezahlt, so muss der Executionsführer 
sich dies gefallen lassen." — Man könnte umgekehrt eher den entgegengesetzten 
Satz aufstellen: „Wurde der Bestandzins vorausbezahlt, so braucht der Exe- 
cutionsführer sich dies nicht gefallen zu lassen." — Die Berathungsprotokolle 
liefern zum näheren Verständniss des §. 1102 kein Material, bestätigen aber die 
oben (Eingangs ad 5) erwähnte ratio legis. Vgl. Ofner, Urentwurf. II, S. 315. 
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Nacliliypothekar als Sequester auf, so hat er jedenfalls das Recht 
und die Pflicht, vom Bestandnehmer die Bezahlung des an den 
Executen fär mehr als eine Fristzahlung vorausbezahlten Be- 
standzinses zu verlangen. Auf den diesem vorausbezahlten Be- 
standzinse entsprechenden Theilbetrag des reinen Sequestrations- 
erlöses hat aber der Vorhypothekar ein Vorrecht vor dem 
Xachhypothekar , wenn auch letzterer die Sequestration früher 
erwirkt hätte. 

Der für einen in dieser Beziehung privilegirten Hypothekar 
einschreitende Sequester kann sonach, zwar nicht den für die lau- 
fende Zinsperiode, in welcher die Einführung des Sequesters, bezw. 
der Beitritt zur Sequestration erfolgte, vom Bestandnehmer dem 
Executen vorausbezahlten Bestandzins , wohl aber den mit 
dem nächsten Zinstermin fälligen, jedoch vom Bestandnehmer 
dem Executen bereits vor der Sequestrationserwirkung bezahlten 
Anticipativzins vom Bestandnehmer noch einmal bezahlt ver- 
langen.") Die im §. 1102 b. G. B. gedachte Bestandzinsfrist ist 
nicht die vertragsmässige , sondern die ortsübliche, in eventum 
die gesetzliche.^^) 

Wie aber die in diesen Paragraphen erwähnte Eintragung 
der Vorausbezahlung des Bestandzinses in die öffentlichen 



^^) So entschieden in G. U. 7219 und 9287. Unrichtig wurde dagegen 
in G. U. 7488 und 7520 der Bestandnehmer von der nochmaligen Entrichtung 
des vor Eintritt des nächsten Zinstermines an den Vermiether des mittlerweile 
sequestrirten Hauses vorausbezahlten Miethzinses an den Sequester losgesprochen, 
weil: „die in einem und demselben Quartale erfolgte Bezahlung zweier viertel- 
jähriger Mielhzinse nicht als eine solche Vorausleistung von mehr als einer Frist- 
zahlung sich darstellt, welche im Sinne des §. 1102 a. b. G. B. selbst den später 
eingetragenen Gläubigern nur bei Eintragung in die öffentlichen Bücher entgegen- 
gesetzt werden kann, bezw. weil die Bezahlung einer fälligen Zinsrate nicht 
als Vorausleistung im Sinne dieses Paragraphes in Anschlag zu bringen ist". (?) — 
In G. U. 10.026 wurde die Vorschrift des §. 1102 b. G. B. mit Recht auch auf 
den Fall der vertragsmässigen Berechtigung des Miethefs zu einem proportioneilen 
Abzug seiner Gegenforderung von den Zinsraten für analog anwendbar erklärt. 

^•) In G. U. 10.026 wird die „gesetzliche oder orts&bliche" Zahlungsfrist, 
von Exner, a. a. 0. S. 279, Nr. 2;') die „ortsübliche oder gesetzliche", von 
Winiwarter, Comment. IV, S. 297 die „gesetzliche", von Zeiller, III, S. 421 
die „gewöhnliche" (ortsübliche), für massgebend erklärt. — Das Preuss. L. R., 
I. Th., 20. Tit., §§. 480, 481 enthält die Anordnung des §. 1102 b. G. B. blos 
bezüglich des „Pächters" und bestimmt die nicht einwendbare Vorausbezahlung 
des Pachtzinses auf die „auf mehr als Ein Quartal an den Gutspächter voraus 
bezahlte Pacht" (§. 480). 
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Bücher zu geschehen habe, ist in der That zweifelhaft. Die 
Form dieser Eintragung war vor der Wirksamkeit der Grund- 
buchsordnung vom 25. Juli 1871 streitig") und sie ist es nach 
derselben nicht weniger geworden, i^) 

Meines Erachtens kann die Eintragung des voraus bezahlten 
Bestandzinses, da dieselbe weder nach §. 9 G. Gr. einen Gegen- 
stand der „Einverleibung oder Vormerkung", noch nach §. 20 
und IV. Abschnitt G. G. einen Gegenstand der „Anmerkung" 
bildet, nur in der Form der Intabulation des Pfandrechtes für 
das eventuelle Regressrecht des Bestandnehmers gegen den Be- 
standgeber aus der Vorausbezahlung des Bestandzinses mit aus- 
drücklicher Hervorhebung dieses Umstandes geschehen, welche 
Intabulation und Sicherstellung der den Bestandzins für eine 
längere Periode vorausbezahlende Bestandnehmer von dem Be- 
standgeber zu fordern berechtigt ist. 

IV. Die Stellung des executiven Sequesters. 

§.21. 

Für die Bestellung des executiven Sequesters sind besondere 
Normen erlassen und es können deshalb im Allgemeinen die für 
die Bestellung des provisorischen Sequesters in den §§. 294 
und 295 a. G. 0. (390, 391 W. G. 0.) gegebenen Vorschriften 



") Vgl. Nippel, Comment. VII, S. 272, Stubenrauch, III, S. 295. 

^8) Exner, a. a. 0. S. 279, Note 26 bemerkt: „Das G. B. G., Abschn. IV, 
erwähnt diese „Anmerkung" nicht, aber es wäre verkehrt, daraus ihre ünzulässigkeit 
zu folgern. Das Bedürfniss nach bücherlicher Auszeichnung der „Vorausbezahlung 
des Bestandzinses" liegt auf der Hand und §. 1102 b. G. B. rechtfertigt und 
erheischt die Bewilligung einer diesbezüglichen Eintragung, welche ihrem Inhalte 
nach nur als Anmerkung denkbar ist." — Dr. Arnold Rosenbacher in 
Mittheil, des deutsch. Jurist. Ver. in Prag. 1880, XII, S. 28 vertheidigt 
dagegen wieder die Unzulässigkeit dieser Anmerkung. M. E. mit Recht. Jedoch 
ist ihm keineswegs zuzustimmen, wenn er für die Unzulässigkeit dieser Anmerkung 
ein Surrogat in dem dem Bestandnehmer angeblich wegen Gefährdung „einer 
Gerechtsame" zustehenden Rechte der provisorischen Sequestration der Be- 
standsache finden will, „durch welche er mit Vorbehalt der Rechte der voran- 
gehenden Hypothekargläubiger, ein die nachfolgenden Gläubiger ausschliessendes 
Recht an den Früchten der Bestandsache erlange" (!?). 
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nicht analog angewendet werden.^) Ebenso weichen die Be- 
stimmungen der allgem. Gerichtsordnung und der Westgali- 
zischen in dieser Beziehung von einander ab. 

1. Nach der allgem. Gerichtsordnung, §. 320, soll bei 
der Executionsfuhrung auf Früchte und Gefälle dem Kläger 
hierauf das Pfandrecht ertheilt, dann verwilliget werden, dass 
ein Sequester zur Einhebung dieser Früchte oder Gefälle auf- 
gestellt werde. Diese Bestimmung des §. 320 a. G. 0. wurde 
nach der unmittelbar nach Erlassung der a. G. 0. herrschenden 
Auslegung 2) dahin verstanden, dass zugleich mit der Ertheilung 
des Pfandrechtes auf die Früchte also schon in Erledigung des 
diesbezüglichen Executionsgesuches der Sequester aufzustellen, 
derselbe sonach auch schon im Executionsgesuche vom Exe- 
quenten vorzuschlagen sei. Da nun aber die Fassung des §. 320 
a. G. 0. in dieser Beziehung doch nicht ganz klar war, so ist 
es begreiflich, dass nichtsdestoweniger Anfragen von den Ge- 
richten an die Hofstelle über den richtigen Sinn des §. 320 
a. G. 0. ergingen (§. 437 a. G. 0.). Die über diese Anfragen er- 
gangenen EntSchliessungen : Hofdecr. vom 27. Februar 1784, 
Nr. 248 J. G. S/') und Resolution vom 31. October 1785, 



^) Derselben Ansicht v. Limbeck, a. a.O. VIII, S. 183, Nippel, II, S. 209, 
hält nichtsdestoweniger die analoge Anwendung der Bestimmungen über die Be- 
stellung des provisorischen Sequesters für räthlich : „Der Sequester wird von dem 
Gerichte über den Vorschlag des Executionsführers bestimmt. Es ist, wenn nicht 
Gefahr am Verzuge haftet, räthlich, dass, um in der Folge sich ergeben 
könnenden Anständen vorzubeugen, eine Tagsatzung zur Wahl eines Seque- 
sters anberaumt werde. Kommen beide Theile in der Person des Sequesters über- 
ein, so hat es bei ihrer gemeinschaftlich getroffenen Wahl zu bewenden; sind sie 
hierüber nicht einig, so ist vorzüglich der Vorschlag des Klägers zu berück- 
sichtigen, und nur bei gegründeten Einwendungen des Geklagten eine andere 
Person hierzu zu bestimmen.'^ Vgl. hierzu oben §. 4. 

2) Vgl. Resol. vom 31. October 1785, J. G. S. Nr. 489, lit. zz unten 
Note 4. 

3) Hof decret vom 27. Februar 1784, Nr. 248 J. G. S. An das Mährisch- 
Schlesische Appellationsgericht. „Da in Folge §. 320 der Gerichtsordnung dem 
Gläubiger, sobald durch das ürtheil die Liquidität seiner Schulden (!) erkannt, 
und über die bestimmte Frist die Zahlung nicht geleistet ist, gleich mit dem 
ersten Schritt der ergriffenen Execution die vollkommene Bedeckung auf das in 
Execution gezogene Gut zu leisten ist, so soll auf das nämliche Executionsgesuch 
nach Vorschrift des §. 320 zugleich die Vormerkung bewilliget und zugleich ein 
Sequester aufgestellt werden.'^ 
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Nr. 489 J. G. S. lit. zz*) entschieden im Sinne der herrschenden 
Auslegung. Nach denselben hat also der Executionsfiihrer schon 
in dem Sequestrationsgesuche den Sequester in Vorschlag zu 
bringen, der Richter hat aber den vom ]5^x:ecutionsf (ihrer vor- 
geschlagenen Sequester — wenn nicht gegründete Bedenken 
gegen denselben vorliegen — zu bestellen und dem Executen 
namhaft zu machen und es diesem zu überlassen, gegen den 
bestellten Sequester Einwendungen zu erheben. Bestellt der 
Richter den vom Exequenten vorgeschlagenen Sequester nicht % 
so hat er den Exequenten anzuweisen, oder es wenigstens diesem 
zu überlassen, einen neuen Sequester vorzuschlagen, und zwar 
so lange, bis der Richter einen vom Exequenten vorgeschlagenen 
Sequester zu bestätigen findet.^) Daraus, dass für diese Ein- 
wendungen des Executen gegen den namhaft gemachten Sequester 
keine Frist bestimmt ist, folgt, dass der vom Executionsführer 
vorzuschlagende und zu bestellende executive Sequester ohne 
Rücksicht auf das Einwendungsrecht des Executen in den Besitz 
einzuführen ist^), und dass keine Rechtskräftigkeit der Be- 



^) Resolution vom 31. October 1785, Nr. 489 J. G. S. über das ünter- 
suchungsgeschäft des galizischen Appellationsgorichtes und Landrechte. Drittens 
folgende auf verschiedene Anfragen ertheilte Belehrungen wurden bestätiget. 

zz) „Bey dem Begehren ad §. 320, dass von dem Executionsführer der 
Sequester in Vorschlag gebracht, dieser von der Stelle gewählet, dem Schuldner 
nahmhaft gemacht, und wenn dieser nichts einwendete, es bey selbem belassen 
werde, habe es sein Verbleiben." 

^) Die Meisten gestehen dem Richter das Recht zu, den vom Exequenten 
vorgeschlagenen Sequester aus wichtigen Gründen auch nicht zu bestellen. So 
V. Limbeck, a. a. 0. VIII, S. 181 aber nur dann, wenn die Acten einen solchen 
Umstand nachweisen, vermöge welchem sich die Uebertragung der Sequestration 
an den vorgeschlagenen Sequester: 1. als durch das Gesetz verboten oder 2. als 
ungiltig und nichtig darstellen würde, oder 3. wenn der Exequent sich selbst als 
Sequester vorschlägt, der Ausweis aber nicht vorliegt, dass der Schuldner damit 
zufrieden und einverstanden ist. — Letzteres ist wohl nicht richtig. Als Bei- 
spiele ad 1 und 2 führt v. Limbeck an: Wenn nach den Acten über den vor- 
geschlagenen Sequester der Concurs eröffnet wäre, §. 1024 a. b. G B. oder nach 
den Acten derselbe ein landesfürstlicher Beamter solcher Kategorie wäre, welchem 
die Besorgung aller fremden Nebengeschäfte von den Gesetzen untersagt ist. 
Exner, a. a. 0. S. 334: „wenn er nicht offenbar zum fraglichen Zwecke untauglich 
ist." — Ullmann, S. 549: „wenn sich gegen ihn keine Bedenken ergeben." 

«) Derselben Ansicht v. Limbeck, a. a. 0. VIII, S. 183. 

") Ebenso Ullmann, S. 549 und G. U. 2343, welche Entscheidung auch 
Exner, S. 334, Note 6 billigt. Femer Bock, a. a. 0. S. 370. 
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Stellung des Sequesters, im Sinne einer Präclusion des Executen 
von späteren Einwendungen gegen den Sequester eintritt.®) 
Werden jedoch die Einwendungen gegen den vorgeschlagenen 
Sequester seitens des Executen noch vor der Einführung des 
Sequesters angebracht, so liegt es wohl in der Natur der Sache, 
dass, wenn nicht Gefahr am Verzuge haftet, mit der Einfährung 
des Sequesters bis zur Entscheidung der Personalfrage gewartet 
werde, um nicht möglicherweise eine zweimalige Besitzeinfiihrung 
vornehmen zu müssen. 

Bringt der Execut gegen den vorgeschlagenen Sequester 
Einwendungen ein, so kann der Richter, ohne den Exequenten 
vorher zu vernehmen, über dieselben nicht entscheiden. ») Richtig 
bemerkt v. Limbeck"): „Der Richter hat daher über solche 
Einwendungen des Schuldners den Exequenten — und zwar 
nach seinem Ermessen entweder durch schriftliche Aeusserung 
oder Anordnung einer Tagsatzung") (Resol. vom 31. October 
1785, Nr. 489 J. Gr. S. ad w) — zu vernehmen und sodann zu 
entscheiden, ob es bei dem bestellten Sequester verbleibe oder 
nicht, in welch letzterem Falle wieder der Exequent angewiesen 
werden muss, dass es seine Sache sei, einen anderen Sequester 
zur Bestellung dem Richter zu benennen." ^^) 

Nach der Resolution vom 31. October 1785, Nr. 489 
J. G. S. lit, ff) 1*) kann der Exequent auch sich selbst zum 

«) Mit Unrecht behauptet Beidtel, S. 584, unter Berufung auf §. 294 a. G. 0., 
dass dem Executen der vorgeschlagene Sequester zu „dem Zwecke bekannt zu 
geben sei, dass er seine Einwendungen wider denselben binnen 14 Tagen so gewiss 
anbringe, als widrigenfalls der Vorgeschlagene ohneweiters bestätigt werden würde". 
Ebenso irrthümlich führt v. Gans te in, II, S. 611, an: dass der vorgeschlagene 
Sequester zn bestellen „und zugleich zu bemerken sei, dass es dem Executen frei 
stehe, gegen den vorgeschlagenen Sequester binnen 14 Tagen seine Einwendungen 
einzubringen". — Bock, a. a. 0. S. 370, behauptet binnen 3 Tagen, 

®) Darin stimmen alle Commentatoren überein. 

^0) Haimerl's Magazin. VIII, S. 301. 

") Dass eine Tagsatzung anzuordnen sei, erklären Beidtel, S. 585, v. Can- 
stein, II, S. 611. 

^2) Nicht der Anordnung des Gesetzes entspricht es, wenn Beidtel und 
V. Gans t ein a. a. 0. behaupten, dass, wenn bei der Tagsatzung eine Einigung 
der Parteien über die Person des Sequesters nicht erzielt wird, der Richter nach 
eigener Wahl einen Sequester zu bestellen habe. 

^3) Resolution vom 31. October 1 785, Nr. 489 J. G. S. über das Unter- 
suchungsgeschäft des galizischen Appellationsgerichtes und Landrechte. Drittens 
folgende auf verschiedene Anfragen ertheilte Belehrungen wurden bestättiget. 
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Sequester vorschlagen ; er kann jedoch zum Sequester nur dann 
bestellt werden, wenn der Ausweis vorliegt, dass der Execut 
„damit zufrieden und einverstanden ist''. Liegt — wie dies 
regelmässig der Fall ist — ein solcher Ausweis nicht vor, so 
hat wohl im Sinne obiger Resolution der Richter das Begehren 
nicht sofort abzuweisen i*), sondern den Executen vorher darüber 
schriftlich oder bei einer Tagsatzung zu vernehmen. Erklärt der 
Execut sich nicht einverstanden, oder gibt er die abgeforderte 
schriftliche Aeusserung nicht ab, oder erscheint er nicht bei der 
Tagsatzung, so ist der Exequent mit seinem Begehren um Be- 
stellung seiner Person als Sequester abzuweisen und aufzufordern, 
einen anderen Sequester namhaft zu machen. 

Die besonderen Bestimmungen, welche bei Sequestrations- 
flihrungen der Oesterreichisch -Ungarischen Bank rück- 
sichtlich der Bestellung des executiven Sequesters gelten, siehe 
im Anhange. 

2. Nach der Westgalizischen Gerichtsordnung, 
§. 423, hat zwar der Executionsführer in seinem Sequestrations- 
gesuche den Sequester — ebenso wie vorher bezüglich der a. Gr. 0. 
bemerkt wurde — dem Richter in Vorschlag zu bringen und 
dieser ihn dem Gegentheile namhaft zu machen, jedoch mit dem 
Beifügen, dass er seine Einwendungen wider den namhaft ge- 
machten Sequester binnen 3 Tagen so gewiss anbringen soll, als 
widrigenfalls der Vorgeschlagene ohneweiteres bestätiget werden 
würde. Nach der Westgalizischen G. 0. tritt sonach mit dem 
Ablaufe dieser 3tägigen Frist eine Präclusion des Executen von 
der Erhebung von Einwendungen gegen den vorgeschlagenen 
Sequester ein, dieser ist aber auch vor Ablauf dieser 3tägigen 
Frist nicht zum Sequester zu bestellen. 

Bringt nun der Execut gegen den vorgeschlagenen Sequester 
rechtzeitig Einwendungen ein, so hat der Richter ohne Verzug 



ff) n<^ §. 320. Es unterliege keinem Anstand, dass die Sequestration der 
in die Execution gezogenen Früchten und Einkünften dem Gläubiger, so die 
Execution führet, überlassen werden könne, wenn der Schuldner anmit zufrieden 
und einverstanden ist. Doch ist der Gläubiger auch in diesem Falle über seine 
Sequestrazion ordentliche Rechnung zu legen, verbunden und keine andere, als 
die gesetzmässige Interessen sich anzueignen berechtiget." 

^^) Wie V. Limbeck, a. a. 0. VIII, S. 181, im Gegensatze zur herrschenden 
Praxis behauptet. 
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eine Tagfahrt unter Vorladung beider Theile anzuordnen i^)^ 
iqad wenn die Parteien bei derselben über die Person des 
Sequesters nicht einig werden sollten, selbst den Sequester zu 
bestellen, i«) Nach der a. G. 0. hat dagegen, wie oben bemerkt 
wurde, der Richter, wenn er den Einwendungen des Executen 
stattgibt, den Exequenten zum Vorschlage eines neuen Sequesters 
aufzufordern. 

3. Competent zur Bestellung des executiven Sequesters 
ist dasjenige Gericht, welches zur Bewilligung der Sequestration 
competent ist, weil schon über das Sequestrationsgesuch oder 
wenigstens in einem Zuge über dasselbe die Bestellung des 
Sequesters vorzunehmen ist. Dies ist auch ausdrücklich bestätigt 
in dem Hofdecrete vom 7. September 1831, Nr. 2527 J. G. S.^') 
Hier kommt daher auf das zu verweisen, was eben über die 
Competenz zur Bewilligung der executiven Sequestration gesagt 
wurde. 

Auch der executive Sequester ist mit einem Anstellung s- 
decrete zu versehen i®) und darin anzuweisen, die sequestrirte 
Sache oder Gerechtsame als guter Hauswirth zu besorgen (§. 296 



*^) In G. ü. 5975 wurde das Begehren um Erstreckung der nach §. 423 
W. G. 0. angeordneten Tagfahrt für unstatthaft erklärt mit den Worten: „Dieses 
Specialgesetz lässt keinen Zweifel übrig, dass die Sache als eine sehr dringende 
zu behandeln , daher einer Verzögerung derselben durch Tagsatzungserstreckung 
nicht stattzugeben und über das Ergebniss der Tagsatzung, mögen sich die Par- 
teien bei derselben über die Person des Sequesters geeinigt haben oder nicht, 
sogleich zu entscheiden ist.*' 

^®) In G. U. 8956 wurde die Zulässigkeit der gerichtlichen Bestellung des 
bei Dissens auch nur von der einen Partei vorgeschlagenen Sequesters aus- 
gesprochen. 

*') Hofkammerdecret vom 7. September 1831, Nr. 2527 J. G. S. 
an das Steyerische Gubemium von der obersten Justizstelle den Appellations- 
gerichten von Nieder-Oesterreich, Inner-Oesterreich und Küstenland, dann Böhmen, 
mitgetheilt durch Decret vom 24. September 1831 (über die Tatz-Entschädigung, 
Alinea 6) : „Nach diesen Gesetzen (§§. 315 und 320 a. G. O., Hofdecr. vom 4. Juni 
1792, Nr. 22) und nach der damit übereinstimmenden Vorschrift des Hofdecretes 
vom 10. Januar 1790, Nr. 1090, ist auch der persönliche Richter des Schuldners 
zur Bestellung des Sequesters über das unter fremder Gerichtsbarkeit befindliche 
unbewegliche Eigenthum des Letzteren berechtiget, und hat nur die Realinstanz 
um die Eintragung des Executionsbescheides in die Landtafel oder das Grund- 
buch zu ersuchen." — Ebenso Nippel, II, S. 210, 4. 

") Ebenso Beidtel, S. 585, v. Limbeck, a. a. 0. IX, S. 209, v. Can- 
atein, S. 611. 
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a. G. 0., 392 W. Gr. 0.). Nur in jenen Fällen, wo dem executiven 
Sequester ein Verwaltungsrecht nicht zusteht, er vielmehr nur 
auf die Einhebung der Früchte und Grefalle angewiesen ist, 
wird auch das Anstellungsdecret einen Auftrag wegen der Ver- 
waltung nicht zu enthalten haben, i^) 

Ist bereits ein Sequester bestellt, so kann ebenso 
wie bei der provisorischen, auch bei der executiven Sequestration 
nicht ein zweiter Sequester bestellt werden, sondern der bereits 
bestehende Sequester ist nur nach Vorschrift des Hofdecretes 
vom 6. Mai 1814, Nr. 1085 J. Gr. S.^o) anzuweisen, bei der Ver- 
waltung des Gutes und der Rechnungslegung auch auf die 
weitere Sequestration Bedacht zu nehmen. Ist die bestehende 
Sequestration eine politische, so hat der politische Sequester 
diesen Auftrag zu erhalten. (Vgl. hierüber oben S. 62.) 

Der bestellte executive Sequester ist sodann ebenso wie 
der provisorische vom Gerichte einzuführen. 

V. Die Elnführano des executiven Sequesters. 
§.22. 

Auf die Einfährung des executiven Sequesters in den 
Besitz und die Verwaltung einer körperlichen Sache oder 
einer Gerechtsame findet ganz dasselbe Anwendung, was dies- 
bezüglich bei der provisorischen Sequestration ausgeführt wurde. 
Dasselbe gilt auch bezüglich der Enthebung und Abberufung 
des Sequesters. 

Eine besondere Erwägung erheischt nur die Einfährung 
des Sequesters in sequestrirte Unternehmungen. Eine Unter- 
nehmung ist keine individuell bestimmte körperliche Sache, auch 
nicht eine blosse Gesammtsache, noch auch ein bestimmtes, des 
Besitzes fähiges Recht. Sie ist vielmehr ein ganzer Complex 
von körperlichen Sachen, Rechten, Personen und Beziehungen, 
welche nur durch einen gemeinschaftlichen Zweck, dem sie 
dienen, nämlich durch einen „Erwerbszweck", zusammengehalten 
werden. Von einem „Besitze" einer Unternehmung und deshalb 



^^) Diese Unterscheid ang bezüglich des Inhaltes des Bestellungsdecretes des 
executiven Sequesters macht auch v. Limbeck, XIII, Ö. 305, v. Canstein, 
II, S. 611. 

«0) Siehe dieses oben, S. 104, Note 24. 
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auch von einer Einführung des Sequesters in den Besitz der- 
selben kann somit im streng juristischen Sinne nicht gesprochen 
werden. Wohl aber begründet die factische und juristische Herr- 
schaft über die dem Erwerbszweck der Unternehmung dienenden 
Sachen, Personen, Rechte und Verbindungen, wie sie in der 
Hand des Chefs der Unternehmung vereinigt ist, zwischen diesem 
und der Unternehmung als „einer idealen Gesammtsache'* 
ein Verhältniss, welches dem zwischen dem Besitzer einer „körper- 
lichen Sache" und dieser selbst bestehenden Verhältnisse im 
Wesentlichen gleich ist, weshalb man denn im gewöhnlichen 
Leben schlechtweg auch vom „Besitze" und von „Besitzern von 
Unternehmungen" spricht. 

Da nun die Einkünfte aus Unternehmungen durch das 
Gresetz von der Execution nicht ausgeschlossen sind, sonach der 
Sequestration unterliegen, müssen die bei der Einführung des 
Sequesters in den Besitz sequestrirter körperlicher Sachen und 
Rechte geltenden Grundsätze auch bei der Einführung des 
Sequesters in den Besitz einer Unternehmung, als einer idealen 
Sache, sinngemäss zur Anwendung gebracht werden. Schon 
hieraus wird klar, dass man bei der Besitzeinführung des 
Sequesters einen wesentlichen Unterschied zu machen haben 
wird, ob a) dem Sequester auch die Verwaltung der 
Unternehmung zuzufallen habe, oder b) dies nicht der 
Fall sei. 

a) Wenn es sich um die Einführung des Sequesters 
in den Besitz einer seiner Verwaltung unterstehenden 
Unternehmung handelt, wird als leitender Gesichtspunkt 
anzunehmen sein, dass der Sequester durch die Einführung in 
jene factische und rechtliche Lage zu der Unternehmung ge- 
langen soll, in welcher sich der Execut zu derselben befindet. 
Der Sequester wird sonach in erster Linie in den factischen 
Besitz (die Detention) der sämmtlichen zur sequestrirten 
Unternehmung gehörigen beweglichen und unbeweglichen 
Sachen nach den bei der Einführung des provisorischen 
Sequesters im Einzelnen entwickelten Grundsätzen, also durch 
Uebergabe des Geschäftsinventars, der Vorräthe, der Maschinen, 
Werkzeuge, der Gassen, Bücher und Schlüssel, sowie der un- 
beweglichen Objecte und durch Vorstellung des Sequesters, bezw. 
Infimation der Sequestration an das gesammte Verwaltungsper- 

Schubert, Die Sequestration. 15 
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sonale und den etwaigen Miethsherm des Execiiten — zu setzen 
sein. Nur werden die bewegKchen Sachen dem Sequester nicht 
physisch zur Wegschaffung und Verwahrung derselben zu über- 
geben, sondern rücksichtlich derselben — da die Unternehmung 
an einen bestimmten Standort gebunden ist und die zu dem 
Betriebe derselben gehörigen Sachen deshalb auch an diesem 
Standorte verbleiben müssen — nur eine solche Vorsorge zu 
treffen sein (namentlich durch Uebergabe der Schlüssel), dass 
der Sequester von diesen Sachen wann immer Besitz zu ergreifen 
und über dieselben am Standorte der Unternehmung zu dispo- 
niren in der Lage sei. 

Durch den eben geschilderten Act der Besitzeinführung 
des Sequesters kommt derselbe jedoch nur in den Besitz der 
zur Unternehmung gehörigen körperlichen Sachen. Um den- 
selbeti auch in den Besitz der Forderungsrechte der Unter- 
nehmung (im Sinne der ausschliesslichen Legitimation zur 
Geltendmachung derselben) zu setzen, auf welche es ja nicht 
zum kleinsten Theile ankommt, ist noch ein weiterer Act der 
Besitzeinführung vorzunehmen, nämlich die gerichtliche Ver- 
ständigung aller Schuldner der sequestrirten Unter- 
nehmung, von der Sequestration, mit dem Auftrage, die dem 
Executen aus der sequestrirten Unternehmung schuldigen Be- 
träge nunmehr an den Sequester abzuführen. Diese gerichtliche 
Verständigung der Geschäftsschuldner des Executen von der 
Sequestration ist ebenso noth wendig, wie die gerichtliche Ver- 
ständigung der Miether und Pächter desselben von der Seque- 
stration, weil von diesem gerichtlichen Auftrage das Eintrei- 
bungsrecht des Sequesters bezüglich der in Frage kommenden 
Forderungen des Executen bedingt ist. Die Gründe hiefür wurden 
bereits bei der Besitzeinführung des provisorischen Sequesters 
auseinandergesetzt. 

Es wird daher in zweiter Linie Aufgabe des in den Besitz 
einer sequestrirten Unternehmung eingeführten Sequesters sein, 
sich aus den Geschäftsbüchern' derselben den gesammten For- 
derungsactivstand herauszuziehen und die oben gedachte Ver- 
ständigung der Schuldner durch das Gericht von der Sequestration 
und wegen der Zahlungsleistung an ihn zu veranlassen. 

h) Fällt aber dem bestellten executiven Sequester nicht 
die Verwaltung der sequestrirten Unternehmung zu, ist er 
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also nur angewiesen, die Einkünfte derselben „einzu- 
heben", dann kann der Natur der Sache nach der Execut nicht 
aus der Verwaltung der Unternehmung gesetzt und ihm deshalb 
auch nicht der Besitz der zu der sequestrirten Unternehmung 
gehörigen beweglichen und unbeweglichen Sachen entzogen 
werden. Die Besitzeinführung des Sequesters wird sich daher 
in diesen Fällen nur darauf beschränken können, dem Executen 
und dessen Verwaltungspersonale den Auftrag zu ertheilen, die 
für die Unternehmung eingehenden Gelder und Einkünfte an 
den Sequester abzuführen und ihm zu diesem Behufe die Ueber- 
wachung des Geschäftsganges und die Einsicht der Bücher zu 
gestatten. Jedenfalls wird auch der nur zur Einhebung der Ein- 
künfte berechtigte Sequester die Schuldner des Executen nach 
den Geschäftsbüchern zu erheben und die Veranlassung zu 
treffen haben, dass dieselben durch das Gericht von der 
Sequestration mit dem Auftrage der Zahlungsleistung an ihn 
verständigt werden. 

Insbesondere ist aber nicht nur in dem Falle, wo der 
Sequester nur die Einkünfte einzuheben hat, sondern bei der 
Sequestration jeder Unternehmung überhaupt die Post- und 
Telegraphenanstalt des Standortes der Unternehmung von 
dem die Sequestration bewilligenden Gerichte entweder von 
Amtswegen oder wenigstens über Antrag des Sequesters oder 
des Exequenten anzuweisen, die an die sequestrirte Unter- 
nehmung einlangenden Geld- und Werthsendungen — und 
bei der Sequestration einer der Verwaltung des Sequesters unter- 
stehenden Unternehmung auch aller sonstigen Geschäftsbriefe 
und Geschäftsstücke — an den Sequester auszufolgen.^) 

VI. Die rechtliche Stellung des executiven Sequesters. 

A. Im Allgemeinen. 

§. 23. 
1. Die allgemeine rechtliche Stellung des executiven 
Sequesters weicht von der des provisorischen Sequesters nur 



*) Siehe den Just. M. E. vom 2. Juli 1877, Z. 851 , über die an den 
Sequester zuzustellenden Brief- und Fahrpostsendungen und die in dem- 
selben mitgetheilte Note des 0. G. H. vom 5. Juni 1877, Z. 4031, enthaltend 
dessen in dieser Frage abgegebenes lehrreiches Gutachten, rückwärts im Anhange, 
dann G. ü. 9803. 

15* 
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insoferne ab, als das Mandat des executiven Sequesters nicht 
blos auf die Verwaltung der sequestrirten Sache, sondern auch 
auf die Befriedigung des sequ^strirenden Gläubigers aus dem 
Sequestrationserlöse gerichtet ist, und als der Sequester berufen 
erscheint, die dem sequestrirenden Gläubiger bezüglich der 
Civilfrüchte der sequestrirten Sache vom Gesetze insbesondere 
eingeräumten Vorrechte (§. 1102 a. b. G. B.) für diesen geltend 
zu machen. Aber auch diese, dem executiven Sequester nur zu 
Gunsten des Sequestranten obliegende Thätigkeit gilt als von 
beiden Sequestrationsparteien mandirt. Der Sequester ist für die 
Erfüllung derselben beiden Sequestrationsparteien als seinen 
Quasimandanten verantwortlich. Die Verpflichtungen, welche dem 
Sequester in Rücksicht auf die Bestimmung des §.1102 a. b.G.B. 
obliegen , wurden bereits oben §. 20, Z. 5 bei Erörterung des 
Pfandrechtes auf die Früchte des Näheren auseinandergesetzt. 
Die ihm bezüglich der Befriedigung des sequestrirenden Gläu- 
bigers zufallenden Verpflichtungen werden weiter unten bei Be- 
handlung der Rechte und Pflichten des executiven Sequesters 
im Besonderen zur Sprache kommen. 

2. Einer näheren Untersuchung wäre deshalb hier nur 
die rechtliche Stellung des executiven Sequesters bei der 
Sequestration von Unternehmungen zu unterziehen, weil 
diese eine Besonderheit der executiven Sequestration bildet. 

a) Ist dem executiven Sequester auch die Ver- 
waltung der sequestrirten Unternehmung übertragen^ 
so gelangt derselbe durch die Einführung und bezw. durch die 
Intimation der Sequestration zunächst in den physischen Besitz 
aller zu der Unternehmung gehörigen Mobilien und Immobilien, 
sodann tritt er aber auch wie bei der Sequestration einer un- 
beweglichen Sache in das Rechtsverhältniss des Sequestraten zu 
den Detentoren derselben, so bei der Sequestration einer Unter- 
nehmung in das Rechtsverhältniss des Executen zu seinem Ver- 
waltungspersonale und zu seinem Bestandgeber activ, d. h. 
mit dem Rechte der ausschliesslichen Geltendmachung der dem 
Executen gegen sein Verwaltungspersonale und gegen den Be- 
standgeber zustehenden Rechte ein, so dass das Verwaltungs- 
personale fortan seinen Weisungen unterworfen ist und die 
ßestandrechte nunmehr vom Sequester ausgeübt werden können. 
Durch die Einführung tritt jedoch der Sequester noch in gar 
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keine Rechtsbeziehung weder zu den Gläubigem, noch zu den 
Schuldnern der Unternehmung, bezw. des Executen. Er hat 
daher, wie bereits bemerkt wurde, für die gerichtliche Ver- 
ständigung der Schuldner von der Sequestration Sorge zu tragen. 
Vor dieser Verständigung kann der Schuldner mit liberirender 
Wirkung an den Executen zahlen, der Sequester dagegen den 
Schuldner nicht klagen. Dieses Klagerecht erwirkt er erst, 
nachdem der Schuldner vom Gerichte den Auftrag erhalten hat, 
an den Sequester zu zahlen. Es ist hier ganz dasselbe Ver- 
hältniss , wie bei den Miethern und Pächtern. *) Aus den von 
ihm selbst im Laufe der Verwaltung abgeschlossenen Geschäften 
erlangt dagegen der Sequester ein unmittelbares Klagerecht 
gegen seine Contrabenten , und zwar „als Sequester", jedoch 
wird er ihnen nicht persönlich verpflichtet. Deshalb können auch 
diese, sowie die früheren Gläubiger der sequestrirten Unter- 
nehmung nicht den Sequester, sondern nur die Sequestrations- 
parteien als Mandanten des Sequesters, bezw. den Executen 
klagen. (Die nähere Begründung für diese Aufstellungen siehe 
bei der provisorischen Sequestration.) 

b) Ist der Sequester nur zur Einhebung der Einkünfte 
eingeführt, so erlangt er durch die Einführung keinen Besitz 



^) In G. ü. 9 1 1 7 wurde dem executiven Sequester eines Weingrosshandlungs- 
gescliäftes aufgetragen, jene Processacten, welche sich auf die vor Beginn der 
Sequestration eingeklagten Forderungen des Executen beziehen, und in deren 
Besitz der Sequester aus Anlass seiner Einführung gelangt war, dem Executen 
herauszogeben. Die II. Instanz bestätigte diese Verfügung, weil die in Bede 
stehenden Buchforderungen vor der Einführung des A als Sequester entstanden 
sind, das Amt eines Sequesters aber erst mit der Einführung desselben beginnt 
und er erst von diesem Zeitpunkte an das Geschäft wie ein guter Hauswirth zu 
verwalten (§. 296 a. G. 0.) und daher auch die unter seiner Verwaltung ent- 
stehenden Forderungen einzutreiben hat: das dem Sequester zustehende Recht, 
dafür zu sorgen, dass die Einkünfte aus dem Geschäfte zu Gunsten der Gläubiger 
verwendet werden, aber nicht auf die Eintreibung der bei seinem Amtsantritt 
schon ausstehenden Forderungen ausgedehnt werden kann. 

Mit Hecht beseitigte der 0. G. H. die untergerichtlichen Verordnungen in 
der Erwägung, dass die aus dem Betriebe eines Handelsgeschäftes herrührenden, 
zur Zeit der Sequestrationsbewilligung ausständig gewesenen Activen zu den 
Activen des Handelsgeschäftes zählen, welche als noch nicht percipirte Früchte 
der Sequestration unterliegen, deren Einbringung daher zur Amtshandlung des 
besteUten Sequesters gehört. — Bock, a. a. 0. S. 380, räumt dem executiven 
Sequester das unbedingte Eincassirungsrecht der fälligen Ausstände ein. 
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(Detention) an den zur seqnestrirten Unternehmung gehörigen 
Sachen, sondern nur den Besitz des Zutritts- und Controls- 
r echt es. Er tritt auch nicht in das Rechtsverhältniss des 
Executen zu seinem Bestandgeber oder zu seinem Verwaltungs- 
personale ein, sondern erlangt durch die Einführung nur das 
Recht, vom Executen und dessen Verwaltungspersonale die 
Herausgabe der an sie eingehenden Einkünfte der Unternehmung, 
und zwar nur der Geldeinkünfte (weil die eingehende Waare 
oder das Rohmateriale etc. dem dem Executen nicht benommenen 
Verwaltungsrechte desselben nicht entzogen werden darf) zu 
verlangen. In dieser Beziehung hat er aber ein Klagerecht 
gegen dieselben. 2) Freilich kann die Einhebung der Geldeinkünfte 
durch den Sequester nicht so weit gehen, dass dem die Unter- 
nehmung weiter betreibenden Executen das nothwendige Betriebs- 
capital dadurch entzogen wird. Der Sequester hat daher dem 
Executen entweder soviel zu belassen oder soviel von den 
eingehobenen Geldern wieder herauszugeben, dass dieser das 
Unternehmen weiter betreiben kann. In diesem Falle, wo der 
Sequester nur zur Einhebung der Einkünfte berufen ist, muss 
man deshalb auch dem Executen einen Sustentationsanspruch 
zuerkennen, welchen Anspruch man ihm in anderen Sequestrations- 



-) In G. G. 10.450 begehrte der Executionsf ährer, dass von dem Gerichte 
dem Dr. D, Vertreter der sequestrirten Bank in ihren Processen, alle Geldbeträge, 
welche bei ihm für seine Clientin seit dem Tage der an ihn geschehenen 
Zustellung der Sequestration s Verordnung eingegangen sind, abgefordert 
und dem Sequester ausgefolgt werden. Das in erster Instanz bewilligte Gesuch 
wurde auf den vornehmlich mit § 19 der Advoc.-Ordng. begiündeten Recurs des 
Dr. D von dem 0. L. G. aus den nachstehenden Erwägangen abgewiesen : „Es 
ist Sache des Sequesters , zur Einbringung der bei dem D eingegangenen Baar- 
schaft die geeigneten gesetzlichen Schritte zu unternehmen (!), resp. 
den Dr. D auf Herausgabe der zu seinen Händen eingeflossenen Beträge zu be- 
langen (!). Das Begehren um Abforderung dieser Gelder von D.-. D stellt sich 
als unstatthaft dar, weil über dessen Verpflichtung zur Herausgabe nur über vor- 
gängiges rechtliches Verfahren abgesprochen werden kann (?)." 

Der oberste Gerichtshof verwarf den Recurs mit Hinweisung auf die Be- 
gründung der obergerichtlichen Entscheidung. 

Richtiger wäre die Bitte allerdings gestellt gewesen, dem Dr. D. aufzu- 
tragen , die an ihn für die sequestrirte Bank eingehenden Baarschaften dem Seque- 
ster nach Massgabe des §. 19 Advoc.-Ordng. auszufolgen, bezw. sie gerichtlich zu 
hinterlegen. Einen solchen Auftrag an den Vertreter der sequestrirten Bank zu 
erlassen, wäre gewiss kein Grund gewesen, zu verweigern. 
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fällen keineswegs zugestehen kann, weil der Execut leben können 
mnss, wenn er zu Gunsten seines Gläubigers das sequestrirte 
Unternehmen weiter betreiben soll. 3) 

Riicksichtlich der gerichtlich zu verständigenden Schuldner 
der Unternehmung gilt ganz dasselbe, was oben unter a) ge- 
sagt wurde. 

Aus Allem ersieht man, dass auch in dem Falle, wo der 
Sequester nicht zur Verwaltung, sondern nur zur Einhebung 
der Einkünfte berufen ist, ihm dennoch eine gewisse verwaltende 
Thätigkeit zufällt, zugleich aber auch, dass seine Stellung in 
diesem Falle eine so wenig vom Gesetze umschriebene und des- 
halb so precäre ist, dass er mehr wie je darauf angewiesen ist, 
nur im Einverständniss mit den Sequestrationsparteien vorzu- 
gehen und von Fall zu Fall die Hilfe des Gerichtes zur Unter- 
stützung bei Ausübung seines Amtes anzurufen , wenn er sich 
einerseits vor Verantwortung schützen, andererseits den Zweck 
der Sequestration erreichen will. 

B. Die Hechte und Pflichten des executiven Sequesters im Besonderen. 

§.24. 
a) In Ansehung der Verwaltung. Bei der execu- 
tiven Sequestration tritt eine Aenderung der dem provisorischwi 
Sequester rücksichtlich der Verwendung der Sequestrations- 
einkünfte obliegenden , oben im §. 7 näher auseinandergesetzten 
Rechte und Pflichten insoferne ein, als der executive Sequester 
die nach Vorschrift des Hofdecretes vom 12. October 1790, Nr. 63 
J. G. S. ^) aus den nach Abzug der Verwaltungsauslagen in seinen 



^) Das Gesuch des sequestrirten Fideioommissbesitzers um Anweisung einer 
Sustentation zur Erziehung seiner Kinder wurde über Widerspruch einer Tabular- 
gläubigerin in G. U. 7756 abgewiesen. Ebenso in G. U. 1749 das Gesuch des 
Beklagten um Alimentation seiner selbst und seiner Familie aus den Erträgnissen 
des sequestrirten Gutes. 

^) Hofdecret vom 12. October 1790, Nr. 63 J. G. S. an das böhmische 
Appellazionsgeiicht über dessen Bericht vom 1**" Oktober: „Durch die von einem 
Gläubiger bewiikte Sequestrazion der Einkünfte einer Realität, sie mftge im 
Executionswege oder als ein Sicherst«llungsmittel erwirket worden seyn, könne 
der schuldigen Abführung der Interessen von den auf die sequestrirte Realität 
bereits früher vorgemerkten Kapitalien nicht der mindeste Abbruch geschehen, 
sondern sothane Interessen seyn auch von dem Sequester, soweit die Einkünfte 
des sequestrirten Guts zureichen, nach Ordnung der Priorität der Kapitalien abzu- 
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Händen verbleibenden reinen Einkünften zu leistende Zahlung 
der nicht verjährten Interessen und Renten von den auf der 
sequestrirten Realität haftenden Forderungen nur rücksichtlich 
der der Forderung des Sequestranten in der bücherlichen 
Rangordnung vorausgehenden Tabularforderungen vor- 
zunehmen, den verbleibenden Rest aber zur Befriedigung des 
Sequestranten an Capital, Zinsen und Kosten zu verwenden hat, 
so dass vor Befriedigung des letzteren die demselben in der 
bücherlichen Rangordnung nachfolgenden Tabulargläubiger auf 
die Interessen ihrer Forderungen nichts zu erhalten haben. =) 

Daraus folgt, dass, wenn die sequestrirende Forderung 
ein bücherliches Vorrecht vor allen übrigen Hypothekarforde- 
rungen besitzt, dieselbe aus den reinen Sequestrationseinkünften 
auch in erster Linie zu befriedigen ist, und dass, wenn nicht 
mittlerweile aus dem Grunde der Befriedigung des Sequestranten 
die Sequestration aufgehoben wurde — dann erst die Zinsen 
der Nachhypothekare zu berichtigen sind, was durch das Hof- 
decret vom 20. Jänner 1834, Nr. 2638 J. G. S.») ausdrück- 



führen; und könne der Sequestrazionswerber seine Rechte nur so weit geltend 
machen, als von den Einkünften des sequestrirten Guts nach Abzug der Inter- 
essen der auf selbem vorgemerkten Kapitalien etwas erübriget." 

2) Ebenso Gspan, a.a.O. II, S. 274, Nippel, II, S. 217, üllmann, S. 550 
und Exner, a. a. 0. S. 336, welcher in der Note 10 mit Recht bemerkt: „Die 
entgegengesetzte Ansicht, wonach der Executionsführer auf seine Capitalsforderung 
erst nach Zahlung sämmtlicher, auch der postlocirten Zinsen, etwas erhielte, miss- 
deutet den Schlusssatz des im Texte angeführten Hofdecretes (vom 12. October 
1790) — wo die Worte „bereits früher" aus dem ersten Satze hinzuzudenken 
sind, — und gelangt zu dem unmöglichen Ergebniss, dass der erste Satzgläubiger 
auf einem Fideicommissgute sein Capital nie eintreiben könnte, falls die Zinsen 
späterer Schulden das Erträgniss aufzehren." — Ebenso femer O. ü. 574. 

Dagegen sagt v. Canstein, II, S. 614, dass der exec. Sequester „die Zinsen 
und Renten der bisherigen Hypothekargläubiger zu bezahlen habe, und ebenso 
bezieht Beidtel das Wort „früher" in dem obgedachten Hofdecrete auf den Zeit- 
punkt der Sequestrationserwirkung , indem er S. 585 bemerkt: „Darauf hat er 
(der exec. Sequester) nach Ordnung der Priorität die Zinsen jener vorgemerkten 
Capitalien zu berichtigen, welche aus einer früheren Zeit als jener haften, in 
der die Sequestration verfügt wurde." — Vgl. auch oben S. 113, Note 9, 
sowie die Modalitäten bei dem ebendort erwähnten Falle der Sequestration von 
Eisenbahnen. 

^) Hofkanzley-Decret vom 20'«° Januar 1834, an das Böhmische 
Gubernium, dem Böhmischen Appellations-Gerichte mitgetheilt durch Decret der 
obersten Justizstelle vom 8. März 1834 (Nr. 2638 J. G. S.). 
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lieh bestätigt worden ist, aus welchem klar hervorgeht, dass 
unter den bereits früher vorgemerkten Capitalien, von welchen 
das Hofdecr. vom 12. October 1790, Nr. 63 J. Gr. S. redet, nicht 
die zur Zeit der Bewilligung der Sequestration bereits ein- 
getragenen, sondern die der sequestrirenden Forderung in der 
bücherlichen Rangordnung vorausgehenden Capitalien 
zu verstehen sind. 

Auf die Verpflichtung zur Bezahlung der Interessen von 
den vorausgehenden Capitalien hat es keinen Einfluss, ob 
dieselben ad corpus oder blos ad fructus intabulirt sind. *) 
Der Sequester hat hiebei nach dem Tabularstande vorzugehen 
und hat weder das Recht, noch die Pflicht, die Richtigkeit der 
Tabularposten zu prüfen. ^) Jedoch wird er in allen Fällen, wo 
ihm diesbezüglich Zweifel entstehen, oder wean z. B. die Forde- 
rungen nur pränotirt sind, wenn Supersätze darauf haften, wenn 
die Gläubiger oder der Sequestrant die Zahlungen nicht an- 
nehmen wollen oder er diese Zahlungen an sie wegen Abwesen- 
heit oder aus anderen Gründen nicht leisten kann oder zu leisten 



„Die Frage: ob das Hofdecret vom 12. October 1790 (J. G. S Nr. 63) wegen 
der Berichtigung der Interessen von den auf einer sequestrirten Realität früher 
intabulirten Capitalien auch auf politische Sequestrationen anzuwenden sey, wird 
dahin entschieden, dass nicht blos der gerichtliche, sondern auch der politische 
Sequester die Interessen dem Tabular-Gläubiger aus den Einkünften der seque- 
strirten Realität zu berichtigen hat, weil das bezeichnete Hofdecret vom 12. October 
1790 von der Sequestration überhaupt, ohne zwischen einer gerichtlichen und 
politischen einen Unterschied zu machen, spricht, und eben so das spätere Hof- 
decret vom 6. Mai 1814 (J. G. S. Nr. 1085) im Allgemeinen und ohne Unterschied 
verordnet, dass, da durch die Sequestration die landtäflichen und grundbücher- 
lichen Rechte der Gläubiger nicht beirret und verändert werden, jeder Sequester 
sich in Hinsicht des sequestrirten Guts nach Maßgabe des Hofdecretes vom 
12. October 1790 zu benehmen habe. 

Geniesst demnach die Forderung, zu deren Eintreibung die Sequestration, 
gleichviel ob im politischen oder im gerichtlichen Wege verhängt worden ist, vor 
den früher intabulirten Capitalien einen Voizug ; so wird sie nach Maßgabe desselben 
auch vor den Zinsen dieser Capitalien zu bezahlen seyn ; geniesst sie aber einen 
solchen Vorzug nicht, so wird sie den Zinsen dieser Capitalien nachstehen müssen." 

*) Ebenso Nippel, II, S. 219. 

^) Ebenso Limbeck, a. a. 0. IX, S. 212 — in G. U. 1095 hat 0. G. H. 
erkannt, dass dem exec. Sequester „keineswegs das Recht zusteht, sich eigen- 
mächtig eine Judicatur über den Rechtsbestand der im Grundbuche eingetragenen 
Forderungen anzumassen und dieselbe der vorzunehmenden Vertheilung ohne- 
weiters zu Grunde zu legen." 
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gegründete Bedenken trägt, befugt erachtet werden müssen, die 
zu zahlenden Beträge zu Grericht zu erlegen, ohne an die Vor- 
aussetzungen des §. 1425 a. b. Gr. B. gebunden zu sein, weil die 
ordnungsmässige Vertheilung des Sequestrationserlöses nur als 
eine administrative Pflicht, nicht aber als eine persön- 
liche Schuld des Sequesters erscheint. Die Zahlung des 
Sequesters an den Sequestranten hat sich nur zu erstrecken 
auf jene Forderung des letzteren an Capital, Zinsen und Kosten, 
wegen welcher derselbe die Sequestration erwirkt hat, bezw. 
welche dem Sequester in dem Bestellungsdecrete namhaft gemacht 
worden ist. *) Mit der Perception der Früchte durch den Sequester 
wird aber nicht schon die Forderung des Sequestranten getilgt, 
dies geschieht erst durch die Zahlung des Sequesters an den 
Sequestranten und nach Massgabe derselben, woraus folgt, dass 
eine Unredlichkeit des Sequesters nicht den Sequestranten, sondern 
nur den Executen benachtheiligt und dass sonach Defrauda- 
tionen des Sequesters unpräjudicirlich dem Rechte beider 
Sequestrationsparteien, den Sequester dieserhalb zur Verant- 
wortung zu ziehen, im Verhältnisse des Sequestranten zum 
Executen auf Kosten des letzteren geschehen. ') 

b) In Ansehung der Rechnungslegung des execu- 
tiven Sequesters und der Bemängelung derselben gilt 
dasselbe, was diesbezüglich bei der provisorischen Sequestration 
angeführt wurde, weshalb hier nur darauf verwiesen wird. 



•^) So V. Limbeck, a. a. 0. IX, S. 213. — Unrichtig ist die von Nippel, 
II, S. 217 angeführte, mit der irrthümlichen Anschauung über die Vertheilung 
des Sequestrationserlöses nach der Priorität des Tabularpfandrechtes zusammen- 
hängende Behauptung, dass der Sequester die vor länger als drei Jahren her rück- 
ständigen, wenn unverjährten Interessen dem Executionsführer nur nach Berichti- 
gung der von den erst später, jedoch noch vor der Executionseintragung inta- 
bulirten Capital ien zu berichtigenden Interessen zu bezahlen habe. 

') Vgl. Dr. Arnold Rosenbacher in Mitth. des deutsch. Jur.-Ver. 
1876, S. 154. Es lässt sich deshalb auch nicht billigen, dass in dem in G-. U. 
8173 mitgetb eilten Falle, alle 3 Instanzen den vom Stadtrathe zur Meistgebots- 
vertheilung der sequestrirten Realität angemeldeten, vom Sequester zwar ein- 
gehobenen, jedoch defraadirten Steuerrückstand von 1200 fl. aus dem Meistgebote 
nicht zur Zahlung angewiesen haben, sondern derselbe bis zur Austragung der 
Frage im ordentlichen Rechtswege, ob durch die vorerwähnte „Einhebung die 
Rückstände bis zu dem eingehobenen von dem Sequester defraudirten Betrage als 
gezahlt und das gesetzliche Pfand Vorrecht als erloschen zu betrachten sein könne", 
auf dem Kaufschillinge nur verwahrt worden ist. 
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c) Ebenso haben die bei der provisorischen Sequestration, 
und zwar schon mit Bedachtnahme auch auf die executive 
Sequestration entwickelten Grundsätze über die Entlohnung 
des Sequesters auch auf den executiven Sequester Anwendung 
zu finden. 

(1) Einer besonderen Erwähnung bedarf nur die Behand- 
lung der Entlohnung des executiven Sequesters und bezw. der 
Sequestrationskosten bei der Vertheilung des Meist- 
gebotes für die sequestrirte Realität. 

Es wurde bereits oben S. 126 darauf hingewiesen, dass die 
dem executiven Sequester gebührende Entlohnung sich rücksicht- 
lich des Exequenten sowohl, als auch rücksichtlich der exequirten 
Forderung selbst als Executionskosten darstellen, auf deren 
Ersatz der Exequent gegen den Executen einen gleichen An- 
spruch wie bei anderen Executionskosten hat. 

Hat sich daher der executive Sequester die auf diesem oder 
jenem Wege festgestellten Sequestrationskosten nicht schon aus 
dem Sequestrationserlöse selbst entnommen, so sind dieselben 
dem Exequenten (unpräjudicirlich dem Rechte des Sequesters 
sie gegen beide Sequestrationsparteien in Anspruch nehmen 
zu können) bei der Meistgebotsvertheilung der sequestrirten 
Realität, in der Rangordnung seiner Tabularforderung nach 
§. 16 G. G. als Executionskosten der letzteren zuzuweisen. Nach 
diesem Grundsatze wird jedoch in der Praxis die Frage der 
Zuweisung der Sequestrationskosten aus dem Meistgebote nicht 
immer entschieden. Es haben sich vielmehr in dieser Beziehung 
dreierlei Anschauungen geltend gemacht, und zwar: 

1. Dass die Sequestrationskosten, weil im Interesse aller 
Tabulargläubiger und zur Erhaltung der Substanz der Realität 
aufgewendet, nach Analogie der Schätzungs- und Feilbietungs- 
kosten und der §ji. 28 und 29 C. 0. als Vorzugsposten zu 
behandeln seien.®) 

2. Dass die Sequestrationskosten aus dem Meistgebote über- 
haupt nicht zuzuweisen seien, weil durch die Sequestration nur 
ein Pfandrecht an den Früchten, nicht aber auch an der Substanz 
der Realität erworben werde, weshalb die Sequestrationskosten 
auch nur aus dem Fruchterlöse gedeckt werden können. ^) 

«) G. U. 3930, 8479 (entgegengesetzt 9515). 
ö) G. ü. 64, 3598, 8475, 9353. 
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3. Dass die Sequestrationskosten als Executionskosten in 
der BAngordnung der sequestrirenden Tabularforderung nach 
§. 16 G. G. zuzuweisen seien. *<*) 

Gegen die unter 1 und 2 angeführten Anschauungen ist 
zu bemerken: 

Ad 1. Es ist nicht richtig, dass die executive Sequestration 
im Interesse aller Tabulargläubiger erfolgt. Von Vortheil ist 
sie ausser für den Sequestranten nur für die bei der Meist- 
gebotsvertheilung zuletzt zum Zuge gelangenden Tabular- 
gläubiger insoferne, als diese ohne die durch die Sequestration 
bewirkte Abstossung der Steuern und schuldigen Interessen von 
den vorausgehenden Hypothekarcapitalien auf ihre Forderungen 
nichts oder doch weniger erhalten hätten. Ebensowenig kann 
ferner angenommen werden, dass ohne die eingeleitete executive 
Sequestration die Substanz des Gutes nicht erhalten worden 
wäre, dass also die executive Sequestration das Mittel zur Er- 
haltung der Substanz der Realität und den Schutz vor der Devasta- 
tion derselben gebildet hat. Schon aus diesen Gründen muss — ab- 
gesehen von den die Einzelnexecution und den Concurs beherrschen- 
den, wesentlich verschiedenen Normen und Gesichtspunkten — eine 
analoge Heranziehung der §§. 28 und 29 C. 0. zur Lösung der 
hier in Erörterung stehenden Frage abgelehnt werden. Freilich 
kann man auch sagen, dass auch die executive Schätzung 
und Feilbietung nur im Interesse derjenigen Gläubiger gelegen 
war, die aus dem Meistbote überhaupt etwas erhielten, nicht 
aber auch derjenigen, die mit ihren Forderungen leer ausgingen. 
Allein die executive Schätzung und Feilbietung sind das un er- 
lässliche Mittel, deren Kosten daher auch der nothwendige 
Aufwand zur Realisirung der Pfandrechte überhaupt — , was 
von den Sequestrationskosten durchaus nicht behauptet werden 
kann. Die Sequestrationskosten können deshalb auch nicht in 
eine Linie mit den Schätzungs- und Feilbietungskosten gestellt 
werden. 

Äd 2. Die Meinung aber, dass die Sequestrationskosten 
nur aus dem Erlöse der Früchte und nicht auch aus dem Erlöse 
der Substanz zu decken kommen, beruht auf dei- schon oben 



''') G.U. 3318, 5713, 598G, 6627, 10.016. — Vgl. auch Bock, a.a.O. 
S. 384. 
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§. 20 als irrthümlich gekennzeichneten Anschauung, dass die 
Sequestration nicht ein auf das Reale selbst , sondern nur auf 
die von demselben abgesonderten und dadurch zu selbständigen 
beweglichen Sachen werdenden Früchte geführte Execution, so- 
mit keine Immobilar-, sondern eine Mobilarexecution sei. 

Sind bei der Meistbotsvertheilung die executiven Seque- 
strationskosten noch nicht festgestellt, so sind dieselben dem 
Sequestranten über dessen Antrag aus dem Meistbote zu ver- 
wahren. 

VII. Die Aufhebung der executiven Sequestration. 
}$. 25. 

Die executive Sequestration ist eine gerichtliche Executions- 
verfügung. Ist sie rechtskräftig geworden, so kann ihre Auf- 
hebung nur mittelst Klage geltend gemacht werden (§. 1 a. G. 0. 
und W. G. 0.), sofeme diese Aufhebung nicht vom exec. Seque- 
stranten — welcher, wie er die Execution mittelst blossen Ge- 
suches anzusuchen berechtigt ist, auch analoger Weise die Ab- 
lassung von derselben mittelst einfachen Gesuches begehren 
kann — sondern vom Executen (exec. Sequestraten) oder von 
dritten Personen angestrebt wird. ^) 

Der Execut kann die Aufhebung der exec. Sequestration, 
wenn das Executionsrecht des Exequenten durch dem Urtheile 
oder gerichtlichen Vergleiche nachgefolgte Facta erloschen ist, 
nach Zulass des Hofdecr. vom 22. Juni 1836, Nr. 145 J. G. S. 
mittelst der sog. Oppositionsklage geltend machen. Dieser 
Fall bietet keine Schwierigkeit. 

Nicht so einfach ist dagegen die Frage nach dem dritten 
Personen zustehenden Rechte, die Aufhebung der executiven 
Sequestration zu verlangen. 



^) So wurden in der Entsch. G. U. 5580 die Erben einer mit einem seque- 
strirten Fmchtgennsse belasteten Realität, als dieselben nach dem Tode des Frucht- 
niessers die Aufhebung der Sequestration mittelst einfachen Gresuches begehrten, 
angewiesen, zum Behnfe der Aufhebung der Sequestration die Exscindirungsklage 
nach dem Hofdecr. vom 29. Mai 1845, Nr. 889 J. G. S. einzubringen. — Zu allgemein 
und unbestimmt lautet die Bemerkung üllmann's, a.a.O. S. 551 : dass die 
(exec.) Sequestration mit dem zeitlichen Rechte des Sequestrirten erlischt. Damit 
ist noch nichts gesagt. Es handelt sich um die Form, in welcher die Erlöschung 
geltend zu machen ist. 
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Hier muss zunächst hervorgehoben werden, dass das die 
sog. Exscindirungsklage behandelnde, ausdriicklich nur für 
die Execution beweglicher Sachen erlassene und unverkennbar 
nur das durch Pfändung eingeleitete Executionsverfahren zum 
Gegenstande habende Hofdecret vom 29. Mai 1845, Nr. 889 
J. G. S. weder auf die Immobilarexecution, noch auf andere 
Executionsarten in das bewegliche Vermögen, also insbesondere 
auch nicht auf die executive Sequestration analog angewendet 
werden kann. 3) 

Der Zweck des Hofdecretes vom 29. Mai 1845 und ins- 
besondere des §. 3 desselben ist nämlich vor Allem, den Besitzer 
oder Dinglichberechtigten einer executiv gepfändeten beweglichen 
Sache vor dem Zwangsverkaufe derselben zu schützen. Dieser 
Schutz erweist sich als nothwendig, weil bei beweglichen Sachen 
nach §. 367 a. b. G. B. und dessen Analogie der Eigenthümer 
oder Dinglichberechtigte sein Recht auf die erstandene Sache 
gegen den redlichen Ersteher nicht mehr geltend machen kann, 
ihm sonach allerdings durch den Zwangsverkauf, dem die Sache 
schon durch executive Pfändung potentialiter unterworfen wird, 
ein — wie dieses Hofdecret sich ausdrückt — „unwider- 
bringlicher Nachtheil zugefügt würde", welche ratio legis beim 
Zwangsverkauf von Immobilien zur Zeit der Erlassung obigen 
Hofdecretes nicht zutraf, indem nach dem bürgerlichen Rechte 
der Eigenthümer und Dinglichberechtigte sein Recht an der 
unbeweglichen Sache vermöge der dinglichen Natur desselben 
unbehindert durch die executive Feilbietung auch gegen den 
Ersteher geltend machen kann, weil hier der §. 367 a. b. G. B. 
nicht entgegensteht, die dermal in dieser Beziehung bestehenden 
Beschränkungen aber erst durch ein späteres Gesetz, nämlich 
durch die §§. 61—71 des Grundbuchsgesetzes, eingeführt worden 

^) Hierdurch setze ich mich aUerdings in Widerspruch mit der Constanten 
Praxis des 0. G. H., welcher nicht nur mit der Entscheidung vom 30. Juli 1872, 
Z. 7678 (G. U. 4671), den Satz: „Der §. 3 des Hofdecr. vom 29. Mai 1843, Nr. 889 
J. G. S., ist vermöge Analogie auch bei Executionsführungen auf unbewegliche 
Güter anwendbar", in das Spruchrepertorium unter Nr. 13 eintragen Hess, sondern 
auch sonst (vgl. G. ü. 1513, 2328, 3645, 6979, 7400, 8466 und 9913) in 
seinen Entscheidungen an diesem Grundsatze consequent festhält. Allein schon 
Schrutka v. Rechtenstamm hat in Grünhut's Zeitschr., Bd. XIII, S. 309, 
die Unzulässigkeit der analogen Anwendung des erwähnten Hofdecr. auf die 
Immobilarexecution m. E. überzeugend nachgewiesen. 
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sind. Aber auch dermal ist durch die §§. 61 — 71 G. G. dem 
materiellen Eigenthümer einer unbeweglichen Sache der besondere 
(von dem Exscindirungsverfahren völlig verschiedene) Weg vor- 
gezeichnet, den er zu beschreiten hat, um sich das Eigenthums- 
recht an derselben auch gegen einen gegenüber dem unrecht- 
mässigen, aber formellen Bucheigenthümer derselben vollzogenen 
Zwangsverkauf derselben zu sichern, nämlich der Weg der 
Löschungsklage und der Streitanmerkung, welche beide 
Rechtsmittel ihre besonderen, in der Rücksicht für die puhlica 
fides des Grandbuches gegründeten Voraussetzungen haben. 
Dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen werden aber durch 
den Zwangsverkauf derselben ohnehin nicht berührt, und blosse 
obligatorische Eigenthumsansprüche reichen überhaupt nicht 
aus, um die Executionsführung gegen den Eigenthümer zu be- 
heben. (Vgl. im Uebrigen Schrutka v. Rechtenstamm in 
Grünhut's Zeitschr. Bd. XIII, S. 309.) 

Wohl kann man einwenden, dass auch der an der Mobilie 
Dinglichberechtigte sich vor dem Verluste seines Rechtes durch 
Zwangsverkauf schützen kann, da sein Eecht nur gegen den 
redlichen Ersteher untergeht, und es in seiner Macht gelegen 
ist, bei der Feilbietung den erschienenen Licitanten zu er- 
klären, dass die feilzubietende Sache sein Eigenthum sei oder er 
ein dingliches Recht an derselben habe. Allein sichert sich damit 
schon der Dritte den Beweis der Unredlichkeit des Erstehers? 
Muss dieser den Angaben des Dritten Glauben schenken ? Muss 
er beispielsweise glauben, dass das gegen den Gatten executiv 
gepfändete Jagdgewehr Eigenthum der Gattin sei? Die Un- 
Wahrscheinlichkeit einer solchen Angabe ist im Gegentheile 
nach §. 326 a. b. G. B. kaum die Unredlichkeit des Erwerbes des 
Erstehers zu begründen geeignet. Bietet ferner der Feilbietungs- 
act auch wirklich gesetzlich Raum für die unbedingte Zulassung 
solcher Erklärungen und Verhandlungen des Dritten mit den Kauf- 
lustigen ? Und endlich braucht der Dritte nicht einmal immer in 
der Lage zu sein, eine solche Erklärung bei der Feilbietung 
abgeben zu können. Es kann die durch das Hofdecret vom 
29. Mai 1845 vorgeschriebene Anmerkung der Ansprüche dritter 
Personen im Pfändungprotokolle, oder die Verständigung der- 
selben von den weiteren Executionsschritten oder das Erscheinen 
des Dritten bei der Feilbietung aus was immer für einem Grunde 
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unterblieben sein. Dies Alles machte die rechtliche Stellung 
des an der executiv gepfändeten Mobilie dinglich berechtigten 
Dritten gegenüber dem Zwangsverkaufe derselben im Vergleiche 
zu derjenigen des an der mit dem executiven Pfandrechte be- 
legten Immobile dinglich berechtigten Dritten, dessen Recht 
zur Zeit der Erlassung des Hofdecretes vom 29. Mai 1845 von 
der Redlichkeit oder Unredlichkeit des Erstehers ganz unab- 
hängig und bezüglich der Möglichkeit seiner Geltendmachung 
von formalen Voraussetzungen nicht bedingt war, zu einer 
wesentlich verschiedenen, precären, gefahrdrohenden und daher 
schutzbedürftigen, während der dinglich berechtigte Dritte beim 
Immobilienzwangsverkaufe eines solchen Schutzes gar nicht 
bedurfte. Diese Ungleichheit der rechtlichen Stellung des Dritten 
in dem einen und dem anderen Fall lässt die analoge Heran- 
ziehung des Hofdecretes vom 29. Mai 1845 auf die Execution 
behufs Zwangsverkaufes von Immobilien nicht zu. 

Am ehesten scheint noch die analoge Anwendung des citirten 
Hofdecretes auf die Execution zum Behufe des Zwangsverkaufes 
von unverbücherten Realitäten begründet zu sein®), weil 
hier diese Execution, wenn man sie überhaupt zulässt *), nur durch 
Pfändung, i. e. „pfandweise Beschreibung" nach Analogie der 
Execution in das bewegliche Vermögen vorgenommen werden 
kann. Allein auch hier kann der Naturaleigenthümer die Eigen- 
thumsklage und der Naturalbesitzer die Publicianische Klage 
(letztere, mit Rücksicht auf §. 373 a. b. G. B. allerdings mit 
unsicherem Erfolg) gegen den Ersteher geltend machen, weil der 
§. 367 a. b. G. B. , der nur von beweglichen Sachen gilt, hier 
nicht entgegensteht. Dingliche Rechte aber ausser dem Natural- 



3) Wie dies in den Entscheidungen G. U. 5914, 6424, 7211 und 7871 
ausgesprochen ist. 

*) Sowohl Praxis (vgl. die Entsch. G. U. 4826, 5914, 7534 und die 
unter Nr. 104 in das Judicatenbuch eingetragene Entscheidung vom 1. Juli 1879, 
Z. 149, G. U. 7529), als auch Theorie (vgl. v. Canstein, Civilpr. R., II, S. 617 
und Randa, Das Eigenthumsrecht, 1884, S. 348, Note 26) erkennen an, dass die 
Execution in unverbücherte Immobilien durch pfandweise Beschreibung durchzu- 
führen, bezw. dadurch das Pfandrecht an denselben erworben werde. M. E. ist 
dies jedoch mit den §§. 451, 481 a. b. G. B., §§. 322, 323, 340-342 a. G. 0. (426, 
428, 453, 455 W. G. 0.) schlechterdings unvereinbar, ausser, wo noch keine ordent- 
lichen öffentlichen Bücher tiberhaupt eingeführt sind (§. 1468 a. b. G. B. und dessen 
Analogie), was aber in Oesterreich nirgends mehr der Fall ist. 
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eigenthum kann es an unverbücherten Liegenschaften nicht geben 
(§§. 451 , 481 a. b. Gr. B.) sondern höchstens Besitz von ding- 
lichen Eechten und dieser Eechtsbesitz wird durch die Einführung 
des Erstehers in den Sachbesitz noch nicht aufgehoben. Gibt man 
aber die Möglichkeit des Erwerbers von dinglichen Rechten an un- 
verbücherten Liegenschaften zu , dann wird aus dem gleichen 
Grunde wie oben die Geltendmachung derselben durch die Feil- 
bietung nicht behindert. Es liegt daher auch bei unverbücherten 
Liegenschaften ein Schutzbedürfniss für dritte Naturalbesitzer, 
bezw. für dinglich berechtigte Dritte nicht vor, wenigstens nicht 
in dem Masse, wie bei beweglichen Sachen. 

Die praktische Seite der analogen Unanwendbarkeit des 
Hofdecretes vom 29. Mai 1845 auf die Immobilarexecution liegt 
aber darin, dass 

1. der blosse Besitz (§. 3 cit. Hofd.) keinen Titel für 
einen Exscindirungsanspruch abgibt und dass 

2. der Kläger kein Mittel zur Sistirung des Execu- 
tionsverfahrens hat. 

Allein dass der Naturalbesitz den Lnmobilarzwangsverkauf 
nicht hindert, ist im Interesse des Realcredites nur zu billigen 
und einer Sistirung des Executionsverfahrens bedarf der an der 
unbeweglichen Sache dinglich berechtigte Dritte nicht, weil 
seine Rechte entweder durch die Feilbietung nicht berührt 
werden oder in dem Institute der „Streitanmerkung" ausreichende 
Sicherstellung finden. 

Aus demselben Grunde wie bei der Immobilarexecution ist, 
wie bereits erwähnt, das Hofdecr. vom 29. Mai 1845 auch bei der 
Execution in das bewegliche Vermögen unanwendbar, wenn diese 
Execution in anderer Art als durch „Pfändung" vollzogen wird, 
also insbesondere bei der executiven Wegnahme einer Sache 
(§. 305 a. G. 0. 405 W.G.O.) und bei der executiven Seque- 
stration einer beweglichen Sache, wobei es ja auch zu einem 
Zwangs verkaufe überhaupt gar nicht kommt. 

Daraus folgt, dass der blosse Besitz eines Dritten an der 
sequestrirten Sache zum Begehren um Aufhebung der executiven 
Sequestration nicht legitimirt, sondern nur das dingliche Recht, 
also Eigenthum, Ususfructus und Usus^ dass die Klage aus diesem 
dinglichen Recht ebenso wie bei der Immobilarexecution nicht 
direct auf Aufhebung der Sequestration geht — denn der Exscin- 

Schubert, Die Sequestration. \Q 
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dirungsanspnich ist kein Privatrechtsanspnich, sondern ein An- 
spruch aus dem Processrechte — vielmehr entsprechend der Natur 
des fraglichen dinglichen Rechtes nur entweder auf Herausgabe 
derselben (§. 366 a. b. G. B.) oder auf Gestattung der Ueber- 
nahme derselben in Besitz zum Nutzgenusse oder zum Gebrauche 
(§§. 504—506, 509—511 a. b. G. B.), dass diese Klage sowohl 
gegen die Sequestrationsparteien als auch gegen den Sequester 
zu richten ist (vgl. S. 33 ff.), dass im Obsiegensfalle des Klägers 
das Urtheil direct gegen den Sequester im Sinne des §. 305 
a. G. 0. (405 W. G. 0.) durch Wegnahme der sequestrirten 
Sache und Uebergabe an den Kläger in Vollzug gesetzt werden 
kann (vgl. S. 56, 3 ff.) , dass aber dem Kläger ein Rechtsmittel 
nicht zu statten kommt, die executive Sequestration für die 
Dauer des Processes zu sistiren. Eine solche Sistirung könnte 
auch nur in der gerichtlichen Rückgabe der executiv seque- 
strirten Sache noch vor Austragung des von dem Dritten ein- 
geleiteten Processes an den Executen bestehen, bei welchem sie 
executiv sequestrirt wurde, welche Rückgabe in diesem Stadium 
sich ohnehin schon durch die schuldige Rücksichtnahme auf 
die Wahrung der Rechte des Exequenten von selbst verbietet. 
Anders bei der Oppositionsklage. Ist das Recht des 
exec. Sequestranten durch nachgefolgte Facta erloschen, so ge- 
währt das Hofkanzleidecret vom 22. Juni 1836, Nr. 145 J. G. S. 
dem Executen (exec. Sequestraten) ein directes, eben mit der 
Oppositionsklage geltend zu machendes processualisches Recht 
auf Aufhebung der Execution, sowie unter Umständen das 
Rechtsmittel der Sistirung der Execution, bezw. den An- 
spruch auf einstweilige Rückübergabe der exec. sequestrirten 
Sache an ihn. Die Oppositionsklage geht aber nur auf Auf- 
hebung der executiven Sequestration. Zur Mitbelangung des 
exec. Sequesters auf Rückstellung der sequestrirten Sache ist 
der Execut nicht passiv legitimirt. Das auf Grund der Oppo- 
sitionsklage ergehende Urtheil kann deshalb auch nicht un- 
mittelbar gegen den Sequester nach §. 305 a. G. 0. (405 W. G. 0.) 
durch exec. Wegnahme der sequestrirten Sache von demselben 
und Uebergabe derselben an den Executen in Vollzug gesetzt 
werden. Es bleibt dem siegreichen Executen vielmehr in diesem 
Falle ebenso wie bei der Sistirung der exec. Sequestration nur 
vorbehalten, beim Richter um den Auftrag an den exec. Sequester 
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ZU dieser Rückstellung anzusuchen, und wenn sie unterbleibt, 
vom Richter die Erzwingung dieses Auftrages, also die zwangs- 
weise Abnahme der Sache vom Sequester und Uebergabe der- 
selben an ihn (den Executen) zu begehren. Hier kommt das zu 
wiederholen, was oben S. 59 bezüglich des provisorischen Se- 
questers gesagt wurde. ^) 

Zweites Capitel. Die executive Sequestration zur Sicherstellung. 

§.26. 
1. Voraussetzungen und Competenz zur Bewilli- 
gung der executiven Sequestration zur Sicherstellung. 
Die executive Sequestration zur Sicherstellung ist in allen Fällen 
zu bewilligen, wo die Execution zur Sicherstellung zu- 
lässig ist. Wann letztere aber nach den in den verschiedenen 
Gesetzen sich zerstreut vorfindenden Bestimmungen statt hat, 
hier im Einzelnen anzuführen, würde den Zweck und den 
Rahmen dieser Abhandlung überschreiten. Wir verweisen des- 
halb rücksichtlich der Voraussetzungen für die Bewilligung der 
Execution zur Sicherstellung auf die Zusammenstellungen Ull- 
mann's (Das österr. Civilproc. R. §. 175, S. 509) und v. Canstein's 
(Civilproc. R. I, S. 192 fg). Insbesondere ist nur hervorzuheben, 
dass zur Bewilligung der executiven Sequestration zur Sicher- 
stellung des Pfandes, welches dem Kläger für die eingeklagte 
Forderung schon früher bestellt war , im Sinne des §. 4 der 
Just. Min. Vdg. vom 18. Juli 1859, Nr. 120 R. G. B. der Ausweis 
der Unzulänglichkeit dieses Pfandes, bezw. des auf die Substanz 
desselben erworbenen Pfandrechtes zur Deckung der Forderung 
des Klägers nicht erforderlich ist , weil sich der §. 4 dt, leg, — 

^) Unsere SchriftsteUer lassen sich auf die Aafhebong der exec. Seque- 
stration des Näheren nicht ein. So sagt Beidtel, a. a. 0. S. 586, theils un- 
richtig , theils ungenau ; „Der Sequester muss nach beendeter (?) Sequestration 
das Gut dem Eigenthümer zurückstellen" (?). „Diese Zurückstellung muss, wenn 
es verlangt wird, gerichtlich geschehen." — Nippel, S. 221: „Nach beendeter 
Sequestration ist die Rückgabe an den sequestrirten Eigenthümer, und zwar auf 
Verlangen desselben gerichtlich zu pflegen. Als Grundlage zu dieser Rück- 
übergabe dienen das Uebergabsoperat an den Sequester und die während der Seque- 
stration gelegten Material- und Geldrechnungen." — v. Canstein, II, S. 615: 
„Die Aufhebung der Sequestration muss stets vom Gerichte ausgesprochen 
und daher dieser Ausspruch von den Interessenten erwirkt werden." Vgl. auch 
Ullmann, oben S. 237, Note 1. 

16* 
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wie aus seiner Bestimmung , dass die Execution zur Sicher- 
stellung durch Sequestration der gepfändeten beweglichen 
oder unbeweglichen Sachen geführt werden kann, im Zusammen- 
halte mit §. 6 cit. leg, zweiten Satz und §. 7 der K. Ver. vom 
21. Mai 1855, Nr. 95, Alinea 2 klar hervorgeht, — bezüglich 
des von ihm aufgestellten Erfordernisses der glaubwürdigen 
Darthuung der Unzulänglichkeit des bereits bestellten Pfandes 
nur auf die beabsichtigte Executionsführung zur Sicherstellung 
auf andere, nicht bereits zum Pfände gegebene Vermögens- 
stücke des Geklagten bezieht. ') 

Ebenso richtet sich die Competenz zur Bewilligung der 
executiven Sequestration zur Sicherstellung nach der Competenz 
zur Bewilligung der Execution zur Sicherstellung überhaupt. 

2. Wir übergehen daher sofort zur Untersuchung des 
Wesens der executiven Sequestration zur Sicherstellung selbst 
und deren von der executiven Sequestration abweichenden Be- 
sonderheiten. 

a) Das Wesen der executiven Sequestration zur 
Sicherstellung. 

Die executive Sequestration zur Sicherstellung unter- 
scheidet sich ihrem Wesen nach nicht von der executiven Se- 
questration zur Befriedigung. 2) Sie ist „executive Sequestration" 



1) So entschieden in G. ü. 2957, 4736 (Spr. Rep. Nr. 23), 6150, 6159, 
8058, 8152. 8254, 9312, 10.234, 11.332. 

*) Ullmann, S. 511, sagt mit Recht: „Die Execution zur SichersteHong^ 
ist die Einleitung der Execution zur Befriedigung; sie wird über Antrag ohne 
Vernehmung des Gegners bewilligt und nach den für die Execution zur Befriedigim^ 
geltenden Bestimmungen vollzogen. Die Execution zur Befriedigung schliesst, so- 
bald für sie die gesetzlichen Voraussetzungen eintreten, da an, wo bei der Exe- 
cution zur Sicherstellung eingehalten wurde." — Dafür, dass die Execution zur 
Befriedigung sich als Fortsetzung an die Execution zur Sicherstellung anzu- 
schliessen habe, auch v. Canstein, I, Ö. 193 , dann G. U. 2773, 3313 und 
5183, in welcher letzteren Entsch. es heisst: „Dass kein Gesetz besteht, welches 
ein besonderes Verfahren zur Umwandlung der sicherstellungs weise erwirkten 
Execution in eine unbedingte anordnen würde." Die Bemerkungen Burckhard's, 
System des österr. Privat-R., I, §. 189, S. 424, Note 30: „Juristisch gedacht, ist 
die Execution zur Sicherstellung nicht Execution, sondern Sicherstellung" und 
ebendort, II, §. 128, Note 4: „Nicht In diese letztere Kategorie gehören die Fälle 
der sog. provisorischen Execution, Execution zur Sicherstellung (§. 298 a. G. O. — 
Hofd. vom 7. Mai 1839, Nr. 358 J. G. S. — §§. 4 und 12 Just. M. V. vom 18. JuU 
1859, Nr. 130 R. G. Bl. — §. 8 Just. M. V. vom 25. Jänner 1850, Nr. 52 R. G. Bl. — 
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mit der Modification , dass der Sequester den IJeberschuss der 
Sequestrationseinkünfte , den er, wenn die Sequestration eine 
executive wäre — dem Executionsführer abzuführen hätte, für 
denselben blos fruchtbringend zu verwahren oder zu Gericht 
zu erlegen hat. Dies ergibt sich mit Nothwendigkeit aus dem 
Umstände, dass die Sequestration nur zur Sicherstellung be- 
willigt ist, somit nicht zur Befriedigung oder Zahlung des Se- 
questranten angewendet werden soll. Nichtsdestoweniger empfiehlt 
es sich bei der executiven Sequestration zur Sicherstellung, um 
allen Irrungen vorzubeugen , dem Sequester schon in seinem 
Bestellungsdecrete ausdrücklich im Sinne des §. 296 a. Gr. 0. 
(§. 392 W. G. 0.) aufzutragen, dass er den reinen Sequestrations- 
erlös für den Sequestranten zu Gericht zu erlegen haben werde. 
Da die executive Sequestration zur Sicherstellung wirk- 
liche Execution ist, wäre bei derselben auch das Pfandrecht 
auf die Früchte nach §. 320 a. G. 0. (422 W. G. 0.) „einzu- 
verleiben", nicht „vorzumerken". Seit der Wirksamkeit der 
neuen Grundbuchsordnung vom 25. Juli 1871, Nr. 95 R. G. B., 
§§. 33 d) und 38 b) kann allerdings der Executionsrichter die 
Execution zur Sicherstellung nicht mehr durch „Einverlei- 
bung", sondern nur durch „Vormerkung" des executiven Pfand- 
rechtes bewilligen. ^) Allein diese Vormerkung wird nach §. 41 b) 



%. 3 Just M. V. vom 18. Juli 1859, Nr. 132 R. G. Bl.), dieselbe ist gar kefne 
Execution^ — sind deshalb entweder unrichtig und sieh selbst widersprechend 
oder nichtssagend. Denn juristisch gedacht, ist die Execution zur Sicherstellung 
allerdings Execution, nur nicht bis zur Befriedigung durchgeführte. Sie ist 
aber auch Sicherstellung f&r den Executionsführer, weil sie ihm ein wirk- 
liches, und zwar executives Pfandrecht gewährt, wodurch sie sich eben von der 
blossen provisorischen Sicherstellung (Arrest , Verbot , prov. Sequestration) , die 
kein Pfandrecht gewährt, unterscheidet. Das Sicherstellungsmittel ist hier formell 
ein Executionsact. Bestimmt ja doch das Hofdecret vom 25. October 1805, 
Nr. 752 J. G. S. an das Nieder-Oesterreichische Appellations-Gericht, einvernehm- 
lich mit der Hofcommission in Gesetzsachen, ausdrücklich : „Schon die Ausdrücke 
des §. 298 der Gerichts-Ordnung, dass nämlich dem Kläger die Execution bis zur 
Sicherstellung zu ertheilen sey, beheben allen Zweifel und entscheiden deutlich : 
dass die Pfändung als der erste Schritt der Execution in der dem Kläger 
bis zur Sicherstellung zu erth eilenden Execution begriffen seyn müsse." — Auch 
unser Entwurf zur neuen C. P. 0. v. J. 1881 behandelt die Execution zur Sicher- 
stellung im III. Hauptstück unter der Titelüberschrift „Execution" unter §§. 761 
bis 764. — Vgl. auch Menger, Syst. d. österr: Civil^. R, S. 78, Note 32 i. f. 
3) Wie Burckhard, a. a. 0. S. 427 richtig bemerkt. 
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G. G. schon durcli den Ausweis über den Eintritt der Exe- 
cutionsfähigkeit des vorgemerkten gerichtlichen Erkenntnisses 
gerechtfertigt, und es kann mit dieser Rechtfertigung unter 
Einem auch um die Bewilligung der Portsetzung der Execution 
angesucht werden. *) 

Abgesehen von den selbstständigen Voraussetzungen ihrer 
Bewilligung und dem bisher Gesagten gilt aber für die exe- 
cutive Sequestration zur Sicherstellung ganz dasselbe, was oben 
bezüglich der executiven Sequestration ausgeführt wurde. Eine 
Besonderheit ergibt sich nur bezüglich 

b) der Bestellung des Sequesters. 

x) Wo bei der Execution zur Sicherstellung die 
Vorschriften der Just. M. V. vom 18. Juli 1859, Nr. 130 
ß. G. B. zur Anwendung zu kommen haben, — und dies 
trifft nach §.12 cit. leg, in allen Fällen der Execution zur 
Sicherstellung, mit Ausnahme der im Wechsel verfahren normirten 
zu , — hat nach §. 5 , AI. 3 ciL leg, der Kläger in Fällen , in 
welchen ein Sequester aufzustellen ist, denselben in dem Seque- 
strationsgesuche sogleich vorzuschlagen, und das Gericht soll 
entweder diesen, oder wenn ihm dagegen Bedenken auffallen, 
nach eigener Wahl einen anderen Sequester bestellen und die 
getroffene Verfügung beiden Theilen bekannt geben. Werden 
gegen den benannten Sequester Einwendungen angebracht, so 
hat das Gericht nach Vernehmung beider Parteien darüber zu 
entscheiden. 

Der Unterschied in den Formalitäten der Bestellung des 
Sequesters bei der executiven Sequestration und bei der exe- 
cutiven Sequestration zur Sicherstellung besteht sonach darin, 
dass bei der letzteren, wenn der Richter den im Sequestrations- 
gesache vorgeschlagenen Sequester nicht zu bestellen findet, er 
den Sequestration s Werber nicht erst anzuweisen oder es ihm za 
überlassen hat, einen anderen Sequester vorzuschlagen, sondern 
dass er in diesem Falle sofort nach eigener Wahl einen 
anderen Sequester bestellen soll, eine Massregel, welche sich 
aus der von der Erreichung der angestrebten Sicherstellung be- 
dingten Nothwendigkeit einer möglichst raschen Verfugung von 
selbst rechtfertigt. 



*) Vgl. oben Note 2. 
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Die Bestellung des Sequesters bei der executiven Seque- 
stration zur Sicherstellung unterscheidet sich von der bei der 
executiven Sequestration femer auch noch — was die a. Gr. 0. 
betrifft — dadurch, dass über die Einwendungen des Executen 
gegen den bestellten Sequester der Richter den Sequestrations- 
werber beziiglich derselben nicht auch durch schriftliche Aeusse- 
rung einvernehmen kann, sondern dass er immer eine Tagfahrt 
anzuordnen und nach Vernehmung beider Parteien zu ent- 
scheiden, und wohl auch hierbei, wenn keine Einigung erzielt 
wird, den Sequester nach eigener Wahl, also auch ohne Vor- 
schlag des Sequestrations Werbers zu bestellen hat, und was die 
W.G.O. betrifft — , dadurch, dass die durch §. 423 W. G. 0. 
vorgeschriebene Verständigung des Executen von dem namhaft 
gemachten Sequester mit dem Beifügen gegen denselben unter 
der Präclusivfrist von 3 Tagen seine Einwendung anzubringen 
und die hierdurch bedingte 3tägige Zuwartungsfrist vor Be- 
stätigung des namhaft gemachten Sequesters, bei der executiven 
Sequestration zur Sicherstellung zur Gänze wegfällt. 

ß) Wo für die Execution zur Sicherstellung die 
Justiz Min. Ver. vom 18. Juli 1859, Nr. 130 R.G.B. jedoch 
nicht gilt — und das ist nach §. 12 dieser Verordnung, rücksicht- 
lich des Wechselverfahrens der Fall — , also bei der durch 
§. 8 des Verfahrens in Wechselsachen (Justiz Min. Ver. vom 
25. Jänner 1850, Nr. 52 R. G. B.) zulässig erklärten Execution zur 
Sieherstellung während der Verhandlung über die Einwendungen 
gegen einen Wechsel Zahlungsauftrag und bei der durch die 
§§. 3 und 5 des Wechselsicherstellungsverfahrens (Just. M. V. 
vom 18. Juli 1859, Nr. 132 R. G. B.) normirten Execution zur 
Sicherstellung — da findet, wenn die Execution zur Sicher- 
stellnng durch Sequestration angesucht wird, die Bestellung des 
Sequesters nach den Grundsätzen der a. G. 0. und bezw. W. G. 0. 
bezüglich der Bestellung des executiven Sequesters statt. 

3. Zwei Fälle sind noch einer Erwähnung zu unterziehen, 
in welchen in der Praxis sowohl, als auch in der Theorie die 
Execution zur Sicherstellung und daher auch die executive 
Sequestration zur Sicherstellung für zulässig erklärt 
wird, während das Gesetz nur eine provisorische Seque- 
stration vor Augen hat. Es sind dies die beiden, bei der 
provisorischen Sequestration bereits behandelten Fälle der Seque- 
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stration pendente appellatione nach §. 259 a. G. 0. und der 
Sequestration der Früchte des Pachtgutes wegen 
schuldigen Pachtzinses nach §. 1101 a. b. G. B. 

Inwiefeme in diesen Fällen eine provisorische Seque- 
stration eingeleitet werden kann, haben wir bereits oben aus- 
einandergesetzt. Es erübrigt uns daher hier nur noch der 
Nachweis, dass die Bewilligung der executiven Sequestration 
zur Sicherstellung, bezw. der Execution zur Sicherstellung 
in den genannten beiden Fällen im Gesetze nicht begründet ist. 

a) Belangend die Unzulässigkeit der Bewilligung 
der Execution zur Sicherstellung ^^nrfe/i^e appellatione 
nach §. 259 a. G. 0. ist zunächst auf die klare und unzwei- 
deutige Bestimmung dieses Paragraphen hinzuweisen , dass in 
Ansehung jener Punkte, wider welche die Appellation ange- 
meldet worden ist, „bis zu erfolgendem Appellationsurtheile 
mit aller Execution innegehalten werden soll". Dieses Verbot 
der Execution wurde durch das Hofdecret vom 18. April 
1785, Nr. 409 J. G. S. ^) noch ausdrücklich bestätigt, welches 



5) Hofdekret vom 18*«»^ April 1785 (Nr. 409 J. G. S ) an sämmtliche 
Appellazionsgerichte , über Amtsbericht des N. österr. Appellazionsgerichts vom 
11**« März, und sohin gepflogenes Einvernehmen zwischen der obersten Justizstelle, 
und Eompilazionshofkommission. 

„Auf die Frage, ob die Parthei, die das Urtheil erster Instanz für sich 
erwirket hat, während der Appellazion die §. 259 vorbehaltene Sicherstellung 
auch mittels Erwirkung der gerichtlichen Pfändung sich verschaffen 
könne, ward Folgendes entschlossen. 

Da die gerichtliche Pfändung in der Gerichtsordnung nur in dem 3r«° Capitel, 
das von der Exekuzion bandelt, vorkömmt, folglich als ein wahrer Schritt der 
Exekuzion dargestellet wird, dagegen der §.259 klar sagt, dass in Ansehung 
jener Punkte, über welche gegen das Urtheil erster Instanz die Appellazion an- 
gemeldet wirJ, bis zu erfolgendem Appellazionsurtheile mit aller Exekuzion innen- 
gehalten werden solle, so kann die Befugniss, welche der in erster Instanz ob- 
siegenden Parthei in eben diesem §. 259 eingeräumet wird, nach beschaffenen 
Umständen Sicherstellung, Bedeckung, und andere gerichtliche Vorkehrung 
anzusuchen, auf die Ergreifung der gerichtlichen Pfändung nicht verstanden 
werden. 

Sollte aber der Gegentheil die von dem Richter nöthig befundene 
Sicherstellung durch Beschaffung eines annehmlichen Borgens, durch Uebergebung, 
oder Hinterlegung des in dem Urtheile zuerkannten Betrages im Gelde oder Geldes- 
werthe, durch Gestattung der einsweiligen Vormerkung sothanen Betrages auf ein 
unbewegliches Gut verweigern, dann soll die diessfällige Anordnung des Gesezes 
durch anderweite gerichtliche Verfügung geltend gemacht werden." — 
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zugleich auch näher erläutert, wodurch und auf welche Art 
und Weise die im §. 259 a. G. 0. gedachte „Sicherstellung, 
Bedeckung oder andere gerichtliche Vorkehrung" zu Gunsten 
des Appellaten zu geschehen habe. Es soll nämlich der Gegen- 
theil, d. i. der Appellant, die vom Richter für nöthig befundene 
Sicherstellung durch Verschaffung eines annehmlichen Bürgen, 
durch Uebergebung oder Hinterlegung des in dem Ur- 
theile zuerkannten Betrages im Gelde oder Geldeswerthe ^), 
durch Gestattung der einstweiligen Vormerkung sothanen Be- 
trages auf ein unbewegliches Gut verschaffen, und wenn er sich 
dessen weigern sollte, dann soll die diesfällige Anordnung des 
Gesetzes durch anderweite gerichtliche Verfügung 
geltend gemacht werden. 

Hieraus erhellt, dass im Sinne des Gesetzes nach der 
a. G. 0. bei der Appellation über Ansuchen des Appellaten, wenn 
dieser bis zu erfolgendem Appellationsurtheile einer Sicher- 
stellung bedürfte, worüber der Richter zu entscheiden hat, von 
diesem vorher ein Sicherstellungsauftrag dem Appellanten 
jedoch wohl nicht unter Executionsfolgen (gegen welche An- 
nahme die ganze Fassung des Schlusssatzes des §. 259 G. 0. 
sowohl, als auch des Hofdecr. v. 18. April 1785 streitet) zu 
ertheilen ist^), und dass erst dann, wenn der Appellant die 

Dieses Hofdecret wird in der Man z' sehen Gesetzsammlung bei §. 259 
a. G. O. consequent aasgelassen nnd nicht einmal citirt, statt dessen aber in 
nngerechtfertigter Weise die Bemerkung beigefügt : „Das Verfahren wegen der in 
diesem Paragraphe angeordneten Sicherstellung und der Umfang derselben wird 
durch die §§. 4—8, dann 41 der Min. Vdg. vom 18. Juli 1859, R. G. Bl. Nr. 130 
(über den unten bei den besonderen Arten des Verfahrens folgenden sog. Mandats- 
process) näher bestimmt." — Dieser rein äusserliche Umstand ist vielleicht nicht 
zum geringen Theile Mitursache, warum in der Praxis die Ansicht von der 
unbedingten Zulässigkeit der Execution zur Sicherstellung nach §. 259 a G. 0. 
herrschend geworden ist." 

«) Das Hofdecret vom 16. Julius 1787 (Nr. 696 J . G. S ) an sämmt- 
liche Appellazions-Gerichte in Folge höchster Resoluzion über Vortrag der Kom- 
pilazionshofkommission vom 23'*" Junius 1787 bestimmt jedoch: „Die zu Leistung 
der §§. 259 und 298 der allgemeinen Gerichtsordnung vorgesehenen Sicherstellung 
von dem Beklagten geschehene Hinterlegung des strittigen Betrags zu Gerichts- 
handen wirke dem klagenden Gläubiger ein Pfandrecht nicht; folglich könne 
derselbe hieraus ein Pfandrecht bei et wann ausbrechendem Konkurse nicht an- 
sprechen." 

') Vgl. Nippel, II, S. 22 und 23. — Mannagetta, „Rechtsbedenken« 
im Jurist, IV, S. 446, führt einen praktischen Fall an, in welchem dem Appel- 
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Sicherstellung zu leisten sich weigert (oder dem diesfälligen Auf- 
trage nicht nachkommt), die in dem Hofdecret vom 18. April 
1785 gedachte „anderweite gerichtliche Verfügung" stattzu- 
finden habe. 

Nach dem Stande der Gesetzgebung zur Zeit der Er- 
lassung dieses Hofdecretes konnte diese „anderweite gericht- 
liche Verfügung" nur geschehen: 1. durch Verhäng^g von 
Geld- und Leibesstrafen (Personalarrest) gegen den zur 
Leistung der Sicherstellung «twa unter Executionsfolgen ver- 
urtheilten Appellanten , als Execution ad praestandum factum, 
nach §. 310 a. G. 0. ^), 2. durch Pränotation des noch nicht in 
Rechtskraft erwachsenen Urtheils auf ein unbewegliches Gut 
oder ein bücherliches Recht des Beklagten 3) und 3. wenn die 
gesetzlichen Voraussetzungen hierzu zutrafen, auch durch Be- 
willigung des provisorischen Arrestes, des Verbotes und der 



lanten die Sicherstellung bei sonstigen Zwangsmitteln aufgetragen wnrde. Vgl. auch 
Mikolasch, „lieber die Execution zur Sicherstellung" in Wagner's Zeit- 
schrift, 1881, II S. 2hb, 256, dann ebenda S. 259, Note 1, woselbst derselbe 
behauptet, dass die Sicherstellungspflicht des in I. Instanz Sachfälligen ein factum 
praestandum sei, „weigere er sich dessen, so ermächtige der §. 310 der Cr. 0. 
den Richter auf Anlangen des Berechtigten , ihn durch Leibesstrafen , woruntor 
doch wohl nur vorzugsweise der Arrest gemeint sein kann, dazu zu zwingen**. 

®) Vgl. Managetta und Mikolasch oben Note 7. — Dagegen behauptet 
Tremel, „Einiges über die Execution zur Sicherstellung" im Jurist, II, S. 373, 
mit vollem Rechte, dass zur Bewirkung der im §. 259 a. G. 0. erwähnten Mass- 
regeln nach dem Sinne des Hofdecretes vom 18. April 1785 nimmermehr ein 
executiver Schritt und umso minder der äusserste Executionsgrad, der Per- 
sonalarrest, vorgenommen werden könne, versteigt sich aber zu der sonderbaren 
Behauptung, dass das durch §. 259 a. G. 0. und Hofdecr. vom 18. April 1785 aus- 
gesprochene Verbot einer Executionsführung pendente appellatione durch den 
§. 1373 a. b. G. B. eine Modification erlitten habe , indem er S. 373, Note * , be- 
merkt : „In der That kann nicht geläugnet werden, dass das im §. 259 der G. 0. 
eingeräumte Recht auf Sicherstellung, da Niemand sich beeilen wird, sie frei- 
willig zu leisten, in den meisten Fällen ganz unwirksam sein dürfte, wenn zum 
Behufe derselben eine Pfändung nicht stattfinden kann." Damit nimmt Tremel 
das im ersten Satze Behauptete wieder zurück, und zwar ohne alle Nöthignng. 
Es bleiben ja noch immer die provisorischen Sicherstellungsmittel der Gerichts- 
ordnung übrig, die keine Executionsführung in sich schliessen. 

•) Decret der Galizischen Hofkanzley vom 24'*" December 1798 
an das Ost-Galizische Appellations-Gericht (Nr. 446 J. G..S.). „Ein noch nicht in 
Rechtskräfte erwachsenes Urtheil kann in keinem Falle intabulirt, sondern nur 
pränotirt; die Rechtfertigung einer solchen Pränotation aber nur durch ein Exe- 
cutions- Gesuch erwirket werden und erfolgen." 
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provisorischen Sequestration, i®) Allein da, wie bereits er- 
wähnt, die Erlassung eines Sicherstellungsauffcrages unter Exe- 
cutionsfolgen in dem Sinne und der Absicht des §. 259 a. Gr. 0. 
und des Hofdecr. vom 18. April 1785 nicht gelegen ist, und 
da weiter die Pränotation eines noch nicht rechtskräftigen 
Urtheils und die Erwirkung der provisorischen Sicherstellungs- 
mittel des Arrestes, des Verbotes und der Sequestration des 
Streitgegenstandes, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen zu 
diesen letzteren vorhanden waren, dem in erster Instanz Ob- 
siegenden iinabhängig von der Appellation oder einem wegen 
derselben an den Appellanten erlassenen Sicherstellungsauffcrag, 
auf. Grund des Urtheils allein offen standen , somit auch von 
dem Obsiegenden sofort nach Zustellung des Urtheils erwirkt 
werden konnten, so bliebe gar keine durch die Appellation allein 
begründete Sicherstellung übrig, wenn man die im §. 259 a. G. 0. 
und dem cit. Hofdecr. erwähnte Sicherstellung, Bedeckung oder 
andere gerichtliche Vorkehrung nicht dahin verstehen würde, 
dass, wenn der Appellant dem Sicherstellungsauftrag nicht nach- 
kommt, dem Obsieger die (nicht unter den Begriff der aus- 
drücklich untersagten Execution fallenden) mittlerweiligen Sicher- 
stellungsmittel der Gerichtsordnung als der Arrest, das Verbot 
und die provisorische Sequestration blos nach der dem richter- 
lichen Ermessen überlassenen Beurtheilung des Um- 
standes, ob nach Beschaffenheit der Streitsache (der 
Umstände) der Obsieger für die Dauer des Appellations- 
zuges einer solchen Sicherstellung bedürfte, sonach 
unabhängig von den sonstigen gerichtsordnungsmäs- 
sigen Voraussetzungen ihrer Zulässigkeit zu bewilligen 
seien. 

An diesem Rechtszustande bei der Appellation nach §. 259 
a. G. O.hat wohl das neue Grundbuchsgesetz vom 25. Juli 1871, 
Nr. 97 R. G. B. — insofeme, als nach §. 38 desselben nicht rechts- 
kräftige Erkenntnisse, nur wenn in ihnen ein dingliches Recht 
unbedingt zu- oder abgesprochen wird, sonst aber nur, wenn 
auf Grund derselben die Execution zur Sicherstellung bewilligt 
wurde (was zwar in der Praxis gemeiniglich geschieht, aber, 
wie gegenwärtige Ausführungen nachzuweisen bestimmt sind. 



0) Vgl. Nippel, ir, S. 22 und 23. Beidtel, S. 527. 
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dem Gesetze nicht entspricht) pränotationsfahig sind, — nicht 
aber die Jnstiz-Ministerial-Verordnung vom 18. Juli 
1859, Nr. 130 R. Gr. B. etwas geändert. 

Insbesondere hat der §.12 dieser Just. Min. Vdg. nicht dem 
Schlusssatze des §. 259 a. G. 0. derogirt, wie so oft fälschlich 
behauptet wird. 

Der citirte §.12 bestimmt nur, dass die in den §§. 4, 5, 6, 
Absatz 2, dann 7, 8 und 11 der genannten J. M.V. enthaltenen 
Vorschriften auch in allen übrigen Fällen Anwendung finden, 
in welchen durch die Gerichtsordnung während der Dauer 
eines anhängigen Processes die Execution zur Sicher- 
stellung als provisorische Vorkehrung bis zur rechtskräftigen 
Entscheidung der Hauptsache zulässig erklärt ist. Man ist 
wohl berechtigt, unter dem Ausdrucke „durch die Gerichts- 
ordnung" nicht blos die allgemeine und die westgalizische Ge- 
richtsordnung, sondern auch alle zu diesen Gerichtsordnungen 
bis zum Erscheinen der J. M. V. vom 18. Juli 1859 erlassenen 
Novellen zu verstehen. Hiemach ist aber die „Execution zur 
Sicherstellung" oder „die Execution bis zur Sicherstellung" — 
welche Ausdrücke in der hier in Betracht kommenden Frage 
unbedenklich als gleichbedeutend angenommen werden können — 
als zulässig erklärt: im §. 298 a. G. 0., im §. 398 W. G. 0., in 
den Hofdecreten vom 7. Mai 1839, Nr. 358 J. G. S. und vom 
25. Jänner 1841, Nr. 496 J. G. S. über den Executivprocess, im 
§. 55 des Just. Hofdecretes vom 24. October 1845, Nr. 906 J. G. S. 
über das Summarverfahren, endlich im §.7 der k. Verordnung 
vom 21. Mai 1855, Nr. 95 R. G. B. über das Verfahren bei Ein- 
bringung von durch Notariatsacte bewiesenen Forderungen. Da- 
gegen keineswegs aber im §. 259 a. G. 0. und im Hofdecrete 
vom 18. April 1785, Nr. 409 J. G. S. , welche beide Gesetzes- 
stellen die Pfändung und überhaupt einen Executionsschritt 
pendente appdlatione ausdrücklich ausschliessen. Zweifelhaft 
könnte es sein, ob im §. 339 W. G. 0. und im §. 56 des Summar- 
verfahrens „die Execution zur Sicherstellung" als zulässig 
erkläii sei ? Sachlich , wenn auch nicht nominell ist in der Be- 
stimmung des §. 339 W. G. 0. : „jedoch ist in diesem Falle der 
obsiegende Theil auf sein Anlangen mit der Pfändung oder mit 
einer anderen der Sache angemessenen Bedeckung sicherzustellen", 
eine Execution zur Sicherstellung ausgesprochen. Dagegen ordnet 
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der §. 56 Sum. Verf. im auffallenden Gegensatze zu dem voraus- 
gehenden §. 55 f welcher bestimmt , dass , wenn sieh die Klage 
auf eine, vollen Glauben verdienende Urkunde gründet, das 
Gericht dem Kläger „die Execution zur Sicherstellung" zu er- 
theilen habe, an, dass „auf gleiche Art der Beklagte zur 
Sicherstellung anzuhalten sei, wenn er gegen ein ihn 
unbedingt zur Zahlung verurtheilendes Erkenntniss 1. oder 
2. Instanz Appellation oder Revision ergreift". Hieraus scheint 
mir hervorzugehen , dass der §. 56 Summ. Verf. nicht in Con- 
formität mit dem §. 339 W. G. 0. , sondern in Conformität mit 
dem §.259 a. G. 0. und dem Hofdecrete vom 18. April 1785 
erlassen werden wollte, welche beiden letzteren Gesetzesstellen 
pendente appellatione gleichfalls nur „einen Sicherstellungsauf- 
trag" an den Appellanten normiren. Die Eingangsworte „auf 
gleiche Art" können hierbei nicht beirren, denn sie stehen offen- 
bar für: „Ebenso" und sollen nur andeuten, dass hier (im §.56) 
ebenfalls ein Fall von Sicherstellung (allerdings anderer Art) 
normirt werde. Diese Eingangsworte auf die Norm des §.55 S.V. 
zu beziehen, ist schon deshalb nicht gut möglich, weil der §. 55 
eine Norm, dass der Beklagte zur Sicherstellung anzuhalten sei, 
überhaupt gar nicht enthält. Im Zweifel muss jedenfalls der 
Wortlaut entscheiden und deshalb kann ich im §. 56 Sum. 
Verf. keinen Fall erblicken, in welchem die Gerichtsordnung 
die „Execution zur Sicherstellung" für zulässig erklären würde. 
Es könnte sich aber doch fragen, ob der §.12 J. M. V. durch 
den eigentlich überflüssigen Beisatz „als provisorische Vorkehrung 
bis zur rechtskräftigen Entscheidung der Hauptsache", wodurch 
er die Execution zur Sicherstellung charakterisirt , nicht beab- 
sichtigt habe, dem Begriffe der „Execution zur Sicherstellung" 
eine ausdehnende Bedeutung zu geben, nämlich in dem Sinne, 
dass hierdurch ausgedrückt werden sollte, dass in allen Fällen, 
wo die Gerichtsordnung eine provisorische Vorkehrung zur 
Sicherstellung bis zur rechtskräftigen Entscheidung der Haupt- 
sache überhaupt für zulässig erklärt , also auch im Falle des 
§. 259 a. G. 0. , diese nach den Vorschriften über die Execution 
zur Sicherstellung, also durch Pfändung und Schätzung oder 
Sequestration der gepfändeten Sachen (§. 4 J. M. V.) vorzunehmen 
sei?^^) Allein dadurch würde man nicht nur den Ausdruck „Exe- 

") Von welchem Standpunkte die Entsch. in G. ü. 2977, 3631, 5859 
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cution zur Sicherstellong^, auf welchem doch die ganze Be- 
stimmung des §. 12 beruht und der durch jene Apposition doch 
nur eine erweiterte Bedeutung erlangen soll, ganz beseitigen, 
sondern auch dem Gresetze den Widerspruch imputiren, dass es 
normirt habe, dass nicht nur in den Fällen des Arrestes, des 
Verbotes und der Appellation, was denkbar wäre, sondern auch 
in den Fällen der provisorischen Sequestration des Streitgegen- 
standes, was einen Widerspruch in sich schlösse, die Execution 
zur Sicherstellung durch Pfändung und Schätzung oder 
Sequestration der gepfändeten Sachen zu bewilligen sei.^^) 
Dass der Beisatz „als provisorische Vorkehrung bis zur rechts- 
kräftigen Entscheidung der Hauptsache" im §. 12 der citirten 
J. M. V. den Begriff der „ Execution zur Sicherstellung" nicht 
in den Begriff „einer gerichtlichen Vorkehrung zur Sicher- 



") Welchen Widerspruch die Entsch. in G. U. 6137 und 6284 übersehen, 
indem sie die Sequestration einer streitigen Liegenschaft pendente appellatione 
auf Grund der §§. 339 W. G. 0., dann 4, 11 und 12 der Just. M. V. vom 
18. Juli 1859 als executive Sequestration, bezw. als Sequestration der ge- 
pfändeten (I?) Sache nach §.4 der Just. M. Y. bewilligen. Dagegen wies der 
0. G. H. in G. U. 6602 die pendente appellatione zur Sicherstellung nach §. 339 
W. G. 0. und §§. 12 und 4 Just. M. V. vom 18. Juli 1859 angesuchte Seque- 
stration der vindicirten Liegenschaft mit Unrecht und mit der nur theilweise 
richtigen Motivirung ab: „Aus dem §. 4 der cit. Just. Minist. Vdg. geht deutlich 
hervor, dass die Execution zur Sicherstellung durch Sequestration nur auf die 
bereits „gepfändeten" beweglichen und unbeweglichen Sachen geführt werden 
kann. Da nun A ein Pfandrecht an der im Streite verfangenen Liegenschaft 
nicht erwirkt und andererseits die Sequestration nicht auch auf Grund des §. 388 
westgal. G. 0. (wohl aber auf Grund des §. 339 W. G. 0. !) begehrt hat, so wurde 
sein Gesuch von dem 0. L. G. mit Recht abgewiesen. Ebenso fehlerhaft hat 0. G. H. 
in G. ü. 9814 mit der Begründung, dass die im §. 339 TJ. G. 0. angeführte 
Pfändung und die Sequestration nur bei Geldforderungen eine angemessene Be- 
deckung sei, eine Sequestration der vindicirten Liegenschaft auf Grund eines 
noch nicht rechtskräftigen Urtheils deshalb auch nur unter den Voraussetzungen 
des §. 388 W. G. 0. (293 a. G. 0.) und des Hofdecretes vom 31. October 1800, 
Nr. 512 J. G. S. bewilligt werden kann, die Sequestration der in I. Instanz ersiegten 
Liegenschaft abgewiesen. — Wenn die Bewilligung der mittlerweiligen (also keine 
Execution in sich schliessenden) Sicherstellungsmittel der Gerichtsordnung auch 
pendente appellatione an die sonstigen gerichtsordnungsmässigen Voraussetzungen 
ihrer Bewilligung geknüpft wäre, dann gäbe es, „da die Execution ausgeschlossen 
ist'', überhaupt ein auf die Appellation sich gründendes Sicherstellungsrecht nicht, 
was aber nicht nur mit der historischen Entwicklung (vgl. Einleitung, S. 8, 9 
und 12), sondern auch mit der in dieser Beziehung klaren Vorschrift des §. 259 
a. G. 0. und des Hofdecr. vom 18. April 1785 in Widerspruch stünde. 
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Stellung" bis zur rechtskräftigen Entscheidung des Processes 
überhaupt ausdehnen wollte, geht auch aus der gltichzeitig 
erlassenen und sich des Ausdruckes „als pravisorische Vor- 
kehrung" deshalb gewiss auch im gleichen Sinne bedient habenden 
Verordnung des Justizministeriums vom 18. Juli 1859, Nr. 132 
R. G. B. über das Wechselsicherstellungsverfahren hervor, in 
welcher, und zwar in den §S 3 und 5 die Worte: „als proviso- 
rische Vorkehrung" auch der Pfändung und Schätzung oder 
Sequestration, die doch hier unzweifelhaft als wirkliche Execu- 
tionsacte gedacht sind, beigesetzt erscheinen. Dieser Beisatz will 
hier, wie im §. 12 der vorcitirten J.M. V., nicht Anderes besagen, 
als dass diese Executionsacte, bezw. die Execution zur Sicher- 
stellung nur provisorisch, d. h. gegen Aufhebbarkeit 
derselben je nach dem Ausfall der hangenden Ent- 
scheidung bewilligt werden. Der Ausdruck „Execution zur 
Sicherstellung" im §. 12 J. M. V. ist daher nur in der ihm eigen- 
thümlichen, aus den obcitirten Gresetzesstellen und dem Hofdecrete 
vom 25. October 1805, Nr. 752 J. Gr. S.^») klar zu entnehmenden 
Bedeutung, d. h. nur von den Fällen zu verstehen, in welchen 
durch die Gerichtsordnung, obwohl die Voraussetzungen zur 
Execution nicht gegeben sind, dennoch die wirkliche Exe- 
cution (und nicht blos eine provisorische Vorkehrung zur 
Sicherstelluug) als Sicherstellungsmittel für zulässig erklärt ist. 
Ja, man muss noch weiter gehen. Aus den Worten im §.12 
J. M. V. : „in allen übrigen Fällen, ... in welchen, während 
der Dauer eines anhängigen Processes die Execution zur 
Sicherstellnng . . . zulässig erklärt ist", geht hervor, dass das 
Gesetz im i^. 12 nur jene Fälle vor Augen habe , in welchen 
schon mit dem Beginne des Processes, für die ganze Dauer 
desselben bis zur rechtskräftigen Entscheidung die 
Execution zur Sicherstellung für zulässig erklärt ist und dass 
sich sonach der §. 12 der J. M. V. seiner Absicht gemäss — da 
das Wechselverfahren in demselben ausdrücklich ausgeschlossen 
ist — nur auf den Executivprocess nach §. 298 a. G. 0. 
und Hofdecr. vom 7. Mai 1839, Nr. 358 J. G. S. und auf den 
Mandatsprocess nach der k. Verordnung vom 21. Mai 1855, 
Nr. 95 , nicht aber auch auf eine durch die Gerichtsordnung 



") Siehe dasselbe oben S. 244, Note 2 i. f. 
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etwa blos für das Rechtsmittelstadium für zulässig erklärte 
Execution zur Sicherstellung beziehe. Es ist deshalb auch nicht 
das Hofdecret vom 18. Juli 1859, Nr. 130 R. G. B. auf die in 
dem §. 339 W. Gr. 0. pendente appellatione für zulässig erklärte 
„Sicherstellung mit der Pfändung oder einer anderen der Sache 
angemessenen Bedeckung" anwendbar. ^*) 



") Ohneweiters erklären die Execution zur Sicherstellung nach §. 259 
a. G. 0. für zulässig: Ullmann, S. 509. Burckhard, System, §. 189, S. 425, 
trotzdem er in Note 34 die Entscheidungen, die eine Derogirung des §. 259 durch 
die §§. 4 und 12 J. M V. vom 18. Mai 1859 annehmen, für unrichtig erklärt, und 
Gans t ein, S. 370, Note 17, welcher angesichts dessen, dass im Executiv-, 
Mandats- und Wechselprocess die Execution zur Sicherstellung ohne Bescheinigung 
der Gefahr zu bewilligen ist, obwohl hier die betreffende Urkunde geringere 
Bedeutung hat , als ein noch nicht rechtskräftiges ürtheil (G. U. 3516, 4474 ?) 
die Ansicht, dass im Geltungsgebiete der a. G. 0., ebenso wie in jenem der 
W. G. 0. die Execution zur Sicherstellung (pendente appellatione) ohne Be- 
scheinigung einer Gefahr zu bewilligen sei, für die richtige erklärt. AUein dieses 
Argument ist nur ein argumentum de lege ferenda^ nicht de lege lata. 

Die Spruchpraxis weist bezüglich der Frage der Zulässigkeit der Exe- 
cution zur Sicherstellung nach §. 259 nicht nur in Detailfragen (ob noch vor 
oder erst nach eingebrachter Appellation, ob vor oder erst nach Ablauf des 
Leistungstermines , ob auch wegen der Processkesten etc.?), sondern auch 
im Principe selbst eine grosse Zerfahrenheit auf. Im Allgemeinen lassen sich 
dreierlei Anschauungen constatiren: 

1. Dass die §§. 4 und 12 Just. Min. Vrdng. vom 18. Juli 1859, 
Nr. 130 B. G. B. sich auch auf §. 259 a. G. 0., bezw 339 W. G. 0. und 
56 Summ. Verf. beziehen, deshalb eine Bescheinigung einer Gefahr 
nicht nothwendig sei und dass durch dieselben das Hofdecret vom 
18. April 1785, Nr. 409 J. G. S. aufgehoben wurde, so in: G. U. 2977, 
3129, 3516, 3631, 4539, 4729, 5545, 5859, 6104, 6374, 7157, 7293, 
7584, 8601, 9179, 9568, 9751, 11.929; 

2. dass durch die §§. 4 und 12 J. M. V. nur die Art und Weise, 
wie die Execution zur Sicherstellung vorzunehmen sei, bestimmt, 
an den Voraussetzungen zu deren Bewilligung aber nichts geändert 
worden sei, weshalb bei der Execution zur Sicherstellung nach 
§. 259 a. G. 0. die Bescheinigung der Bedürftigkeit einer Sicher- 
stellung nothwendig ist, so in: G. ü. 3384, 5167, 5537, 5779, 6862, 
6969 (inG. U. 4401, 5213, 6374, 7285, 7570 wurde die Beurtheilung der 
Bedürftigkeit der Sicherstellung [und dies ist u. E. die allein richtige Entscheidung» 
vorausgesetzt, dass man die Bewilligung der Sicherstellung penrf. appell. auf die 
provisorischen Sicherstellungsmittel beschränkt] dem Ermessen des Richters über- 
lassen, bezw. aus der Natar der Sache abgeleitet); 

3. dass die Execution zur Sicherstellung nach §. 259 a. G. 0. 
überhaupt nicht zulässig sei, so in G. ü. 1364, 2435 4051 und 4565. 
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Es ist nicht zu leugnen, dass die Bestimmung des §.259 
a. G. 0. und des Hofdecretes vom 18. April 1785, Nr. 409 (so- 
wie nicht minder wohl auch des §. 56 Sum. Verf.) wie ein hin- 
dernder Pfahl aus alten Zeiten in die ringsum bereits regulirte 
Strasse des rechtlichen Verkehres hereinragt. Allein nachdem 
sie weder formell aufgehoben, noch derogirt ist, besteht sie eben 
aufrecht und ist noch heute geltendes Recht. Die nur der Legis- 
lation zufallende Aufgabe der Beseitigung jener antiquirten Be- 
stimmungen hat nun allerdings, wie wir gesehen haben, Theorie 
und Praxis selbst zu besorgen unternommen, indem sie diese 
Bestimmungen in einer dem modernen Rechtsbedürfiiisse ent- 
sprechenden Art und Weise ausgedeutet hat. Diesen Versuch 
vermochte sie jedoch nicht zu vollbringen, ohne dem wirklichen 
und wahren Sinne des Gesetzes Gewalt anzuthun. 

l) Was den zweiten oben erwähnten Fall, nämlich die 
Sequestration des Pachtgutes durch den Verpächter 
zur Sicherstellung des Pachtzinses nach §. 1101 a. b, 
G. B. anbelangt, so liegt für die Bewilligung dieser Seque- 
stration als executiver Sequestration zur Sicherstellung 
blos auf Grundlage der überreichten Pachtzinsklage kein positiv- 
rechtlicher Anhaltspunkt vor. ^s) 

Durch den §. 1101 a. b. G. B. erhält der Verpächter, was 
die Früchte des Pachtgutes betriflFt, nur ein gesetzliches Pfand- 
recht auf die vom Pächter bereits percipirten Früchte i^), 



(Auch dies ist richtig.) Von derselben Anschauung scheinen auch auszugehen die 
Entscheidungen in G. ü. 4723. 6875 und 10.084. — 

Der Entwurf zur neuen C. P. 0. v. J. 1881, §. 761 lässt mit Recht 
auf Grund von einen Executionstitel in sich schliessenden Urkunden die Execution 
zur Sicherstellung „noch vor dem Eintritt der Vollstreckbarkeit und vor Ablauf 
der Leistungsfrist auf Antrag zu, wenn glaubhaft gemacht wird, dass die Ver- 
eitlung der Execution zu besorgen wäre, falls diese bis zum Eintritte der Voll- 
streckbarkeit ausgesetzt bliebe". 

^5) Vgl. hierzu oben §. 11 ^. 

1«) Zeiller, III, S. 418, und Nippel, Comment. z. b. G. B., VII, S. 268. 
beziehen dieses gesetzl. Pfandrecht auf dieseparlrten, Stubenrauch, Comment. , 
III, S. 291, Randa, Prävo vlastnicki, S. 114, Note 4 auf die percipirten Früchte. 
In seinem Eigenthumsr., S. 331, Note 9 spricht aber Randa von der pfandweisen 
Beschreibung, „welche nur die bereits eingehobenen oder doch abgesonderten 
Fruchte zum Gegenstande hat", bezieht somit hier wieder dieses Pfandrecht auf 
die separirten Erüchte. 

Schubert, Die Sequestration. 17 
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welche sich zur Zeit der Ueberreichung der Paehtzinsklage noch 
auf dem Pachtgute befinden. 

Zur Sicherstellung dieses Mobilarpfandrechtes ist die Vor- 
nahme der durch das Hofdecret vom 5. November 1819, 
Nr. 1621 J. G. S. '0 zugelassenen pfandweisen Beschreibung 
nothwendig. Die Wirksamkeit dieses Pfandrechtserwerbes tritt 
aber, wie dies auch ausdrücklich in dem Hofdecrete vom 
10. April 1837, Nr. 189 J. G. S.i«) bestätigt wird, schon 
mit dem Zeitpunkte der lUation der Pfandstücke und bei den 
Früchten analoger Weise mit der Perception derselben ein. 
Mit der Perception und nicht schon mit der Separation, weil die 
abgesonderten, aber vom Pächter noch nicht percipirten Früchte 
noch in das Eigenthnm des Verpächters fallen (ßanda, Eigen- 



*') Hofdecret vom 5'*" November 1819 an sämmtliche Appellations- 
Gerichte im Einverständnisse mit der Hofcommission in Justiz-Gesetzsachen (Nr. 1621 
J. G. S.): „lieber die gemachte Anfrage: ob die von dem Vermiether oder Ver- 
pächter nach Einklagung eines rückständigen Mieth- oder Pachtzinses sogleich 
geforderte Beschreibung der Fahrnisse des Miethers oder Pächters unbedingt Statt 
finde? wird folgende Belehrung ertheilet: 

Da aus den §§. 340—342 der allgemeinen Gerichtsordnung erhellet, dass 
die gerichtliche Beschreibung mit der Pfändung der Fahrnisse in der nächsten 
Verbindung steht, und der §. 1101 des bürgerlichen Gesetzbuches die darin be- 
nannten Fahrnisse, welche zur Zeit der Klage in der vermietheten Wohnung oder 
auf dem verpachteten Grundstücke sich befinden, für Pfandstücke des Vermiethers 
oder Verpächters erkläret, so räumt ihm dieser § auch das Recht ein, dass diese 
nach eingereichter Klage auf sein Verlangen sogleich gerichtlich beschrieben werden 
sollen; daher es, ausser besonderen obwaltenden Bedenklichkeiten, hierzu keiner 
Tagsatzung bedarf." 

*®) HofdecretvomlO. Aprill837 an das niederösterreichische Appel- 
lationsgericht zufolge Allerhöchster Entschliessung vom 1. April 1837 (Nr. 189" 
J. G. S ) : „Dem Magistrate in Wien wird die Belehrung ertheilt , dass das im 
. §. 1101 des bürgerlichen Gesetzbuches dem Vermiether eingeräumte gesetzliche 
Pfandrecht auf die Einrichtungsstücke unJ Fahrnisse schon durch deren Ein- 
bringung in die vermiethete Wohnung begründet werde und daher, als von diesem 
Zeitpunkte an wirksam, auch gegen jene Gläubiger des Miethmannes geltend 
gemacht werden könne , welche auf die eingebrachten Gegenstände «in Pfand- 
recht erwerben, ehe noch von dem Vermiether die Zinsklage überreicht oder die 
Beschreibung der Einrichtungsstücke und Fahrnisse angesucht wurde. 

Diese Allerhöchste Resolution wird dem Appellationsgerichte mit der Be- 
merkung zur weiteren Verfügung eröffnet, dass Seine Majestät der Kundmachung 
einer allgemeinen Erläuterung des §. 1101 des bürgerlichen Gesetzbuches nicht 
stattzugeben befunden haben." 
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thumsreeht, S. 331, 333.»») Die Ansicht Winiwarter's 20) (Com- 
mentar zum a. b. G. B. IV, S. 292), dass unter den auf dem 
Pachtgute noch befindlichen Früchten, da das Gesetz keinen 
Unterschied macht, sowohl die noch stehenden oder hängenden, 
als die bereits abgesonderten oder bezogenen zu verstehen seien, 
insoweit sie von dem Gute selbst herrühren, was auch das Hof- 
decret vom 31. October 1800, Nr. 512 J. G. S.»») zeige, welches 
dem Verpächter als Mittel zu seiner Befriedigung, die Seque- 
stration des Gutes, einräume, deren Gegenstand nur die noch 
nicht abgesonderten Früchte sein können, weil in die schon ab- 
gesonderten andere Executionsarten stattfinden^ ist irrig. '^^) Die 

*•) Derselben Ansicht bezüglich der Frächte Stubenrauch, a. a. 0. III, 
S. 291 und 292, Z. 5. Wenn Randa, Eigenthumsr., S. 331, N. 9 bemerkt: „Auf 
Früchte, welche vor jenem Zeitpunkte (i. e. derElagsöberreichung) abgesondert, bezw. 
veräussert wurden, bezieht sich das Pfandrecht nicht (vgl. 457, 1101, die von der 
Illation zu berechnende Priorität hat bei Gutserzeugnissen keine Bedeutung)" — 
so ist dies entschieden unrichtig. Worauf es nach §. 1101 b. G. B. nur 
ankommt, ist, dass die Früchte sich noch auf dem Gute zur Zeit der Klagsüber- 
reichung befinden, ja damit sie dort zu diesem Zeitpunkte sein können, müssen 
sie sogar v r IJeberreichung der Klage abgesondert worden sein. Man kann viel- 
mehr umgekehrt sagen: Auf Frächte, welche nach jenem Zeitpunkte abgesondert 
worden sind, bezieht sich das Pfandrecht nicht. Wenn freilich Randa unter dem 
„absondern, bezw. (?) veräussern" die Wegschaffung der Früchte vom Gute 
vor der Klagsüberreichung versteht, dann ist dagegen nichts einzuwenden, dafür 
auch die BerathungsprotokoUe (vgl. unten Note 22), aber die selbst veräusserten, 
jedoch zur Zeit der Klagsüberreichung, resp. der pfandweisen Beschreibung noch 
auf dem Gute befindlichen Früchte verfallen nichtsdestoweniger dem Pfandnexus 
ebenso wie der Sequestration. Gewiss hat ferner die von der Illation zu berech- 
nende Priorität auch bei Gutserzeugnissen Bedeutung, weil diese Erzeugnisse noch 
• vor ihrer pfandweisen Beschreibung für das Pachtgeld von einem dritten Gläubiger 
des Pächters gepfändet sein können. Die Illation der Fahrnisse des Miethers in 
die Wohnung vertritt aber rücksichtlich der Früchte des Pachtgutes die Perception 
derselben durch den Pächter, denn hierdurch bringt sie der Pächter erst in sein 
Eigenthum und damit, wenn er sie auch auf dem Gute verwahrt, in dasselbe ein, 
sie werden dadurch Illata. 

2®) Dem auch Ant. A. Chrudimsky: Das gesetzliche Pfandrecht des 
Bestandgebers und die Art der Geltendmachung desselben, Prag, 1844, S. 47, 
folgt, wogegen schon Stubenrauch, a. a. 0. III, S. 291. 

^^) Sieh dieses Hofdecret oben S. 157, Note 14. 

2») Bei der Berathung über den §. 2.42, III. Th. des Westgal. Gesetzb. (Ur- 
entwarf), aus welcher der §. 230, III. Th. des Entw. 1. Lesung hervorging, der 
bezüglich der Früchte schon den auch in den späteren Revisionen unverändert 
beibehaltenen letzten Satz des §. 1101 b. G. B. : „und die darauf -noch befind- 

17* 
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noch nicht abgesonderten Früchte bilden ein Zugehör des unbe- 
wegKchen Gutes (§. 295 a. b. G. B.) und stehen daher im unmittel- 
baren Eigenthume des Verpächters selbst. Mit der Annahme, 
dass das Gesetz im §.1101 a. b. G. ß. dem Verpächter auch 
ein gesetzliches Pfandrecht auf die stehenden oder hängenden 
Früchte oder ein Pfandrecht auf die Früchte überhaupt, somit 
auch auf die noch künftig zu erzeugenden, im Sinne des 
Sequestrationsrechtes, habe ertheilen wollen, würde man dem 
Gesetze den inneren Widerspruch imputiren, dass es im 
§. 1101 ein Pfand, bezw. ein dingliches Recht an eigener Sache 
constituirt habe. 

Aber selbst wenn unter den „darauf noch befindlichen 
Früchten" im §. 1101 a, b. G. B. wirklich auch die noch hängen- 
den und künftig zu erzeugenden Früchte verstanden werden 
wollten, dem Verpächter somit im §. 1101 a. b. G. B. ein wirk- 
liches Pfandrecht an den Früchten seiner eigenen Sache und 
sohin ein Sequestrationsrecht bezüglich derselben eingeräumt 
worden wäre, so könnte doch der Verpächter Mangels einer 
speciellen Bestimmung des Gesetzes, dieses sein Pfandrecht auf 
die Früchte durch Sequestration nicht anders geltend machen, 
als jeder andere Früchtepfandgläubiger , nämlich nur durch 
Liquidstellung seines Anspruches im Processe und sohinige Er- 
wirkung der executiven Sequestration nach §. 320 a. G. 0. 
(422 W. G. 0.). Denn das obcitirte Hofdecret vom 5. November 
1819 räumt ein Sequestrationarecht nach überreichter Pachtzins- 
klage dem Verpächter nicht ein , sondern weist denselben be- 
züglich der Geltendmachung seines gesetzlichen Pfandrechtes 
in gleicher Weise wie den Vermiether, nur auf die pfand- 
weise Beschreibung, wie dies noch insbesonders durch das 



liehen Früchte zu" enthält, scheint man aber wirklich von derselben An- 
schauung ausgegangen zu sein. Darauf deutet die Bemerkung des Berathungs- 
protokoUes über die 129. Sitzung vom 24. Nov. 1806 : „Was nun aber den weiteren 
Anstand bei dieser zweiten Frage betrifft, ob nämlich die Früchte auch dann, 
wenn sie von dem Grunde bereits weggebracht wurden, und nur noch nicht ver- 
äussert sind, verpfändet bleiben sollen, wich man von der Meinung des Ref. ab, 
und beschloss, dass diese Früchte nur insolange, als sie auf dem Grunde vor- 
handen sind, verpfändet sein sollen; denn nur dann seien sie fructus pen- 
dentes (\?)f auch könnten sie, wenn sie einmal weggeführt, mit anderen ver- 
mengt worden, nicht mehr unterschieden und nicht mehr bestimmt werden, welche 
als Pfand belastet waren* (Ofner, Urentw., Bd. H, S. 306). 
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Justizhofdecret vom 11. März 1820, Z. 137 l^s), ausdrück- 
lich bestätigt wird, an. 

Nichtsdestoweniger scheint die Sequestration des Pacht- 
gutes, wie aus dem Hofdecrete vom 31. October 1800, Nr. 512 
J. Gr. S. geschlossen werden kann, als ein unmittelbarer Ausfluss 
des dem Verpächter zur Sicherstellung des Pachtzinses im §. 242 
des m. Theiles des westgalizischen Gesetzbuchss eingeräumten 
gesetzlichen Pfandrechtes auf die Früchte angesehen und dem- 
gemäss dieselbe, nach der Grerichtspraxis, über die eingereichte 
Pachtzinsklage dem Verpächter bedingungslos bewilligt worden 
zu sein. Dieser Uebung ist das citirte Hofdecret aber offenbar 
entgegengetreten, indem es im dritten Absätze bestimmte: 
„drittens: ist sich auch auf diese nämliche Art zu benehmen, 
wenn der Pachtgeber, in Folge des §. 242 des dritten Theiles 
des bürgl. Gesetzbuches, die Sequestration der Früchte; oder 
der obsiegende Theil während der Appellation, in der Haupt- 
sache um die mittlerweilige Sicherstellung durch die Sequestration 
anlangen sollte." Damit hat nun das Gesetz freilich einerseits 
das Recht des Pachtgebers auf Sequestration der Früchte an- 
erkannt, andererseits jedoch bestimmt, dass diesfalls sich gerade 
so zu benehmen sei, wie ad 1 und ad 2 dieses Hofdecretes be- 
züglich eines nach §. 293 a. G. 0. angebrachten Sequestrations- 
gesuches angegeben worden ist. Es sollte daher auch über das 



") Justizhofdecret vom 11. März 1820, Z. 1371; Dec. gal. A. G. 
4. April, Z. 4210 (Wessely, Hdb., Nr. 1094). Dem A. G. wird auf seinen Bericht 
vom 22. Febr. 1820 zur Z. 1185, wodurch der Anfragsbericht des bukowiner Land- 
rechts, ob das Hfd. v. 5. Nov. 1819 in Betreff des Verfahrens der Pfändung der 
Fahrnisse des Miethers über eine Klage des Vermiethers auch auf den Pacht- 
vertrag, auf das vorhandene Vieh, Geräthschaften und Krüchte anzuwenden sei? 
der höchsten Entscheidung vorgelegt worden ist, unter Riickschluss der Berichts- 
beilagen zur Verständigung des anfragenden bukowiner Landrechts erwidert: 
dass, dain dem Hfd. v. 5. Nov. 1819 sich ausdrücklich auf den §. 1101 des b. G. B. 
berufen wird, dieser Paragraph aber nicht blcs dem Vermiether einer Wohnung 
das Pfandrecht auf die eingebrachten dem Miether oder Aftermiether eigenthüm- 
lich, oder von einem Dritten anvertrauten FUnrichtungsstücke und Fahrnisse, 
welche zur Zeit der Klage wegen rückständigen Zinses noch darin befindlich 
sind, sondern auch dem Verpächter eines Grundstückes dieses Pfandrecht auf das 
auf dem Pachtgute vorhandene Vieh und die Wirthschaftsgeräthsohaften und die 
darauf noch befindlichen Früchte einräumt, es gar keinem Zweifel unterliegen 
könne, dass die im gedachten Hfd. bezeichnete Verfahrungsart auch bei Ver- 
pächtern von Grundstücken ihre Anwendung finde. 
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Sequestrationsgesuch des Verpächters kein ordentliches Verfahren 
eingeleitet, sondern der Geklagte nur über die von dem Kläger 
angegebene Gefahr und allenfalls die von demselben beigebrachte 
Cantion bei einer Tagsatzung einvernommen und hierauf durch 
Bescheid entschieden werden. Dadurch wurde indirect die Be- 
willigung der Sequestration der Früchte des Pachtgutes an die 
Voraussetzungen einer vorhandenen Gefahr für den Verpächter 
und eventuell einer Cautionsleistung geknüpft. Hierbei muss der 
Gesetzgeber nothwendigerweise von dem Gedanken ausgegangen 
sein, dass das Recht des Pachtgebers auf Grund der überreichten 
Pachtklage die Sequestration der Früchte des Pachtgutes zu 
verlangen, keineswegs ein von demselben mit und durch das 
ihm im §. 242 des III. Th. des Wg. G. B. eingeräumte ge- 
setzliche Pfandrecht auf die Früchte erworbenes Recht sei, weil 
ihm diese Sequestrationsbefugniss sonst bedingungslos hätte zu- 
erkannt werden müssen, sondern dass es sich hierbei nur um 
eine Vorkehrung, damit dem Pachtgeber das gesetzliche Pfand- 
recht auf die schon mit der Perception seitens des Pächters' 
diesem gesetzlichen Pfandnexus verfallenden Früchte nicht durch 
Veräusserung, Wegschaffung oder Schädigung derselben seitens' 
des Pächters entzogen werde, also um eine provisorische Mass- 
regel zum Schutze und zur Erhaltung dieses seines 
gesetzlichen Pfandrechtes, und zwar eigentlich durch 
Sequestration der Pachtrechte, also einer Gerechtsame 
des Pächters handle, für deren Zulässigkeit eben deshalb das 
Vorhandensein einös Schutzbedürfnisses des Verpächters, also 
einer Gefahr für denselben, und allenfalls eine Cautionsleistung 
desselben gefordert werden musste. 

Noch zwei Verordnungen pflegt man für das unbedingte 
Recht des Verpächters, nach überreichter Zinsklage die Seque- 
stration der Früchte des Pachtgutes verlangen zu können, 
geltend zu machen, nämlich die a. h. Entschliessung vom 
I.Juni 1818^*) und das Hofkanzleidecret vom 13. April 



**) Circulare des mailändischen Guberniums vom 23. Octobc^r 
1818 und des venetianischen Guberniums vom 30. October 1818. ,.In 
Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse der Landwirthschaft in dem lom- 
bardisch-veneüanischen Königreiche haben Seine Majestät durch a. h. Entschliessung 
vom 1. Juni 1818 zu bestimmen geruht: dass in diesem Königreiche „auf Anlangen 
des Verpächters, der die Gefahr wahrscheinlich macht, dass der Pächter 
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1826.2^) Allein abgesehen davon, dass diese beiden Verordnungen 
MangeLs ihrer Aufiiahme in die Justizgesetzsammlung nicht 

zum Nachtheile seiner Pachtzinsforderung die ihm nach dem §. 1101 des a. b. G. B» 
gesetzlich verpfändeten Effecten veräussem, verschleppen oder unterschlagen dürfte, 
auch vor überreichter Klage die Sequestration derselben bewilligt werden könne. 
(Citirt aus Dr. Josef Benoni's, Hofrathes der obersten Justizstelle und Mit- 
gliedes der Hof commission in Justizgeseizsachen in Wagner's Zeitschrift, 1831, II, 
S. 309 veröffentlichten Aufsatze : Weitere Beiträge zur Erläuterung des §. 1101 des 
allgem. bürgl. Gesetzbuches, S. 315.) 

^^) Hofkanzleydecret vom 13. April 1826, kundgemacht durch Cir- 
culare des mailändischen Guberniums vom 2. May 1826, und des venetianischen 
Guberniums vom 10. Mai 1826. „Diese Kundmachungen der Gubernien und der 
Appellationsgerichte in Mailand und Venedig^ (nämlich die oben Note 24 angeführten 
mit Inbegriff des Inhaltes des Hofdecretes vom 5. November 1819, vgl. oben S. 258, 
Note 17) „haben auf keine Art das gesetzliche Pfandrecht beschränkt, welches 
nach dem §. 1101 des a. b. G. B. dem Vermiether einer Wohnung oder dem Ver- 
pächter eines Grundstückes gebührt. Dieses dingliche, in dem Gesetze selbst 
gegründete Recht besteht und äussert seine Wirkungen unabhängig von der 
Beschreibung oder der Sequestration der dem gesetzlichen Pfandreihte des Ver- 
miethers oder Verpächters unterliegenden Gegenstände und jene Mittel (der 
!ßeschreibung oder der Sequestration) sind in den angeführten Kucdmachungen 
einzig zu dem Zwecke angedeutet, um dasselbe Pfandrecht besser zu 
schützen und zu verwahren." (Citirt aus derselben Quelle, S. 320.) Anders 
kommt dagegen der Inhalt dieses Hofdecretes zum Ausdrucke in den oben 
angeführten Circiüaren, wie sie in Wagner's Zeitschrift, Notizenblatt 1826, S. 194 
abgedruckt sind : — „Verordnung des k. k. mailändischen Guberniums vom 2, 
und des k. k. venetianischen Guberniums vom 10. Mai (Hofkanzley-Decret vom 
13. April) 1826. Um die über das Verstehen des §. 1101 des allg. bürgl. Gesetzbuches 
entstandenen Zweifel zu heben, hat die oberste Justizstelle im Einverständnisse mit 
der Hofcommission in Justiz-Gesetzsachen folgende Erklärung zu erlassen befunden: 

Die Verordnungen vom 23. October 1818, dann vom 31. März 1820 des 
mayländischen Guberniums und die Verordnungen vom 30. October 1818, dann 
vom 10. April 1820 des venetianischen Guberniums, sowie das Circulare des 
venetianischen Appellations-Gerichtes vom 20. December 1819 haben das dem Ver- 
miether einer Wohnung oder dem Verpächter eines Grundstückes aus dem §. 1101 
des allg. bürgl. Gesetzbuches zuständige gesetzliche Pfandrecht keineswegs ein- 
geschränket. 

Dieses dingliche Recht, welches in dem Gesetze selbst gegründet ist, ist 
vorhanden und äussert seine Wirksamkeit, ohne Rücksicht auf eine Beschreibung 
oder Sequestrirung der gerichtlich gepfändeten Fahrnisse, zu Gunsten des Ver- 
miethers oder Verpächters, indem jene Mittel in den vorerwähnten Verordnungen 
«nd in dem Circulare nur zu dem einzigen Zwecke angegeben worden sind, um das 
Pfandrecht selbst noch besser zu schützen und sichern zu können." 
In diesem letzteren Wortlaute, nur mit Abkürzungen, ist dieses Hof kzleidecr. auch 
in Wessely's Handbuch, I, unter Nr. 1095 als Hof kzleidecr. vom 13. April 1826l 
{Z. 194) abgedruckt. 
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Gesetzeskraft erlangt habende), oder doeh wenigstens nur für 
das lombardisch-venetianisclie Königreich, in welchem sie publi- 
cirt worden sind , Geltung hatten , — dieselben daher aus 
formellen Gründen zur Lösung der hierin Erörterung stehen- 
den Frage nicht verwendet werden können, lässt sich auch aus 
dem materiellen Inhalte derselben kein sicherer Schluss auf 
eine von der Gesetzgebung anerkannte Berechtigung des Ver- 
pächters, die Sequestration der Früchte des Pachtgutes als Exe- 
cution zur Sicherstellung des eingeklagten Pachtzinses verlangen 
zu können, ziehen. Aus dem Tenor der a. h. Entschliessung 
vom I.Juni 1818, „dass auf Anlangen des Verpächters, der 
(nicht „wenn er" ^7) die Gefahr wahrscheinlich macht — auch 
vor überreichter Klage die Sequestration bewilligt werden könne", 
scheint mir vielmehr eher oder wenigstens ebensogut hervor- 
zugehen, dass durch dieselbe bestimmt werden wollte, dass das 
dem Verpächter bei Darthuung einer Gefahr für seine Pacht- 
zinsforderung zustehende Recht der Sequestration, demselben 
auch noch vor überreichter Klage bewilligt werden körine, als 
dass durch dieselbe bestimmt werden wollte, dass diese Seque- 
stration vor überreichter Klage nur bei Darthuung einer Gefahr 
bewilligt werden könne. Dagegen behandelt das Hofkanzleidecret 
vom' 13. April 1826, wie es von Benoni citirt wird 2»), aller- 
dings die Sequestration wie ein dem Rechte der pfandweisen Be- 
schreibung des Vei-miethers gegenüberstehendes adäquates Recht 
des Verpächters zur Sicherung seines gesetzlichen Pfand- 
rechtes, wie es aber in den mailändischen und venetianischen 
Gubemialverordnungen vom 2. und 10. Mai 1826 ^9) mitgetheilt 
wird, spricht es nur von einer „Sequestrirung der gerichtlich 
gepfändeten Fahrnisse". 

In der Theorie ist die Frage, ob dem Verpächter das Recht 
der Sequestration des Pachtgutes als Execution zur Sicherstellung 



28) Pfaff & Hofmann, Comment, I, 1. Abtheilg., S. 141 erklärt aus den 
dort angeführten Gründen gegen die herrschende Ansicht m. E. mit Recht, dass 
nicht die Aufnahme in die Justizgesetzsammlung, sondern die Publication durch 
die politischen Behörden das Criterium für die verbindliche Kraft eines Gesetzes 
oder einer Verordnung abgegeben hat. 

") Wie Stubenrauch, III, ad §. 1101, Z. 7 interpretirt. 

28) Siehe oben Note 25. 

2®) Sieh, ebenda, Note 25 i. f. 
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auf Grund der überreichten Pachtzinsklage allein oder aber nur 
als provisorische Sicherstellungsmassregel und im letzteren Falle 
nur gegen oder auch ohne Ausweis einer Gefahr zustehe, 
eine offene. ^^) Der 0. G. H. bewilligt dagegen dem Verpächter 
consequent die Sequestration der Früchte des Pachtgutes als 
Execution zur Sicherstellung lediglich auf Grund der über- 
reichten Pachtzinsklage und hat unter Nr. 77 in das Judi- 
catenbuch nachstehenden Rechtssatz eingetragen: „Der Ver- 
miether oder Verpächter, welcher zur Sicherung des 
eingeklagten Mieth- oder Pachtzinses die Sequestration 
der auf Grund des §.1101 B. G. verpfändeten Fahrnisse 
oder Früchte begehrt, ist zur Nachweisung der Er- 
fordernisse des §. 293 a. G. 0. nicht verpflichtet. ^i) 



^°) Zeiller und Nippel erwähnen in ihren Commentaren zum §. 1101 
des b. G. B. von einem Sequestrationsrechte des Verpächters nichts. Winiwarter, 
IV, S. 295 weist nur auf die Sequestrationsbefugniss des Verpächters nach dem 
Hofdecrete vom 31. October 1800, Nr. 512 J. G. S. hin. Dagegen geht offenbar 
Stubenrauch, III {ad §.1101, Z. 4, 5), S. 291 und Z. 7, S. 293 von einem 
unbedingten Sequestrationsrechte des Bestandgebers überhaupt aus, indem er die 
Erweislich machung einer Gefahr nur für den Fall als Erforderniss aufstellt, 
wenn der Bestandgeber noch vor überreichter Zinsklage die Sequestration an- 
suchen wollte. Uli mann S. 509 führt die Sequestration des Pachtgutes zur 
Sicherung des Bestandzinses (ohne Nachweis der Gefährdung desselben, Jud. B., 
Nr. 77) ohneweiters als Execution zur Sicherstellung an; ebenso Bock, a. a. 0. 
S. 369. Can stein, I, S. 191 macht nur von der „pfandweisen Beschreibung" Er- 
wähnung, bemerkt jedoch in II, §. 39, S. 476, Note 8 „doch kann der Bestand- 
nehmer, wenn er die Bestandzinsklage eingebracht hat, die Sequestration der 
S achen, an denen ihm nach §. 1101 b. G. B. das gesetzliche Pfandrecht zusteht, 
«rwirken, ohne eine Gefahr bescheinigen zu müssen (Jud. B. 77, G. ü. 4713)". 
Banda, Eigenthr., S. 331, Note 9 behauptet, der §. 1101 b. G. B. und die Hofd. 
vom 3. (recte 5.) November 1819, N. 1621 J. G. S. und vom 11. März 1820, Z. 1371 
gestatten dem Verpächter behufs Sicherstellung des ihm nach §. 1101 G. B. 
zustehenden gesetzlichen Pfandrechtes auf die zur Zeit der Klagsüberreichung 
auf dem Pachtgute befindlichen Früchte einerseits die Sequestration, die sich 
natürlich auf die noch stehenden Früchte bezieht (§. 320 a. G. 0.), andrerseits 
die pfandweise Beschreibung (Pfändung, nach umständen Transferirung), welche 
nur die bereits eingehobenen oder doch abgesonderten Früchte zum Gegen- 
stande hat (§ 340—342 a. G. 0. u. Hofd. v. 3. November 1819; dazu §. 242 III, 
westgal. G. B., welches von „eingesammelten Früchten spricht"). — Von einer 
Sequestration machen aber alle diese Gesetzesstellen keine Er- 
wähnungl 

*^) Diese Plenarentscheidung vom 25. September 1872, Z. 9473 
(G. U. 4713), deren Rechtssatz selbst allenfalls im beschränkten Sinne anerkannt 
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4. Kein anderes Bewandtniss hat es mit dem Erbzinse 
und Erbpachte, denn es kann nicht behauptet werden, dass 
die §§. 1135 und 1136 a. b. G. B. dem Erbzins- und Erbpacht- 
herrn wegen des schuldigen Erbzinses oder Erbpachtes unter den 
in diesen Paragraphen angegebenen Bedingungen in der That das 
Recht ertheilt haben, sofort nach überreichter Zinsklage 
die Sequestration des Erbzins- oder Erbpachtgutes, insbesondere 
aber die gerichtliche Versteigerung des letzteren zu begehren, 
weil dieses Recht dem Erbzins- oder Erbpachtherrn doch erst 
nach gerichtlicher Liquidstellung seines Anspruches, sonach erst 
nach Erwirkung des über die Zinsklage ergangenen executions- 
fähigen TJrtheiles zugestanden werden kann. Deswegen haben 
aber die citirten Paragraphe, soweit sie sich auf die „Beschlag- 
nahme" oder die „Pfändung" der Nutzungen beziehen, noch 
keine selbstverständliche und darum ganz überflüssige Anordnung 
getroffen, denn ihre Bedeutung liegt darin, dass sie die Exe- 
cutionsführung rücksichtlich des Erbzinses blos auf die Nutz* 
ungen, bezüglich des Erbpachtes aber auch auf das Erbgut 
selbst (die Abstiftung) zulassen (vgl. Ofner, 11, S. 319, 417, 
571, dann Zeiller, III, S. 471, 472). In diesen Fällen liegt 
somit ebensowenig eine vom Gesetz für zulässig erklärte exe- 
cutive Sequestration zur Sicherstellung vor, deren Vor- 
bedingung lediglich nur in der überreichten Klage wegen des 
fälligen Erbzinses, bezw. wegen des über ein Jahr ausständigen 
Erbpachtzinses gelegen wäre. 

werden könnte, kann in ihren Motiven durchans nicht befriedigen. Sie ignorirt 
vor Allem das Hofdecret vom 31. October 1800, Kr. 512 J. G. S. gänzlich, und 
begründet ans dem „in der Praxis"(!) anerkannten Retentionsrechte dea 
Vörmiethers nnd Verpächters (welches denselben jedoch in G. ü. 5810 und 8131 
ausdrücklich abgesprochen wird), bei Feldfrtichten die Nothwendigkeit einer 
Sequestration zum Behufe der Verhinderung der Separation der Früchte^ 
um schliesslich dem Vermiether sowohl wie dem Verpächter doch nur difr 
Trans ferirung nach §. 343 a. G. 0. „als Sequestration" zu bewilligen und die» 
nicht , ohne hierbei noch ausdrücklich hervorzuheben , dass diese Transferirung 
sich von der Sequestration wesentlich unterscheide und trotzdem diese Transferirung- 
nach wie vor (G. U. 6657 und 7587, dann Entsch. vom 24. Mai 1871, 
Z. 6262 in Prawnik, 1871, S. 147 und Riehl, b. G. B. S. 831) von dem 
0. G. H. für unzulässig erklärt worden ist. — Es ist leicht, für die Nothwendig- 
keit der Bewilligung der Sequestration als Execution zur Sicherstellung zum 
Behufe der Sicherstellung des Bestandzinses zu plaidiren, eine andere Frage aber 
ist es, ob sie als solche vor dem strengen Bechte bestehen kann? 



Digitized by VjOOQ IC 



§. 27. Die Sequestration zum Behufe der Aufhebung einer Obligation. 267 

Mit der Aufhebung des TJnterthänigkeitsverliältnisses und 
der Entlastung von Grund und Boden durch das Grundent- 
lastungs-Patent vom 7. September 1848, Nr. 1180 J. G. S., sowie 
durch Art. 7 des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867, 
Nr. 142 R. G. Bl. ") haben jedoch diese Verhältnisse heutzutage 
jede praktische Bedeutung verloren. 



III. Abschnitt. Die Sequestration zum Behufs dsr Aufhsbung sinsr 

Obligation. 

§.27. 

I. Allgemeines Verhältniss der Sequestration zur 
gerichtlichen Deposition. 

Wir haben die Sequestration bisher zwei Hauptftmctionen 
verrichten sehen, die einer Sicherung eines Vermögens oder Ver- 
mögensobjectes in seinem Bestände, seiner Integrität und seinen 
Nutzungen zum Behufe der seinerzeitigen Realisirung noch unge- 
wisser Ansprüche Dritter (provisorische Sequestration), und die 
eines Executionsmittels zur Befriedigung einer Geldforderung, 
(executive Sequestration). Die Sequestration versieht aber noch 
eine dritte Function. Sie bildet nämlich unter gewissen Voraus- 
setzungen auch das Surrogat der gerichtlichen Deposition, 
insoferne diese selbst als Surrogat der Zahlung oder Erfüllung 
gesetzlich gestattet ist und bewirkt sonach in dieser ihrer Eigen- 
schaft Aufhebung einer auf Herausgabe einer Sache oder Ueber- 
lassung einer Gerechtsame gerichteten Obligation, mag diese 
Obligation in einem dinglichen oder persönlichen Rechte des 
Gläubigers gegründet sein. Die Sequestration gehört daher auch 
zu den Aufhebungsarten von Obligationen, i) Es ist dies 



»*) Staatsgrundgesetz vom 21. December 1867, Nr. 142 R. G. B., 
Artikel 7 : „Jeder Unterthänigkeits- und Hörigkeitsverband ist für immer auf- 
gehoben. Jede aus dem Titel des getheilten Eigentliums auf Liegenschaften 
haftende Schuldigkeit oder Leistung ist ablösbar und es darf in Zukunft keine 
Liegenschaft mit einer derartigen unablösbaren Leistung belastet werden." 

*) Vgl. hierzu v. Czyhlarz, Die gerichtliche Deposition der Schuld in 
Grünhut's Zeitsch., VI, S. 657 fg., insbes. S. 688 fg. und Hasenöhrl, Das österr. 
Obligationen R., 11, S. 488, sowie Ulrich, Die Deposition und Dereliction behufs 
Befreiung des Schuldners 1877. 
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auch ganz natürlich. Denn gestattete das Gesetz dem Schuldner, 
der bei vorhandenem Zahlungswillen aus ausser ihm liegenden 
Gründen die Zahlung nicht leisten kann, sich durch gerichtliche 
Deposition der Schuld von derselben zu befreien, so musste sich 
auch nach einem Auskunftsmittel umgesehen werden, um den 
Schuldner dieser Rechtswohlthat auch da theilhaftig werden zu 
lassen , wo wegen der Beschaffenheit des Objectes der Leistung 
eine gerichtliche Deposition desselben ausgeschlossen war. Als 
dieses Auskunftsmittel musste sich aber sofort die Sequestration 
ergeben, da diese in der That nach ihren äusseren Momenten 
als eine gerichtliche Verwahrung in die Erscheinung tritt, nur 
dass diese Verwahrung nicht wie bei der gerichtlichen Depo- 
sition durch das Depositenamt, sondern durch eine vom Gerichte 
eigens hierzu bestellte und seinen Weisungen unterworfene dritte 
Person, den Sequester, ausgeübt wird. 2) Freilich ist schon die 
allgem. Gerichtsordnung durch §. 297 (393 W. G. 0.) und das 
allgem. bürgerl. Gesetzbuch durch §. 968 der etwaigen Annahme, 
dass das Gericht und nicht der Sequester zu den Parteien in 
der privatrechtlichen Stellung eines Verwahrers stehe — aus- 
drücklich entgegengetreten, und hat somit die öffentlich-rechtliche 
Stellung des Gerichtes bei der Sequestration gewahrt. Aber auch 
bei der gerichtlichen Deposition ist die Stellung des Gerichtes 
zu den Parteien nicht die privatrechtliche eines Verwahrers, 
sondern eine öffentlich-rechtliche ^) und so erweist sich die Analogie 
zwischen gerichtlicher Deposition und Sequestration als eine 
vollständige, zumal auch das der Sequestration vorzugsweise 
innewohnende Moment der „Verwaltung" bei der gerichtlichen 
Deposition nicht ganz ausgeschlossen ist , indem z. B. bei der 
gerichtlichen Verwahrung von zinstragenden Werthpapieren das 



^) Bezeichnend für diese Auffassung ist der §. 580 des III. Th. des West- 
galizischen bürgerl. Gesetzbuches, welcher auch von der gerichtlichen Hinter- 
legung unbeweglicher Sachen spricht, worunter nur die Sequestration ver- 
standen sein konnte, die sonach mit der gerichtlichen Verwahrung identificirt 
wird. Derselbe lautet: „§. 580. Kann der Schuldabtrag deswegen nicht geleistet 
werden, weil der Gläubiger unbekannt, abwesend, oder mit dem Angebote un- 
zufrieden ist ; so darf der Schuldner die abzutragende Sache, sie mag beweglich 
oder unbeweglich sein, bei Gerichte hinterlegen. Diese Hinterlegung kömmt dem 
Schuldabtrage gleich, sie befreit den Schuldner von seiner Verbindlichkeit, und 
wälzt jede Gefahr der hinterlegten Sache auf den Gläubiger." 

3) Vgl. Czyhlarz, a. a. 0. S. 669—671. 
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Depositenamt gleichfalls den allgemeinen Auftrag erhalten kann, 
die fälligen Coupons einzulösen and den Einlösungsbetrag frucht- 
bringend anzulegen. Trotz dieser Analogie zwischen Deposition 
und Sequestration finden wir aber doch über das gegenseitige 
Verhältniss derselben zu einander in der allgem. Gerichtsordnung 
und im allgem. bürg. Gresetzbuche scheinbar verschiedene An- 
schauungen ausgedrückt. Der Grerichtsordnung (§. 292) ist die 
Deposition ein electives Recht der Sequestration, dem 
bürgerl. Gesetzbuche (§. 471, 1425) die Sequestration ein 
Surrogat der Deposition. Im Grunde genommen entspringen 
aber diese beiden verschiedenen Dispositionen nur einem und 
demselben Gedanken, nämlich, dass die Deposition als das 
Minus in der Sequestration als dem Plus enthalten sei. Und 
in der That ist von diesen beiden Verfügungen, für den durch 
dieselbe Betroffenen die Deposition die günstigere Massregel. 
Zwar wird auch bei der Deposition der Inhaber der zu depo- 
nirenden Sache, wenn er dem Auftrage wegen Deposition nicht 
nachkommt, ebenso wie bei der Sequestration durch das Gericht 
des Besitzes der zu deponirenden Sache zu entsetzen sein. Der 
Unterschied besteht dann nur darin, dass die Sach# nicht einem 
Dritten (dem Sequester), sondern dem Gerichte zur Verwahrung 
übergeben wird. 

Allein die gerichtliche Verwahrung gewährt dem Inhaber 
nicht nur eine grössere Sicherheit und die Wiedererlangung des 
Besitzes bei derselben ist eine unmittelbarere und leichtere, ala 
bei der Verwahrung durch einen Dritten, sondern sie ist auch 
für den Inhaber mit geringeren Kosten verknüpft, soweit es 
sich namentlich neben der Verwahrung auch noch um Ver- 
waltungshandlungen, z. B. bei zinstragenden Werthpapieren, 
handelt. 

Wir werden daher berechtigt sein, die Zulässigkeit der 
gerichtlichen Deposition per analogiam (§. 292 a. G. 0.) auch da 
anzunehmen, wo das Gesetz von der Sequestration allein 
spricht, ohne alternativ auch von der Deposition Erwähnung 
zu machen, insbesondere daher auch im Falle des §. 293 a. G. 0. 
(388 W. G. 0.) des §. 10 Besitzstörungsverfahren und des §. 127 
Abh. Fat., vorausgesetzt immer, dass der zu sequestrirende 
Gegenstand nach den Depositenamtsgesetzen (J. u. F. M, V. vom 
16. November 1850, Nr. 448, R. G. Bl., §. 8) sich zum gericht- 
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liehen Erläge eignet. Warum sollte auch die nach §. 293 a. Gr. 0. 
zulässige Sequestration, z. B. eines Brillantringes oder die nach 
<;. 10 Besitzstörungs-Verf. zulässige Sequestration einer aus dem 
Besitze entzogenen goldenen Uhr oder endlich die nach §. 127 
Abh. Fat. zulässige Sequestration von Nachlasswerthpapieren 
nicht durch die gerichtliche Deposition dieser Gegenstände ersetzt 
werden können? 

Wo aber das Gesetz die Deposition allein oder wenig- 
stens als das Principale verordnet, werden wir die Seque- 
stration statt der Deposition nur da für zulässig erklären 
können, wo das zu deponirende Object wegen seiner 
Beschaffenheit zur gerichtlichen Deposition sich nicht 
eignet, denn dieses Princip ist in den §§. 471 und 1425 a. b. G. B. 
ausdrücklich ausgesprochen, und nach Analogie dieser Paragraphe 
wird man daher auch in den Fällen, in welchen das bürgl. 
Gesetzbuch die Uebergabe in die Verwahrung des Gerichtes 
oder eines Dritten anordnet, also in den Fällen der §§. 347, 
348 und 390 dem „oder" nur eine subsidiäre und nicht 
eine „elective" Bedeutung beilegen, die Sequestration aber 
auch da ggstatten müssen, wo das bürgl. Gesetzbuch, wie 
z. B. im §. 890, nur von der gerichtlichen Verwahrung 
allein spricht, wenn diese gerichtliche Verwahrung wegen 
der Beschaffenheit des Objectes undurchführbar ist. 

IL Die Sequestration nach §. 1425 a. b. G. B. 

Im Vorstehenden haben wir bereits hervorgehoben , dass 
die Sequestration nicht blos Sicher Stellungsmittel oder 
Executionsmittel, sondern dass sie unter Umständen auch 
-Zahlungsmittel sein, d. h. dass ihr die rechtliche Natur der 
Erfüllung einer in der Herausgabe einer Sache oder der Ueber- 
lassung einer Gerechtsame bestehenden Obligation zukommen 
kann. Die Sequestration, welcher diese rechtliche Wirkung 
innewohnt, behandelt vorzüglich der §. 1425 des a. b. G. B. im 
Zusammenhange mit der unter Umständen eine gleiche rechtliche 
Wirkung äussernden gerichtlichen Deposition, indem er bestimmt, 
dass: „wenn eine Schuld aus dem Grunde, weil der Gläubiger 
unbekannt, abwesend oder mit dem Angebotenen unzufrieden 
ist, oder aus anderen wichtigen Gründen nicht bezahlt werden 
kann, dem Schuldner bevorsteht, die abzutragende Sache bei 
dem Gerichte zu hinterlegen, oder, wenn sie dazu nicht 
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geeignet ist, die gerichtliche Einleitung zu deren 
Verwahrung anzusuchen." Dass unter dieser „Einleitung 
zu deren gerichtlichen Verwahrung" im Gegensatze zur Depo- 
sition nur die Sequestration verstanden ist, bedarf wohl kaum 
einer näheren Erörterung. *) Ebenso ist es klar, dass 

1. was zunächst die Voraussetzungen für die Seque- 
stration nach §. 1425 a. b. G. B. anbelangt, diese dieselben sind, 
wie für die in diesem Paragraphen normirte Deposition, als 
Surrogat der Erfüllung einer Obligation oder die Deposition 
im engeren Sinn. Auf die Voraussetzungen dieser letzteren 
hier des Näheren einzugehen, liegt ausserhalb des Rahmens 
tinserer Abhandlung.'^) Es genügt, zu constatiren, dass die 
Sequestration nach §. 1425 b. G. B. in allen Fällen zu- 
lässig ist, in welchen nach diesem Paragraph die Depo- 
sition zum Zwecke der Erfüllung einer Obligation 
gestattet ist, wenn der Gegenstand der Obligation in 
einer Sache besteht, die sich nach den bestehenden 

*) Bei der Berathung des §. 580-III des Westgal. Gesetzb. = 1425 a. b.G.B. 
<sieh oben S. 268, Note 2) war man sich zwar allerdings darüber nicht klar, 
was man an Stelle des unpassenden Ausdruckes „gerichtliche Hinterlegung einer 
unbeweglichen Sache'' setzen solle. Der Präsident v. Haan perhorrescirte die 
Substitution dieses Passus durch die positiven Ausdrücke „Sequestration" 
oder „Administration des liegenden Gutes" oder Curatel, indem er meinte, 
^es sei von Fall zu Fall der Entscheidung des Richters zu überlassen, wie bei 
•einem ähnlichen Anbote von Seite des Schuldners für die Sicherheit des Gläubigers 
•Sorge getragen werde ^. Man einigte sich schliesslich dahin, dass bei nicht deponir- 
baren Gegenständen „eine gerichtliche Einleitung zu ihrer Verwahrung 
verlangt werden müsste". (Vergl. Ofner, Urentw. II, S. 252, 253, Protokoll 
vom 15. Sept. 1806.) — Allein „Administration" ist kein technischer Ausdruck 
für ein specifisches Bechtsinstitut in Oesterreich. Administration ist entweder 
Sequestration oder Curatel. Der gewählte positivrechtliche Ausdruck: „gericht- 
liche Einleitung der Verwahrung" entspricht aber nach dem Sprachgebrauche 
des btirgerl. Gesetzbuches (§§.347, 348, 390, 471, 968) der Bedeutung: „Depo- 
sition oder Sequestration" nicht aber „Curatel", und da die Deposition aus- 
geschlossen sein soll, so bleibt als Inhalt dieser Bestimmung nur die „Seque- 
stration" übrig. Der Curator des bürgerl. Gesetzbuches hat nie die Aufgabe 
«ines blossen Verwahrers , seine Stellung ist nur im Falle des §. 690 derjenigen 
des Sequesters analog. Die Praxis hat deshalb auch mit Recht im §. 1425 
<a. b. G. B. immer nur einen Sequestrationsfall und nicht einen Curatels- 
fall erblickt. 

^) Wir verweisen in dieser Beziehung vorzüglich auf v. Czyhlarz, a. a. 0. 
S. 659—662. 
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Gesetzen zum gerichtlichen Erläge nicht eignet. ®) 
Hieraus folgt aber zugleich, dass 

2. der Gegenstand der Sequestration nach §. 1425 b. G. B. 
ein beschränkter ist, indem er nur unbewegliche Sachen') 
und Gerechtsame, von beweglichen Sachen aber nur solche 
umfassen kann, die nicht in die gerichtliche Verwahrung gegeben 
werden können. Nach §. 8 der J. und F. M. Vdg. vom 16. No- 
vember 1850, Nr. 448 R. G. Bl. sind aber „zur gerichtlichen 
Hinterlegung bei den Depositenämtern geeignet: Geld, offen t- 
lichi Obligationen, Privatschuld-Documente, andere 
wichtige, auf einen Geldwerth Bezug nehmende Ur- 
kunden und Pretiosen." Besteht daher die abzutragende 
Sache in solchen beweglichen Sachen, wie die eben genannten, 
so ist die Erfüllbarkeit der Obligation durch Sequestration aus- 
geschlossen, die Erfüllung kann unter den Voraussetzungen des. 
§. 1425 nur durch Deposition geschehen. ®) 

3. lieber die Competenz des Gerichtes zur Bewilligung^ 
der Sequestration nach §. 1425 b. G. B. besteht weder in der 
Jur. Norm , noch sonst wo eine specielle gesetzliche Vorschrift. 
Dasselbe gilt von der Competenz zur Annahme des nach §. 1425» 
b. G. B. geleisteten gerichtlichen Erlages. Im Allgemeinen wird 
angenommen, dass die Competenz zur Bewilligung der Be- 
freiungs-Sequestration sich regulirt nach der Competenz 
zur Annahme der Befreiungs-Deposition ^), welcher Aus- 
drücke wir uns der Kürze halber für die Deposition oder 
Sequestration nach §. 1425 b. G. B. bedienen wollen. Bezüglich 
der Competenz zur Annahme der Befreiungs-Deposition wird 
behauptet, dass zur Annahme des Erlages das Gericht jenea 
Ortes competent sei, wo die Zahlung, bezw. die Erfüllung der 
Verbindlichkeit nach Vertrag oder Gesetz zu leisten ist , d. h. 
dass bei diesem Gerichte deponirt werden müsse, wenn Befreiung 
eintreten soll. Diese Ansicht stützt sich darauf, dass, nachdem 
die Deponirung die Zahlung vertreten soll, es in der Natur der 



«) Vgl. G. U. 1853. 
') G. U. 1762. 

8) In G. U. 11.456 wurde auch die gerichtliche Hinterlegung einea 
„Wohnungsschlüssels" gestattet. 

») Vgl. V. Czyhlarz, a. a. 0. S. 689. 
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Sache liege und selbstverständlich sei, dass sie auch da erfolge, 
wo die Zahlung zu leisten war. ^^) Allein man übersieht hierbei, 
dass einerseits, wenn es selbst, trotz dem Mangel einer dies- 
bezüglichen ausdrücklichen Bestimmung im §. 1425 a. b. G. B. 
privatrechtlich ausgemacht wäre, dass da deponirt werden müsse, 
wo die Zahlung zu leisten war, dennoch die Frage nach der 
Competenz zur Annahme des Erlages lediglich aus der Juris- 
dictions-Norm vom 20. November 1852, Nr. 251 R. Gr. B. (Art. II, 
V und VI des Kundmachungspatentes) zu beantworten ist, und 
dass demzufolge der privatrechtliche Depositionsort, selbst wenn 
im §. 1425 b. G. B. ausdrücklich der Zahlungsort als solcher 
angegeben wäre, nur mit dem Orte des nach der Jurisd.-Norm 
zur Annahme des Erlages für competent erklärten Gerichtes 
zusammenfallen könnte, bezw. dass, wenn der privatrechtlich 
feststehende Depositionsort von dem Orte des zur Annahme des 
Erlages competenten Gerichtes abweichen würde, er durch die 
Jurisdictions-Norm als dem über die Competenz ausschliesslich 
entscheidenden Gesetze behoben worden wäre "), und dass anderer- 
seits der Ort der Erfüllung nach eben dieser Jurisdictions-Norm 



^®) Hiervon gehen aus Nippel, Comment. VTII, S. 155, Stubenrauch, 
III, S. 658, Kirchstetter, S. 693, Ulrich, a.a.O. S. 37, v. Czyhlarz, a.a.O. 
S. 665, Hasenöhrl, a.a.O. II, S. 488, Dr. Arnold Rosenbacher in Mitth. 
d. deutsch. Jur. V. Prag. 1884, XVI, S. 167. — Viel unbestimmter drückt sich 
V. Zeiller aus, indem er (IV, S. 133) sagt: „4. Zur gehörigen Art der Hinter- 
legung wird erfordert : aj dass sie bey Gericht geschehe, wo der Gegenstand von 
dem Gläubiger sicher erhoben werden kann, und zwar wo möglich am Zahlungs- 
orte vor dem Gerichte, dem der (hier gleich einem Geklagten zu betrachtende) 
Gläubiger, wenn er dort wohnte, seinem Stande nach unterworfen sein würde" ; 
ihm folgt Winiwarter, V, S. 90, indem er bemerkt, „dass dies wohl das 
Angemessenste sei". 

^^) Dass die Frage der Competenz zur Annahme des gerichtlichen Erlages 
nicht durch das bürgerliche Eecht zu bestimmen, sondern aus der Jurisdictions- 
Norm zu lösen sei, wurde auch bei der Berathung der Compilationscommission 
zum §. 1425 a. b. G. B. ausdrücklich hervorgehoben. Bei der ersten Lesung des 
§. 580, III, W. G. B. (sieh oben S. 271, N. 4) = §. 1425 b. G. B. wurde nämlich 
nach den Worten „abzutragende Sache" der Beisatz gemacht, „bei dem Gerichte, 
wo die Leistung geschehen soll". (Protokoll vom 15. September 1806.) Bei der 
revidirten Lesung (Protokoll vom 14. December 1807) wurde aber dieser Beisatz 
wieder weggelassen, „da die Frage eigentlich aus der Jurisdictionsnorm zu be- 
stimmen sei", und beschlossen blos zu sagen: „bei dem gehörigen Gerichte". 
(Vgl. Ofner, ürentwurf, II, S. 252, 253, 447 und v. Gzyhlarz, a. a. 0. S. 665, 
Note Idb.) 

Schubert, Die Sequestration. Jg 
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für die Competenz keineswegs ausschlaggebend ist, indem das 
Forum contr actus nach §. 43 Jur.-Norm nur als ein Wahlgerichts- 
stand erscheint und auch der in Ermangelung eines vertrags- 
mässigen Erfüllungsortes nach §. 905 a. b. G. B. eintretende 
gesetzliche Erfüllungsort, „wo das Versprechen gemacht worden 
ist" oder nach Art. 325 H. G. B., „wo der Gläubiger zur Zeit 
der Entstehung der Forderung seine Handelsniederlassung hatte", 
für den Gerichtsstand zur Klage auf Erfüllung der Leistung 
nicht entscheidend ist. Wenn nun aber der Ort, wo gezahlt 
werden soll, für den Gerichtsstand zur Klage auf Zahlung nicht 
massgebend ist, warum soll er es nothwendigerweise für die 
Deposition sein? 

Da nun aber die Jurisdictions-Norm eine ausdrückliche 
Bestimmung über die Competenz zur Annahme der Befreiungs- 
Deposition und zur Bewilligung der Befreiungs-Sequestration 
nicht trifft, so muss zur Analogie gegriffen werden, und diese 
finden wir in der Competenzvorschriffc über die Bewilligung 
mittlerweiliger Vorkehrungen, welche im §. 46 Jur.-Norm ent- 
halten ist. Man wird freilich einwenden, der gerichtliche Erlag 
nach §. 1425 b. G. B. begründe kein Provisorium, sondern ein 
Definitum, da er den Schuldner, wenn er rechtmässig geschehen 
ist, definitiv von seiner Schuldigkeit befreit. Allein ob diese 
liberirende Wirkung dem vollzogenen Erläge zukomme, bleibt 
so lange in der Schwebe, bis über die Klage des Schuldners 
auf Anerkennung der Rechtmässigkeit des Erlages oder über 
die Einwendung des rechtmässigen Erlages seitens des Schuldners 
gegen die Klage des Gläubigers auf Zahlung, rechtskräftig ent- 
schieden oder der geleistete Erlag vom Gläubiger erhoben worden 
ist. Mittlerweile hält das Gericht und bezw. der Sequester 
die in Verwahrung gegebene Sache sowohl für den Schuldner, 
als auch für den Gläubiger in Sicherheit, um sie je nach dem 
Ausfall des entscheidenden Ereignisses dem einen oder dem 
anderen herauszugeben. Es ist deshalb im Grunde genommen 
hier das Verhältniss dasselbe, wie bei der provisorischen Seque- 
stration oder Deposition des Streitgegenstandes nach §§. 292 
und 293 a. G. 0. Die Befreiungs-Deposition- und Sequestration 
hat daher in der That die Natur einer mittlerweiligen gericht- 
lichen Vorkehrung zur Sicherstellung bis zum Eintritt eines 
entscheidenden Ereignisses, nämlich bis zur Entscheidung über 
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die ßechtmässigkeit des Erlages oder der Sequestration im 
ordentlichen Rechtswege oder bis zur freiwilligen Annahme des 
Erlages seitens des Gläubigers. Dieser Umstand berechtigt, die 
Bestimmungen des §. 46 Jur.-Norm auch für die Competenz zur 
Annahme des Erlages oder zur Bewilligung der Sequestration 
nach §. 1425 b. G. B. für analog anwendbar zu erklären. 

Hiemach ist aber die Befreiungs-Deposition und -Seque- 
stration nach Wahl des Depositions- und Sequestrationswer- 
bers, also des Schuldners, entweder bei dem in der Haupt- 
sache zuständigen Gerichte, oder bei demjenigen (auch städtisch- 
delegirten) Bezirksgerichte anzubringen, in dessen Sprengel 
die Deposition oder Sequestration vollzogen werden soll. — 
Competent zur Annahme des Erlages und zur Bewilligung 
der Sequestration nach §. 1425 a. b. G. B. ist daher sowohl 
die Personalinstanz des Schuldners (bezw. dessen Causal- 
gerichtsstand) , als auch das Forum contractus , sowie auch 
die Realinstanz. Regelmässig wird aber demzufolge das 
Personal- oder Causalgericht des Wohnortes des Schuldners 
für die Befreiungs-Deposition und -Sequestration competent sein. ^^) 
Dass der Gläubiger auf diese Art in die Lage kommen kann, 
die ihm zu leistende Sache aus den Händen des Gerichtes oder 
des Sequesters an einem anderen Orte entgegennehmen zu müssen, 
als wo er die Leistung zu fordern berechtigt ist, ist nur gerecht- 
fertigt, weil der Gläubiger es sich nur selbst zuzuschreiben hat, 
wenn er vom Schuldner die Leistung, die dieser ohnehin schon 
am Erfüllungsorte anbieten musste, nicht angenommen oder die 
schuldige Gegenleistung nicht erfüllt hat i^), oder wenn er keine 
Vorsorge traf, damit auch während seiner Abwesenheit die 
schuldige Leistung ihm am Erfüllungsorte Übermacht werden 
könne. War aber der Gläubiger zur Verweigerung der An- 
nahme der Zahlung oder zur Verweigerung der geforderten 
Gegenleistung berechtigt, dann kann der am Wohnorte des 
Schuldners von diesem vollführte Erlag dem Rechte des Gläu- 
bigers ohnehin nicht präjudiciren. 



") So hat auch 0. G. H. in G. ü. 5229 allerdings ohne nähere Begründung 
entschieden, „dass das dem Schuldner im §. 1425 für gewisse Fälle eingeräumte 
Recht des gerichtlichen Erlages seiner Schuld in der Kegel bei demjenigen 
Gerichte auszuführen ist, welchem der Erleger jeweils untersteht. 

") Vgl. G. U. 1069, 4054, 5000. 

18* 
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Bei dieser Sachlage ist es aber auch vorzüglich der 
Schuldner, der einer Sicherstellung gegen die Klage- oder 
Executionsführung des Grläubigers bedarf, diese kann er aber 
am wirksamsten nur durch Deposition oder Sequestration bei 
seiner Personalinstanz oder bei dem Gerichte der belegenen 
Sache erreichen. Wir halten deshalb auch die beim Ge- 
richte des Gläubigers vollzogene gerichtliche Hinterlegung 
oder Sequestration, wenn dieses Gericht nicht in der Haupt- 
sache zuständig oder Realgericht ist, trotzdem sie nur zum 
Voitheile des Gläubigers gereicht, als nicht rechtmässig ge- 
schehen. 1*) 

4. Was die Bestellung des Sequesters bei der Be- 
freiungs-Sequestration anbelangt, so kann der Richter Mangels 
einer speciellen gesetzlichen Bestimmung hierbei nur nach den 
Vorschriften der allgem. Gerichtsordnung vorgehen und da nach 
den Ausführungen des vorstehenden Absatzes zwischen der 
provisorischen Sequestration und der Befreiungs-Sequestration 
eine Analogie besteht, wie sie zwischen dieser und der executiven 
Sequestration nicht behauptet werden kann, so wird auch der 
Richter bezüglich der Bestellung des Sequesters nach §. 1425 
a. b. G. B. sich nicht nach den Vorschriften der Gerichtsordnung 
über die Bestellung des executiven, sondern nach denen über 
die Bestellung des provisorischen Sequesters, somit nach den 
§§. 294—296 a. G. 0. (390—392 W. G. 0.) zu benehmen haben i'^). 



^*) Wenn v. Czyhlarz, a. a. 0. S. 665 der herrschenden Ansicht gemäss 
behauptet, der Schuldner habe am Zahlungsorte zu deponiren, jedoch beifügt: 
„wenn dieser es nicht vorzieht, bei dem Gerichte des Wohnortes des Gläubigers 
zu hinterlegen, da er gewiss auf das ihm nach §. 1420 a. b. G. B. zustehende 
Recht verzichten kann", so ist dies, soweit es den Gerichtsstand betrifft, wohl 
nicht richtig, denn auf den Gerichtsstand als einer öffentlich rechtlichen Norm 
kann einseitig nicht verzichtet werden. (§. 47 Jur. Norm ) Dagegen auch Hasen- 
öhrl, a. a. 0. II, S. 488, Note 53. 

") Wenn v. Czyhlarz, a. a. 0. S. 689 behauptet, der Sequester sei vom 
Gerichte selbst zu bestimmen und S. 690, N. 68 bemerkt: „Eine vorhergehende 
Einvernehmung des Gläubigers ist auch in diesem Falle (der Sequestration) nicht 
nothwendig, da §. 1425 a. b. G. B. beide (die Deposition und Sequestration) 
gleichstellt. Der §. 293 a. G. 0. rechtfertigt eine solche nicht , da er sich auf 
einen anderen Fall der Sequestration bezieht und die in Frage stehende Seque- 
stration dem Gläubiger ebensowenig präjudicirt, wie die Deposition im e. S.", — 
so scheinen mir diese Erwägungen nicht massgebend und auch unzureichend. 
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wobei, wenn der Erlag oder die Sequestration wegen Abwesen- 
heit oder unbekannten Wohnortes des Gläubigers angesucht 
wurde, hier, wie in allen Fällen, wo im weiteren Verlaufe der 
Sequestration, dem Sequestraten ein Recht eingeräumt ist, dem 
abwesenden Gläubiger ein Curator ad actum zu bestellen ist 
(§. 276 a. b. G. B.). 

5. Betreffend die Rechtsfolgen der Befreiungs-Seque- 
stration bestimmt der §. 1425 a. b. G. B., dass „jede dieser 
Handlungen (also die Deposition, wie die Sequestration), wenn 
sie rechtmässig geschehen und dem Gläubiger bekannt ge- 
macht worden ist, den Schuldner von seiner Verbindlichkeit 
befreit und die Gefahr der geleisteten Sache auf den Gläubiger 
wälzt". 

Die liberirende Wirkung der Sequestration nach §. 1425 
b. G. B. ist daher abhängig davon : 

a) dass die Sequestration rechtmässig geschehen sei. 
Rechtmässig ist dieselbe aber geschehen, wenn die Voraussetzungen 
eintreffen, unter denen nach §. 1425 dem Schuldner gestattet 
ist, die Sache zu Gericht zu erlegen, und wenn zugleich die zu 
leistende Sache eine solche ist, die sich zu einem gerichtlichen 
Erläge nicht eignet, sowie endlich, wenn die Sequestration auch 
bei dem competenten Gerichte eingeleitet wurde. 

h) dass die Sequestration dem Gläubiger bekannt ge- 
macht worden ist. Diese Bekanntmachung muss nicht noth- 
wendig von dem Gerichte ausgehen, wie angenommen zu werden 



Gesteht ja doch Czyhlarz S, 689 selbst zu, dass der zweite Fall des §. 1425 
a. b. G. B. TOD den bezüglich des ersten Falles (der Deposition) entwickelten 
Grundsätzen nur insoferne beherrscht werde, als nicht derBe fr eiungsmodus 
eine Abweichung nothwendig macht. Eine absolute Gleichstellung der 
Deposition und Sequestration ist also von vorneherein ausgeschlossen. Gerade der 
Gläubiger hat femer ein vorzügliches Interesse daran, durch wen die seque- 
strirte Sache verwaltet werde, da es sich, so zu sagen, um die Verwaltung einer 
in sein Vermögen übergebenen Sache handelt, die er eventuell behalten muss. — 
So hat auch in dem in G. U. 1667 mitgetheilten Falle, wo A um gerichtliche 
Verwahrung einer Ladung Weizen ansuchte, welche urtheilsmässig B zu über- 
nehmen hatte, der 0. G. H. dem Eecurse gegen die vom 0. L. G. verfügte An- 
ordnung einer Tagsatzung „zur Vernehmung des Gegners über die Modalitäten, 
unter denen der in Rede stehende Weizen und über die Person, welcher derselbe 
in Verwahrung gegeben werden soll", nicht stattgegeben, „weil die angeordnete 
Einvernehmung dem in der Sache selbst gestellten Begehren nicht präjudicirt". 
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scheint ^% um der Sequestration (bezw. Deposition) die liberirende 
Wirkung zu sichern, sie könnte auch durch den Schuldner selbst 
geschehen, weil ihr Zweck nur der ist, dass der Gläubiger die 
Möglichkeit erhalte, seine Massnahmen zu treffen, eventuell von 
dem Gerichte die Herausgabe der sequestrirten Sache zu ver- 
langen. — Das Gericht aber muss natürlich nach den Grund- 
sätzen des gerichtlichen Verfahrens den Gläubiger auf jeden 
Fall verständigen, eventuell wenn er abwesend oder sein Auf- 
enthalt unbekannt wäre, für ihn einen Curator aufstellen (§. 276 
a.b.G.B.).i7) Vergl. auch oben S. 277. 

Zu dieser Bekanntmachung genügt jedoch nicht die blosse 
Verständigung des Gläubigers von der Bewilligung der Seque- 
stration oder von der zur Wahl des Sequesters angeordneten 
Tagfahrt, oder die Aufforderung an denselben zum Vorschlage 
des Sequesters, sondern der Gläubiger muss von der voll- 
zogenen Sequestration verständigt worden sein. Die voll- 
zogene Sequestration ist es auch nur, die den Schuldner befreit 
(Arg.: und wälzt die Gefahr der geleisteten Sache auf den 
Gläubiger). ^^) 



^*) V. Zeiller, IV, S. 134, N. 5 und Nippel, Comment, VIII, S.156, N.7, 
erklären die gerichtliche Verständigung (von der Deposition) nur zur Erleich- 
terung des Beweises für nothwendig. Winiwarter, V, S. 90: „Der Gläubiger 
muss von der geschehenen Hinterlegung verständigt werden, damit er seine 
Massregeln hiemach nehmen könne. Ist er unbekannt, so träte an die Stelle der 
unmittelbaren Verständigung die Erlassung eines Edictes." Stubenrauch, IIT, 
S. 658 : „Dieser (der Gläubiger) ist sofort von der stattgefunden en Hinterlegung 
u. s. w. zu verständigen , oder wenn sein Aufenthalt , oder gar die Person des 
Gläubigers unbekannt wäre, ein Curator für ihn zu bestellen. — v. Czyhlarz, 
a. a. 0. S. 668, Note 31 : „Dass sie (die Verständigung von der Deposition) ge- 
richtlich erfolgt, ergibt sich schon daraus, daas ja dem Gläubiger der Weg des 
Recurses offen stehen muss.** 

^^) Nicht zustimmen kann man dem Ausspruche des 0. G. H. in der 
Entscheidung vom 18. Juli 1889, Z. 8084 (Beilage zum Vrdgs. Bl. d. Just. 
M., V, Nr. 498), dass bei einer Deposition nach §. 1425 a. b. G. B. „zur Be- 
stellung eines Curators für die unbekannten säumigen Gläubiger das Gericht 
nur dann einen Anlass haben wird, wenn es sich herausstellen sollte, dass der 
Umstand, dass diese Interessenten unbekannt blieben, die Bechte des Schuldners 
in ihrem Fortgange hemmen würde". 

^«) Mit Unrecht bezieht v. Czyhlarz, a. a. 0. S. 690 die Rechtsfolge 
der vollzogenen Sequestration auf den Zeitpunkt des Gesuches um Einleitung 
der Sequestration. *- 
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Die Verständigung des Gläubigers bewirkt die Liberirung 
des Schuldners aber nicht erst vom Momente der Verständigung, 
sondern sie wirkt auf den Zeitpunkt der vollzogenen Seque- 
stration zurück, weil nur unter dieser Voraussetzung sich der 
Schuldner durch die Sequestration (und bezw. Deposition), der 
Absicht des Gesetzes gemäss, in Wirklichkeit befreien kann, 
und diese AufPassung von der Wirkung der Bekanntmachung 
auch mit dem Wortlaute des §. 1425 a. b. G. B. vollständig 
vereinbarlich ist. ^^) 

6. Die rechtliche Stellung des Sequesters bei der 
Befreiungs-Sequestration zu den Sequestrationsparteien, d. i. zu 
dem Schuldner, als Sequestrationswerber einerseits, und dem 
Gläubiger als Sequestraten andererseits, ist im Allgemeinen 
dieselbe, wie bei der provisorischen Sequestration. Dass bei der 
Befreiungs-Sequestration im Gegensatze zu der provisorischen, 
eine im Besitze des Sequestrationswerbers und nicht eine im 
Besitze des Sequestraten befindliche Sache sequestrirt wird, 
ändert an der principiellen Stellung des Sequesters zu den 
Sequestrationsparteien als gemeinschaftlichen Quasi-Deposi- 
tars oder -Mandatars derselben nichts. Insbesondere hat daher 
vom Momente der vollzogenen Sequestration an weder der 
Schuldner das Recht, die Rückstellung, noch der Gläubiger das 
Recht, die Herausgabe der sequestrirten Sache vom Sequester 
zu verlangen. Das Eine wie das Andere kann nur vom Seque- 
strationsgerichte begehrt werden, dessen Weisungen der Sequester 
unterworfen ist. Aber was 

7. das Verhältniss der Parteien zu dem Gerichte 
anbelangt, so ist dieses bei der Befreiungs-Sequestration aller- 
dings ein anderes, als bei der provisorischen. Während nämlich 
bei der provisorischen Sequestration die Herausgabe der seque- 
strirten Sache erst nach rechtskräftiger Entscheidung des wegen 
derselben anhängig gemachten Processes und nur von der ob- 
siegenden Partei verlangt werden kann, hat bei der Befreiungs- 
Sequestration der Gläubiger vom Momente der vollzogenen 
Sequestration bis zu dem Momente, wo dieselbe durch rechts- 
kräftiges Urtheil (accusando oder excipiendo) für rechtsunwirksam 



^^) Vgl. die treffenden Ausführungen v. Czyhiarz's, a. a. 0. S. 668 
und 669 bezüglich der Deposition. 



Digitized by VjOOQ IC 



280 §• 2'^- -^^^ Sequestration zum Behufe der Aufhebung einer Obligation. 

erklärt worden ist, also sofort nach der Sequestration und noch 
während des etwa eingeleiteten Processes, das unbedingte Recht, 
vom Gerichte die Herausgabe der sequestrirten Sache an ihn 
zu verlangen. Wenn also die Rechtsbeziehung der Parteien zu 
dem Gerichte bei der Befreiungs-Sequestration, obwohl sie keine 
privatrechtliche, sondern eine öffentlich-rechtliche ist, einer 
Präcisirung unterworfen werden soll, und dies kann nur durch 
Anwendung der, unter der Annahme, dass das Gericht eine 
Privatperson wäre, eintretenden privatrechtlichen Grundsätze 
auf das Verhältnis zwischen den Parteien und dem Gerichte 
geschehen, so kann man die Stellung des Gerichtes zu den 
Parteien bei der Befreiungs-Sequestration (und wohl auch Depo- 
sition) nur als die eines zur Empfangnahme der Zahlung 
seitens des Schuldners bedingt legitimirten Mandatars 
des Gläubigers bezeichnen oder besser gesagt, eines gesetz- 
lichen Mandatars des Gläubigers, riicksichtlich dessen aber im 
Momente der Zahlung noch ungewiss ist, ob er zur Empfang- 
nahme der Zahlung legitimirt ist. Materiell rechtlich muss 
die Legitimation des Gerichtes zur Empfangnahme der Zahlung 
(durch Deposition oder Sequestration) allerdings schon im Mo- 
mente der Zahlung bestehen oder nicht bestehen. Formell 
rechtlich kann dies aber erst in einem späteren Zeitpunkte 
entschieden werden. Das Urtheil über die Rechtmässigkeit des 
Erlages oder der Sequestration hat sonach, ebenso wie die Be- 
kanntmachung dieser Verfügungen an den Gläubiger die Be- 
deutung einer „entscheidenden^ Thatsache mit der 
Wirkung ex tunc. Die Legitimation des Gerichtes ist aber 
auch eine im wahren Sinne des Wortes bedingte, d. h. von 
dem Eintritte eines künftigen Ereignisses abhängige, insofeme 
nämlich, als sie auch von der Erklärung des Gläubigers ab- 
hängt, ob er die so geleistete Zahlung annehmen wolle. Bedingt 
ist also die Legitimation des Gerichtes davon, dass der Gläu- 
biger sie entweder freiwillig anerkennt und die Sache aus 
den Händen des Gerichtes entgegennehmen zu wollen erklärt, 
oder dass er durch Urtheil verhalten wird, sie anerkennen 
zu müssen. Tritt keiner dieser Fälle ein, so sind die Voraus- 
setzungen nicht vorhanden, unter welchen das Gericht zur 
Empfangnahme der Zahlung berechtigt war, und der Zahler 
kann das dem zur Empfangnahme nicht legitimirten Dritten 
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(dem Gerichte) Gezahlte von demselben wieder zurückverlangen. 
Eür diesen Fall sind aber auch die mit der Schuld verbunden 
gewesenen Accessionen (Bürgschaft, Pfandrecht u. s. w.) gar 
nicht erloschen, wegen deren man bei Annahme des Rücknahme- 
rechtes des Deponenten, da man sie nach Rücknahme des Depo- 
situms nicht wieder aufleben lassen kann, nachdem man sie 
durch die Deposition hat untergehen lassen, sich genöthigt 
sieht, der Deposition gar keine befreiende und tilgende Wirkung, 
sondern nur die einer für die Zeit ihres Fortbestandes ent- 
kräftendenThatsache beizulegen. 20) Bis zur Entscheidung 
der Frage über die Legitimation des Gerichtes zur Empfang- 
nahnie für den Gläubiger, kann aber der Schuldner das (durch 
Deposition oder Sequestration) als Zahlung Geleistete nicht zu- 
rücknehmen, möge auch der Gläubiger noch nicht davon ver- 
ständigt worden sein 21) , weil sein Rticknahmerecht eben von 
dem Mangel der Legitimation des Gerichtes zur Empfangnahme 
der Zahlung für den Gläubiger bedingt ist, dieser Mangel aber 
nur durch das Urtheil entschieden werden kann, womit die 
Deposition oder Sequestration als nicht rechtmässig geschehen 
erkannt wurde. 

Gewöhnlich hält man, wenigstens was die Befreiungs- 
Deposition betrifft, den Deponenten für berechtigt, vor der ge- 
richtlichen Verständigung des Gläubigers von der Deposition, 
das Depositum wieder zurückzunehmen. 22) 



20) Vgl. V. Czyhlarz, a. a. 0. S. 676 und Ulrich, S. 64 fg. 

*^) V. Czyhlarz, a. a. 0. S. 690 gestellt in analoger Uebertragung der 
von ihm bezüglich der Deposition entwickelten Grundsätze auf die Sequestration, 
auch bei der letzteren dem Schuldner ein Rücknahmerecht zu. 

«^ So V. Zeiller, IV, S. 134, N. 5 und Winiwarter, V, S. 90, Dr. Arnold 
Rosenbacher in Mitth. d. deutsch. Jur. V. in Prag, 1880, S. 30. Dagegen 
halten Stubenrauch, III, S. 659 und Kirchstetter, S. 665 den Schuldner 
auch nach Verständigung des Gläubigers von der Deposition zur Zurücknahme 
des Depositums so lange für berechtigt, so lange der Gläubiger nicht um die 
Ausfolgung eingeschritten ist oder sich wenigstens zur Annahme bereit erklärt 
hat. Aehnlich v. Czyhlarz, a. a. 0. S. 671—675, welcher dem Deponenten auch 
nach der gerichtlichen Verständigung des Gläubigers das Rücknahmsrecht für 
so lange wahrt, als der Gläubiger nicht die Ausfolgung oder wenigstens die 
Erfolglassungsbewilligung erwirkt hat, oder die Deposition durch gerichtliches 
Erkenntniss nicht für rechtmässig erklärt worden ist, weil das Gericht bei der 
IJebernahme des Depositums nicht als Vertreter des Gläubigers, sondern nur 
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Mag man auch für das gemeine Recht das Rücknahms- 
recht des Deponenten als ein unbestrittenes gelten lassen, wenn 
auch die Meinungen über die Wirkungen dieser Rücknahme 



im Interesse des Schuldners handle. Allein so scharfsinnig auch die 
Ausführungen v. Czyhlarz's sind, so scheint uns doch, dass die Annahme eines 
zurückziehbaren Depositums sich nicht verträgt mit der Idee der „Zahlung'^, 
die doch der Deposition nach §. 1425 offenbar zu Grunde liegt, noch auch mit 
der Kraft seiner rechtlichen Norm bereits mit dem Momente der Deposition sich 
vollziehenden Liberation des Schuldners. Das Interesse des Schuldners, welches 
durch §. 1425 gewahrt wird, die Rechtswohlthat, welche ihm hierdurch erwiesen 
werden soll, besteht nur darin, dass dem Schuldner in dem Gerichte ein gesetz- 
licher Mandatar für den Gläubiger aufgestellt wird, wenn dieser die Zahlung 
nicht annehmen will oder nicht annehmen kann. Das durch die v. Czyhlarz 
bezeichneten Endpunkte begrenzte Rncknahmsrecht des Deponenten führt auch, 
consequent festgehalten, zu unhaltbaren Besultaten, die mit dem Depositions- 
zweck sich schlechterdings nicht vereinbaren lassen. So sieht sich auch 
V. Czyhlarz S. 680 genöthigt, von jenem Bücknahmsrecht des Deponenten 
eine Ausnahme zu machen, ,,sobald in Folge gerichtlicher Geltendmachung der 
Deposition der Process bereits so weit gediehen ist, dass die seitens des Depo- 
nenten jetzt etwa erfolgende Bücknahme des Depositums durch den Gläubiger 
processualisch nicht mehr geltend gemacht werden könnte", indem er (Note 51) 
mit diesem, ohnehin nicht immer so leicht zu fixirenden Zeitpunkte, das Gericht 
aus der bisherigen Stellung eines Depositars des Schuldners ohne Vermittelung 
einer eingetretenen Aenderung in dem bestehenden Depositionsverhältnisse , in 
die eines ausschliesslichen Detentors des Gläubigers überspringen lässt, trotzdem 
er S. 672 , Note 38, bemerkt : „Ausserdem halten wir es aber auch für ganz 
verfehlt, die Function des Gerichtes ohneweiters in zwei Acte zu verlegen, 
bezw. zu sagen, bis dorthin fungirt das Gericht im Interesse des Schuldners, 
von dort an handelt es als Vertreter des Gläubigers." Dies soll freilich möglich 
sein unter Hinzutritt weiterer Thatsachen. Allein diese Thatsachen mtissteu doch 
in dem Depositionsverhältnisse selbst eintreten. Der blosse Eintritt der proces- 
sualen Unmöglichkeit für den Gläubiger, die Bücknahme des Depositums im 
Processe geltend zu machen, ist ein Factum extraneutn und ändert an dem 
Depositionsverhältniss zwischen Deponenten, Gericht und Destinator gar nichts. 
Besonders ist dies in die Augen springend, wenn man sich denkt, dass das 
Depositionsgericht und das Processgericht ein anderes wäre. Von einem dolus 
des Deponenten bei Bücknahme des Depositums in diesem Zeitpunkte kann u. E., 
wenn das Gericht wirklich „Kraft seiner Amtspflicht nur im Interesse 
des Schuldners fungirt", nicht wohl gesprochen werden. Sagt ja doch auch 
v. Czyhlarz (S. 678, Note 46) rücksichtlich des von ihm gleichfalls behaupteten 
Bücknahmerechtes der Concursmasse des Deponenten : „Auch ein dolus kann in 
der Bücknahme durch die Concursmasse nicht gefunden werden, da sie dadurch 
blos ihr Becht ausübt. Am allerwenigsten wird aber der Gläubiger sich auf 
einen dolus berufen können, da es ja gewöhnlich nur von ihm abhing, recht- 
zeitig das Depositum zu erheben." Allein ganz dasselbe gilt auch ausserhalb 
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auseinandergellen 28) , so kann man doch diesen Umstand, bei 
dem die Codifieationsgeschiclite unseres allgem. bürgerl. Gesetz- 
buches beherrschenden Streben nach Emancipation vom römi- 
schen Rechte 2*), für die Auslegung des §. 1425 a. b. G. B. nicht 
für ausschlaggebend erklären. Allerdings erkennen auch der 
Code civil y Art. 1261, 1262 und das bayerische Gesetz- 
buch, IV, 14, §. 15 ein mehr oder minder begrenztes Rücknahme- 
recht des Deponenten an, dagegen stehen aber das allgem. 
preuss. Landrecht (I, 16, 3. Abschnitt) und das sächsische 
Gesetzbuch (§. 756 — 758) auf einem offenbar anderen Stand- 
punkte. 26) 

Während nämlich die erstgenannten Gesetzbücher das 
Rücknahmerecht des Deponenten insbesondere statuiren und 
auch die Rechtsfolgen der Rücknahme ausdrücklich angeben, 
macht das preuss. Landrecht und das sächsische Gesetzbuch 
von einem solchen Rücknahmerecht des Deponenten gar keine 
Erwähnung. Können wir den Standpunkt jener Gesetzbücher 
in dieser Frage, als den der „liberirenden Zahlungsofferte" 
erklären, so möchten wir den der letzteren als den Standpunkt 
der „bedingten Zahlungstheorie" bezeichnen, wie wir sie 
oben zu gestalten versucht haben. Und in der That geben die 
Bestimmungen des L Theils, 16. Tit., 3. Abschn. des allg, 
preuss. Landrechtes und insbesondere die §§. 213 und 230 
desselben der von uns vertretenen Anschauung klaren Ausdruck. 2«) 



des Coneurses. Was aber die öfltentlich - rechtliche Function des Gerichtes an- 
belangt, die so etwas nicht zulassen kann, so kann diese nicht in's Feld geführt 
werden, weil einerseits diese öffentlich-rechtliche Function des Gerichtes sich 
eben aus der hypothetisch-privatrechtHchen Stellung desselben bestimmen soll, 
und weil andererseits man dann doch zugeben würde, dass das Gericht Kraft 
seiner Amtspflicht auch das Interesse des Gläubigers zu wahren habe. 

") Vgl. V. Czyhlarz, a. a. 0. S. 673, Note 39, S. 675, Note 43, S. 677, 
Note 45, Ulrich, a. a. 0. S. 51, 64, 70, Windscheid, §. 347, Note 2. 

2*) Vgl. Pf äff u. Hofmann, Commentar, I, 1. Abth., S. 14, 15, 24. 

^^) Wenn das sächsische Gesetzbuch im §. 758 dem Deponenten die Rück- 
nahme des Depositums bis zur Verständigung des Gläubigers gestattet, so hängt 
das nur damit zusammen, dass dasselbe die Wirkung der Deposition überhaupt 
erst „von der Zeit, wo dem Berechtigten darch das Gericht bekannt gemacht 
worden ist, dass sie erfolgt ist^, eintreten lässt. 

*•) Allgem. Gesetzbuch für die Preussischen Staaten, I. Th., 
16. Tit. : „§. 213. Durch eine rechtmässige gerichtliche Deposition der schuldigen 
Summe oder Sache wird der Schuldner und dessen Bürge, sowie durch 
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Dem preussischen Landrechte hat sich nun das österr. bürgerl. 
Gesetzbuch, wie es diesem überhaupt in so vielfacher Beziehung 
zum Vorbilde gedient hat, offenbar auch in dieser Frage 
angeschlossen und deshalb dem §. 1425 die mit den Bestim- 
mungen des preussischen Landrechtes übereinstimmende Fassung 
gegeben. 

Und so möchten wir auch für das österr. Becht das Rück- 
nahmerecht der behufs Befreiung von der Schuld nach §. 1425 
a. b. G. B. deponirten oder sequestrirten Sache vor rechtskräf- 
tiger Entscheidung über die "ünrechtmässigkeit des Erlags oder 
der Sequestration verneinen. 

So lange die Sequestration nicht durchgeführt, also der 
Sequester nicht eingeführt ist, kann der Schuldner die einge- 
leitete Sequestration allerdings revociren. Diese Revocabilität 
hört aber auf, sobald das Gericht durch den Sequester und 
bezw. bei der Deposition durch Annahme des Erlages die ab- 
zutragende Sache für den Gläubiger in Verwahrung genommen hat. 
Von diesem Augenblicke an und nicht erst vom Zeitpunkte der 
gerichtlichen Bekanntmachung der Deposition oder Sequestration 
an den Gläubiger kann die Rücknahme nur im Einverständnisse 
mit dem letzteren geschehen. Der Zeitpunkt der Bekanntmachung 
an den Gläubiger ist für die Frage des Rücknahmerechtes 
überhaupt irrelevant, denn bat der Gläubiger nicht schon durch 
die Deposition oder Sequestration ein Recht erworben, so er- 
langt er es auch nicht durch die blosse gerichtliche Verständi- 
gung hiervon. So kann ja auch nicht bezweifelt werden, dass 
dem Gläubiger, wenn er aussergerichtlich hievon in Kenntniss 
gesetzt, auch noch vor der gerichtlichen Verständigung von 
der Deposition um die Ausfolgung der für ihn hinterlegten 
Sache ansucht, diese vom Gerichte herausgegeben werden muss. 
Ebenso datirt die Liberation des Schuldners nicht erst vom 



wirkliche Zahlung oder üebergabe, von der Verbindlichkeit befreit. 
§. 230. Hat der Gläubiger die Annahme der Zahlung aus rechtmässigen Ursachen 
verweigert ; oder werden die von dem Schuldner seiner oder seines Bevollmächtigten 
Legitimation entgegengesetzten Zweifel als unerheblich verworfen: so kann die 
auch wirklich erfolgte Deposition die Stelle der Zahlung oder üebergabe 
nicht vertreten, sondern sie ist auf Gefahr und Kosten des 
Schuldners geschehen." — Vgl. auch Koch, Recht der Forderungen, II, 
S. 674, und Förster, Preuss. Privatrecht. I, §.92. 
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Zeitpunkte der Bekanntmachung an den Gläubiger, sondern 
schon vom Zeitpunkte der vollzogenen Deposition oder Seque- 
stration. Die Bekanntmachung hat blos, wie bereits hervorge- 
hoben wurde, die Natur einer „entscheidenden" Thatsache mit 
der Wirkung der Liberation des Schuldners ex tunc.^'^) 



^') Die Österr. Gerichtspraxis lässt rücksichtlich der Rücknahme- 
befugniss des Deponenten und des Ausfolgungsrechtes des Gläubigers begreiflicher- 
weise eine feste Anschauung vermissen. In G. ü. 4901 wurde dem von A 
wegen Zurückstellung von Rindshäuten oder Zahlung von 205 fl. belangten B, 
der nach anhängig gewordener Klage bei Gericht 180 fl. als den von ihm zu- 
gestandenen Betrag seiner Schuld für A hinterlegt hatte, welcher Betrag „als 
schuldiger Kaufschilling fdr Leder zu Gunsten des A bis zur Austragung des 
Streites'* in Verwahrung genommen wurde, als er im Laufe des Streites die 
Wiederausfolgung des Depositums begehrte, diese vom 0. G. H. verweigert: 
„weil die Klage des A gegen B der Deposit ion vorausging, durch den von B 
auf den Kaufschilling für A ohne einen Vorbehalt gemachten Erlag der 180 fl., 
dieser Betrag dem Letzteren zur Verfügung gestellt wurde, darin, 
dass A weder von der Klage zurücktrat, noch die Ausfolgung der 180 fl. be- 
gehrte, ein Verzicht auf den deponirten Betrag um so weniger gesehen werden 
kann, als durch denselben der eingeklagte Kaufschilling nicht erschöpft wird." — 
Ebenso wurde in G. CT. 11.094 der von den Schuldnern für den Gläubiger zu 
Gericht erlegte Betrag als Klagscaution desselben gelten gelassen: 
„weil ... die Hinweisung auf den von den Beklagten dem Kläger zur Ver- 
fügung gestellten und gerichtlich erlegten Betrag genügt, um den Anspruch 
auf Leistung einer actorischen Caution als einen unberechtigten erkennen zu 
lassen." Dagegen wurde in G. U. 4910 das Gesuch des Gläubigers A um 
executive Einantwortung und Ausfolgung der von C dem Vermögensverwalter 
seines Schuldners, des Pupillen B zur Abwendung der Execution gerichtlich 
erlegten Baarschaft in III. Instanz bewilligt, mit nachfolgender (weil sie den 
den vorcitirten Entscheidungen und der im Texte vertheidigten Ansicht entgegen- 
gesetzten Standpunkt in principieller Auseinandersetzung vertritt, hier voll- 
inhaltlich angeführten) Begründung: „Wenn ein Schuldner nach Zulass des 
§. 1425 a. b. G. B. den geschuldeten Betrag erlegt, fungirt das den Erlag 
annehmende Gericht keineswegs als Geschäftsführer des Gläubigers und ver- 
mittelt nicht die Uebemahme für Letzteren, sondern handelt lediglich im Inter- 
esse des Schuldners, welcher des in jenem Paragraphen bezeichneten Vortheiles 
sich versichern will. So lange nicht der' Gläubiger den hinterlegten Gegenstand 
als Zahlung annehmen zu wollen erklärt oder der Schuldner das Erkenntniss 
erwirkt, dass der Erlag rechtmässig geschehen sei, und sohin als Zahlung zu 
gelten habe, bleibt das Depositum Eigenthum des Schuldners. Da in der vor- 
liegenden Executionssache keiner dieser Fälle eingetreten ist und es nicht angeht, 
ohne contradictorisches Verfahren im Verordnungswege darüber zu entscheiden, 
ob der Erlag ein rechtmässiger war und ob hierdurch das Execution srecht des 
Gläubigers erloschen ist, so kann dem A das Recht nicht abgesprochen werden, 
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Die ßevocabilität der Deposition und Sequestration bis 
zum Zeitpunkte der Verständigung der Parteien von derselben, 
liesse sich nur dann rechtfertigen, wenn man sich auf den 
Standpunkt stellt, dass die gerichtlichen Acte überhaupt erst 
mit dem Zeitpunkte der Parteienverständigung als vollzogen 
gelten, welcher Standpunkt jedoch keineswegs als stichhältig 
anerkannt werden kann. 



IL Abtheilung. Die politische Sequestration. 

Begriff und Eintheilung derselben. 

§.28. 

Unter politischer Sequestration versteht man im Allge- 
meinen jene Sequestration, welche von einer Verwaltungs- 
behörde verhängt wird. 

Politische Sequestration heisst sie, weil alle im Staate 
bestehenden Behörden, insoferne sie nicht Grerichte sind, als 
politische Behörden im weiteren Sinne bezeichnet zu 
werden pflegen, mögen sie nur bestimmte Kategorien von Regie- 
rungsgeschäften, wie z. B. die Finanz-, Polizei-, Gewerbe-, Schul-, 
Sanitätsbehörden u. s. w. oder alle übrigen , nicht ' einer beson- 
deren Behörde zugewiesenen Verwaltungsgeschäfte des Staates 
zu besorgen haben, wie die: Gemeindebehörden, Bezirkshaupt- 
mannschaften , Landesregierungen , Statthaltereien etc., welche 



auf die von dem Pupillen B erlegte Baarschaft wie auf ein anderweitiges Ver- 
mögen desselben die Execution fortzuführen nnd den Ersatz der bezüglichen 
Kosten zn begehren. Hieran ändert auch der Umstand nichts, dass der Erlag 
der Summen „zu Händen '^ des A geschah, weil bei richtiger Auffassung des 
§. 1425 a. b. G. B. diese Worte so viel nur besagen, dass A es ist, welchem die 
Executen die deponirte Summe offeriren." — Aehnlich wurde in G. U. 10.522 
dem Gläubiger die Ausfolgung einer a saldo geschehenen Hinterlegung einer 
Geldsumme a conto der behaupteten grösseren Forderung nicht bewilligt, weil 
der Kläger „im Irrthume ist, wenn er vermeint, dass der nur unter der Be- 
dingung (? der Erlag erfolgte nur nach §. 1425 auf Gefahr und Kosten des 
Klägers, allerdings mit der Anführung, dass dies der ganze geschuldete Betrag 
sei), der Annahme a saldo der Klagforderung hinterlegte Geldbetrag schon 
unbedingt in sein Eigenthum übergegangen, und dass ihm derselbe zur beliebigen 
Verfügung auszufolgen sei." 
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letztere Behörden man als politische Behörden im engeren Sinne 
bezeichnet. 

Die politische Sequestration hat ihre selbständigen, von 
der gerichtlichen Sequestration abweichenden Grundlagen, welche 
theils in den politischen, theils in den Justizgesetzen enthalten 
sind. Nach denselben kann man dreierlei Arten der politischen 
Sequestration aufstellen, und zwar: 

I. Die politische Sequestration zur Hereinbringung 
von Steuern und der denselben gleichgestellten öffentlichen 
Abgaben (Steuerexecution). 

II. Die polizeiliche Sequestration der gefundenen 
Sache. 

IlL Die im Verwaltungswege angeordnete Seque- 
stration einer Eisenbahn. 

I. Die politische Sequestration als Steuerexecution. 

§.29. 

1. Die gesetzlichen Grrundlagen derselben. 

A. Allgemeine. Die älteste allgemeine und, weil formell 
noch nicht aufgehoben, bis heute noch in Greltung stehende Vor- 
schrift über die Sequestration in Steuersachen enthält: 

1. Das k. k. Sistemalpatent der Kaiserin Maria 
Theresia vom 6. September 1748, Nr. 54 der Sammlung 
der Pol. Gesetz. Maria Theresias, I. Band, Seite 71 ^) und die 
demselben unter li't. A beigeschlossene „Instruction für die 
Führungscommissarien, wenn sie zur Eintreibung des 
rückständigen Extraordinariums als Sequester ange- 
stellt werden (Ibid. I, B S. 82). ^) Als weitere gesetzliche Vor- 
schriften sind anzuführen : 



^) Der vollständige Titel dieser Gesetzsammlung lautet: „Sammlung 
aller k. k. Verordnungen und Gesetze vom Jahre 1740 bis 1780, 
die unter der Regierung des Kaisers Josef des II. theils noch ganz 
bestehen, theils zum Theile abgeändert sind, als ein HiJfs- und 
Ergänzungsbuch zu dem Handbuche aller unter der Regierung des 
Kaisers Josef des II. für die k. k. Erbländer ergangenen Verord- 
nungen und Gesetze in einer chronologischen Ordnung." Wien 1787. 

*) Sieh den Auszug aus diesem Systemalpatent und die citirte Instruction 
lit, A im Anhange. 
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2. Die Verordnung vom 1. November 1755 (Pol: 
Ges. Smmlg. Mar. Ther. Nr. 423, III B, S. 266) % betreffend die 
einem Pfarr- und Beneficiensequester ausgeworfenen Liefergelder. 

3. DasHofdeeret vom 23. September 1796, Nr. 312 
J..G. S. *), betreffend die Zulässigkeit der Steuersequestration 
auch gegen die Concursmasse. 

4. Das Hofdecret vom 17. November 1798, Nr. 440 
J. G. S. ^) , enthaltend eine nähere Präcisirung der rechtlichen 
Stellung des politischen Sequesters. 



^) Verordnung, Wien, den 1. November 1755 (Pol. Ges. Smmlg. 
Mar. Ther., Nr. 423, IH. B., S. 266): „Es wird für das künftige festgesetzt, 
dass einem hierlands zur Exequirang des Kontribuzionalis statt des säumig sich 
bezeigenden landesfürstlichen Pfarrers, Benefiziaten und Stiftes abzuschickenden 
Sequester für diese auf sich zu nehmende Bemühung aus des Säumigen Ein- 
künften, insolange, als derselbe ausser seiner sonst habenden Stazion an dem 
Orte des in Beschlag genommenen Gutes zu verbleiben für nöthig hat, täglich 
2 il. verabfolgt werden sollen." 

*) Hofdecret vom 23. September 1796 an das innerösterreichische 
Appellazionsgericht in Folge Einvernehmens zwischen der obersten Justizstelle 
und der Hofcommission in Gesetzsachen. (Nr. 312 J. G. S.) „Die Eröffnung eines 
Konkurses kann den in der Landesverfassung gegründeten Rechten der ständischen 
Sequestrationen, ob der Kontributionsrückstände keinen Abbruch thun, sondern, 
diese Sequestration kann ungehindert des eröffneten Konkurses nicht nur fort- 
gesetzet, sondern auch neu angetreten werden; und muss der Kontributions- 
rückstand bei ausgebrochenem Konkurse zwar dem Vermögensverwalter angezeigt, 
er muss aber nicht vor dem Konkurse liquidirt werden." — Dieses Hofdecret 
muss durch §. 13 Conc. 0. insoweit als derogirt gelten, als nach §. 13 C. O. 
zu Gunsten der landesfürstlichen Steuern und anderen öffentlichen Abgaben eine 
Executionsführung gegen die Concursmasse nur dann gestattet ist, wenn diesen 
Abgaben ein privilegirtes Pfandrecht zusteht und wenn dieses Pfandrecht auch 
nur auf jene Gegenstände der Concursmasse geltend gemacht wird, welche dem- 
selben unterworfen sind, sonst aber auch die Steuern und öffentlichen Abgaben, 
insofeme ihnen ein Pfandrecht nicht zukommt, der Anmeldung im Concurse 
unterliegen (§. 43, Z. 4 Conc. 0.). 

^) Hofdecret vom 17*«" November 1798, an das Ost-Galizische Guber- 
nium und Appellationsgericht, über des letzteren Anfragsbericht vom 16. Octo- 
ber 1798 (Nr. 440 J. G. S.) : — „lieber eine gestellte Anfrage in Rücksicht des 
Benehmens bey den von politischen Behörden verhängten Sequestrationen ward 
die Weisung dahin ertheiiet : 

a) Dass der politische Sequester der betreffenden politischen Instanz nur 
einen Ausweis der Einnahme und der Ausgaben, um zu ersehen, inwieweit 
jene Sequestration nöthig ist, zu überreichen, die gehörig belegten Rechnungen 
selbst aber dem Eigenthümer des Gutes, oder dem betreffenden Interessenten zu 
übergeben schuldig sey; 
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5. Das Hofkanzlei-Decret vom 2. September 1824, 
Nr. 2093 J. G. S. ß), über das Verhältniss der poKtischen 
Steuersequesträtion zu einer bestehenden gerichtlichen Seque- 
stration. 

6. Das Hofdecret vom 15. April 1825, Nr. 2089 
J. Gr. S. an das Innerösterreichisch-Küstenländische Appellations- 
gericht ') über die Beschränkung der privilegirten Steuerseque- 
stration auf dreijährige Steuerrückstände und ihr Verhältniss 
zur Sequestration der Hypothekargläubiger, sowie die in diesem 
Hofdecrete bezogene und dadurch zur allgemeinen Gesetzes* 
kraft gelangte (vgl. Hofdecr. des obersten Gerichtshofes vom 
23. Juli 1830, Z. 4105, Provg. Smmlg. für Böhmen, 12. Bd., 
Nr. 184). 

7. Executions-Ordnung vom 5. Junius 1813 (für 
Steiermark. Hofkanzlei-Decret vom 20. Mai 1813 an das 



b) Wenn dergleichen Rechnungen zwischen dem Bechnnngsleger, und dem 
Mängelsteller streitig werden, hat der ordentliche Richter dieselben nach der 
Gerichtsordnung zu behandeln und darüber zu entscheiden; 

cj Wenn der politische Sequester nach Verlaufe eines jeden Jahres, über 
dreyßig Tage, in üeberreichung der Rechnungen saumselig wäre, hat die politische 
Instanz auf Ansuchen des Interessenten sogleich den saumseligen Sequester mit 
Executions-Mitteln zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit zu betreiben. 

dj Die politischen Sequestrationen der Gerichts-Instanz anzuzeigen ist 
nicht nothwendig, sondern vielmehr jener, welcher eine gerichtliche Execution 
ansuchet, muss darthun, dass die zu exequirenden Realitäten von der politischen 
Sequestration frey sind. (Vgl. hierzu oben S. 62.) Endlich 

ej Bedarf es auch nicht der Pränotirung der politischen Sequestrationen 
in der Landtafel, wenn sie nicht ausdrücklich verlangt wird." 

*) Hofkanzley-Decret vom 2*«° September 1824 an das Galizische 
Landes-Gubernium , ein verständlich mit der obersten Justizstelle und der Hof- 
commission in Justiz-Gesetzsachen (Nr. 2039 J. G. S.): „Ueber die Anfrage: ob 
die wegen Steuer-Rückständen verhängte politische Sequestration sich auch auf 
früher gerichtlich gepfändete Fahrnisse erstrecke? wird bedeutet: dass auf das 
im Wege der gerichtlichen Execution gepfändete bewegliche Vermögen des mit 
Steuern rückständigen Gutsbesitzers, politischer Seits, als auf eine durch den 
gerichtlichen Act schon ausser der Disposition des Eigenthümers gebrachte Sache, 
nicht gegriffen werden kann; dass es aber nach der Beschaffenheit der Fälle 
die Pflicht der politischen Behörde ist, die Vorzugsrechte, welche die Staats- 
verwaltung darauf etwa geltend machen könnte, mittels Einschreitens der 
Kammerprocuratur bei den Gerichtsbehörden anhängig zu machen." 

^ Siehe dieses Hofdecret im Anhange. 

Schubert, Die Sequestration. ]^9 
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Steierisch-Kärntnerische Landes-Gubemium. Kundgemacht am 
5. Junius 1818, Polit. Ges. Smmlg. Franz I., B. 40, S. 257). ») 

8. Das Hofkanzlei-Decret vom 20. Jänner 1834, 
Nr. 2638 J. G. S. *), welches bestimmt, dass die Vorschrift des 
Hofdecretes vom 12. October 1790, Nr. 63 J. G. S. wegen der 
Berichtigung der Interessen von den auf einer sequestrirten 
Realität früher intabulirten Capitalien auch auf politische Seque- 
strationen anzuwenden sei. 

jB. Particularrechtliche. Ausser den bisher angeführten, 
die politische Sequestration im Allgemeinen betreffenden Ge- 
setzen sind für die einzelnen Kronländer noch besondere Steuer- 
Executions-Ordnungen erflossen, welche auch die Seque- 
stration wegen schuldiger Steuern behandeln, so für Inner- 
österreich, Patent vom 1. December 1784, Pol. G. Smmlg. 
Joseph n., Bd. 6, S. 62, — für Steiermark ^o), Hofkanzleidecret 
vom 20. Mai 1813, Pol. G. Smmlg. Franz II., Bd. 40, Nr. 57 
(vergl. oben Nr. 7 und 8), — für Niederösterreich, Patent 
vom 20. Januar 1814, Pol. G. Smmlg. Franz II., Bd. 42, Nr. 9 
und Decret des n. ö. stand. Verordnetencollegiums vom 27. Mai 
1837, Z. 2150 Prov. G. N. Oest. Nr. 112, — für Oesterreich 



®) Die auf die Sequestration Bezug habenden Bestimmungen der §§. 6 und 7 
dieser Execationsordnung lauten: 

§.6. 

Wenn nach sechs Wochen vom Tage der ausgefertigten Executions- 
anweisung der rückständige Steuerbetrag nicht vollständig entrichtet ist, hat die 
ständische verordnete Stelle die Sequestration zu verhängen. 

§•7- 

Bey Verhängung der Sequestration sind alle Einkünfte derjenigen steuer- 
baren Realität, auf welcher der Rückstand pro Dominicäli haftet, oder niit 
welcher die rückständige Steuer pro RuHicali, insofern den Grundobrigkeiten 
dafür die Haftung obliegt, im katastralmässigem Zusammenhange steht, in 
Beschlag zu nehmen, und von den Einkünften alles zur Berichtigung des Stener- 
restes zu verwenden , was nach Abzug der Cultur- und Regiekosten , dann der 
laufenden Steuerschuldigkeit erübriget. 

») Siehe dasselbe oben S. 232, N. 3. 

*®) Rücksichtlich Steiermarks ist noch zu erwähnen das Hofkanzlel- 
Decr. vom 18. Jänner 1825, Z. 80 auf Grund a. h. Ent Schliessung 
vom 4. Jänner 1825, Prov. G. S. Steiermark, Nr. 45, die Hofkz.-Vrdg. vom 
5. August 1828, Z. 2785, Piov. G. S. Steiermark, die steierm. Gub. Vrdg. 
vom 28. Feber 1834, Z. 812, ebenda Bd. 16, Nr. 29 und das Hofkanzlei- 
Decret vom 7. October 1834, Z. 1402, ebenda 280. 
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ob der Enns, Patent vom 24. August 1815, Pol. G. Smmlg. 
Franzi!., Bd. 43, Nr. 91,— für Tirol, Hofkanzleideeret vom 
3. October 1822, Z. 27.316, Prov. G. Smmlg. für Tirol von 1822, — 
für Dalmatien Hofkanzleideeret vom 31. Mai 1837, kundgem. 
mit Circ. des Dalmat. Gub. vom 12. December 1837, — für 
Galizien und die Bukowina F. K E. vom 17. Juli 1854, 
Z. 30.130 und vom 11. November 1855, Z. 49.834, Land. G. B. f. 
Galizien Nr. 31 und 37. 

Für jene Kronländer, für welche keine besonderen Steuer- 
executionsordnungen erlassen wurden, bildet die Executions- 
Ordnung für Steiermark vom 5. Juni 1813 (oben Nr. 7) die ge- 
setzliche Grundlage. 

C. Finanzministerialerlässe. Da die bisher angeführten 
allgemein- und particularrechtlichen Vorschriften über die Steuer- 
execution noch aus einer Zeit stammen, in welchen das obrig^ 
keitliche Unterthanenverhältniss bestand, daher für die jetzigen 
staatlichen Zustände nicht mehr passen, sondern nur eine über- 
tragene und analoge Anwendbarkeit möglich machen, hat sich 
das Finanzministerium wiederholt veranlasst gesehen, Vorschriften 
über die Steuerexecution und insbesondere auch über die Steuer- 
sequestration im Wege von Finanzministerialerlässen zu 
ertheilen, welche, obwohl sie keine Gesetzeskraft haben, doch 
insofeme von Bedeutung sind, als die dem Finanzministerium 
unterstehenden Finanzbehörden bezüglich ihres Vorganges bei 
der Steuerexecution an dieselben gebunden sind. 

In dieser Beziehung sind insbesondere hervorzuheben : Der 
Fin. Min. Erl. vom 4. März 1878, Z. 2712, Beilg. des 
Verdgbl. des Fin.-Minist. f. Steiermark 1879:2, ent- 
haltend die Zusammenstellung der Vorschriften in Bezug auf 
die zwangsweise Eintreibung der directen Steuern, erlassen für 
Oesterreich unter und ob der Enns, Salzburg, Steier- 
mark, Kärnten, Krain, Mähren, Schlesien und das 
Küstenlands^) und der demselben beigefügte Anhang II, 
enthaltend die Instruction für die zur Einbringung der Steuern 
aus den Einkünften der Häuser aufgestellten politischen Se- 
quester 12), _ der Fin.M.E. vom 4. December 1858, Z. 46.060, 

'^) Siehe denselben in Manz's Steuergesetze, Bd. XXI, 2. Abth., S. 919 
und Röll's Steuergesetze, S. 873. 

*^) Siehe diese Instruction in RöH's Steuergesetzen, S. 902. 

19* 
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Beilage Nr. 14 f. Böhmen des Vdg. Bl. des Fin. Min^^ 
enthaltend die Steuerexecutionsordnung für Böhmen — und 
die rin. Min. E. vom' 30. März 1864, Z. 1196 und vom 
8 Jänner 1886, Z. 37.365, Beilage des Vdg. Bl. d. Ein. Min. f. 
die Bukowina, betreffend das Benehmen des politischen Seque- 
sters von zinstragenden Häusern und das Verhältniss der exe- 
cutiven zur politischen Sequestration. 

2. Inhalt der allgemeinen Vorschriften über die 
Sequestration als Steuerexecution. 

Die allgemeinrechtliche Grundlage für die politische Seque- 
stration als Steuerexecution bildet das oben erwähnte „Sistemal- 
patent" Maria Theresia's vom 6. September 1748 und die 
demselben sub Litt, A angeschlossene „Instruction". (Siehe oben 
Abs. 1, Nr. 1.) Dieses Systemalpatent, IV. Abtheilung, und die 
gedachte Instruction bestimmen, dass die Sequestration wegen 
Steuerrückständen nur gegen die Obrigkeiten wegen des rück- 
ständigen Extraordinariums (der Dominicalsteuerj stattzufinden 
habe ^3), wegen der Steuerschuldigkeit der Städte, der freisass- 
lichen Höfe und der Unterthanen aber die militärische 
Execution zu führen sei, und dass die Sequestration der 
Dominien darin zu bestehen habe, dass dem Sequester vom 
Kreishauptmanne ein Decret mitgegeben werde, mit welchem er 
sich bei der Obrigkeit oder bei dem Beamten zu melden habe. 

Gleich nach der Ausweisung soll der Sequester die Wirth.- 
schaftsbeamten alle Aemter liquidiren lassen, um hieraus zu 
sehen, wie viel in Renten, an Baarschaft und in anderen Aemtern 
an Effecten vorräthig sei. Alles vorräthige Geld und Effecte 
hat sodann der Sequester in Beschlag zu nehmen und die Renten 
zu sperren. Alles muss mit Vorwissen des Sequesters geschehen, 
mit den eingehenden Geldern soll nicht eigenmächtig gebahrt, 
noch sonst was veräussert werden. Die vorräthigen Effecte soll 
vielmehr der Sequester verkaufen, um daraus das rückständige 
Extraordinarium zu bezahlen, und wenn dieses noch nicht hin- 
länglich wäre, hat er bis zur vollkommenen Tilgung dessen im 
Orte zu verbleiben, sodann aber den Bericht über seine Ver- 
richtung dem Kreisamte erstatten. Der Sequester hat ferner 
sowohl während der Reise, als im Orte um sein baares Geld 



^8) Vgl, Mayrhofer, Handb. für den pol. Verwaltungsdienst, I. B., S. 311. 
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ZU zehren, und werden ihm täglich 30 kr. als Diätengelder ver- 
williget. Ausser diesem hat er nichts zu fordern, sondern sich 
über seinen Aufenthalt bei dem Kreisamte auszuweisen. 

Mit diesen Vorschriften stimmen im Wesentlichen auch 
■die für einzelne Provinzen bis zum Jahre 1848 erlassenen 
Steuer-Executions-Ordnungen überein. Vergl. insbesondere 
die §§. 6 und 7 d«r massgebend gewordenen Executions-Ordnung 
für Steiermark oben S. 290, Note 8. Aus diesen gesetzlichen 
Bestimmungen folgt, dass, wo nicht durch besondere für einzelne 
Provinzen erlassene nachträgliche gesetzliche Vorschriften Ab^ 
weichungen festgesetzt wurden, die politische Steuerexecution 
mittelst Sequestration nur rücksichtlich der ehemals obrig- 
keitlichen Güter, als welche im Allgemeinen die in die Land,- 
tafeln eingetragenen Güter bezeichnet werden können, gesetzlich 
gestattet ist, und dass hingegen die politische Execution gegen 
Steuerträger, die nicht Besitzer solcher Güter sind, nur im Wege 
der Militärexecution 1*) oder, soweit dies durch spätere Ge- 
setze als zulässig erklärt wurde, im Wege der politischen 
Pfändung, Schätzung und Feilbietung geführt, die Seque- 
stration aber in diesen Fällen von den politischen Be- 
hörden nur bei den Gerichten ang"esucht werden köiine. 
Daran hat die Aufhebung des XJnterthänigkeitsverhältnisses 
nichts geändert, noch konnten blos in das Verordnungsblatt des 
Finanzministeriums eingetragene Finanz -Minist.-Erlässe und ins- 
besondere der Finanz-Minist.-Erlass vom 4. März 1878, 
Z. 2712 (siehe oben S. 291) diesen gesetzlichen Zustand aufheben 
oder abänd-ern. Durch das Hofdecr. vom 17. November 1798, 
Nr. 440 J. G. S. ^^) wurde dem politischen Sequester ferner 
die Pflicht zur Rechnungslegung ah den Eigenthümer des 
sequestrirten Gutes und endlich durch das Hofdecr, vom 
20. Jänner 1834, Nr. 2638 J. G. S. auch die Verpflichtung 
zur Berichtigung der Interessen von auf dem sequestrirten 
Gute früh-er eingetragenen Capitalien auferlegt. 

^*) Die Instruction für die k. Kreishauptleiite lit. E des S. 287 erwähnten 
Systemalpatentes vom 6. September 1748 bestimmt in dieser Beziehung aus- 
drücklich im Absatz 3 „Auser dieser (der Militärexecution) ist keine 

andere Execuzionsart unter der schwersten Ahndung vorzunehmen. Das Extra- 
ordinarium ist durch die Sequestrazion einzutreiben, und die Vorschriften hier- 
über sind vorne angezeigt." (Instruction Uf. A, siehe Anhang). 

''^) Siehe dasselbe oben S. 288, Note 5. 
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Da der Wirkungskreis der bestandenen Kreisbehorden 
in Steuersachen auf die Bezirkshauptmannschaften und in 
Städten auf die Steueradministrationen, bezw. Steuer- 
localcommissionen übergegangen ist, so werden im Allge- 
meinen, abgesehen von besonderen Landesgesetzen , auch nur 
diese Behörden zur Verhängung der politischen Sequestration 
für competent erachtet werden können. 

H. Die rechtliche Stellung des fiscalischen Sequesters. 

Aus den Bestimmungen des Systemalpatentes vom 6. Sep- 
tember 1748 und der Instruction lit. A desselben rücksichtlich 
des zur Hereinbringung rückständiger Dominicalsteuern bestellten 
politischen Sequesters kann ersehen werden, dass seine ursprüng- 
liche Stellung eine von dem gerichtlichen Sequester verschiedene 
war. Die zu exequirende Partei hatte gar keine Einflussnahme 
auf die Auswahl der als Sequester zu bestellenden Person. Der 
Sequester wurde vielmehr von Amtswegen vom Kreishauptmanne 
bestellt ; er erhielt seine fixe Entlohnung auch nur vom Staate ; 
er hatte sich auf Grund seines Bestellüngsdecretes selbst einzu- 
führen und im Namen des Staates die ihm obliegenden Amts- 
handlungen vorzunehmen. 

Diese bestanden in einer Sperrung der Renten, Wegnahme 
der vorgefundenen Baarschaft, Verkauf der vorhandenen Vor- 
räthe, Verwendung der Baarschaft und der eingehenden Gelder 
zur Bezahlung der rückständigen Steuer und Fortsetzung dieser 
seiner Thätigkeit bis zur vollständigen Berichtigung des Steuer- 
rückstandes, lieber seine Thätigkeit hatte er auch nur dem 
Kreisamte Bericht zu erstatten. Der fiscalische Sequester war 
somit im wahren Sinne des Wortes Steuerexecutor und Voll- 
zugsorgan des Kreisamtes. Wenn aber mit der vorgefundenen 
Baarschaft und dem einmaligen Verkauf der Wirthschaftsvor- 
räthe die schuldige Steuer nicht gedeckt war, dann hatte der 
Sequester bis zur vollkommenen Tilgung derselben im Orte zu 
verbleiben, und nun begann für ihn eine in der That ver- 
waltende Thätigkeit. Die Renten waren gesperrt, es durfte 
nichts an den Besitzer des sequestrirten Gutes ausgefolgt, nichts 
ohne Vorwissen des Sequesters vorgenommen, insbesondere mit 
den eingehenden Geldern nicht eigenmächtig gebahrt, noch sonst 
was veräussert werden. Es unterliegt keinem Zweifel, dass im 
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Sinne des Gesetzes die rückständige Steuer nur aus den reinen 
Einkünften des Gutes, also unbeschadet des zur weiteren zweck- 
mässigen Bewirthschaftung desselben erforderlichen Aufwandes 
bezahlt und durch die Sequestration nur das Ziel erreicht werden 
sollte, dass die verfügbaren reinen Einkünfte nicht in die Hähde 
des Besitzers des steuerbaren Objectes gelangen, sondern aus- 
schliesslich zur Berichtigung der Steuerschuld verwendet werden. 
Die Sicherung der ordnungsmässigen Verwaltung des auch wegen 
schuldiger Steuern sequestrirten Gutes kam im Laufe der weiteren 
Gesetzgebung immer mehr zum Ausdrucke. So bestimmte schon 
die oben mehrfach bezogene Executions-Ordnung für Steiermark 
vom Jahre 1813 im §.7 ausdrücklich'*), daßs der Sequester von 
den Einkünften alles zur Berichtigung des Steuerrestes zu ver- 
wenden habe, „was nach Abzug der Cultur und Regie- 
kosten, dann der laufenden Steuerschuldigkeit er- 
übrigt". Ebenso machte das Hofdecret vom 20. Jänner 
1834, Nr. 2638 J. G. S. ^0 a^ch dem politischen Sequester die 
Berichtigung der Interessen von den auf dem sequestrirten Gute 
früher vorgemerkten Capitalien zur Pflicht. 

Mit Rücksicht auf das bisher Gesagte, und nachdem schon 
durch das Hofdecret vom J. 1798, Nr. 440 J. G. S. ") ange 
ordnet worden war, dass auch der politische Sequester dem 
Eigenthümer des sequestrirten Gutes gehörig Rechnung zu 
legen und über die Bemängelung derselben der ordentliche 
Richter zu entscheiden habe, kann behauptet werden, dass die 
rechtliche Stellung des fiscal ischen oder Steuer-Sequesters, 
wenn sie auch im Einzelnen einige Abweichungen aufweiset, 
dennoch im Wesen dieselbe ist, wie die des gerichtlichen 
executiven Sequesters, jedoch mit dem Unterschiede, dass bei 
der politischen Steuersequestration, weil der Staat hierbei nicht als 
Privatsubject, sondern auch was die Form der Geltendmachung 
seines auf öffentlichrechtlicher Grundlage beruhenden Anspruches 
anbelangt, als Staat, d. i. als die über ihren Anspruch selbst 
entscheidende und ihn unmittelbar selbst realisirende öffentliche 
Gewalt auftritt, es nur eine Sequestrationspartei, nämlich den 
Steuerexecuten, gibt. Der Staat selbst steht deshalb auch 

") Vgl. oben S. 290, Note 8. 
*') Siehe oben S. 232, Note 3. 
") Siehe oben S. 288, Note 5. 
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ZU dem fiscalischen Sequester, was die Verwaltung des seque- 
strirten Grutes betrifft, in keinem privatrechtliclien, sondern in 
einem öffentlichrechtlichen Verhältnisse. Der Sequester 
ist blos sein Vollzugsorgan, er übt nur eine ihm übertragene 
Regierungsgewalt aus. Er ist deshalb auch nicht dem Staate, 
bezw. der ihn bestellenden Behörde für seine Verwaltung privat- 
rechtlich verantwortlich, weshalb er auch der Behörde nicht 
über seine Verwaltung gehörig Rechnung zu legen , sondern 
nur einen Ausweis über die Einnahmen und Ausgaben zu über- 
reichen hat, um zu ersehen, inwieweit die Sequestration nöthig 
ist. Ebenso sind söine Ansprüche gegen den Staat regelmässig 
öfFentlichrechtlicher Natur. Wurde daher z. B. von der politischen 
Instanz einer ihrer Beamten zum Sequester bestellt, so kann er 
für seine Thätigkeit als Sequester keine besondere Entlohnung, 
und wenn er kein Beamter ist, diese Entlohnung nur nach den 
bestehenden G-esetzen beanspruchen. Die Höhe derselben unter- 
liegt daher der Bestimmung der Behörde. 

Zu dem Steuerexecuten dagegen steht der politische 
Sequester allerdings in einem privatrechtlichen Verhält- 
nisse in Hinsicht auf die Verwaltung des sequestrirten Grutes, 
und zwar in dem eines zwangsweisen Quasi-Mandatars desselben. 
Er hat deshalb dem Eigenthümer des Gutes über seine Ver- 
waltung eine gehörig belegte Rechnung zu legen und kann 
hierzu 30 Tage nach Ablauf eines jeden Jahres, bezw. nach 
Beendigung der Sequestration, über Ansuchen des Interessenten 
durch die politische Instanz mit Executionsmitteln verhalten 
werden. Die gelegte Rechnung unterliegt der Bemängelung im 
Wege des ordentlichen Rechnungsprocesses, in welchem der 
Execut vom Sequester die Herausgabe der eingehobenen, aber 
zur Berichtigung der Steuerschuld nicht verwendeten oder 
etwa defraudirten Nutzungen oder Werthe oder den Ersatz 
des ihm durch seine Verwaltung zugefügten Schadens bean^ 
spruchen kann. Die Kosten der politischen Sequestration und 
die dem politischen Sequester etwa gebührende Entlohnung 
sind selbstverständlich von dem Executen als Executions- 
kosten ^u ersetzen und daher aus dem Sequestrationserlöse zu 
decken. 
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II. Die polizeiliche Sequestration der gefundenen Sache. 

§30. 

1. Die Competenz zur Verhängung derselben. 

' Nach den §§. 389 und 390 a. b. G. B. hat der Finder, wenn 
die gefundene Sache mehr als zwölf Gulden werth ist, den 
Vorfall der Ortsobrigkeit anzuzeigen. Unter der Ortsobrig- 
keit ist die politische Behörde erster Instanz des Fund- 
ortes zu verstehen, da zunächst dieser die Sorge fiir die 
Sicherheit der Personen und Sachen oder die Handhabung der 
Ortspolizei zusteht, zu welcher jedenfalls auch die Einleitung 
und Durchführung des bezüglich des Findens im §. 390 a. b. G. B. 
vorgeschriebenen Verfahrens gehört. Competent zur Einleitung 
und Durchführung dieses Verfahrens ist daher regelmässig die 
Gemeindeobi^igkeit, insoferne, als dieser im übertragenen 
Wirkungskreise die Handhabung der Ortspolizei zusteht; in 
Hauptstädten aber, Wo für die Ausübung der staatlich-polizei- 
lichen Functionen besondere Aemter, die Polizeidirectionen, 
bestellt sind, sind es diese. ^) 

Die politische und bezw. die Polizeibehörde ist daher auch 
competent zur Verfügung der im §. 390 b. G. B. unter Um- 
ständen angeordneten Uebergabe der gefundenen Sache an einen 
Dritten zur Verwahrung oder m. a. W. zur Sequestration 
der gefundenen Sache. Gewöhnlich wird die Sequestration 
der gefundenen Sache als eine gerichtliche Sequestration 
aufgefasst. 2) Allein nicht nur der sprachliche Zusammenhang 
im §. 390 b. G. B. , sondern auch die Natur der Sache weisen 
auf die „Obrigkeif^ als diejenige Behörde hin, welche berufen 
ist, die im §. 390 angeordneten Vorkehrungen zu treffen. Denn 



^) V. Zeiller, II, zu §. 389, S. 169 bemerkt: „Bei höherem Werthe über- 
nimmt die (politische) Obrigkeit des Ortes die Sorge für die Kundmachung." 
Ebenso Nippel, Comm., III, S. 276, welcher jedoch schon S. 277 in der Klammer 
anführt, daps in Hauptstädten die Anzeige bei der Polizeidirection zu machen 
seA. Winiwartfer, II, S. 144 erklärt bestimmt, dass unter der Obrigkeit „die 
•politische Behörde zu verstehen sei, welche über Ordnung und Sicherheit zu 
wachen hat", und Stubenrauch, I, S. 766 behauptet in Uebereinstimmung mit 
unserer Textausführung, dass die Anzeige „(an den Gemeindevorstand oder in 
Orten, wo Polizeidirectionen bestehen, an diese) zu machen sei". 

*) So auch Wini warter, II, S. 145, welcher meint, dass der Dritte 
von dem Gerichte als Curator oder Sequester aufgestellt werden müsse. 
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nur sie, bei welcher die An;^eige wegen des Fundes erstattet 
worden, ist dadurch in die Lage versetzt, zu beurtheilen, ob 
die Sache nicht ohne Gefahr in den Händen des Finders ge- 
lassen, oder ob sie nicht ohne merklichen Schaden aufbewahrt 
werden könne, und sie ist es auch, die nach ihrem amtlichen 
Wirkungskreis nicht nur vorzugsweise befähigt ist, die Ver- 
iässlichkeit und Vertrauenswürdigkeit des Finders zu beurtheilen, 
sondern die auch zur Vornahme der. öffentlichen Feilbietung 
beweglicher Sachen ausschliesslich competent ist. (§. 269 k. Pat. 
vom 9. August 1854, Nr. 208 R. Gr. B.) Ebenso weist der Zweck 
dieser Sequestration, die gefundene Sache der Gefahr, der sie 
durch das Verbleiben in den Händen des Finders ausgesetzt 
ist, zu entziehen, auf ein sofortiges behördliches Einsehreiten 
nach erstatteter Anzeige hin, zu welchem eben auch wieder nur 
die politische Behörde in der Lage ist, bei welcher die Anzeige 
erstattet wurde, während, wenn die politische Behörde erst das- 
Gericht wegen Einleitung der gerichtlichen Sequestration requi- 
riren sollte, die Massregel der Sequestration grösstentheils 
illusorisch werden müsste. Auch ist es mehr als fraglich, ob 
das Gericht einer solchen Requisition Folge zu leisten hätte 
und ob es zur Verhängung einer solchen Sequestration competent 
wäre. Da der §. 390 b. G. B. die Sequestration der gefundenen 
Sache nicht ausdrücklich den Gerichten zuweiset^), müssten 
vielmehr u. E. diese beiden Fragen verneint werden. 

2. Voraussetzung für die Verhängung der Seque- 
stration der gefundenen Sache nach §. 390 ist, 

a) dass die gefundene Sache nicht ohne Gefahr in den 
Händen des Finders gelassen werden könnte, 



') Das Westgalizische GesetÄbnch hat in den, den §§. 389 und 390 
des allg. bürgl. Gesetzbuches correspondirenden §§.118 und 119, II. Th. in der 
That ausdrücklich angeordnet, dass der Fund „sogleich dem nächsten Gerichts« 
Stande anzuzeigen '^ sei, und dass das Gericht die öffentliche Kundmachung 
und eventuell die gerichtliche Hinterlegung der Sache oder des daraus gelösten 
Werthes zu veranlassen habe. Von der üebergabe der Sache in die Verwahrung^ 
eines Dritten enthält dasselbe noch nichts. Bei der Berathung dieser Paragraphen 
erachtete der Beferent, „dass, besonders weil auf dem Lande die Gerichte oft 
entlegen sind, die Anzeige, so wie bisher bei der politischen Obrigkeit 
geschehen solle", womit die übrigen Stimmführer einverstanden waren (Ofner, 
ürentw. I, S. 261). Wann der Zusatz „oder einem Dritten zur Verwahrang übergeben 
werden" gemacht worden ist, ist aus den Berathungsprotokollen nicht ersichtlich. 
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b) dasa sie ohne merklichen Schaden aufbewahrt werden 
kann, und 

c) dass sie sieh zu einem gerichtlichen Erläge nicht eignet. 
Ad a) Die Beurtheilung der Frage , ob die Sache nicht 

ohne Gefahr in den Händen des Finders gelassen werden könne, 
ist ganz dem Ermessen der politischen Behörde überlassen. 
Gleichgiltig ist es , ob diese Gefahr für die Sache aus der Yer- 
trauensunwürdigkeit des Finders oder aus dessen Unvermögen- 
heit, dieselbe ordentlich zu verwahren oder zu erhalten, weil 
z. B. der Finder keinen geeigneten Verwahrungsort für die 
Sache hätte oder nicht die erforderlichen Kenntnisse zur War- 
tung eines gefundenen Thieres besässe, oder ob sie aus dem 
erklärten Willen des Finders, die Sache überhaupt bei sich 
nicht behalten zu wollen, resultirt. 

Ad b) Die Sache muss ferner nicht von einer solchen Be- 
schaffenheit sein, dass sie durch eine Aufbewahrung Schaden 
nehmen, also dem Verderben unterliegen würde, weil sie in 
diesem Falle öffentlich feilzubieten und der daraus gelöste Werth 
gerichtlich zu hinterlegen ist.*) 



*) Die Worte des Gesetzes „wenn diese nicht ohne merklichen Schaden 
aufbewahrt werden könnte", berechtigen aber diesen Schaden nicht blos auf die 
Sache selbst, sondern auch auf den Schaden eines der Interessenten bei dem 
Funde überhaupt, also des Eigenthttmers , des Finders oder des Aerars zu be- 
ziehen, den diese insbesondere dadurch erleiden könnten, dass die Aufbewahrungs-*^ 
kosten, also vorzüglich die Kosten "der Sequestration, eine Höhe erreichen 
würden, bei welcher sie in dem durch die öffentliche Feilbietung der gefundenen 
Sache zu erzielenden Erlöse derselben inclusive der Kosten der Kundmachung 
nicht mehr ihre Deckung fänden. Wenn dieser Fall droht, wird daher die poli- 
tische Behörde befugt erachtet werden müssen, die selbst schon sequestrirte 
Sache im Wege der öffentlichen Feilbietung zu veräussern, weil sonst die Kund^ 
machungs- und Seqüestrationskosten zam Theile vom Staate getragen werden 
müssten, da der Finder, wenn er die gefundene Sache nicht in Anspruch nimmt 
(§. 392 a. b. G. B.) , überhaupt nicht , der sich meldende Eigenthümer aber,^ 
wenigstens nicht zum Ersätze der zu seinem Schaden gemachten Auslagen ver- 
halten werden könnte (§. 391 a. b. G. B.). Keineswegs wird aber die Rücksicht- 
nahme auf die möglichen Sequestrationskosten ausreichen, um schon bei Er- 
ledigung der Fundsanzeige wegen dieser Kosten statt der Sequestration di& 
öffentliche Feilbietung zu verfügen, wie v. Zeil 1er, II, S. 171, Nippel, III, 
S. 278 und Stubenrauch, I, S. 767, von denen letzterer bemerkt : „Auf gleiche 
"Weise (mittelst Feilbietung) muss wohl auch dann vorgegangen werden, wenn 
die Sache sich nicht ohne Kosten aufbewahren lässt, wie z. B. ein Thier, das 
gefüttert werden muss, da dem Finder wider seinem Willen nicht zugemuthet 
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Ade) Bezüglich des Erfordernisses, dass die gefundene 
Sache sich nicht zum gerichtlichen Erläge eignen darf, ver- 
weisen wir auf die Ausführungen im §. 27 oben, S. 3 7 fg. 

3. Was endlich die rechtliche Stellung des polizei- 
lichen Sequesters der gefundenen Sache anbelangt, 
80 sind wir geneigt zu behaupten, dass weder der Finder, noch 
der Eigenthümet der verlorenen Sache zu dem von der politi- 
schen Behörde aufgestellten Sequester derselben in dem durch 
den §. 968 a. b. G. B. für den freiwilligen oder gerichtlichen 
Sequester einer zwischen den Parteien in Streit befangenen 
Sache und diesen letzteren aufgestellten quasicontractlichen 
Verhältnisse steht, weil zwischen der Sequestration einer ge- 
fundenen Sache und der Sequestration einer Streitsache oder 
der executiven Sequestration keine Analogie besteht, und aus 
den §§. 391 und 392 a. b. G. B. hervorgeht, dass durch die ge- 
richtliche Hinterlegung oder Sequestration der gefundenen Sache 
der Finder sowohl wie der Eigenthümer in ein unmittelbares 
Rechtsverhältniss zum Staate selbst gerückt wird, welches darin 
besteht, dass der Staat, bezw. die Behörde, die von ihr in Ver- 
wahrung genommene Sache nur gegen Ersatz der damit ver- 
bunden gewesenen Auslagen dem Eigenthümer (bezw. Finder) 
auszufolgen verpflichtet ist (welches Retentionsrecht ja auch. , 
dem Finder gegen den Eigenthümer zusteht §. 392), und dass 
sie berechtigt ist, die Sache zur Deckung der aufgewendeten 
Kosten öffentlich feilbieten zu lassen. 

Der Staat besorgt daher im öffentlichen Interesse die 
Hinterlegung oder Sequestration gefundener Sachen auf eigene 
Gefahr und Kosten, der Sequester ist blos sein Verwahrer. 
Der Sequester kann daher auch weder den Finder, noch den 
Eigenthümer wegen der Sequestrationskosten in Anspruch neh- 
men, dagegen ist er ihnen über seine Verwaltung auch nicht 
Rechnung zu legen verpflichtet oder dafür verantwortlich. Dem 
Finder oder Eigenthümer steht nur bevor, die gefundene und 
sequestrirte Sache , in dem Zustande , in welchem sich dieselbe 
befindet, vom Staate gegen Ersatz der Kundmachungs- und 



werden kann, diese Auslagen zu bestreiten", — annehmen, weil nicht aus- 
geschlossen ist, dass sich der Eigenthümer sofort nach oder auch noch vor der 
Kundmachung meldet, und es für denselben keineswegs gleichgiltig ist, ob er 
die verlorene Sache selbst oder blos deren Feilbietungserlös erhält. 
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Verwahrungskosten einzulösen oder sie dem Staate zu über- 
lassen, damit sich dieser aus derselben für die Kosten bezahlt 
mache. Verzichtet der Finder oder Eigenthümer auf die Sache, 
dann kann er zu einem Ersätze der Kosten auch nicht heran- 
gezogen werden. 

III. Die im Verwaltungswege angeordnete Sequestration einer Eisenbahn. 

§.31. 

1. Nach §.12 des Eisenbahnconcessionsgesetzes vom 
14. November 1854, Nr. 238 R. G. B. kann das Handels- 
ministerium die Sequestration der concessionirten Eisenbahn auf 
Gefahr und Kosten der Betriebsuntemehmung anordnen, wenn 
die Eisenbahn-Unternehmung ungeachtet wiederholter Ermahnung 
die Anordnungen der vorgesetzten Behörden nicht befolgen oder 
wesentlichen Bestimmungen der Concessions-Urkunde oder der 
Eisenbahnbetriebs-Ordnung zuwider handeln sollte. 

2. Bei garantirten Eisenbahnen ist femer nach §. 4 
des Gesetzes vom 5. December 1877, Nr. 111 R. G. B. 
die Regierung berechtigt, wenn die garantirte Eisenbahn für 
die letzten 5 Jahre mehr als die Hälfte des garantirten Rein- 
erträgnisses jährlich in Anspruch genommen hat, den Betrieb 
derselben selbst zu führen. Diese Berechtigung der Regierung 
erlischt, wenn die Unternehmung durch 3 aufeinander folgende 
Jahre nicht die Hälfte des garantirten Reinerträgnisses jährlich 
in Anspruch genommen hat. 

Nur in dem unter Z. 1, nicht aber auch in dem hier unter 
Z. 2 angeführten Falle liegt eine Sequestration vor, weil, wenn 
die Regierung den Betrieb garantirter Eisenbahnen unter den 
gesetzlichen Voraussetzungen selbst übernimmt, sie, wiewohl 
dies auch nur durch eine von ihr zur Führung dieses Betriebes 
eigens bestellte dritte Person geschehen kann, hierbei doch nur 
ein ihr mit Rücksicht auf die übernommene Zinsen- Garantie 
zustehendes Privatrecht ausübt, während sie bei der im Ab- 
sätze 1 gedachten Uebergabe des Eisenbahnbetriebes an eine 
dritte Person (den Sequester) der Eisenbahnuntemehmung ala 
Staatsgewalt gegenübertritt, um sie durch dieses Mittel im 
öffentlichen Interesse zur Erfüllung der ihr obliegenden Ver- 
pflichtungen zu zwingen. 
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3. Die Art und Weise der Verwendung des Ein- 
kommens einer gerichtlich oder im Verwaltungswege ver- 
hängten Sequestration einer Eisenbahn bestimmt der §.47 des 
<iesetzes vom 19. Mai 1874, Nr. 70 R. G. B. über die Eisen- 
bahnbücher. ^) 

4. Die rechtliche Stellung des politischen Eisenbahn- 
sequesters nach dem Eisenbahnconcessionsgesetze vom 14. No- 
vember 1854 ist eine dem politischen Steuersequester analoge. 
Denn der Umstand, dass die Staatsverwaltung hier nicht zum 
Zwecke der Eealisirung eines ihr zustehenden öffentlichrecht- 
lichen Forderungsrechtes, wie es die Steuer ist, sondern um die 
Eisenbahnuntemehmung zur Erfüllung der ihr zum Zwecke der 
Ordnung und Sicherheit des Eisenbahnverkehrs gesetzlich ob- 
liegenden Verpflichtungen zu zwingen, also in anderweitigem 
öffentlichen Interesse selbst als Sequestrant auftritt, 
vermag das hierdurch begründete allgemeine Verhältniss zwi- 
schen Staat, Sequester und Partei, wie es bei der politischen 
Steuersequestration hervortritt, in der Wesenheit nicht zu 
ändern. Es werden daher die rücksichtlich der rechtlichen 
Stellung des politischen Steuersequesters entwickelten Grrund- 
sätze auch auf den politischen Eisenbahnsequester anzuwenden 
sein, nur dass rücksichtlich des letzteren keine gesetzlichen Be- 
stimmungen über die demselben gebührende Entlohnung be- 
stehen, weshalb die Bestimmung der eventuellen Entlohnung 
des Sequesters nach dem freien Ermessen des Handelsmini- 
steriums zu geschehen haben wird. Diese eventuelle Entlohnung 
des Eisenbahnsequesters aber, sowie die Kosten der Eisenbahn- 
sequestration überhaupt, sind Executionskosten, welche die 
sequestrirte Eisenbahnuntemehmung zu tragen hat, und welche 
deshalb auch aus dem Sequestrationserlöse zu decken sind, da 
die Sequestration auf Gefahr und Kosten der Betriebsunter- 
nehmung verfügt wird. 

*) Siehe diesen Paragraph oben S. 113, Note 9. 
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ANHANG 



enthaltend jene Belegstellen, welche ihres grösseren Umfanges wegen in den 
Noten nicht aufgenommen werden konnten. 



1. Justiz-Hofdecret Tom 21. Februar 1842 

an sämmtliche Appellationsgerichte; sämmtlichen Länderstellen bekannt gemacht 
mit Hofkanzlei-Decret vom 4. März 1842 (Nr. 599 J. G. S.). 

(Zur Seite 188.) 

Im Anschlüsse wird dem Appellationsgerichte über erfolgte Mittheilung 
Yon Seite des k. k. Hof kriegsrathes Ein Exemplar des mit Allerhöchster Ent- 
■schliessung vom 7. Jänner 1842 sanctionirten Gesetzes über die Abschaffting der 
•Strafe der Yermögens-Confiscation wegen des Verbrechens der meineidigen Ent- 
weichung aus dem Kriegsdienste zugefertiget. 

Beilage. 

Gesetz wegen Aufhebung der Vermögens-Confiecation in den Militär-Deeertione- 
fäiien und Einführung von Entechadigunge-Pauechalien. 

In Verfolg der Grundsätze, in deren Gemäßheit die nach den älteren 
•Strafgesetzen verhängte Vermögens-Confiscation in den k. k. Staaten größtentheils 
l)ereits aufgehoben worden , haben Seine Majestät in dieser Beziehung nunmehr 
auch hinsichtlich des Verbrechens der meineidigen Entweichung aus dem Kriegs- 
•^ienste, die nachfolgenden Bestimmungen festzusetzen geruhet: 

§1 

Die Strafe der Vermögens-Confiscation, insoweit sie wegen des erwähnten 
Verbrechens bisher noch gesetzliche Anwendung fand, ist für die ganze Armee 
abgeschafft. 

Eingebome der Militär-Gränz-Communitäten , welche mit Bewilligung ihrer 
Geburts-Obrigkeiten in die aus Ungarn und Siebenbürgen, sowie aus den mili- 
tärisch conscribirten und lombardisch-venetianiflchen Provinzen ergänzten Truppen- 
körper eingetreten sind, haben in dem Falle der Desertion dem Aerar die Ent- 
«chÄdignng in jenem Pauschal- Ausmaße zu leisten, welches für den Tmppenkörper, 
zu dem sie gehören, festgesetzt ist. 
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§.5. 
Das Pauschal-Entschädigungs-Quantum ist gleich in die Deserteurs-Meldung 
aufzunehmen und nach vorläufiger kriegscommissariatischer Bevision und Bestäti- 
gung von dem Vermögen des Deserteurs ohne Verzug hereinzubringen. Steht 
dieses Vermögen unter der Verwaltung einer Civilbehörde , so hat Letztere auf 
Ansuchen des Regiments-Commando den bekannt gegebenen Entschädigungsbetrag 
einzuheben und dem Regimente oder Corps zur Abfuhr an die Kriegscasse zu 
übermitteln. Wenn der Deserteur durchaus nur solche Montursstücke mitgenommen 
hat, welche nicht mehr in einer Verrechnung stehen, oder wenn die von ihm 
mitgenommenen ärarischen Effecten bei seiner Ergreifung in noch brauchbarem 
Zustande zurückgelangen, findet die Bezahlung der Pauschal - Entschädigung 
nicht Statt. 

§.6. 

Die für einen Deserteur aus Anlaß seiner Anhaltung und Einlieferung zu 
zahlende Taglia und die sonstigen Einbringungskosten sind aus dessen Vermögen 
erst dann einzuheben und zur Kriegscasse abzuführen , wenn solche Auslagen 
wirklich statt gefunden haben. 

§•7. 

Ebenso ist in dem Falle, wenn ein Deserteurs- Complot vor der Ausführung 
entdeckt wird, die dem Entdecker bezahlte Belohnung von dem Complotstifter 
dem Aerar sogleich zu ersetzen und nach bewirkter Einhebung an die Kriegs- 
casse abzuführen; sofeme aber das Vermögen des Complotstifters hierzu nicht 
hinreicht, ist das Abgängige von den Theilnehmem am Complote, die dafür 
171 solidum haften, hereinzubringen, und von dieser Haftung nur derjenige Com- 
plotist befreit, der aus Reue das Complot zu einer Zeit, wo es noch unentdeckt 
war, anzeigt. 

§.8. 

Da ein Deserteur nach den bestehenden Gesetzen vom Tage seiner Ent- 
weichung bis zu seiner Stellung oder Einlieferung zu allen Erbanfällen unfähig, 
und aller bürgerlichen Rechte verlustig, somit auch über sein zurückgelassenes 
Vermögen weder unter Lebenden, noch auf den Todesfall zu verfügen berechtigt 
ist; so soll ein solches Vermögen nach Abzug der an die Kriegscasse abzu- 
führenden Entschädigungssummen bis zur Rückkehr des Deserteurs, oder im 
Falle diese nicht erfolgt, bis zu seinem Ableben, unbeschadet jedoch der Rechte 
und Schulden, welche darauf haften, sowie der Ansprüche auf die von dem 
Deserteur schuldigen Alimente sequestrirt werden. 

§.9. 

Wenn Kinder oder Descendenten solcher Deserteurs vorhanden sind, die 
im Staate domiciliren , so wird ihnen während der Lebenszeit der nicht rück- 
gekehrten Deserteurs aus den Einkünften des sequestrirten Vermögens nur der 
standesmäßige Unterhalt verabfolgt. 

§• 10. 

In dem einen und dem anderen Falle werden die bleibenden reinen Ein- 
künfte einstweilen als Zuwachs des Vermögens angesehen, mit gehöriger Sicherheit 
auf die bestmöglichste Art fruchtbringend angelegt und gleich dem Stamme in 
Sequestration behalten. 
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§11. 
Nach dem natürlichen Tode solcher nicht zurtickgekehrter Deserteurs wird 
das sequestrirte Vermögen ihren gesetzlichen Erben hinausgegeben. 

§. 12. 
In besonders rticksichtswürdigen Fällen, wenn Kinder oder Descendenten, 
die im Staate domiciliren, vorhanden sind, ist den Behörden gestattet, im Wege 
der Gnade bei Seiner Majestät um die Erfolglnssung des sequestrirten Vermögens 
an dieselben, mit Anführung der Gründe, einzuschreiten. 

§. 13. 
Wegen Einleitung dieser Sequestration ist sich vom Regimente oder Corps 
an diejenige Behörde, unter deren Jurisdiction oder Verwaltung das zurückgelassene 
Vermögen steht, sogleich nach erhobener Gewißheit der Desertion zu wenden. 

§.14. 

Die Bestimmungen der §§. 8 bis inclusive 13 haben auch für den Fall, 
als ein Officier desertiren sollte, zu gelten. 

§15. 

Dagegen sind die Bestimmungen der §§. 8 bis inclusive 13 auf das den 
Civilbehörden Ungarns und Siebenbürgens unterliegende Vermögen der Deserteurs 
nicht anzuwenden, sondern die Provinzial-BehÖrden in dieser Beziehung von den 
Militärgerichten lediglich aufzufordern, nach den Landesgesetzen ihr Amt zu handeln. 

§. 16. 

Die in den §§. 8 bis inclusive 13 enthaltenen Sequestrations-Bestimmungen 
erstrecken sich im Allgemeinen auch auf das Vermögen der Militärgränzer , in- 
sofeme nicht die im §. 15 als Ausnahme enthaltene Vorschrift anzuwenden ist. 

§.17. 

Auch das unbewegliche Vermögen, welches desertirte Gränzer als Militär- 
lehen besitzen, kann im Allgemeinen nicht nach den §§. 8 bis inclusive 13 be- 
handelt werden, sondern es hat in Ansehung solcher Gränzlehen bei den bestehenden 
Vorschriften zu verbleiben. Nur in der siebenbürgischen Militärgränze, wo die 
Bealgerichtsbarkeit den Civilbehörden zusteht, ist im Sequestrationsfalle des den 
siebenbürgischen Civilbehörden unterstehenden Vermögens eines Deserteurs die 
im §.15 festgesetzte Bestimmung zu beobachten. 

Das von Gränz-Deserteurs zurückgelassene freiverbliche Vermögen ist durch 
öffentliche Versteigerung in bares Geld umzuwandeln, fruchtbringend anzulegen 
und überhaupt von dem Gerichte nach den Bestimmungen der §§. 8 bis inclusive 
12 zu verwalten. 

Hätte jedoch ein desertirter Gränzer, solche bewegliche Sachen zurück- 
gelassen, die seinen zurückgebliebenen Kindern oder sonstigen Mitgliedern der 
Haus-Communion oder des Gränzhauses, wozu er gehörte, besonders nützlich oder 
zum Wirthschaftsbetriebe nicht wohl entbehrlich sind; so können ihnen solche, 
gegen Sicherstellung des Schätzungswerthes, zur Benützung bis zum Ableben des 

Schubert, Die Sequestration. 20 
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Deserteurs überlassen werden, wo dann die Verfügung des §. 11 in Kraft zu 
treten hat. 

§. 18. 
Die im ersten Paragraphe angeordnete Abschaffung der Vermögens-Con- 
fiscation ändert nichts an jenen Vorschriften, die hinsichtlich des von Ausreißern 
und Complotstiftem verwirkten Anspruches auf das Dienst-Gratiale und auf rück- 
ständige Gebühren, dann hinsichtlich der Einziehung des Depositums desertirter 
Stellvertreter bisher in Wirksamkeit bestehen. 

§.19. 
Dieses Gesetz hat von nun an in allen Desertionsfällen Anwendung, welche 
nach dessen Kundmachung zur Untersuchung und Entscheidung gelangen, wenn 
auch das Verbrechen selbst schon vor dessen Kundmachung begangen worden ist. 



2. Militär-Straf-Gdsetzbuch ttozü 15. Jänner 1855 

(Nr. 19 E. G. Bl.). 

(Zur Seite 188.) 

§. 208. 

Foigm Ausser der einen Deserteur nach diesem Gesetze treffenden Strafe sind 

sertiMt. mit der vollführten Desertion nachbenannte Folgen verbunden : 

a) Ist der Deserteur vom Tage der vollbrachten Desertion bis zu seiner 
Stellung oder Einlieferung unfähig, über sein Vermögen unter Lebenden oder auf 
den Todesfall zu verfügen, und die Sequestration dieses Vermögens bis zu seinem 
Wiedereintreffen oder im Falle dieses nicht erfolgt, bis zu seinem Ableben, un- 
beschadet der darauf haftenden Ansprüche eines Dritten, auf gleiche Weise und 
mit gleicher Begünstigung für die Kinder und Nachkommenschaft einzuleiten, 
wie dieses in der Allerhöchsten Entschliessung vom 7. Jänner 1842 und in den 
Auswanderungs-Gesetzen vorgeschrieben ist; 

h) auch jede vor ausgeführter Desertion errichtete letztwillige Anordnung 
wird rücksichtlich des im Staate befindlichen Vermögens ungiltig; und wenn 
sich ein statt eines Andern eingetretener Freiwilliger der Desertion schuldig 
macht, bleibt er selbst nach seiner Eückkehr nicht nur der ihm zugesicherten 
Zulage, sondern auch der übrigen ihm als solchen zugestandenen gesetzlichen 
Begünstigungen verlustig ; 

c) dasjenige Vermögen, welches einem Deserteur bis zu seiner Verhaftung 
oder Rückkehr unter dem Titel einer Erbschaft, eines Vermächtnisses oder einer 
Schenkung auf den Todesfall innerhalb des Staats-Gebietes zufällt, ist an seiner 
Statt jenen gesetzlichen Erben zuzuwenden, denen es zugefallen sein würde, 
wenn der Deserteur den Anfallstag nicht erlebt hätte; 

d) für die von einem Deserteur mitgenommene Montur, Armatur, Rastung 
und für das entführte Dienstpferd ist aus seinem Vermögen nach dem festgesetzten 
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Pauschal-Tarif und für die bezahlte Taglia und sonstigen Einbringungskosten nach 
dem Betrage derselben Schadloshaltung an das Militär-Ärar zu leisten. 

Die für einen desertirten, als Stellvertreter in Militär-Dienste getretenen 
Mann hinterlegte Einstands-Caution ist vorzugsweise zu dieser Entschädigung zu 
verwenden, das Uebrige aber für den Staatsschatz einzuziehen, und selbst für 
den auf General-Pardon sich Meldenden nach Abzug der davon berichtigten Ersatz- 
Posten nur in sofeme wieder zu hinterlegen, als er bis zu seiner Rückkehr nicht 
invalid geworden ist; 

e) jeder zu einer bestimmten Dienstzeit verpflichtete, nicht mit dem Tode 
zu bestrafende Desertenr ist, wenn er nicht über sechs Monate abwesend war, 
anzuhalten, ein weiteres Jahr über seine Dienstzeit nachzudienen. Im entgegen- 
gesetzten Falle hat er die Zeit seiner Abwesenheit doppelt nachzudienen , inso- 
feme dadurch die gesetzliche Dienstzeit nicht um mehr als vier Jahre üljer- 
schritten wird; wenn sich ein Reserve- Mann der Desertion schuldig macht (§. 189), 
ist seine Reserve- Verpflichtung um den Zeitraum seiner Abwesenheit, jedoch niemals 
um mehr als ein Jahr zu verlängern; 

f) endlich verliert jeder Deserteur, selbst wenn ihm ein General-Pardon zu 
statten kommt, für die vergangene Zeit allen Anspruch auf das Dienst-Gratiale, 
auf die etwa rückständigen Gebühren, und wenn er bei seiner Rückkehr oder 
Einbringung invalid befunden würde, auch den Anspruch auf die Invaliden- 
Versorgung. 



3. Statuten der Hypothekarcreditsabtheiliing der österreiohiscli- 
iingari8ohe& Bank. 

(Gesetz vom 27. Juni 1878, Nr. 66 R. G. Bl., §§. 39—46.) 
(Zur Seite 222.) 

§. 39. 

Die Execution auf die verpfändete Realität wird entweder durch die 
Sequestration oder durch die Veräusserung der Realität vollzogen. 

Es hängt von der Bank ab, die eine oder die andere dieser Vollziehungs- 
arten zu wählen. 

§• 40. 
Wählt die Bank die Sequestration der verpfändeten Realität, so kann sie 
diese auf alle Einkünfte ausdehnen oder nur auf eine gewisse Gattung derselben 
beschränken und sie kann bestimmen, ob die Einkünfte von dem Sequester un- 
mittelbar verwaltet, oder ob sie verpachtet werden sollen. 

§. 41. 
Das Executionsgericht hat den von der Bank vorgeschlagenen Sequester, 
jedoch auf deren Gefahr und Verantwortung (§. 43), zu bestellen. Hätte es gegen 
die Person des vorgeschlagenen Sequesters begründete Bedenken, so wird es die 
Bank zum Vorschlage eines anderen Sequesters auffordern, den vorgeschlagenen 
aber inzwischen bestellen. 

20* 
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§. 42. 

Der Besitzer der sequestrirten Realität hat seine Einwendungen gegeo 
den auf den Vorschlag der Bank bestellten Sequester längstens binnen vierzehn 
Tagen geltend zu machen. lieber diese Einwendungen wird das Executionsgericht 
unverweilt mit beiden Theilen yerhandeln, und wenn sich diese über die Person 
des Sequesters nicht einigen, von Amtswegen einen Sequester bestellen. 

Bis dies geschehen, wird der über Vorschlag der Bank vom Gerichte be- 
stellte Sequester unbeirrt sein Amt handeln. 

§.43. 

Die Gefahr \ und Verantwortung der Bank für die von ihr vorgeschlagenen 
Sequester (§. 41) erlischt , nachdem die im §. 42 festgesetzte Frist verflossen, 
ohne dass der Besitzer der sequest]:irten Realität gegen die Person des Sequester» 
Einwendungen erhoben, oder von dem Zeitpunkte, wo beide Theile sich über die 
Person des Sequesters verständigt haben, oder von dem Gerichte der Sequester 
von Amtswegen bestellt wurde. 

§. 44. 

Der Sequester hat, nachdem er die Vorgangsposten, als : die Steuern und 
sonstigen Umlagen , die Zinsen der vorausgehenden Tabularposten u. s. w. be- 
richtigt, die rückständigen und laufenden Gebühren xmmittelbar an die Bank und 
nur den hiernach sich ergebenden üeberschuss der Einkünfte nach den jeweiligen 
Bestimmungen des Gerichtes abzuführen. 

§.45. 

Der Sequester hat die Rechnungen alljährlich, und zwar längstens binnen 
dreissig Tagen nach Ablauf des Solarjahres, oder — wenn die Sequestration nicht 
Ein Jahr lang dauerte — binnen vierzehn Tagen nach Aufhebung der Sequestra- 
tion gehörig belegt, an das Executionsgericht zu überreichen, welches die 
Rechnungen nach Vernehmung des Besitzers der sequestrirten Realität ungesäumt 
zu erledigen hat. 

§.46. 

Will die Bank die einzelnen oder gesammten Erträgnisse der sequestrirten 
Realität verpachten, so kann dies nur im Wege der öffentlichen Versteigerung- 
geschehen. Zu diesem Behufe hat die Bank die Versteigerungsbedingnisse vorzu- 
schlagen, welche das Executionsgericht ohne Einvernehmung des Besitzers der 
sequestrirten Realität prüfen und — wenn es sie unbedenklich gefunden — 
genehmigen wird. 

Hiemach wird das Gericht die Versteigerung veranlas.sen und bestimmen , 
an wen der Paclitschilling nach Abzug der im §. 44 erwähnten Vorgangsposten 
und der an die Bank zu leistenden Zahlungen abzuführen sei. 
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i JuBtiz-lCinisterial-Erlass vom 2. Juli 1877, Z. 851. 

(Zar Seite 227, Note 1.) 

Die in letzter Zeit anfgetaachten Bedenken gegen die Zulääsigkeit dep 
amtlichen Beschlagnahme von an eine seqnestrirte Unternehmung gerichteteQ 
Briefpostsendnngen gaben dem k. k, obersten Gerichtshofe Veranlassung, diese 
Bechtsfrage mit anderen damit in unmittelbarer Verbindung stehenden einer ein- 
gehenden Berathung zu unterziehen und in der Note vom 5. Juni 1877, Z. 4081, 
an das Justiz-Ministerium ein ebenso umfassendes als tiefgehendes Gutachten 
niederzulegen. Es wird demnach eine Abschrift jenes Theiles der Note des obersten 
Gerichtshofes, welcher das in Rede stehende Gutachten enthält, zur Wissenschaft 
mitgetheilt. — Abschrift der Note des obersten Gerichtshofes an das 
Justiz-Ministerium vom 5. Juni 1877, Z. 4031. — Nach der Ansicht 
des obersten Gerichtshofes kann der Zweck und die Sicherung des Erfolges der 
Sequestration einer Unternehmung, d. i. eines auf Erwerb gerichteten Geschäfts- 
betriebes, allerdings nach Umständen die Beschlagnahme von für die seqnestrirte 
Unternehmung einlangenden Postsendung, und beziehungsweise deren Ausfolgung 
an den gerichtlich bestellten Sequester erheischen, und eine solche Verfügung 
wird, da der Sequester einer Sache (sofern ihm dieselbe nicht lediglich zur 
Verwahrung anvertraut ist) als gerichtlich bestellter Verwalter fungirt, als solcher 
,niit dem Befugnisse auch die Verpflichtung, alles zur entsprechenden Verwaltung 
Erforderliche vorzukehren und die hierzu nöthigen Mittel in Anspruch zu nehmen 
auf sich hat, in Bezug auf die sequestrirte Sache deren Eigenthümer repräsentirt, 
und dem letzteren gegenüber in dieser Beziehung in demselben Verhältnisse steht, 
vermöge dessen nach den Bestimmungen des §. 22 der Fahrpostordnung vom 
12. Juni 1838, Nr. 280 und des §. 31 der Briefpostordnung vom 
6» November 1838, Nr. 302 J. G. S., Fahr- und Briefpostsendungen an den 
gerichtlich bestellten Vermögensverwalter des Adressaten auszufolgen sind , und 
da weiters in der Ausfolgung eines Briefes oder anderer, unter Siegel gehaltener 
.i^chriften an diejenige Person, welche vermöge des ihr vom Gerichte übertragenen 
Amtes als zu deren Empfangnahme berechtigt anzusehen ist, eine Verletzung des 
Artikels 10 des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 (R. G. Bl. 142) und 
des Gesetzes vom 6. April 1870 (R. G. Bl. 42, Bd. 1, 2, 5) nicht gelegen sein kann, 
vom Standpunkte der bestehenden Gesetze auch als zulässig angesehen werden 
müssen, dies jedoch nach dem Dafürhalten des obersten Gerichtshofes nur in der 
Beschränkung auf solche Postsendungen, welche die sequestrirte Unter- 
^nehmung betreffen und Geld oder Geldwerth enthalten. — Diese beiden 
Beschränkungen ergeben sich aus nachstehenden Betrachtungen : Zuförderst kann 
es keinem Zweifel unterliegen, dass eine analoge Anwendung der Bestimmung deß 
^. 89 der Concursordnung , zufolge welcher nach eröffnetem Concurse alle für 
.den Gemeinschuldner einlangenden Sendungen, Briefe und Depeschen an den Masse- 
. Verwalter auszufolgen sind, auf den Fall einer Sequestration schon vermöge der 
hinsichtlich des Zweckes und des Umfanges der Wirkungen zwischen der Concurs- 
und der Sequestrationsverhängung bestehenden wesentlichen Verschiedenheit nicht 
i^tattfinden kann, da eine Sequestration, sei es eine sicherstellungsweise oder 
.executive, stets nur die Nutzungen eines einzelnen bestimmten Vermögensobjectes 
zum Gegenstande hat, nur diese Nutzungen der Disposition des Eigenthümers 
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entzieht, denselben aber in der freien Gebarung mit einem anderweitigen Ver- 
mögen nicht beschränkt, während der Concurs sich auf das Gesammt vermögen 
de» Gemeinschuldners erstreckt, und den letzteren daher hinsichtlich seines Ver- 
ftigungsrechtes in weit höherem Masse beengt. — Aus diesem wesentlichen Unter- 
schiede folgt nothwendig, dass im Sequestrationsfalle derjenige, gegen welchen 
die Sequestration verhängt worden ist, hinsichtlich der Empfangnahme von Post- 
sendungen und hinsichtlich der Verfttgung über dieselben jedenfalls- auch nur 
insoweit beschränkt werden könne, als es sicli um Postsendungen handelt, welche 
den zufolge der Sequestrationsverfögung seiner freien Verfügung entzogenen Theil 
seiner Einkünfte betreffen. In einem weiteren Umfange gedacht, wäre eine solche Mass- 
regel mit dem staatsgrundgesetzlich gewährleisteten Schutze des Briefgcheimnissefs 
und mit den Bestimmungen des Ges. vom 6. April 1870 (R. G. Bl. 42, Bd. 1, 5) unver- 
einbarlich und würde auch mit der dem Sequester auferlegten Verpflichtung, die den 
Gegenstand der Sequestration nicht berührenden Postsendungen dem Eigenthümer 
des Sequestratio'nsobjectes auszuhändigen, mit jenen gesetzlichen Bestimmungen nicht 
in Einklang gebracht werden, da eben das Briefgeheimniss nicht gewahrt wäre, 
wenn der Sequester vorerst alle für den Eigenthümer der sequestrirten Unter- 
nehmung eingehenden Postsendungen hinsichtlich ihres Inhaltes und Gegenstandes 
zu untersuchen hätte. Es bedarf auch kaum einer weiteren Erwähnung, dass die 
Verfügung, welche der §. 89 der Concursordnung für den Concursfall enthält, 
eine wesentliche und weittragende Ausnahme von den gesetzlichen Bestimmungen 
zum Schutze des Briefgeheimnisses ist, und schon als solche eine ausdehnende 
Anwendung auf den Sequestrationsfall nicht finden kann, zumal en jener Be- 
stimmung des §. 89 der Concursordnung noch andere , weiterreichende Zwecke 
und Rücksichten zu Gründe liegen, welche bei der auf ein bestimmtes einzelnes 
Vermögensobject beschränkten Sequestration nach dem Zwecke und der Natur 
dieses Sicherstellungs- oder Executionsmittels nicht eintreten. — Was aber dre 
weitere, oben ausgesprochene Ansicht betrifft, dass die Beschlagnahme von Post- 
sendungen in Sequestrationsfällen einer Beschränkung auch in Absicht auf deli 
Inhalt und Gegenstand der Sendung zu unterziehen sei, so dürfte sich diese An- 
sicht schon im Allgemeinen durch den Hinblick auf die Consequenzen einer von 
einer solchen Unterscheidung absehenden Beschlagnahme rechtfertigten lassen. 
Es mag hier davon abgesehen werden, dass, wie es scheint, die Veranlassung 
zu der vorliegenden Anfrage der k. k. Postdirection in Prag eben nur Fälle der 
Sequestration von Zeitungsunternehmungen gegeben haben, dass, so viel sich 
aus den vorliegenden Berichten der einvernommenen Gerichte entnehmen lässt, 
Fälle der Beschlagnahme von Postsendungen, wenigstens bei den Landesgeridfasfen 
in Prag und Wien, eben nur bei der Sequestration solcher Unternehmungen 
sich ergeben haben, dass aber gerade mit Bezug rfiuf die Sequestration einet 
Zeitungsunternehmung die Frage aufgeworfen werden müsste, welchen Zweck und 
Nutzen es denn haben soll, wenn alle unter der Adresse der unter Sequestration 
stehenden Zeitungsunternehmung mit der Post einlangenden Aufsätze , politische 
und Tagesneuigkeiten, Börse- und Marktberichte, Verlautbarungen, zur Insertion 
bestimmte Ankündigungen u. s. w. den Umweg durch die Hand des ßequesters 
zu nehmen hätten, und ob denn eine Verfügung dieser Art einen anderen Erfolg 
haben könnte, als jenen einer Hemmung des Geschäftsbetriebes und in Folge 
dessen eine Gefährdung der Unternehmung selbst? — Hiervon aber auch abge- 
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sehen, und den Gegenstand der Frage anch von einem allgemeineren Gesichts- 
punkte und in der Ausdehnung der Erwerbsuntemehmungen überhaupt, ohne 
Unterschied ihrer Art aufgefasst, — scheint das Entscheidende darin zu liegen, 
dass das Mittel der Sequestration doch nur zur Sicherstellnng oder Hereinbringun^ 
von Geldforderungen dient und in Anwendung gebracht werden kann, und dem- 
nach Zweck und Erfolg dieses Mittels zunächst auch nur darch Entziehung von 
zu den Nutzungen des sequestrirten Objectes gehörigen Werthen beeinträchtigt 
werden können. Es mag immerhin zugegeben werden, dass, wie von vielen Ge- 
richten besonders betont wird, die Eenntnissnahme von allen auf die sequestrirte 
Unternehmung bezugnehmenden Correspondenzen dem Sequester behufs einer 
entsprechenden Besorgung eines Amtes und einer erfolgreichen Verwaltung der 
sequestrirten Unternehmung in mancher Beziehung von wesentlichem Nutzen sein 
könne; es muss aber auch angenommen werden, dass ein sorgfältiger und be- 
flissener Sequester, unter dessen Augen die sequestrirte Unternehmung betrieben 
wird, dem die Einsicht der Geschäftsbücher, Bechnungen und sonstigen Geschäfts- 
behelfe zu Gebote steht, und welchem demnach auch die Beziehungen der Unter- 
nehmung nach Aussen hin nicht unbekannt bleiben können, sich die Kenntniss 
der auf die Verwaltung infiuenzirenden Verhältnisse zu verschaiFen und sich in 
der Uebersicht alles dessen zu erhalten, was er zu wissen braucht und zu be- 
rücksichtigen hat, die Mittel finden wird , ohne der Beschlagnahme aller Post- 
sendungen überhaupt zu bedürfen, und dass demnach das Mittel, dem Sequester 
mit der Beschlagnahme von * Postsendungen zu Hilfe zu kommen, höchstens nur 
insofern als nothwendig angesehen werden kann, als es sich darum handelt, die 
für die Sequestrationsmasse eingesendeten Werthe zu sichern. — Bei der Auf- 
fassung, dass nur die an eine sequestrirte Unternehmung gerichteten Werth- 
Sendungen der ämtlichen Beschlagnahme und respective der Ausfolgung an 
den gerichtlich bestellten Sequester unterliegen sollen, findet der oberste Gerichtshof 
zwischen Fahrpost- und Briefpostsendungen einen Unterschied nicht zu 
machen, da unter der Voraussetzung dieser beiden beschränkenden Bedingungen der 
Grund und Zweck der Beschlagnahme bei der einen wie bei der anderen dieser beiden 
Versendungsarten derselbe ist, und hinsichtlich der Ausfolgbarkeit an den gerichtlich 
bestellten Vermögensverwalter des Adressaten auch in der Fahrpostordnung vom 
12. Juni 1838, Nr. 280, und der Briefpostordnung vom 6. November 1838, Nr. 302 
J. G. S., zwischen Fahrpost- und Briefpostsendungen ein Unterschied nicht ge- 
macht ist. — Die Frage, aus welchen Merkmalen eine Postsendung als an die 
sequestrirte Unternehmung gerichtet, und daher zur Ausfolgung an den Sequester 
geeignet erkennbar sein soll, trifft im Wesentlichen mit der von dem k. k. Justiz- 
ministerium in der Note vom 24. December 1876, Nr. 15.922 , angeregten Frage 
zusammen, „inwieweit eine Unterscheidung zwischen der sequestrirten Unter- 
nehmung und deren Eigenthümer möglich sei, wenn auf der Adresse der Name 
des Eigenthümers , sei es mit oder ohne Beziehung auf die Unternehmung, ge- 
nannt ist". Der oberste Gerichtshof glaubt, dass sich diesfalls eine bestimmte 
Norm nicht aufstellen lasse, und dass eine Noth wendigkeit hierzu auch nicht 
vorliege, insofern nämlich aus den Berichten der Gerichte, bei welchen bisher 
Fälle der in Rede stehenden Art vorgekommen sind, und aus dem Anfrageberichte 
der Prager Postdirection selbst sich nicht ergibt, dass besondere Anstände 
bei der Beschlagnahme von Postsendungen an eine sequestrirte Unternehmung; 
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sich gerade aus der Form der Adresse ergeben hätten. Es scheint wohl gewiss, 
dass hier nicht ein Schema von Unterscheidungen aufgestellt werden kann, wie 
die Adresse lauten müsse oder lauten könne, um eine Postsendung als der Be- 
schlagnahme unterliegend anzusehen; denn weder kann den manipulirenden 
Organen der Postanstalt eine Richtschnur vorgezeichnet werden, welche möglicher- 
weise der eigenen Beurtheilung dieser Organe bald einen zu weiten und bald 
einen zu engen Spielraum lassen könnte, noch kann der Postanstalt die Ver- 
antwortlichkeit für die genaue Einhaltung bestimmter Distinctionen aufgelastet 
werden. — Als Regel lässt sich daher nur aufstellen, dass jene als Werth- 
sendungen declarirten Postsendungen, welche an eine unter Sequestration stehende 
Unternehmung gerichtet sind, dem Sequester auszufolgen seien, und dieses Cri- 
terium wird im Wortlaute der Adresse gesucht werden müssen, und darin zu 
finden sein, wenn die Adresse an die Unternehmung selbst, unter der im Ge- 
schäftsverkehre üblichen und bekannten Bezeichnung, an ein Geschäftsetablisse- 
ment oder eine Geschäftsabtheilung oder an ein die Unternehmung oder deren 
Geschäftsabtheilung repräsentirendes Organ, oder endlich an den Eigenthümer 
der Unternehmung als solchen lautet. Eine weitere Bestimmung zur Rege- 
lung des Vorganges der Postämter bei derlei Beschlagnahmen könnte nach dem 
Dafürhalten des obersten Gerichtshofes nur in der Richtung getroffen werden, 
dass Postsendungen, aus deren Adresse sich die Bestimmung für die sequestrirte 
Unternehmung nicht zweifellos entnehmen lässt, der Beschlagnahme eben nicht 
unterliegen sollen. — In Bezug auf die Frage, ob die an die sequestrirte Unter- 
nehmung gerichteten Postsendungen dem Sequester auszufolgen seien, gleichviel 
ob er sich in dieser Eigenschaft selbst beim Postamte legitimire, oder ob dieses 
.schon vom Gerichte hiervon benachrichtigt wurde, schliesst sich der oberste Ge- 
richtshof der von der Mehrzahl der einvernommenen Gerichte ausgesprochenen 
Ansicht an, dass die Ausfolgung von Postsendungen an den Sequester nur dann 
stattzufinden habe, wenn das betreffende Gericht eine Verfügung in dieser 
Richtung beschlossen, die Postanstalt hiervon benachrichtigt und derselben zu 
diesem Behufe die Person des bestellten Sequesters namhaft gemacht hat , und 
dass daher in solchen Fällen auch jede in dieser Verfügung oder in der Person 
des bestellten Sequesters eingetretene Aendernng vom Gerichte der Postanstalt 
bekannt zu geben sei. Die Gründe hierfür liegen darin, dass eine gerichtliche 
Verfügung in dieser Richtung nicht als eine unmittelbare und unbedingte Folge 
jeder SequestrationsverhsLngung angesehen werden kann, sondern je nach der 
Beschaffenheit des Falles und des Objectes der Sequestration bedingt ist, daher 
von den an der Sequestration betheiligten Interessenten oder vom Sequester für 
jeden einzelnen Sequestrationsfall angesucht und vom Gerichte darüber entschieden 
werden muss, dass der eben bezeichnete Vorgang jedenfalls der zur Wahrung 
der allseitigen Interessen und zur Hintanhaltung von Missbräuchen geeignetere 
ist, dass auch der §. 22 der Fahrpostordnuag , der §. 31 der Briefpostordnung 
und der §. 89 der Concursordnung zur Ausfolgung von Postsendungen an den 
Vermögensverwalter und respective an den Concursmasseverwalter die von Seite 
des Gerichtes erfolgte Benachrichtigung der Postanstalt und Namhaft machung 
des bestellten Verwalters erfordern , und dass in keiner Beziehung ein Anlass 
besteht, von diesen Vorsichten bei der Beschlagnahme von Postsendungen in 
Sequestrationsfällen abzugehen. 
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5. E. k. Sistemalpatent ttozü 6. September 1748. 

(Pol. Gesetzsammlung Maria Theresias, Nr. 54.) 
(Zur Seite 287.) 

Vierte Abtheilung, in Betreff der Steuerabfuhr und der Exekutions- 
ordnung. Längstens bis den 21"^" eines ieden Monats muß die auf das künftige 
Monat ausfallende Steuer vorhinein an die Kriegskasse abgeführet werden, weil 
da den 22"^" die Rechnungen geschlossen, und keine Gelder weiter angenommen, 
sondern gegen die rückständigen Kontribuenten die exekutivischen Zwangsmittel 
vorgekehret werden. Daher soll, wenn an diesem Tage die schuldige Zahlung 
nicht abgeführet worden ist, in den Städten der Burgermeister, oder sonstiger 
Stadtvorsteher, und an freisaßlichen Höfen die Besitzer derselben ohne Anstand 
den 22**^° eines ieden Monats mit der militärischen Exekuzion belegt, und bei 
Verspührung eines geflissentlichen Säumnisses auch verdoppelt, und hiermit bis 
den 21»*«»» Tag des künftigen Monats fortgefahren, hingegen bei den Obrigkeiten 
ohne Unterschied der Person zu der wirklichen Sequestrazion geschritten, die 
Einkünfte gesperret, die vorräthigen WirthschaftsefFekte verkaufet, und die 
Führungskommissäre als Sequester der obrigkeitlichen Einkünfte, für welche 
unten sub Litt. A die Instrukzion folget, angestellet werden. In Absicht der 
Unterthanen ist dem saumseligen Kontribuenten die militärische Exekuzion ein- 
zulegen, und in solange, bis die Zahlung erfolget, zu lassen. 



Instruction für die Führungscommissarien, wenn sie zur Eintrei- 
bung des rückständigen Extraordinariums als Sequester angestellt 

werden. 

1. Ist einem ieden Sequester ein Dekret von dem Kreishau ptmanue mit- 
zugeben, mit welchem er sich bei der Ortsobrigkeit oder bei dem Beamten zu 
melden hat. 

2. Gleich nach der Ausweisung soll der Sequester die Wirthschaftsbeamten 
alle Aemter liquidiren lassen, um hieraus zu sehen, wie viel in Renten, an Baar- 
schaft, und in anderen Aemtern an Effecten vorräthig sei. 

3. Alles vorräthige Geld und Effecte hat sodann der Sequester in Beschlag 
zu nehmen , und die Renten zu sperren , und muss alles mit Yorwissen des Se- 
questers geschehen, mit den eingehenden Geldern nicht eigenmächtig gebabrt, noch 
sonst was veräusert werden. 

4. Soll der Sequester die vorräthigen Effecten verkaufen, um daraus das 
rückständige Extraordinarium zu bezahlen, und wenn dieses noch nicht hinläng- 
lich wäre, hat er bis zur vollkommenen Tilgung dessen im Orte zu verbleiben, 
sodann aber den Bericht über seine Verrichtung dem Kreisamte zu erstatten. 

5. Wenn aber der Sequesler in seinem Verfahren von der Obrigkeit oder 
dem Beamten gehemmet werden sollte, so hat er in diesem Falle es dem Kreis- 
amte sogleich anzuzeigen. 
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6. Hat der Sequester sowohl während der Reise, als im Orte: um sein 
baares Geld zu zehren und werden ihm täglich 30 kr. als Diätgdder yerwilliget 
Auser diesem hat er nichts zu fordern, sondern sich über seinen Aufenthalt bei 
dem Kreisamte auszuweisen. 

7. Ist sich hiernach unter der Strafe der Abstellung genau zu benehmen. 



6. Eofdeoret vom 15'^° April 1825, 

an das Inner-Osterreichisch-Küstenländische Appellations-Gericht, über Note der 
vereinten Hof kanzley vom 18. Januar 1825. (Nr. 2089 J. G. S.) 

(Zur Seite 289.) 

In Betreff der Sequestration der einer Steuerbezirks- Obrigkeit eigenthüm- 
lichen Güter wegen Steuer-Rückständen, hat die vereinte Hof kanzley in Folge 
höchster Entschließung vom 4. Januar 1825, folgende Verordnung an das Steyerisch- 
Eämthnerische Landes-Gubemium erlassen: 

Erstens. Da die Sequestration der einer Steuerbezirks-Obrigkeit eigen- 
thümlichen Güter, nach den bestehenden gesetzlichen Anordnungen und im Grunde 
des stillschweigenden privilegirten Hypothekar-Rechtes-, nur in Ansehung jener 
Steuer-Rückstände verhängt werden kann : welche hinter der Steuerbezirks-Obrig- 
keit als gleichzeitig wegen des Gutsbesitzthumes im Rückstande befindlichen Con- 
tribuenten, oder hinter derselben als für die Contribution ihrer eigenen Unter- 
thanen haftenden Dominium ausstehen, und sich auf einen Zeitraum von drey, 
oder weniger als drey Jahren beschränken : so muss vor Allein die Summe dieser 
Rückstände von jener ausgeschieden werden, die aus Beträgen besteht, welche 
die Steuerbezirks-Obrigkeit als delegirtes Organ der Staatsverwaltung theils von 
anderen Dominien, wegen der in den Steuerbezirk fallenden Realbesitzungen, 
theils von anderen, fremden Obrigkeiten zustehenden Unterthanen im Umfange 
des Steuerbezirkes, eingehoben hat. 

Zweitens. Sobald die Rückstände der ersten Art hereingebracht sind, 
muß von der Sequestration, die aus dem Titel des privilegirten Hypothekar-Rechtes 
verhängt worden ist, abgelassen werden , und es ist dem Hypothekar-Gläubiger 
unbenommen, auf den übrigen Theil der Einkünfte seine Rechte in der gesetz- 
lichen Ordnung des Privat-Rechtes geltend zu machen ; da er von einem privi- 
legirten Pfandrechte der öffentlichen Verwaltung in einem solchen Falle nicht 
mehr beirret werden kann. 

Drittens. Wäre im Wege der bereits veranlaßten Sequestration bey einem 
oder dem anderen Gute mehr eingebracht worden, als zur Bedeckung der Rück- 
stände , für welche das stillschweigende privilegirte Hypothekar-Recht wirksam 
ist, noth wendig war : so muß der Mehrbetrag gerichtlich deponirt und den Hypo- 
thekar-Gläubigem vorbehalten werden, ihre Ansprüche darauf im gesetzlichen 
Wege geltend zu machen. 

Viertens. Die Rückstände, für welche die Steuerbezirks-Obrigkeit nach 
den dermahligen gesetzlichen Bestimmungen mit keinem privilegirten Hypothekar- 
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Rechte zu haften hat , so wie der nach der Cirkular- Verordnung vom 30. De- 
cember 1818 auf den Fall, wenn eine Steuerbezirks-Obrigkeit eingehobene Steuer- 
gelder zurückbehält, festgesetzte Straf betrag des Vierfachen, müssen nach den 
Bestimmungen der Executions-Ordnung vom 5. Junius 1813, und da 
hierbey kein besonderes Privilegium eintritt, nach den allgemeinen Normen der 
bürgerlichen Gesetzgebung hereingebracht werden. 

Fünftens. Scheitern diese Maßregeln an der Unvermögenheit der für 
diese Rückstands-Summen verantwortlichen Steuerbezirks-Obrigkeit, und erwüchse 
daraus Nachtheil für den öffentlichen Schatz : so bleibt demselben der Regreß an 
jene Behörden, welchen dießfalls eine Schuld beygelegt werden kann, vorbehalten. 

Sechsten s. Auch bleibt es den Hypothekar Gläubigem vorbehalten, ihren 
Regreß im ordentlichen Wege gegen jene zu suchen, welche ihre Rechte durch 
unbefugte Sustentations-Bewilligungen verschuldeter Gutsbesitzer, oder 
durch übermässige Sequestrations-Auslagen gekränkt haben. 



Digitized by VjOOQ iC 



Sachregister. 



Die Grundziffern bezeichnen die Seite, die Exponenten die Note. 



Abberufung des S. 83. 

AbStiftung 266. 

Actio sequestraria 3, 5. 

Adjustirung 125, 126, 127, 193. 

Administration 271^. 

Advocatie lb\ 198, 202«. 

Aedes sacra 9, 13. 

Aerarische Ansprüche 141 flg., 156. 

Aerztliche Praxis 202«. 

Alienation, s. Veräussemng. 

Alimentation 231®. 

AUmente 202«. 

A limine-Abweisung 117, 159, 168*. 

Amt 83*«, 229. 

Anfechtungsprocess 155 flg. 

Animus domini 101, 102, 103. 

Anmerkung, bücherl, 32^ 205, 206, 

206', 214", 218, 218^». 
Anstellungsdecret 61, 66, 110, 191, 

193, 194», 223, 292, 294. 
Anwärter 193. 
Apothekergewerbe 202«. 
Appellation 8, 9, 10, 157^^ 161 flg., 

248 ff. 
Arrest 179 ff., 249', 250. 
Aufforderungsklage 118", 120^^ 
Aufhebung einer Obligation durch S. 

19, 267 ff. 



Aufhebung der S. 26, 88, 237 ff. 
Aufkündigung 43, 792^ 99*«, 111. 
Aufnahme von Arbeitskräften 111. 
Auftrag, gerichtl. an S. 97, 99, 113, 

120, 122, 1233^ 124'«. 
Ausgedinge 44, 148, 202«, 203. 
Auswanderung 187*, 191*. 

B. 

Bannrechte 147. 

Beamte 90, 220^. 

Bedingung bei der Sequ. 2«, 3, 21 flg., 

26. 
Bemängelung 85, 93, 114 ff, 117 ff. 
Bescheinigung 131 flg., 159, 160*-«, 172, 

177, 178, 180. 
Beschlagnahme 20, 266. 
Besitz b. d. Sequ. 6, 101 ff. 
Besitzeinfnhrung, s. Einführung. 
Besifzentsetzung 64 flg , 98, 128, 13G, 

149»». 
Besitzentsetzungsklage 22, 74, 128, 136. 
Besitzentziehung, exec. 9 flg. , 33 ff"., 

53, 55, 58, 63, 64. 
Besitzerlangung a. d. sequ. Sache 56 ff. 
Besitzprocess 128, 135, 139 flg. 
Besitzrecht 105, 212^«. 
Besitzstörung 66, 137*S 138*^ 148. 
Besitzstörungsklage 22, 67^ 71, 73*«, 

74, 77--, 106, 128*. 
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Bestandnehmer 216, 217, 217^^ 
Bestandgeber 228, 230. 
Bestandobject 167. 
Bestandsache 167. 

Bestandstreitigkeiten 19, 42, 164, 165 ff. 
Bestandvertrag 79^*, 168. 
Bestellung des prov. Sequ. 59 ff. 
Bestellung des exec. Sequ. 218 ff., 246. 
Bevollmächtigungsvertrag, s. Mandat, 

mandatum. 
Beweis 131 flg., 157. 
Beweis z. ewig. Gedächtniss 131, 132. 
Bolzen schiessstätte 202*. 
Brevi manu traditio 72, 211, 212. 
Briefpostsendungen 227. 

C. 

Caution 153 flg., 155, 157", 163, 165, 
169«, 172, 177, 178, 181, 262. 

Cedirung des S. 100, 101*». 

Cimelarchinm 13. 

Codex Justinianeus 9, 14. 

— Thedosianus 8, 9, 12, 14. 

Commodatum 5, 27. 

Compensation 100. 

Compossessio in solidum 102, 103^^ 

Concessionirtes Gewerbe 15*, 198, 202*. 

Concurs 53, 156, 220^ 

Consens gerichtl. 97, 111, 112. 

Constitutum possess. 69**, 72. 

Controlerecht 230. 

Corpus possessionis 68, 69, 75, 79, 101. 

Curator 20, 71, 99, 102, lllS 191, 
192, 271^ 277, 278, 278*^ 297^ 



D. 



1502, 



Deckungssequestration 19, 128*, 

162, 165, 179* ff. 
Definition der S. 15 flg. 
Defraudation des S. 224, 234'. 
Depositenamt 268, 269. 
Deposition gerichtl., s. Erlag. 
Depositum 2, 4, 24, 24', 27, 89, 95, 

281. 
Deserteur 19, 187 ff. 



Detention des S. 67. 

Detentoren 69 flg., 79, 80, 97, 98, 100, 

107, 212, 228. 
Deteriorirung 30, 151*, 153, 
Devastation 185, 200». 
Dienstleute 69. 
Dingliche Klage 36, 38, 55, 238 fg., 

240. 
Dominicalsteuer 292. 
Dos 6, 7, 13, 64. 
Dritte Personen 30 flg., 81, 88, 96, 97, 

100, 101*«, 106««, 107 , 121, 237 ff. 



Echter Besitz 136**, 138, 139, 139*', 

140, 151*. 
Eid 160. 
Eigenthumsklage 22, 36, 37, 37», 238 ff., 

240. 
Einantwortung exec. von sequ. Forde- 
rungen 51, 52, 52*», 53. 
Einführung des Sequ. 58 , 63 flg., 99, 

214*^ 220 fg., 224, 229*, 241, 292, 

294. 
Einhebung 15*, 194, 194», 195 flg., 

197, 198, 199, 211, 224, 227, 229. 
Einkünfte 113, 197, 198, 201, 201% 

202«, 204, 215, 225, 230, 230*, 231*. 
Einrede 131. 

Eintheilung der S. 18 flg. 
Einverleibung 39, 53, 213, 218, 245. 
Einweisung in den Besitz der sequ. 

Sache 33 flg., 40 flg. 53, 55, 88. 
Einwendungen gegen Sequester 218 ff., 

247. 
Eisenbahnen 113», 203*, 232«. 
Eisenbahn, Sequ. einer 287, 301 flg. 
Emtio venditio 5. 
Enthebung des S. 83, 122^3, 224. 
Entlassung von Arbeitskräften 111. 
Entlohnung 88, 89, 123 ff., 235, 293, 

294, 296, 302. 
Entschädigung 54, 168. 
Erbgut 266. 
Erbpacht 266. 
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Erbrechtsklage 173 ff. 

Erbrechtsstreit 19, 173. 

Erbschaftsklage 173. 

Erbzins 266. 

Erlag gerichtl. 67^ 113, 122, 124, 155, 

249, 249», 267 ff., 299, 300. 
Ersatz 121, 123, 125, 126, 153, 299*. 

300. 
Eisrteher exec. 35, 40, 184 ff., 199, 

200», 239, 240. 
Exceptio yitiosae possess. ab advers 

128S 136", 138, 139, 140, 149. 
Executive S. 7, 19, 29, 44, 51, 53, 94, 

109, IM ff, 238, 241. 
Execation auf die seqn. Sache 33 ff. 
Execation zur Sicherstellung 10, 11, 

12, 163, 165, 183, 243 ff, 243^252. 
Execution zur Sicherstellung pendente 

appellatione 8, 9, 12, 163, 248. 
Executionsrecht gegen Sequester auf 

Herausgabe der Sache 57 ff. 
Executive Sequ. zur Sicherstellung 

243 ff. 
Executivprocess 10, 11, 12, 255. 
Exscindirungsklage 50, 51^^, 52, 53, 

237*, 238. 
Extraordinarium 287, 292. 

F. 

Eabrik 202«. 

Fahrpostsendungen 227. 

Fallfristen 118=^«. 

Feilbietung, executive 41, 60, 184, 199, 

210, 211, 235, 236, 238, 239, 293, 

299, 299^ 
Feilbietung der Naturalfrüchte 111^. 
Feilgebotene Liegenschaft 19, 184 ff., 

199, 201. 
Fideicommiss 19, 192, 203, 232^ 
Fideicommisscurator 193. 
Finanzprocuratur 62, 141, 14223, 156". 
Finder 297 ff 
Fischereirecht 74. 

Forderungen 51, 52, 146, 157", 226, 229^ 
Freisassliche Höfe (Steuerschuldigkeit) 

292. 



Freiwillige S. 6, 18, 21. 

Früchte 29, 44**, 89, 104«*, 123, 153, 

157**, 164 flg., 194, 201, 205 ff., 219, 

224, 235, 236, 258 ff. 
Fruchtniessung 147, 148^^, 206^ 

G. 

Gebrauch 147. 

Gefahr 152 flg., 157, 161 flg., 166, 251, 

256**, 262, 264, 265««, 298, 299, 

300, 301, 302. 
Gefälle 194, 201, 201% 204*«, 205 ff., 

219, 224. 
Gefundene Sache, Sequ. der 287, 297. 
Gegenforderung 100, 217 *^ 
Gegenleistung 100. 
Geldforderung 40 ff., 162, 179, 199. 
Geldstrafen 61^ 68^ 250. 
Geldsendungen 227. 
Gemeindeabgaben 202«. 
Genehmhaltung der Rechnung 117, 118. 
Gerechtsame 68, 74, 79,99, 129, 143 flg., 

150, 151*, 157, 165, 218*8, 223, 224. 
Gerichtliche S. 18, 28, 85, 86, 87 ff. 
Geschäftsbriefe 227. 
Geschäftsstücke 227, 
Gläubiger 229, 274 ff. 

H. 

Habitatio 36, 147. 
Handelsgewerbe, s. Unternehmung. 
Haupteid IIS^». 
Hausbesorger 75. 

Hauswirth 61, 110, 111, 113, 120^^ 
Hereditatis petitio 173. 
Holzschlagrecht 74, 202«. 
Hypothekargläubiger 84, 105", 108 ff., 
115, 117, 120, 1273», 209, 232. 

I. 

Jagdrecht 74, 202«. 
Illation 258, 259*». 

Immission, s. Einweisung in den Besitz. 
Immobilarexecution auf die sequ. Sache 
33 ff, 40. 
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Interessen, s. Zinsen. 

Intimation des S. 70 flg., 73^\ 226, 

228 fg. 
Justificirung 128\ 142", 142*% 150^ 



Kaffeesiederei 202«. 
Kirchenvermögen 203. 
Klage bezgl. der sequ. Sache 33, 55. 
Klage, dingliche 36, 38, 55, 238 ff. 
Klagerecht des Sequ. 52, 97 ff., 107, 
123, 125, 229, 229S 230. 

— gegen den Sequ. 56, 88, 97 ff., 107, 
110. 

Klagscaution 118. 

Klagsrückerlag 37®. 

Kosten 123, 124'«, 126, 193, 235, 296, 

299*, 300, 301, 302. 
Kummer 29*. 
Kündigung, s. Aufkündigung. 

L. 

Landtäfliche Güter 293. 

Laudatio auctoris 22^ 36, 37», 38, 39, 

55. 
Legitimation des Sequ. 

— active 97 ff., 106^«, 107. 

— passive 97 ff., 107. 
Leihvertrag 148. 
Litis denuntiatio 37». 
Locatio conductio 4, 5", 27. 
Locatio conductio operarum 88. 
Lohn 88, 89, 123, 127«». 
Lohnvertrag 88, 95. 
Löschungsklage 239. 
LottocoUectur 202*. 

M. 

Mandat 25, 88, 89 ff., 95, 122^3^ 228. 
Mandatar 84, 92, 102, 105*% 108, 

127^^ 
Mandatum 4, 88. 
Mautpächter 143. 



Meistbotvertheilung 215, 215^«, 234^ 

235 fg. 
Militärexecution w. Steuer 292, 293, 

293". 
Mitbesitz 101 ff. 
Miethe 151. 

Miether 69, 75, 99, 226, 229. 
Miethvertrag 99^«, 148. 
Miethzins 157", 204", 216, 216", 217, 

217". 
Mobilarexecntion 45 ff., 238 ff. 

N. 

Nachlass 19, 173 ff. 
Naturalabgaben 198. 
Naturalausgedinge 148, 202«. 
Naturalbesitz 206^ 240, 240*. 
Nominatio auctoris, s. laudatio auctoris. 
Notare 6P, 71". 
Notariat 198, 202«. 
Nutzungen 29, 85, 94, 111, 123, 145; 

153, 157", 266. 
Nutzungsrechte 144, 148, 202«, 206^ 

O. 

Obligation, Aufliebung der durch S. 19, 

267 ff. 
Öffentlichrechtl. Verhältniss des S. 86, 

90. 
Officium judicis 9, 12, 13. 
Oppositionsklage 237, 242. 
Organ der Justizverwaltung 84, 90. 
Ortsobrigkeit 297.. 
Österr. -Ungarische Bank 222. 
Ostgalizische G. 0. 162^. 

P. 

Pacht 151, 217". 
Pachtrechte 163, 202«. 
Pachtverhältniss 79**. 
Pachtvertrag 99", 131^ 148. 
Pachtzins 100^', 101", 157", 164 flg., 
248, 257. 
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Pachter (59, 91), 165, 168^ 206^ 217^«, 

226, 229, 258 ff. 
Ferception 210, 212, 213, 214^^ 234, 

258. 
Personalarrest 179 ff., 250, 250^. 
Personalinstanz 275, 276. 
Petitorischer Stritt 133', 150, 178. 
Pfandrecht 29^, 124, 146, 205. 
Pfandrecht auf die Früchte 205 ff. 
Pfandrecht gesetzl. des Vermiethers u. 

Verpächters 164 fg., 257 ff. 
Pfandweise Beschreibung 164, 240, 

240*, 258, 259", 260. 
Pfändung exec. 45, 51, 52, 53, 184, 

213^S 238, 240, 241, 244, 248^ 

252, 253, 254, 266, 293. 
Pfändung der seqn. Erzengnisse 51, 53. 
Pfrtindenvermögen 203. 
Pignoris capio 11, 12, 
PoUtische S. 18, 29, 61, 62, 83, 224, 

232', 286 ff. 
Polizeiliche S. 297. 

Possessorischer Stritt 128 ff., 133', 178. 
Possessorium ordinarium 135, 136, 136**, 

139". 
Possessorium summarissimum 77*^, 135, 

136, 138*% 139, 139*', 149«». 
Post- und Telegraphenanstalt 227. 
Postrecht 203". 
Präjudicialklage 173. 
Priorität 212^«, 214, 214*^ 232^ 234«. 
Privatrechtl. Verhältniss des S. 84 ff., 

227 ff. 
Privatzeugnisse 159. 
Proclamatio in libertatem 9. 
Propinationspachtung 79^*, 202*. 
Protokoll 75. 
Provisorische S. 12, 19, 28, 29, 194, 

218*«, 251. 
Publiciana i. r. actio 139*', 240. 

Q. 

Quasidepositum 279. 

Quasimandat 122^3, 191, 228, 296. 

Quittirung des S. 100. 



R. 

Rangordnung 212*^ 214*', 215, 215^«, 

216, 233. 
Bauchfangkehrergewerbe 202*. 
Realact 63, 82. 

Realarrest 12, 29=, 179, 179^ 181. 
Realgerichtsbarkeit 129^ 205». 
Realgläubiger 184 ff.. 199. 
Realinstanz 82 , 190, 200^ 201^ 275, 

276. 
Reallasten 147. 
Rechtliche Stellung des prov. Sequ. 

84 flg. 
des exec. Sequ. 96, 227 ff. 

— — des fiscalischen S. 294 flg. 
des polizeilichen S. 300. 

— — des Eisenbahnsequesters 302. 

— — des römischen S. 12. 
Rechnung 114 ff., 116, 191, 193. 
Rechnungslegung 85, 93, 97, 110, 

114 ff., 191, 193, 234, 293, 295, 296. 

300. 
Rechte 145 ff. 

Rechtfertigungsklage 181, 182^ 
Rechtsgeschäfte des S. 88, 91 ff. 
RechtBkräftigkeit 220, 222, 237. 
Rechtsbesitz 103 ff., 148. 
Recurs 39, 50, 51*«, 53, 173. 
Renten 113, 148, 202«, 204, 232. 
Retentionsrecht 124, 125, 265»*, 300. 
Rücknahme der depon. S. 279 ff. 



S. 

Sachbesitz bei der S. 101. 
Sachverständige 172, 192. 
Schaden 85, 90, 97, 99, 110, 121, 153, 

155, 165 flg., 299, 299*. 
Schätzung 235, 236, 293. 
Schuldner 226, 229, 231, 274 ff. 
Separatio bonorum 20. 
Separation 211, 213, 214*«, 258. 
Sequester (ursprüngl. Bedeutung) 1. 
Sequestration, Begriff und Wesen 2 flg., 

15 flg., 24'. 
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Sequestration , Eintheilung derselben 

18 flg. 
Sequestration wegen Pachtzins 163 ff., 

257 ff. 
Sequestrationserlös 109, 113», 215, 228, 

234, 234«, 235 fg. 
Sequestrationsmasse 51, 212^^ 
Sequestrationsrecht 103, 105", 213, 

2(50, 26530. 
Servituten 146 flg. 
Sicherstellung ärar. Anspräche 141. 
Sicherstellung, pendente appellatione 8, 

9, 12, 163, 248 ff. 
Sicherstellung auf die sequ. Sache 33, 

55, 56. 
Sicherstellung, die, der Sequestration 

28flg, 53. 
Sistirung der S. 241, 242. 
Societätantheil 202®. 
Sperre, enge 47. 
Stadt 294 flg., 300. 
Städte (Steuerschuldigkeit) 292. 
Steuern 62»^ 112, 287 flg. 
Steuerexecution 287 flg. 
Steuerexecutor 294. 
Streitanmerkung 31, 133', 239, 241. 
Streitgegenstand , S. des 1 flg., 9 , 10, 

12, 16, 19, 128 ff. 
Substanz 44*^ 82, 109, 110, lll^ 153, 

154», 192, 1943, 203^^ 209, 210, 

211, 215, 215^', 235, 236, 243. 
Sustentationsanspruch 230, 231^. 
Syndicatsbesch werde W*^ 

T. 

Thatsache, entkräftende 281. 
Thatsache, entscheidende 280, 285. 
Titel zum Besitz 136*^ 
Trafikanten 203". 
Transferirung 20, 47, 48^^ 265=^^ 

u. 

* 

Überbieter 184 ff. 

Übernahme des Amtes des Sequ. 61. 

Schubert. Die Sequestration. 



Unechter Besitz 133'. 

Unterhalt 191, 202«. 

Unternehmung, sequ. 83, 100", 202, 

202«, 224 flg., 228. 
Unterthanen 292. 
Unterthänigkeitsverhältniss 293. 
Unverbücherte Realitäten 206, 206^ 

240. 
Urkunden 131, 159. 
Uauar 36, 44, 241. 
Usufructuar 36, 44, 210, 241. 
Usus 147, 240. 
Ususfructus 147, 151, 240. 



Vater 102. 

Veräusserung der sequ. Sache 29, 29'\ 

31 flg., 153. 
Verbot 29^ 56, 73, 179^ 182, 183«, 

203", 204", 250. 
Verfügungen, einstw. im Besitzprocess 

139 flg. 
Verkauf der Naturalfrüchte 111. 
Verkaufsrecht 210. 
Vermiether 35, 157^*. 
Vermiethung 111. 
Verpachtung, exec. 20, 157^*. 
Verpächter lbV\ 164 flg., 168^ 258 ff. 
Verschulden 120^°. 
Versteigerung, s. Feilbietung. 
Vertheilung des S.-Erlöses 109, 113", 

234, 234«. 
Verwahrung 89, 199. 
Verwahrungsvertrag 25, 89, 123. 
Verwalter 69, 75, lll^ 176*. 
Verwaltung 7, 13, 15, 16, 20, 82, 88, 

89, 91 ff., 95, 96 ff, 99, 110 ff., 123, 

177, 194, 194^ 197, 199, 211, 225, 

231, 268, 294, 296. 
Verwaltungserlös 211, 212^«. 
VerwaltuDgspersonale 225, 228, 230. 
Verwaltungsrecht 103 ff , 105^^ , 194, 

194^ 210, 224. 
Vi, clam, precario 149. 
Vindication 22, 38, 55, 56, 238 fg., 242. 
21 
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Vollzug der S. 214. 

VoransbezahluDg des Bestandzinses 216, 

217, 218. 
Vormerkung 218, 219», 245, 249, 250, 

250». 
Vormund 20, 99, 102, 111». 
Vorstellung des S. 75. 
Vorzugspost 232, 232», 235 fg. 

W. 

Wegnahme der sequ. hewegl. Sache 9, 

33 ff., 53, 55, 58, 63. 
Werthsendungen 227. 
Westgalizische G. 0. 162^ 178. 



Wohnung 45, 147. 

Wohnungsrecht (habitatio) 36, 202«. 

Z. 

Zahlung des S. 234, 234'. 
Zahlungsmittel, die S. als 270 ff. 
Zeitungsuntemehmen 202*. 
Zinsen 113, 120, 197, 204, 204", 231 S 

232 flg., 234«, 293, 295. 
Zugehör 260. 
Zutrittsrecht 230. 
Zwangsverkauf, s. Feilbietnng. 
Zwangsweise S. 7, 8, 9, 12, 18, 28, 85. 
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19, 29«, 44", 54, (58», 74, 77, 
94, 128S 129, 129^' 3, 130, 
133^ 136, 144, 150, 150^ 152, 
153, 156, 156^-, 157, 157»='", 
158, 159, 160, 161, 164, 165, 
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179, 180, 194\ 196, 254^^ 
261, 265, 269, 270, 274, 276^«. 
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218, 221«, 276. 

59, 60, 61, 91 , 93, 94, 194', 
196, 218, 276. 
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